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Im Bewusstsein der historischen Verantwortung für Deutschlands 
Zukunft hat sich die Alternative für Deutschland das folgende  
Programm zur Wahl des 9. Europäischen Parlaments im Mai 2019 
gegeben: 

Die AfD steht fest zu der Idee eines Europas der Vaterländer, einer euro- 
päischen Gemeinschaft souveräner Staaten, die zum Wohle ihrer Bürger in all 
jenen Angelegenheiten zusammenwirken, die gemeinsam besser erledigt werden  
können. Dazu gehört insbesondere ein möglichst unbehinderter Binnenmarkt  
mit fairem Wettbewerb.   

Die quasistaatliche „Europäische Union“ halten wir für einen Widerspruch 
in sich. Eine Gruppe benachbarter Staaten kann sehr gut auf völkerrechtlicher 
Basis konstruktiv und friedlich kooperieren. Der Versuch jedoch, aus derzeit 28 
oder noch mehr Staaten mit jeweils eigenen Sprachen, Kulturen und historischen 
Erfahrungen einen wie auch immer ausgestalteten Gesamtstaat zu bilden, muss 
scheitern. Ein solches Gebilde verfügt weder über ein Staatsvolk, noch über das 
erforderliche Mindestmaß an kultureller Identität, welche notwendige Vorausset-
zungen für gelingende Staaten sind. Die mahnenden Worte aus der Präambel un-
seres Wahlprogramms zur Europawahl 2014 gelten weiterhin und sind durch den 
Austritt Großbritanniens und den inzwischen nicht mehr vorstellbaren Eintritt  
der Türkei bestätigt worden:

„So entsteht ohne Zustimmung der Bürger ein bürgerferner Kunststaat, 
der auf Vertrags- und Rechtsbrüche zurückgeht. Zusammen mit gewaltigen 
ökonomischen und sozialen Verwerfungen in den Südländern, der schleichenden 
Enteignung von Sparern und der ungerechten Belastung von Steuerzahlern der 
ökonomisch stabileren Staaten führt dies zu einer steigenden Ablehnung der EU 
... In einzelnen Staaten wird sogar offen der Austritt aus dieser EU gefordert.“ 

Eine Union Europäischer Staaten wird nur dann eine Zukunft haben, wenn 
es gelingt, dem sich immer schneller drehenden Rad der Entdemokratisierung 
und Zentralisierung in die Speichen zu greifen, bevor die heutige EU durch die 
Pervertierung ihrer Gründungsidee an sich selbst zu Grunde geht. Die wirtschafts-
geschichtlich ungewöhnliche Idee einer Einheitswährung für wirtschaftlich völlig 
unterschiedlich entwickelte Staaten ist gescheitert. Es handelte sich um eine 
politische Wunschvorstellung, die mit ökonomischen Gesetzen nicht in Einklang 
zu bringen war und auch für die Zukunft nicht in Einklang gebracht werden kann. 
Die deshalb vielfach bereits praktizierte und sich weiter abzeichnende Transfe-
runion führt zum Abstieg aller europäischen Volkswirtschaften und zu unüber-
brückbaren Konflikten zwischen den Staaten.  
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Ein vergleichbares Versagen der EU hat sich in der Migrationskrise gezeigt. 
Obwohl in den Gründungsverträgen das innere und äußere Grenzregime der 
EU-Staaten und die Asyl- und Einwanderungspolitik an die EU übertragen worden 
sind, ist für die vorhersehbaren Migrationsprobleme keine Vorsorge getroffen 
worden. Zudem hat die EU mit ihrem Krisenmanagement total versagt. Dadurch 
haben die Bürger zusätzlich Vertrauen in die Leistungsfähigkeit der europäischen 
Institutionen verloren. Eine weitere, grundsätzliche Fehlentwicklung ist in der 
Klima- und Energiepolitik auszumachen, die sich allein auf die Hypothese des 
menschgemachten Klimawandels stützt und in alle Bereiche der Gesellschaft 
wirkt. Wir wollen diese Politik beenden, denn sie verknappt ohne jede Not den 
Zugang aller Menschen zu billiger Energie, die Voraussetzung jeden Wohlstands 
ist. Nur wenige haben durch die Zwangs-Umverteilungen in Milliardenhöhe einen 
Nutzen. 

Es ist deshalb höchste Zeit, die künftige Entwicklung der EU grundsätzlich zu 
überdenken.

Die derzeit von wichtigen Akteuren in Europa betriebene Banken- und Sozi-
alunion mit der gesamteuropäischen Vergemeinschaftung von Haftungen und 
Unterstützungsleistungen in unbegrenzter Höhe zerstört vollends die Geschäfts-
grundlage der Verträge von Maastricht und Lissabon. Es ist bereits deutlich 
erkennbar, dass die Völker Europas sich dagegen auflehnen werden. Daher die 
große Eile der „Europäischen Institutionen“, vor den EU-Wahlen noch Fakten zu 
schaffen. Wir warnen vor diesen weiteren Fehlentscheidungen und werden alles in 
unserer Macht Stehende tun, sie zu verhindern. Dazu erheben wir die Forderung, 
Grundfragen der EU durch nationale Volksabstimmungen zu entscheiden. 

Die EU-Wahlen zum 9. Europäischen Parlament werden Signale 
setzen, die nicht mehr überhört werden können!
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2.1 Ein Europa der Nationen

Die Vielfalt der nationalen Kulturen und Traditionen ist die Grundlage für die 
politische, ökonomische und soziale Stärke Europas. Wir lehnen ab, die EU zu 
einem Staat mit Gesetzgebungskompetenz und einer eigenen Regierung umzu-
wandeln, ebenso die Idee der „Vereinigten Staaten von Europa“. Stattdessen tritt 
die AfD für ein Europa als Wirtschafts- und Interessengemeinschaft souveräner 
Staaten ein. Wir wollen in Freundschaft und guter Nachbarschaft zusammenleben.

Mit den Verträgen von Schengen, Maastricht und Lissabon wurde das Prinzip 
der Volkssouveränität ausgehöhlt. Der Versuch, funktionierende demokratische  
Nationalstaaten aufzulösen und durch eine Art europäischen Superstaat zu 
ersetzen, kann nicht gelingen. Es ist eine Illusion, dass die nationalen Identitäten 
nach und nach durch eine europäische abgelöst werden könnten. Weder gibt es 
ein europäisches Staatsvolk, das für ein solches Vorhaben konstitutiv wäre, noch 
ist erkennbar, dass sich ein solches auf absehbare Zeit herausbildet. Kulturen, 
Sprachen und nationale Identitäten sind durch Jahrhunderte dauernde, geschicht-
liche Entwicklungen entstanden. Nur in nationalen Staaten mit demokratischer 
Verfassung können Volkssouveränität und Grundrechte der Bürger als Herzstück 
der Demokratie gelebt und bewahrt werden.

2.2 Reform der Europäischen Union 

Die europäische Gemeinschaft hat sich zu einem undemokratischen Konstrukt 
entwickelt, das von den politischen Akteuren Europas besetzt ist und von intrans-
parenten, nicht kontrollierten Bürokratien gestaltet wird. Die in den europäischen 
Verträgen fixierten Grundsätze der Subsidiarität und des Verbotes der Staatshaf-
tung für Schulden anderer Staaten werden ignoriert. Die Politik der EU-Organe, 
insbesondere des Europäischen Rats und der Europäischen Kommission, ist vom 
Feilschen um Partikularinteressen von Einzelstaaten und Lobby-Klüngel domi-
niert. Der Wettbewerb wird zunehmend durch eine europäische Regulierungswut 
erdrosselt. Die demokratische Kontrolle der EU-Organe ist völlig unzureichend, 
auch der Europäische Gerichtshof (EuGH) nimmt diese Rolle nicht wahr, sondern 
weitet beharrlich die EU-Kompetenzen zu Lasten der Souveränität der National-
staaten aus.
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2.2.1 DEXIT – Der Austritt als letzte Option

Sollten sich unsere grundlegenden Reformansätze im bestehenden System der 
EU nicht in angemessener Zeit verwirklichen lassen, halten wir einen Austritt 
Deutschlands oder eine geordnete Auflösung der Europäischen Union und die 
Gründung einer neuen europäischen Wirtschafts- und Interessengemeinschaft für 
notwendig und werden die Entscheidung über den DEXIT bei den Bürgern einho-
len, so wie es nach unserem Modell der direkten Demokratie selbstverständlich ist. 

Die EU – Zentralismus und Bürokratie

Die politischen Akteure Europas haben die Europäische Union zu einem mon-
strösen Behörden- und Verwaltungsapparat ausgebaut: Zwölf EU-Institutionen 
mit 44.000 EU-Beamten und 11.000 Angestellten, Personalkosten von über acht 
Milliarden Euro, 24 EU-Agenturen mit einer nicht veröffentlichten Zahl von Mit-
arbeitern und Heerscharen von Dienstleistern wie Dolmetschern und Sachverstän-
digen. Die Abgeordneten, Kommissare, Beamten und sonstigen EU-Beschäftigten 
erhalten unangemessen hohe Vergütungen und Privilegien, von paradiesischen 
Pensionsansprüchen bis zu steuerfreien Zulagen. In der EU verdienen beispiels-
weise etwa 4.000 EU-Beamte jeweils mehr als der deutsche Bundeskanzler 
(290.000 € brutto/Jahr).

Mit der Reform der EU wollen wir den aufgeblähten Behördenapparat schrump-
fen und die unverhältnismäßige Besoldung und Versorgung der EU-Bürokraten 
stoppen. Die Besetzung von Ämtern und Funktionen der EU-Institutionen soll 
nach Eignung und Befähigung erfolgen und nicht nach Parteibuch.

Die Abkehr vom Einstimmigkeitsprinzip und die Einführung eines Mehrheits-
prinzips ist mit unserer Vorstellung der Europäischen Union nicht vereinbar. 
Kein Land soll über ein anderes Land bestimmen. Das Mehrheitsprinzip hebt die 
Souveränität der Staaten auf.

EU-Parlament abschaffen

Das undemokratische EU-Parlament mit seinen derzeit privilegierten 751 
Abgeordneten wollen wir abschaffen. Die Rechtsetzungskompetenz sehen wir aus-
schließlich bei den Nationalstaaten, befürworten jedoch eine Intensivierung der 
zwischenstaatlichen Zusammenarbeit der Mitgliedsländer und den Abschluss von 
multilateralen Staatsverträgen. Nicht Zentralismus und Gängelung, sondern part-
nerschaftliche Kooperation gewährleistet nachhaltigen Wohlstand und Frieden.
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Ein neuer Europäischer Gerichtshof als  
supranationales Schiedsgericht

Bei der Neuordnung der Europäischen Union wollen wir anstelle der bisherigen 
EU-Organe eine Organisationsstruktur schaffen, welche der Organisation anderer 
zwischenstaatlicher Zusammenschlüsse entspricht. Die Einzelheiten der Organisa-
tionsstruktur sind in multilateralen Verträgen zu regeln.

Die Eingriffe des Europäischen Gerichtshofes in die Souveränität der National-
staaten wollen wir beenden. Mit dem Wegfall der Gesetzgebungskompetenz der 
EU ist der Vorrang des deutschen Grundgesetzes und des nationalen Rechtes wie-
derhergestellt. Ein neuer EuGH soll die Aufgaben eines supranationalen Schieds-
gerichts wahrnehmen. Die Richter des neuen EuGH sollen von den obersten 
Gerichten der Nationalstaaten gewählt werden.

2.2.2 Volksabstimmungen in europäischen Angelegenheiten

Solange die staatliche Souveränität der Nationalstaaten nicht wiederhergestellt 
ist, darf Deutschland ohne Volksabstimmung keine Verträge bezüglich einer 
EU-Erweiterung, Abgabe von Souveränität und Haftungszusagen ändern oder 
abschließen. Wir halten es für ein selbstverständliches Recht jedes Volkes in der 
Europäischen Union, über den Verbleib in der EU, der Währungsunion oder  
sonstiger supranationaler Projekte abzustimmen.

Der Austritt Großbritanniens aus der EU hat historische Dimensionen. Er 
wurde von den politischen Klassen der EU mit verursacht und hat Europa einen 
schweren Schaden zugefügt. Wir respektieren den Brexit als souveräne Entschei-
dung der britischen Bürger zum Verlassen der EU.

2.3 Lobbyismus, Korruption und Bereicherung

Aufgrund fehlender Bürgernähe, der Intransparenz der EU-Institutionen, 
deren weitreichender Regulierungsmacht und deren Entscheidung über gewaltige 
Geldmittel hat sich eine Vertreter-Maschinerie mit mehr als 25.000 Lobbyisten in 
den Schaltstellen der EU festgesetzt. Sie versucht auf die politischen Entscheidun-
gen Einfluss zu nehmen, oftmals in der Grauzone zur Korruption. Die Einwirkung 
auf die Brüsseler Bürokratie geschieht erschreckend ungeniert, zuweilen werden 
Richtlinien und Gesetzentwürfe direkt von den Lobbyisten verfasst. Die nach 
unzähligen Skandalen getroffenen Maßnahmen zur Regulierung des Lobbyismus 
sind nur Augenwischerei.
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Bereits vor Realisierung der notwendigen EU-Reformmaßnahmen fordern 
wir ein verpflichtendes Lobbyregister, in dem jeglicher Kontakt mit Lobbyisten 
zeitnah und lückenlos veröffentlicht wird. Neben der vollständigen Transparenz 
fordern wir konkrete Pflichten und konsequente Sanktionen für alle EU-Funk-
tionsträger und Mitarbeiter. Bestechung, Korruption und Subventionsbetrug 
wollen wir mit einem automatischen Verlust der Wählbarkeit und der Fähigkeit, 
öffentliche Ämter wahrzunehmen, entsprechend sanktionieren. Ferner fordern wir 
die uneingeschränkte Veröffentlichung der Nebentätigkeiten der Abgeordneten 
und EU-Funktionsträger sowie eine dreijährige Karenzzeit beim Wechsel zwischen 
Politik und Wirtschaft („Drehtür-Prinzip“).

2.3.1 Private Vorsorge der EU-Funktionsträger

EU-Parlamentarier erhalten aktuell nach ihrem Ausscheiden eine überdimensi-
onierte Altersversorgung aus einem Pensionsfonds. Als Folge der EZB-Niedrigzin-
spolitik sind, analog zu den privaten und betrieblichen Alterssicherungssystemen, 
auch bei diesem Fonds die Renditen weggebrochen und es fehlen große Summen. 
Die AfD wendet sich strikt gegen die aktuellen Pläne aus Brüssel, dass nun der 
Steuerzahler zum Ausgleich einspringen soll, während der Bürger die Minderung 
bei seinen Lebensversicherungs- und Betriebsrenten selbst tragen muss. In unse-
rem Modell der EU sollen die EU-Abgeordneten und sonstigen EU-Funktionäre 
für ihre Renten- und Krankenvorsorge selbst aufkommen.

2.3.2  Information und Transparenz

Während Lobbyisten und Interessenvertreter umfassend und vorab informiert 
werden, bleiben den Bürgern die Informationen der EU-Institutionen in der Regel 
vorenthalten. Bei Verhandlungen über Handelsabkommen wie TTIP wurden sogar 
den Parlamentariern der Nationalstaaten deren Inhalte vorenthalten. Wir fordern 
ein uneingeschränktes Recht auf Information für alle Bürger und eine maximale 
Transparenz durch eine Veröffentlichungspflicht aller in den EU-Institutionen 
anfallenden Daten nach dem Vorbild des Hamburger Transparenzgesetzes. Wir 
fordern von Nichtregierungsorganisationen (NGO) eine jährliche Offenlegung ei-
nes Geschäftsberichtes aus dem Finanzquellen und ihre Aktivitäten hervorgehen.

2.4 Die Europaparteien und ihre Stiftungen

Die mit dem Vertrag von Maastricht eingeführte „politische Partei auf europä-
ischer Ebene“ wurde 2003 zu einem weiteren gigantischen Instrument der staat-
lichen Parteienfinanzierung umgebaut. Die „Europaparteien“ sind keine Parteien 
nach deutschem Recht. Ihre Finanzierung von bis zu 100 Prozent aus öffentlichen 
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Mitteln verstößt gegen Europarecht. Ungeachtet dessen haben sich die etablierten 
Parteien damit eine weitere Quelle der Staatsfinanzierung erschlossen. Seit der 
Einführung im Jahr 2004 hat das EU-Parlament die diesbezüglichen Mittel von 
3,2 Millionen Euro auf 20,8 Millionen Euro im Jahr 2016 erhöht.

Darüber hinaus haben sich die Parteien noch Stiftungen auf europäischer Ebene 
genehmigt. So erhält beispielsweise die Stiftung der Europäischen Volkspartei 
(EVP), der die CDU/CSU angehört, 4,9 Millionen Euro (2016). Insgesamt lassen 
sich die EU-Stiftungen mittlerweile etwa 16 Millionen Euro ausbezahlen. Die AfD 
fordert die sofortige Einstellung der Parteienfinanzierung auf europäischer Ebene. 
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3.1 Außenpolitik 
 
3.1.1 Deutschland und Europa im Wandel der internationalen  
Beziehungen

Ziel deutscher Außenpolitik ist der Erhalt eines souveränen Deutschlands, das 
Freiheit, Recht und Sicherheit seiner Bürger garantiert. Wir stehen für ein Europa 
der Vaterländer und lehnen zentralistische Bestrebungen der EU entschieden ab. 
Kernkompetenzen und Entscheidungsbefugnisse, auch im Bereich der Außen- und 
Sicherheitspolitik, müssen in der Verantwortung der Mitgliedstaaten verbleiben. 
Die AfD setzt sich für eine an deutschen Interessen ausgerichtete Außenpolitik 
ein. Richtschnur sind die realpolitischen Erfordernisse, nicht wirklichkeitsfremde 
Ideologien. Deshalb muss Deutschland eine Führungsrolle innerhalb der europäi-
schen Staatengemeinschaft verantwortungsbewusst annehmen. 

Eine stabile Friedensordnung in Europa bedarf einer ausgewogenen Zusam-
menarbeit sowohl mit den USA als auch mit Russland. Die legitimen Sicherheits-
interessen aller europäischen Staaten sind dabei zu berücksichtigen. Die Organi-
sation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) ist ein wesentliches 
Element der europäischen Friedensordnung. Wir setzen uns für die Achtung des 
Völkerrechts und dabei insbesondere für das Selbstbestimmungsrecht der Völker 
ein. Gleichzeitig fordern wir die Einhaltung des Nichteinmischungsgrundsatzes 
in innere Angelegenheiten von Staaten durch andere Mächte und nichtstaatliche 
Akteure. 

3.1.2 Gestaltung der europäischen Außenpolitik 

Die AfD lehnt die Vergemeinschaftung der europäischen Außen- und Sicher-
heitspolitik (GASP) und den europäischen Auswärtigen Dienst ab. Stattdessen 
treten wir für eine Intensivierung der zwischenstaatlichen Abstimmung innerhalb 
Europas ein. 

3.1.3 Europäische Zusammenarbeit

Frankreich bleibt ein wichtiger Partner in Europa. Deutsche Interessen sind 
bei der Zusammenarbeit künftig jedoch viel stärker zu berücksichtigen. Die engen 
Beziehungen zu Großbritannien müssen auch nach dem Austritt der Briten aus 
der Europäischen Union beibehalten werden. Darüber hinaus unterstützen wir die 
Bemühungen der Visegrád-Staaten zur Erhaltung der europäischen Identität. 
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3.1.4 Bündnispartner USA

Gute Beziehungen zu den USA sind für Europa und Deutschland von wesentli-
cher Bedeutung. Eine Interessensabstimmung auf Augenhöhe und gegenseitigem 
Respekt ist erforderlich. Der Wandel der US-Außenpolitik zwingt Deutschland und 
die anderen europäischen Staaten ihre Interessen eigenständig zu formulieren und 
eröffnet eine Chance, diese auch wahrzunehmen.

3.1.5 Russland

Die historischen und wirtschaftlichen Verbindungen mit Russland gebieten einen 
gegenseitigen Interessenausgleich, der dem Wohle aller europäischen Völker dient. 
Nur unter Einbeziehung Russlands ist eine stabile Friedensordnung in Europa denk-
bar. Die gegen Russland verhängten Sanktionen sehen wir als nicht zielführend an. 
Die AfD setzt sich für deren Abschaffung und eine Normalisierung der Beziehungen 
mit Russland ein. Wir befürworten eine verstärkte Zusammenarbeit mit der Eurasi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft und unterstützen die Erweiterung der bestehenden 
Gas-Pipeline in der Ostsee (Nord Stream 2) zwischen Russland und Deutschland 
unter Berücksichtigung der Versorgungssicherheit der mittelosteuropäischen  
Länder. Dadurch wird unsere Gasversorgung und die unserer europäischen Partner 
auf eine breitere Basis gestellt.

3.1.6 China

Die wirtschaftlichen, politischen und kulturellen Kontakte zu China wollen wir 
ausbauen, gleichzeitig aber eine gegenseitige Angleichung der rechtlichen Rahmen-
bedingungen für Handel und Investitionen erreichen. Bis dahin muss der Erwerb 
europäischer Unternehmen durch chinesisch beherrschte Unternehmen mit den 
Mitteln des Wettbewerbs- und Kartellrechts kontrolliert, eingeschränkt und notfalls 
gestoppt werden. Damit treten wir dem Ausverkauf deutscher und europäischer 
Technologie entgegen. 

3.1.7 Türkei

Die Türkei gehört kulturell nicht zu Europa. Die AfD fordert den sofortigen  
Abbruch der Beitrittsverhandlungen der EU mit der Türkei und die Einstellung  
der finanziellen Heranführungshilfen. 
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3.1.8 Syrien

Deutschland hat während des Krieges über eine halbe Million syrischer Kriegs-
flüchtlinge aufgenommen, die jetzt unverzüglich zurückgeführt werden müssen. 
Dazu muss die Bundesregierung sofort Verhandlungen mit den syrischen Behörden 
aufnehmen und sich in der EU für die Aufhebung der Sanktionen gegen Syrien 
einsetzen. 

3.2 Verteidigungs- und Sicherheitspolitik 
 
3.2.1 Keine EU-Armee

Europa wird durch die NATO verteidigt. Deshalb lehnt die AfD die Schaffung 
einer europäischen Armee strikt ab, da diese über keine demokratische Legitimation 
verfügt und eine weitere Souveränitätsabgabe der europäischen Staaten bedeuten 
würde. Sie würde auch nicht die grundlegenden Probleme der europäischen Vertei-
digung lösen. 

Über den Einsatz deutscher Streitkräfte darf weiterhin nur der Deutsche Bundes-
tag entscheiden. Die „Ständige Strukturierte Zusammenarbeit“ (Pesco1) als Vorstufe 
zu einer EU-Armee und Doppelstrukturen der EU (z.B. Battle Groups und zusätzli-
che EU-Stäbe) sowie einen europäischen Verteidigungsfonds und eine europäische 
„Friedensfazilität“ lehnen wir ab. Stattdessen fordert die AfD die Stärkung des euro-
päischen Pfeilers der NATO, um hier Deutschlands Rolle und Einfluss zu erhöhen.

3.2.2 Wiederherstellung der Einsatzfähigkeit der Bundeswehr

Die Verteidigungsfähigkeit Deutschlands muss unverzüglich wiederhergestellt 
werden. Dazu müssen zunächst die gravierendsten Mängel und Probleme bei 
der aktuellen Personal- und Ausrüstungslage der Bundeswehr gelöst, die gegen-
wärtigen Strukturen endlich ausgefüllt und die Streitkräfte wieder zukunftsfähig 
gemacht werden. Wir fordern die zügige Anpassung des deutschen Wehretats an 
das 2-Prozent-Ziel der NATO. Die Erfüllung dieses Ziels dient der Erneuerung der 
Einsatz- und Bündnisfähigkeit unserer Streitkräfte. Darüber hinaus ist der Aufbau 
der Bundeswehr auf eine für die Landes-und Bündnisverteidigung notwendige 
Größe erforderlich, die auch eine uneingeschränkte Wahrnehmung ihrer nationalen 
Aufgaben im Rahmen der Katastrophenhilfe (Art. 35 Abs. 2, Satz 2, Abs. 3 GG), der 
Terrorabwehr (Art. 87a IV GG) und der Cyberabwehr garantiert. Die Sicherung der 
personellen Grundlagen und adäquater Strukturen der Bundeswehr werden nur mit 
der Aufhebung der Aussetzung der Wehrpflicht möglich sein. 

 1 Permanent Structured Cooperation
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3.2.3 Erhalt der deutschen und europäischen  
wehrtechnischen Industrie

Die AfD fordert den Erhalt der wehrtechnischen Fähigkeiten, die Sicherung der in 
diesem Hochtechnologiesektor bestehenden Arbeitsplätze und Planungssicherheit 
für die deutsche Industrie und unsere Streitkräfte. Dafür müssen unter anderem 
neue wehrtechnische Programme initiiert werden. Im Rahmen künftiger Rüstungs-
kooperationen bestehen wir auf den Schutz deutscher Interessen. Deutsche Schlüs-
seltechnologien dürfen nicht an Drittstaaten veräußert werden. Zudem muss auf ein 
ausgewogenes Verhältnis zwischen der Finanzierung und der anteiligen Produktion 
in Deutschland geachtet werden. Bei Schlüsselfähigkeiten muss Deutschland die 
Systemführerschaft anstreben.

3.3 Entwicklungspolitik

Ziel der AfD ist es, die Entwicklungspolitik der EU wieder auf die nationale Ebene 
der Mitgliedstaaten zurückzuführen, mit einer Koordinierungsrolle der EU, um 
Doppelmaßnahmen zu vermeiden. Es gilt das Prinzip der Subsidiarität und der 
Wahrung der Eigeninteressen der Geberländer bei der Vergabe von Entwicklungs-
hilfe. 

Die Entwicklungspolitik muss Hilfe zur Selbsthilfe sein. Nachhaltige Armutsbe-
kämpfung muss primär über die stetige wirtschaftliche Entwicklung, den Aufbau des 
Bildungssystems und funktionierende staatliche Institutionen erfolgen. Die privat-
wirtschaftliche Initiative, wettbewerbsfähige Arbeitsplätze und die Versorgungs- 
sicherheit sind zu fördern. Die Empfängerländer sollen in die Lage versetzt werden, 
aus eigener Kraft ihre Wirtschaft und Gesellschaft zu gestalten. 

Weiterhin sind Waffenexporte in Krisenregionen und insbesondere an Willkür- 
regime umgehend zu beenden.

Staaten, in denen Korruption, Vetternwirtschaft und Missmanagement vorherr-
schen, sind von der Entwicklungshilfe auszuschließen. Budgethilfe begünstigt die 
Mittelverschwendung und ist daher einzustellen. Atommächte wie China, Indien 
und Pakistan aber auch Staaten, die selbst Entwicklungshilfe gewähren, sollen keine, 
wie auch immer gestaltete, Entwicklungshilfe erhalten. 

Freihandel ist die wirksamste und unbürokratischste Form der Entwicklungshilfe. 
Deshalb muss die EU ihre Märkte für Güter und Dienstleistungen der Entwicklungs-
länder öffnen und die Ausfuhr von subventionierten Produkten in die Entwick-
lungsländer beenden. EU-Bewertungs- und Vergabeverfahren sowie Standards und 
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Normen sollen nicht zu Handelshemmnissen werden. 
Die Entwicklungshilfe muss einer strikten Verwendungskontrolle und einer regel-

mäßigen unabhängigen Evaluierung der Ergebnisse unterzogen werden. Huma-
nitäre Hilfe hat in der Regel keine langfristige Entwicklungswirkung und ist daher 
keine Entwicklungshilfe im engeren Sinne. Die humanitäre Hilfe sollte Aufgabe der 
Kirchen und Wohltätigkeitsorganisationen sein. Finanzhilfen an Organisationen, 
die Terroraktionen durchführen, unterstützen oder befürworten, sind umgehend 
einzustellen.

3.4 Außenhandelspolitik

Die EU soll eine Außenwirtschaftspolitik betreiben, die sich an den Interessen der 
Mitgliedsstaaten ausrichtet. Dazu gehört vor allem, dass die EU sich weiterhin für 
den Freihandel und offene Märkte einsetzt. Protektionistischen Bestrebungen ist 
entgegenzuwirken. Importbeschränkungen der EU, insbesondere im nichttarifären 
Bereich, sind abzubauen. Exportsubventionen sind schrittweise zu streichen, um 
Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden. Da nicht alle Branchen gleichermaßen 
vom Freihandel und der Globalisierung profitieren, sollen gegebenenfalls inner- 
europäische oder nationale Ausgleichsmaßnahmen ergriffen werden. 

Handelsvereinbarungen sind vorzugsweise im Rahmen der Welthandelsorgani-
sation (WTO) abzuschließen, da sie dann den größten Nutzen für alle Beteiligten 
erbringen. Unsere Standards bei Verbraucher- & Umweltschutz und im Sozialbe-
reich sind dabei zu erhalten. Alle Abkommen müssen in transparenten Verfahren 
unter Einbeziehung von Wirtschaftsvertretern verhandelt und durch die nationalen 
Parlamente ratifiziert werden. Investitionsabkommen, die die Rechte der euro-
päischen Unternehmen schützen, sollen von der EU ausgehandelt werden. Dabei 
lehnt die AfD die Übertragung von nationalen Souveränitätsrechten auf private 
Schiedsgerichte ab. Soweit die EU Handelssanktionen gegen Drittstaaten ergriffen 
hat, sind die Sanktionen regelmäßig auf ihre Wirksamkeit und Zweckmäßigkeit hin 
zu überprüfen. Andererseits soll die EU gegen ungerechtfertigte Handelsbeschrän-
kungen von Drittstaaten angemessene Gegenmaßnahmen ergreifen und den Schutz 
geistigen Eigentums sowie die Gleichbehandlung von Unternehmen sichern. 

Der Ausverkauf von Technologieunternehmen an Drittstaaten ist durch geeignete 
handelspolitische und andere Maßnahmen zu unterbinden. Wertschöpfungsketten 
und deren technologisches Wissen müssen erhalten bleiben. Die Außenhandels-, 
Sicherheits- und Entwicklungspolitik müssen aufeinander abgestimmt werden. In 
Kooperation mit den Mitgliedstaaten und internationalen Partnern muss die EU die 
Freiheit der See- und Handelswege garantieren und damit den Zugang zu Rohstof-
fen, Energie und Absatzmärkten sicherstellen.
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4.1 Keine EU-Steuern und kein EU-Finanzministerium  

Die EU ist nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts kein 
Staat. Sowohl das Grundgesetz (Haushaltsvorbehalt des Parlaments nach Art. 110 
GG) als auch die EU-Verträge (mit Verfassungsrang) lassen EU-Steuern nicht zu: 
Als loser Staatenbund hat die EU derzeit kein eigenes Besteuerungsrecht und darf 
somit keine „EU-Steuern“ erheben. Bestrebungen, insbesondere von französischer 
Seite, dies zu ändern, erteilt die AfD eine entschiedene Absage. Hierdurch würde 
die Budgethoheit der nationalen Parlamente unterlaufen und die Legitimität der 
EU deutlich überstrapaziert.

Steuern, insbesondere solche, die ausschließlich zur Finanzierung des EU-Haus-
halts dienen, lehnen wir ab. Die EU soll sich wie ein Club allein aus Beiträgen 
entsprechend der Wirtschaftskraft ihrer Mitgliedsstaaten finanzieren. Die Zölle 
werden von den Mitgliedstaaten erhoben und sollen auch in deren Budgets zu-
fließen. Jede Kompetenz der EU zur Besteuerung befeuert den Drang der EU, zu 
einem selbständigen Staat zu werden. Wir lehnen daher mit aller Entschiedenheit 
die Vorschläge ab, das Eigenmittelsystem der EU so zu reformieren, dass die EU 
Zugang zu den von den Beiträgen der Mitgliedstaaten unabhängigen Finanzie-
rungsquellen erhält. Als solche Finanzierungsquellen werden derzeit Plastiksteu-
ern, Dieselsteuern, Erträge aus dem Emissionshandel, Unternehmenssteuern, 
Finanztransaktionssteuern oder gar die Seigniorage-Gewinne der EZB genannt. 
Die EU darf niemals Steuern erheben dürfen. Die AfD fordert umfangreiche Aus-
gabenkürzungen statt ein überflüssiges EU-Finanzministerium.

Die geübte Praxis in der EU, eine Budgetplanung über sieben Jahre, also 
selbst über eine EU-Wahlperiode hinaus mit faktischer Bindungswirkung für die 
nationalen Parlamente zu verabschieden, untergräbt die nationale Budgethoheit. 
Deshalb wird die Budgetplanung auf die jeweilige Wahlperiode des EU-Parla-
ments begrenzt. Die AfD fordert, den deutschen Anteil an den EU-Ausgaben und 
Einnahmen im Bundeshaushalt jährlich einzustellen.

4.2 Unternehmensbesteuerung in der EU

Eines der Problemfelder der globalen Finanzpolitik ist die unzureichende Be-
kämpfung von Steuerhinterziehung und Steuerbetrug. Die AfD setzt sich dafür ein, 
dass rechtswidrige Handlungsweisen mit Hilfe der OECD beendet werden. Die EU 
ist dafür nicht zuständig. 

Um Gewinnverschiebungen zu vermeiden, müssen Staaten zudem ihre Doppel-
besteuerungsabkommen mit Deutschland ändern. Zuständig für die Aushandlung 
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von Steuerabkommen und Verhandlungen mit der OECD sind die Nationalstaaten. 
Entsprechende Bestrebungen, die EU bei dem Verhandeln von Doppelbesteue-
rungsabkommen zu involvieren, lehnen wir ab. Eine EU-getriebene Harmonisierung 
von Unternehmenssteuern sowohl bei der Bemessungsgrundlage wie auch bei den 
Steuersätzen lehnen wir ab. Seit der Abschaffung von Wechselkursen innerhalb der 
Eurozone können die Länder Handelsungleichgewichte nicht mehr abfedern. Die 
AfD warnt davor, auch noch die nationale Steuerhoheit als Wettbewerbsinstrument 
abzuschaffen. Entscheidungen eines Landes, durch geringere Steuersätze ihre 
Standortnachteile auszugleichen, sind gerade für Länder mit niedriger Wirtschafts-
leistung überlebensnotwendig. Eine Finanztransaktionssteuer unterstützen wir, 
wenn sie an allen Handelsplätzen, auch außerhalb der EU, eingeführt und natio-
nalstaatlich vereinnahmt wird. Andernfalls käme es nur zu einer Verlagerung der 
Handelsaktivitäten.

 
4.3 EU-Finanzen – Fass ohne Boden 

Die AfD lehnt den Vorschlag der EU-Kommission, den mehrjährigen Finanz-
rahmen (MFR) für die Jahre 2021 bis 2027 um 192 auf 1.279 Milliarden Euro zu 
erhöhen, entschieden ab. Dies wäre angesichts der Verkleinerung der EU durch 
den Austritt des Nettozahlers Großbritanniens absurd. Zusätzlich soll erstmalig 
noch mit 28 Milliarden Euro ein Sondervermögen für “Globalisierung, Solidar-
fonds und als Flexibilitätsinstrument” finanziert werden. Deutschlands EU-Beitrag 
würde dann von derzeit 26 auf 40 Milliarden Euro im Jahr steigen. Das wäre eine 
Erhöhung der deutschen Finanzierungsbeteiligung an der EU statt von derzeit 20 
auf dann 24 %. 

Die AfD lehnt eine Ausweitung des EU-Haushaltes ab. Die durch die EU ver-
hängten und vereinnahmten Strafen sind anteilig an die Mitgliedstaaten weiterzu-
leiten.

4.3.1 Ausgaben der EU reduzieren

Die AfD fordert eine Verkleinerung des Haushaltes, mindestens um die wegfal-
lenden Netto-Einnahmen aus Großbritannien. Neue Aufgaben der EU, die weitere 
Kosten verursachen, dürfen nur dann aufgenommen werden, wenn diese Kosten 
durch Einsparungen an anderer Stelle des EU-Haushalts finanziert werden. 
Zur Ausgabenreduzierung ist auch die EU-Verwaltung zu verkleinern sowie der 
kosten- und zeitintensive Tourismus zwischen den drei Arbeitsorten Straßburg, 
Brüssel und Luxemburg sofort zu beenden. 
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4.3.2 Nationale Reformen statt Umverteilung 

Seit Jahrzehnten versucht die EU vergeblich, durch Umverteilung mittels 
milliardenschwerer Kohäsionsfonds gleichwertige Wirtschaftsbedingungen in den 
Mitgliedsstaaten herzustellen. Dieses Ziel hat sich als unerreichbar herausgestellt. 
Der jährliche EU-Haushalt von 144,7 Mrd. Euro (2018) wird zu über 70 % für 
Kohäsion und Landwirtschaft verwendet. Mit Zukunftssicherung oder Weiterent-
wicklung der EU hat das nichts zu tun.

Die AfD fordert deshalb das Auslaufen der Kohäsionsfonds und die Verminde-
rung der EU-Haushalte in gleichem Maße. Strukturverbesserungen und Reformen 
müssen in nationaler Hoheit der Mitgliedsländer durchgeführt werden. Weiter 
fordert die AfD, für alle Ausgaben und Subventionen turnusmäßig eine Kosten- 
Nutzen-Analyse durchzuführen. So soll ermittelt werden, ob die erwarteten Ziele 
erreicht wurden und es sinnvoll ist, sie fortzuführen.

4.4 Wettbewerb statt Bürokratie

Die AfD sieht den Zweck der Europäischen Union primär darin, den Rahmen 
gemeinschaftlichen, europäischen Wirtschaftens zu gestalten und für faire Wettbe-
werbsbedingungen zu sorgen. Wettbewerb ist eine Grundvoraussetzung für tech-
nischen Fortschritt und für günstige Verbraucherpreise. Wirtschaftliche Risiken 
hat der Investor zu tragen, nicht der Staat und damit letztlich der Steuerzahler. 
Die Bedingungen des Marktzuganges sind anzugleichen, damit ein Ausverkauf 
unserer Wirtschaft, beispielsweise an China, verhindert wird. Eingriffe, die einer 
Enteignung gleichkommen, lehnen wir ab. Gleichermaßen lehnen wir Paralleljus-
tiz und Sondergerichte ab. Das Wirtschaftswunder der Nachkriegszeit verdankt 
Deutschland der Kreativität seiner Erfinder und Ingenieure und den Investoren in 
Knowhow und Produktionsstätten. Heute vergraulen wir sie u. a. durch bürokra-
tische Auflagen. Die AfD fordert die Reduzierung des bürokratischen Aufwands 
und eine entsprechende Überprüfung der EU-Vergaberichtlinie, der EU-Dienst-
leistungsrichtlinie, der Kreditvergabe-Richtlinie, der Ökodesign-Richtlinie und der 
Dokumentationspflichten gerade für Kleinunternehmer. 

4.5 Wertschöpfung erhalten, Schlüsseltechnologien fördern   

Wir kritisieren, dass die EU mit allen politischen Mitteln Verbrennungsmotoren 
z.B. über absurde Grenzwerte, Fahrverbote und drastischer Strafzahlungen ab-
schafft und daher deutsche Automobilunternehmen ins Ausland treibt. Wir wollen 
das Gegenteil, nämlich verlässliche Rahmenbedingungen, die Unternehmer und 
Arbeitsplätze bei uns halten. Zusätzlich sollen Unternehmen durch Beratungs-
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dienste, Kooperations- und Austauschplattformen und bei ihrer Anschubfinanzie-
rung unterstützt werden.

Zur Entwicklung von Hochtechnologien wollen wir Fördergelder bereitstellen, 
die den Nutzern eine möglichst hohe Flexibilität erlauben. Beispielhaft seien hier 
Raumfahrtprogramme und Programme zur Entwicklung von künstlicher Intelli-
genz genannt. Die systemimmanente Schwerfälligkeit der länderübergreifenden 
Zusammenarbeit darf nicht dazu führen, dass wir gegenüber flexibleren Akteuren 
ins Hintertreffen geraten.

4.6 „Made in Germany“ stärken

Nationale und regionale Qualitätsstandards und Herkunftsangaben sind zu 
schützen. Dazu zählen Marken wie „Made in Germany“ und auch Ausbildungs-
standards. EU-Vorschriften dürfen nicht dazu führen, dass im Ausland erworbene 
Qualifikationen, ohne Ablegen einer Prüfung am Arbeitsort nach nationalen Stan-
dards, diesen gleichgestellt werden.

27Finanzen und Wirtschaft

K A P I T E L  5

Der Euro ist 
gescheitert: 
Geld- und 
Währungspolitik29Der Euro ist gescheitert: Geld- und Währungspolitik

5.1 Die weitere Mitgliedschaft in der Eurozone in der jetzigen Form  
ist dem deutschen Steuerzahler nicht zumutbar

Die AfD steht auch in der Währungspolitik für ein auf Marktwirtschaft und na-
tionaler Eigenverantwortung basierendes, freundliches Miteinander der EU-Staa-
ten. Die Geschäftsgrundlage des Euro war: keine Haftung für die Schulden anderer 
Länder, keine Staatsschulden über 60 % des jeweiligen Bruttoinlandsprodukts und 
kein Jahresdefizit über 3 %. Diese Regeln sind zerstört worden. 

Stattdessen wird der Euro heute jeden Tag mit Milliardensummen „gerettet“. 
Dies über Garantien, Bürgschaften, sogenannte Faszilitäten, Schlechtwetterfonds, 
Verrechnungskredite (TARGET2), zinsfreie Kredite an notleidende Staaten, 
permanente Aufkäufe von Staatsanleihen durch Zentralbanken und sogar über 
EU-Steuern. Alle diese Maßnahmen sind illegal, da sie gegen die Verbote der mo-
netären Staatsfinanzierung und der gegenseitigen Haftungsübernahme verstoßen. 
Die EU geriert sich zudem als Bundes-Staat, was ebenso illegal ist, und nicht als 
Staatenverbund von souveränen Nationalstaaten.

Deshalb muss Deutschland diese Transferunion aufkündigen – durch Wieder-
einführung einer nationalen Währung, gegebenenfalls unter paralleler Beibehal-
tung des Euro.

5.2 Beendigung der Sparer und Rentner enteignenden  
Politik der EZB

Die EZB sollte eine zweite Deutsche Bundesbank sein. Stattdessen betreibt 
sie eine Währungspolitik der unwirtschaftlichen Zinsen (Nullzinspolitik). Dies 
zerstört alle kapitalgedeckten Alterssicherungssysteme von Betriebsrenten, über 
staatlich geförderte Rentensysteme, private Lebensversicherungen bis zu privaten 
Sparvermögen. Seit dem Amtsantritt von EZB-Präsident Draghi fehlen den Deut-
schen mehr als 500 Mrd. Euro für ihre Altersvorsorge. 

Alle Maßnahmen der EZB zur Manipulation des freien Kapitalmarkts müssen 
eingestellt werden. 

Eine Politik der künstlich herbeigeführten Null- und Negativzinsen führt zur 
Zerstörung der zentralen Märkte für Anleihen sowie zur Enteignung der Klein- 
und Lebensversicherungssparer und damit zu Altersarmut. Der durch die EZB-Po-
litik verursachte, für Deutschland zu schwache Euro, und die Preisexplosion am 
Aktien- und Immobilienmarkt zerstören die Kaufkraft von nicht so schnell steigen-
den Einkünften, wovon insbesondere Arbeitnehmer und Rentner betroffen sind. 
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Während die Deutsche Bundesbank nur einmal in 50 Jahren direkt Staatsanlei-
hen gekauft hat, ist das für die EZB seit 2015 das tägliche „Geschäftsmodell“. Ende 
2018 wird sie für fast 4 Billionen Euro staatliche und private Anleihen erworben 
haben. Eine solche unverantwortliche Ausweitung der Geldmenge ist nach den 
europäischen Verträgen verboten.

Diese suprastaatliche Rettungspolitik verletzt geltendes Recht, darunter das 
Verbot der Staatsfinanzierung durch die EZB und das Verbot der Haftung für 
Schulden anderer Mitgliedstaaten (Art. 123 und 125 AEUV). Die Rettungspolitik 
bricht alle den Wählern seit den 1990er Jahren gegebenen Zusicherungen zur 
„niemals zugelassenen Haftung Deutschlands für Fremdschulden“.

Die AfD fordert die Durchsetzung der vertraglichen Verbote der Staatsfinan-
zierung durch die EZB und der Vergemeinschaftung der Schulden sowie eine 
Rückführung der Befugnisse der EZB auf reine Geldpolitik, keine Umwandlung 
des ESM in einen europäischen Währungsfonds und ein sukzessives Ende der 
EZB-Anleihenkaufprogramme und der „Rettungs“-Programme über EFSF und 
ESM.

5.3 Wohlstand und sozialer Frieden in Europa durch  
Wiedereinführung nationaler Währungen

Der Euro ist für ein Wirtschaftsgebiet mit derzeit 19 völlig unterschiedlich 
leistungsfähigen Volkswirtschaften eine Fehlkonstruktion und kann in dieser 
Form ökonomisch nicht funktionieren. Dies zeigt sich deutlich darin, dass nach 19 
Jahren Spannungsaufbau die Gemeinschaftswährung nur noch über permanente 
und weitgehend deutsche Haftungsübernahmen aufrechterhalten werden kann. 
Dies ist keine Basis für die gedeihliche Entwicklung der Volkswirtschaften der Eu-
roländer. Die Folge ist eine dauerhaft hohe Arbeitslosigkeit im Süden Europas. Die 
Jugendarbeitslosigkeit liegt seit Jahren erschreckend hoch als Folge der fehlenden 
bzw. verloren gegangenen Wettbewerbsfähigkeit der Mittelmeerländer innerhalb 
des Euro-Korsetts. Die Euro-Krise ist ein systemisches Problem und kann daher 
auch nur systemisch gelöst werden.

Die Lösung besteht in der Wiedereinführung der nationalen Währungen, in 
denen sich die Leistungen ihrer jeweiligen Volkswirtschaften widerspiegeln, unter 
ggf. paralleler Beibehaltung des Euro.

Durch die wieder eingeführten, nationalen Währungen ist jeder Staat wieder 
für seine Wirtschafts-, Währungs- und staatliche Finanzpolitik verantwortlich und 
erhält damit seine innenpolitische Souveränität bezüglich Währung, Budgethoheit, 
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Geld- und Finanzpolitik zurück. Damit sind auch die beiden derzeitigen internen 
Grundkonflikte in der Euro-Zone gelöst. Keinem Euro-Land müssen mehr (allzu) 
stringente Vorgaben gemacht werden, seine im Euro-Korsett verloren gegangene 
Wettbewerbsfähigkeit durch reale Abwertung seiner Einkommen, Renten und So-
zialleistungen vorzunehmen. Die Euro-Länder können ihre Wettbewerbsfähigkeit 
dann wieder wie vor der Euro-Einführung durch ihre eigene souveräne Entschei-
dung über die Veränderung des Wechselkurses der nationalen Währung (z.B. 
durch Abwertung) wiederherstellen, wie es die moderne Wirtschaftswissenschaft 
schon seit Langem fordert.

Für Deutschland würde die Wiedereinführung der Deutschen Mark parallel 
zum Euro die schrittweise Reduzierung der deutschen Haftung durch Ausstieg 
aus dem Target2-System und Wegfall der Euro-Rettungsmaßnahmen bedeuten. 
Die wiedereingeführte D-Mark würde ihre hohe Kaufkraft gegenüber den anderen 
Ländern (wie vor der Euro-Einführung) analog zur guten Leistungsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft wiedergewinnen, das heißt aufwerten. Die mit dieser 
Kaufkrafterhöhung verbundene enorme Kostensenkung auf der Importseite würde 
erneut zu steigenden Realeinkommen führen, die in der gesamten deutschen 
Volkswirtschaft wieder allen zugutekämen und nicht nur, wie derzeit, einigen 
Exportfirmen. Der ehemalige Bundeswirtschafts- und Finanzminister Professor 
Karl Schiller hat dies einst so formuliert: „Jede Währungs-Aufwertung ist eine 
Sozial-Dividende für das deutsche Volk, denn ihr könnt danach im Supermarkt 
alles billiger kaufen“.

Das Bundesverfassungsgericht hat 1993 in seinem Maastricht-Urteil konstatiert, 
dass einem Ausscheiden Deutschlands aus dem Euro-Verbund und damit der 
Wiedereinführung der DM keine institutionellen Vorkehrungen entgegenstehen, 
wenn das Ziel einer Stabilitätsgemeinschaft verfehlt wird. 

Der AfD ist bewusst, dass die Wiedereinführung der nationalen Währung für 
das jeweilige Euro Land nicht ohne zusätzliche einmalige finanzielle Belastun-
gen umsetzbar ist. Diese werden aber durch einen national gestaltbaren Wäh-
rungs-Wiedereinführungsprozess niedriger sein als bei einem weiteren Verbleib 
im Eurosystem. Das gilt für alle Euro-Länder - und auch konkret für Deutschland 
mit sonst im Eurosystem weiterhin unabsehbar steigenden „Euro-Rettungsver-
pflichtungen“ durch Fremdhaftung, Zinseinbußen und damit letztlich Einkom-
mens- und Vermögensverlusten.

Deutschland wird daher bei Wiedereinführung der DM sehr deutlich machen, 
dass dies nicht gegen die Partnerländer gerichtet ist, sondern dass es um die 
Korrektur der oben dargestellten katastrophalen Fehlentwicklung des Euro zum 
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Wohle aller Länder der Euro-Zone und damit den Erhalt des sozialen Friedens in 
Europa geht.

Die AfD tritt für die optionale Wiedereinführung nationaler Währungen ein, 
zunächst parallel zum Euro, um damit in Europa und Deutschland weiterhin den 
Wohlstand zu sichern, diesen in den heutigen Euro-Krisenländern wiederherzu-
stellen und damit den sozialen Frieden in Europa zu wahren.

5.4 Erhalt des Bargelds

Unser Bargeld ist in Gefahr. Mit Unterstützung von Bundesregierung, Interna-
tionalem Währungsfonds und Europäischer Zentralbank wird seine schleichende 
Abschaffung vorbereitet.

Mit der Abschaffung des Bargelds würde die Rolle des Geldes als unantastbarer 
und gebührenfreier Wertspeicher eingeschränkt. Eine Abschaffung des Bargelds 
macht für den Krisenfall die Enteignung von Kontoinhabern möglich. Bargeld ist 
ein natürliches Bollwerk gegen eine weitere Absenkung der Zinsen bis in den nega-
tiven Bereich.

Ein Bargeldverbot würde bedeuten, dass Zahlungsvorgänge nur noch elektro-
nisch stattfinden können. Dies eröffnet Staat und Banken die totale Kontrolle über 
alle Geldströme und Wirtschaftsaktivitäten, über jede finanzielle Handlung der 
Bürger, unter Umständen sogar über deren Aufenthaltsorte. Aus dem gläsernen 
Bankkunden würde der gläserne Mensch – Vollüberwachung bis hinein in private, 
ja intime Lebensbereiche. Mit einem freiheitlichen Rechtsstaat sind solche Kont-
rollmöglichkeiten nicht vereinbar. Darüber hinaus sind elektronische Systeme, wie 
viele Beispiele zeigen, nicht manipulationssicher.

Die AfD fordert den dauerhaften Erhalt der uneingeschränkten Bargeldnutzung 
als wichtiges bürgerliches Freiheitsrecht.

5.5 Keine Haftung für EU-Banken

Die AfD verlangt, dass die Bundesregierung sich gegen jede Weiterverfolgung 
der sogenannten Europäischen Bankenunion und die von der EU-Kommission 
vorgeschlagene Europäische Einlagensicherung (EDIS) stellt. Mit der Europäi-
schen Bankenunion würden auch die bisher nur kommunal verankerten deutschen 
Sparkassen, Genossenschaftsbanken und die deutsche private Bankenwirtschaft der 
EU-Umverteilung unterworfen. Die EDIS wäre mit mehreren Billionen Euro der 
größte gemeinschaftliche Haftungstopf der EU. Durch diese Vergemeinschaftung 
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würden deutsche Sparer und Bankkunden mit ihrem Einlagengeld für marode Ban-
ken in den Mittelmeerländern haften, die bereits heute über 900 Milliarden Euro 
an uneinbringlichen Kreditforderungen in den Bilanzen haben. Riesige Ausfälle 
sind nur eine Frage der Zeit und würden nach Einführung von EDIS direkt deutsche 
Haftungszahlungen auslösen! Darüber hinaus würde eine EDIS zukünftig auf Grund 
einer höheren deutschen Absicherung zur Inkaufnahme höherer Risiken durch 
ausländische Banken verleiten.

Dies wäre ein weiterer Schritt in die von der AfD abgelehnte vertiefte Haftungs- 
und Transferunion. Die AfD verlangt, dass die deutschen Banken etwaige Haftun-
gen nur auf die nationale Ebene begrenzen und wie bisher eigene Haftungs- und 
Einlagensicherungs-Verbundlösungen schaffen können, die den unterschiedlichen 
Profilen der deutschen Bankengruppen Rechnung tragen. Wir treten dafür ein, die 
nationale Souveränität über die Banken- und Finanzdienstleistungen wiederherzu-
stellen; dieser Wirtschaftsbereich ist für ein reibungsloses Funktionieren unserer 
Volkswirtschaft lebenswichtig.

Die AfD wendet sich gegen jeden Versuch einer europäischen Vergemeinschaf-
tung von Haftungsrisiken, insbesondere aus Bankgeschäften. Die AfD verlangt, die 
Haftung deutscher Banken für andere EU-Banken weiterhin auszuschließen.

5.6 TARGET2 beenden 

Im Zahlungsverkehr der Euro-Zone muss der Ausgleich der offenen TAR-
GET-Salden zwischen den Nationalbanken wie bis 2007 wieder direkt und 
taggleich stattfinden, um den Anstieg von nicht realisierbaren Forderungen bei 
der Deutschen Bundesbank zu vermeiden. Derzeit hat die Deutsche Bundesbank 
offene Forderungen in Höhe von fast 1.000 Milliarden Euro gegenüber der EZB, 
deren Beitreibung mangels hinterlegter Sicherheiten ungewiss und juristisch nicht 
einmal durchsetzbar ist.

Als Sofortmaßnahme, noch vor einem „Dexit“, fordert die AfD darum die Bun-
desregierung und die Deutsche Bundesbank auf, die bislang geduldete Überbean-
spruchung des Verrechnungskontos „TARGET2“ zu beenden. Die hoch ausbu-
chungsgefährdeten TARGET2 - Forderungen der Deutschen Bundesbank sind 
abzuschmelzen, angemessen zu verzinsen und mit Sicherheiten (Gold, Devisenre-
serven oder anderer Staatsbesitz) zu unterlegen. 
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5.7 Trennung EZB und Bankenaufsicht

Die EZB darf nicht Aufsichtsbehörde über Banken sein. Der damit verbunde-
ne Interessenkonflikt zwischen Aufsicht und Geldpolitik sorgt immer wieder für 
Kritik. 

Die AfD fordert: keine vollständige Bankenaufsicht und Zentralbanktätigkeit bei 
der EZB unter einem Dach. Die europäischen Verträge haben keine Rechtsgrund-
lage für eine Bankenaufsicht durch die EZB. 

Wir wollen keine europäische Bankenaufsicht als ersten Pfeiler der Bankenuni-
on. Eine europäisierte Bankenaufsicht bedeutet keine verbesserte Regulierung. Sie 
ist nur geschaffen worden, um dafür zu sorgen, dass eine europäisch vergemein-
schaftete Haftung für Pleitebanken als fair empfunden wird. Deutsche Banken 
sollten ausschließlich der nationalen Bankenaufsicht unterliegen. Das trägt dazu 
bei, eine Transferunion auszuschließen.

5.8 Europäische Regeln zur Bankenabwicklung abwickeln

Bereits die bisherigen Anwendungsfälle der europäischen Regeln zur Bankenab-
wicklung haben deren Zahnlosigkeit gezeigt. Die europäischen Regeln haben Lö-
cher, weil sie Interbankenforderungen privilegieren und somit Haftungsrisiken für 
den Steuerzahler schaffen, anstatt sie zu verringern. Die Regeln werden von der 
EZB und in der EU auch nicht einheitlich durchgesetzt. Durch die Beitragspflicht 
deutscher Banken zum Abwicklungsfonds SRF wird eine Mithaftung für auslän-
dische Banken geschaffen. Die Letztsicherung dieses Fonds durch den ESM zeigt, 
dass der Fonds zu klein ist und die Regeln den Steuerzahler nicht vor Risiken 
schützen können. Die AfD lehnt die derzeitigen europäischen Regeln zur Banken-
abwicklung insgesamt als fehlkonstruiert ab. Ein steuerfinanziertes Sonderrecht 
für Bankeninsolvenzen darf es nicht geben.

5.9 Mit uns ist Ihr Geld sicher: Absicherung der Bürger  
gegen die Eurokrise

Deutschland muss auch in einem plötzlichen währungspolitischen Krisenfall 
handlungsfähig sein. 

Wir wollen deshalb für die Wiedereinführung einer neuen nationalen Währung 
(„Deutsche Mark“) rechtzeitig auch gesetzliche Vorkehrungen treffen. 
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Bei der Wiedereinführung der Deutschen Mark könnte Deutschland das teil- 
weise im Ausland gelagerte Staatsgold als temporäre Deckungsoption benötigen.

Die AfD fordert die Bundesregierung und die Deutsche Bundesbank auf, das  
im Ausland gelagerte Gold vollständig und umgehend nach Deutschland zu über-
führen.

K A P I T E L  6

Die Nationen 
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Die Charta der Grundrechte der Europäischen Union postuliert die „Achtung 
der Vielfalt der Kulturen und Traditionen der Völker Europas sowie der nationalen 
Identität der Mitgliedstaaten“. Im diametralen Gegensatz zu diesem Versprechen 
betreiben die politischen Eliten und Institutionen der EU jedoch eine Asyl- und 
Immigrationspolitik, welche die europäische Zivilisation in existenzielle Gefahr 
bringt. 

Allein die Bevölkerungszahl Afrikas wird bis zum Jahr 2050 um 800 Millionen 
Menschen anwachsen. Aktuelle empirische Erhebungen bestätigen Hunderte von 
Millionen wanderungswilliger Menschen in diesen Regionen. Zugleich schrumpft 
und überaltert Europa. In Deutschland leben gegenwärtig nur noch etwa 4  
Millionen Männer deutscher Herkunft im Alter von 20 bis 35 Jahren. Eine weitere 
Öffnung Europas für Zuwanderung aus anderen Kontinenten wird in relativ kurzer 
Frist unweigerlich zu einer Marginalisierung der einheimischen Bevölkerungen 
führen.

Die Politik der Grenzöffnung wird einen Kulturabbruch historischen Ausmaßes 
zur Folge haben und stellt überdies die seit der Aufklärung in Europa entwickelten 
Prinzipien von Volkssouveränität und Demokratie auf den Kopf. Sie löst nicht  
das demografische Problem, sondern verschärft vielmehr seine Folgen auf drama-
tische Weise. Vor dem Hintergrund des aggressiv vordringenden Islam riskiert  
sie die Destabilisierung unserer freiheitlichen Demokratien. Astronomische  
finanzielle Belastungen vervollständigen das Bild einer Politik zu Lasten der  
eigenen Bürger.

Die Behauptung der EU, nur sie sei in der Lage, übernationale Probleme zu 
lösen, ist mit der Asylkrise 2015 endgültig widerlegt worden. Das EU-Asylrecht hat 
sich als reines „Schönwetterrecht“ erwiesen, das im Krisenfall niemand befolgt: So 
sind allein in Deutschland seit 2015 infolge des gescheiterten EU-Systems über 1,5 
Millionen Asylanträge gestellt worden, das sind mehr als die Hälfte aller Asylan-
träge in ganz Europa. Die pseudo-moralischen Alleingänge der Bundesregierung 
in der Flüchtlingskrise haben darüber hinaus Europa gespalten, den Brexit mit 
herbeigeführt und Deutschland inzwischen weitgehend isoliert. Die etablierten 
Parteien Deutschlands geben vor, im Sinne Europas zu handeln, bewirken aber 
das genaue Gegenteil.

Die AfD fordert daher in der Migrationspolitik einen grundlegenden Paradig-
menwechsel. Jegliche Einwanderung nach Europa muss so begrenzt und gesteuert 
werden, dass die Identität der europäischen Kulturnationen unter allen Umstän-
den gewahrt bleibt.
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6.1 Nationale Souveränität in der Asyl- und Zuwanderungspolitik   
wiederherstellen

Ausschließlich die nationalen Parlamente haben das Recht und die demokra-
tische Legitimation, über Umfang und Zusammensetzung der Zuwanderung zu 
bestimmen. Die Asyl- und Zuwanderungspolitik muss daher wieder in die Zustän-
digkeit der Mitgliedstaaten zurückgegeben werden.

Damit unvereinbar sind die beiden UN-Abkommen „Globaler Pakt für eine 
sichere, geordnete und reguläre Migration“ („Migrationspakt“, GCM) und „Globa-
ler Flüchtlingspakt“ (GCR). Nach dem Vorbild der USA und zahlreicher anderer 
westlicher Staaten muss Deutschland aus diesen Abkommen austreten.

Das angestrebte Gemeinsame Europäische Asylsystem („GEAS“) lehnen wir mit 
Nachdruck ab. Verbindliche „Flüchtlings“ - Aufnahmequoten für EU-Mitglieds-
staaten dürfen nicht eingeführt werden, denn auch sie bedeuten einen schweren 
Eingriff in die nationale Souveränität. Die „EU-Migrationsagenda“, die zusätzlich 
zur Asylgewährung eine fortgesetzte Umsiedlung von Menschen aus Drittstaaten 
nach Europa beabsichtigt („Resettlement“), stößt auf unseren entschlossenen 
Widerstand. Wir fordern internationale Zusammenarbeit bei der heimatnahen 
Versorgung von echten Flüchtlingen und beim Aufbau von Schutzzentren vor Ort. 
Internationale Vorschriften und Verpflichtungen zur Aufnahme Migrationswilliger 
lehnen wir jedoch ab.

6.2 Das System der internationalen humanitären Hilfe muss völlig   
neu gedacht werden

Asyl ist ein Gastrecht auf Zeit! Das noch aus dem 20. Jahrhundert stammende 
heutige Asylsystem, einschließlich der Genfer Flüchtlingskonvention, war für 
einen eng begrenzten Personenkreis konzipiert und zu keiner Zeit als Steuerungs- 
instrument für Masseneinwanderung gedacht. Insbesondere ist es in der über-
kommenen Form nicht geeignet, die sich schon allein aufgrund der Bevölkerungs-
explosion in Afrika abzeichnende fortgesetzte Massenzuwanderung zu bewälti-
gen. Es leistet sowohl dem Asylmissbrauch als auch der Schleuserkriminalität 
Vorschub. Mit einer Anpassung an die anschwellenden globalen Migrationsströme 
wollen wir es zu einem Schutzsystem des 21. Jahrhunderts fortentwickeln, welches 
sich auf Hilfe vor Ort konzentriert und so bei vergleichbaren finanziellen Aufwen-
dungen einen viel größeren Teil der tatsächlich Schutzbedürftigen erreicht. Eine 
Aufnahme einer begrenzten Zahl von Menschen aus humanitären Gründen in 
Deutschland kann künftig allein auf freiwilliger Basis erfolgen, wobei über Anzahl 
und Auswahlkriterien der Deutsche Bundestag entscheiden sollte.
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Kriminelle, sonstige Rechtsbrecher und Terroristen können niemals schutzbe-
rechtigt sein. Soweit dem die Europäische Menschenrechtskonvention entgegen-
steht, ist sie zu ändern.

6.3 Überlastung Deutschlands beenden

Der Missstand, wonach auf Deutschland die weitaus meisten Asylanträge in 
Europa entfallen – 2015 und 2016 fast zwei Drittel – muss sofort beendet werden. 
Insbesondere ist auch die freiwillige Übernahme („Relocation“) von Asylbewer-
bern aus Italien und Griechenland zu stoppen. Anreize im deutschen Asylverfah-
ren – beispielsweise überlange Verfahren, Arbeitsmarktzugang vor Anerkennung, 
überhöhte Sozialleistungen, unterlassene Abschiebungen – die Asylbewerber 
innerhalb der EU primär nach Deutschland locken, müssen behoben und die 
Sogwirkung der deutschen Willkommenskultur beendet werden. Darüber hinaus 
muss international im Internet Aufklärungsarbeit dahingehend betrieben werden, 
dass Deutschland niemanden mehr aufnimmt. Abgelehnte Asylbewerber müssen 
das Land verlassen, einen nachträglichen „Spurwechsel“ (von einem Schutzstatus 
zu einem Bleiberecht) lehnen wir ab. Es darf zu keiner nachträglichen Legali-
sierung der illegalen Einreise kommen. Auch anerkannte Asylbewerber dürfen 
nicht automatisch in einen Daueraufenthalt hineinwachsen. Sobald die Rückkehr 
in einen Herkunftsstaat möglich ist, muss diese unverzüglich, ausnahmslos und 
unbürokratisch durchzusetzen sein.

6.4 Die künftige Rolle der EU: operative und administrative Hilfe  
für die Mitgliedsstaaten

Die EU hat sich unter strikter Befolgung des Subsidiaritätsgrundsatzes künftig 
im Wesentlichen auf operative Hilfestellung für die Mitgliedstaaten bei Abschie-
bungen sowie bei Verhandlungen über Rückführungsabkommen mit den Her-
kunftsstaaten zu beschränken. Die aktuelle Praxis der europäischen Grenzschutz-
agentur Frontex, auf See aufgegriffene Menschen mit Migrationsziel Europa in die 
EU weiter zu transportieren und damit Hilfsdienste für Schleuser zu verrichten, ist 
absurd und verkehrt den Zweck einer Agentur für Grenzschutz in sein Gegenteil. 
Für die Sicherung der Außengrenzen sind in erster Linie die betroffenen Staaten 
der EU national selbst zuständig, wie dies von Ungarn beispielhaft vorgelebt wird. 
Ist ein Mitgliedsstaat hierzu dauerhaft nicht allein in der Lage, ist dieses als letzte 
Maßnahme temporär oder dauerhaft aus dem Schengen-Raum auszuschließen. 
Auf Anfrage des betroffenen Landes unterstützen wir angemessen bei der Grenz-
sicherung.

Außerdem ist die Einschleusung von Drittstaatern in die EU durch Nichtregie-
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rungsorganisationen (NGO) als schwere Straftat zu unterbinden und zu verfolgen.

Entwicklungshilfe, die Gewährung von Visa sowie den Marktzugang in die EU 
wollen wir auf die Staaten beschränken, welche ihre abzuschiebenden Staatsbürger 
zurücknehmen und nicht eigenverantwortlich Fluchtgründe verursachen. Die EU 
sollte außerdem Staaten in Kriegsregionen beim Wiederaufbau unterstützen, sodass 
von dort in die EU geflohene Menschen in ihre Heimat zurückkehren können.

6.5 Remigration statt Massenzuwanderung

Die millionenfache Aufnahme junger, durchsetzungsfähiger Menschen aus der 
„Dritten Welt“ in Deutschland und Europa beraubt die Herkunftsstaaten jener 
Leistungsträger, welche sie gerade zum Aufbau ihrer eigenen Länder dringend benö-
tigen. Dies erzeugt und unterhält einen Teufelskreis noch größerer Verelendung; da-
her ist Massenzuwanderung selbst eine Fluchtursache, die bekämpft werden muss. 
Es darf daher keine Zweifel an der Durchsetzung der Rückkehr all jener geben, die 
hier ihr Asylrecht auf Zeit genießen, wenn sie nicht freiwillig an der Entwicklung 
ihrer Länder mithelfen wollen. Nicht „Resettlement”, also Umsiedlungsprogramme 
nach Europa, sind das Gebot der Stunde, sondern das Gegenteil: In Deutschland 
und Europa müssen Remigrations-Programme größtmöglichen Umfangs aufgelegt 
werden. Die EU und die Nationalstaaten werden aufgefordert, nach australischem 
Vorbild Abkommen mit Drittländern zu schließen, um abgelehnte Migranten aufzu-
nehmen, die nicht in ihre Heimatstaaten abgeschoben werden können.

6.6 Grenzschutz ist Bürgerschutz

Zum Schutz der Bürger müssen neben EU-Außengrenzkontrollen auch natio-
nale Grenzkontrollen dauerhaft wiedereingeführt werden. Sie erleichtern zugleich 
die Bekämpfung der organisierten Kriminalität und des internationalen Terroris-
mus. Das Abkommen von Schengen stellt in seiner jetzigen Form eine Gefahr für 
die Sicherheit und den Wohlstand der Bürger der EU dar und ist zu reformieren. 
Deutschland soll die EU künftig nicht mehr um Erlaubnis fragen müssen, wo, 
wann, auf welche Art und wie lange es Grenzkontrollen durchführt. Denn nach 
dem Asylgrundrecht (Art 16 a Abs. 2 Grundgesetz), kann sich nicht auf Asyl beru-
fen, wer aus einem sicheren Drittstaat einreist. Dieser nationale grundgesetzliche 
Auftrag muss durchgesetzt werden.

6.7 EU-Freizügigkeit: Privilegien zurückfahren

Die Freizügigkeitsrichtlinie gewährt EU-Bürgern in Deutschland eine Rechts-
stellung, die fast vollständig der deutschen Staatsangehörigkeit entspricht. Das 
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führt dazu, dass dauerhafte Sozialhilfeempfänger und sogar Schwerverbrecher 
so gut wie nie abgeschoben werden. Das muss sich ändern. Auch EU-Bürger, die 
einem andern EU-Staat zur Last fallen oder sich nicht an Gesetze halten, müssen 
leicht und dauerhaft des Landes verwiesen werden können.

Teilweise genießen in Deutschland lebende EU-Staatsangehörige sogar mehr 
Rechte als Deutsche. Diese sogenannte „Inländerdiskriminierung“ muss sofort 
beendet werden.

Wir lehnen die Einführung einer EU-Staatsangehörigkeit ab. Staatsangehörig-
keit ist und bleibt ein Merkmal souveräner Völker und Staaten.

6.8 Keine Freizügigkeit in die Sozialhilfe

Die europäische Personenfreizügigkeit hat zu massiven Wanderungsbewegun-
gen innerhalb der EU aus den ärmeren in die reicheren Staaten, besonders nach 
Deutschland, allein zum Zweck des Sozialhilfebezugs geführt. Die schwach aus-
geprägten und betrugsanfälligen Regelungen der Freizügigkeitsrichtlinie reichen 
nicht aus, um den Missbrauch des großzügigen deutschen Sozialsystems durch-
greifend zu verhindern. Armutszuwanderung und Einwanderung in die nationalen 
Sozialsysteme muss auch auf EU-Ebene unterbunden werden können.

Wir fordern daher eine Einschränkung der EU-Personenfreizügigkeit mit dem 
Ziel, den aufnehmenden Staaten eine Beschränkung der EU-Zuwanderung zu 
ermöglichen, die nur Personen zulässt, die selbst für sich sorgen können.

Daneben muss allen EU-Ländern die Möglichkeit eröffnet werden, den An-
spruch auf steuerfinanzierte Sozialleistungen für EU-Bürger und ihre Familienan-
gehörigen von einer mindestens zehnjährigen, durchgängig sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung ohne staatliche Zuschüsse abhängig zu machen. 

6.9 Die Türkei gehört nicht in die EU

Einen EU-Beitritt der Türkei lehnen wir ebenso strikt ab wie Visaerleichterun-
gen oder gar Visafreiheit für türkische Staatsbürger. 

Türkische Staatsangehörige genießen hierzulande Sonderrechte, die auf längst 
überholten Verträgen beruhen. Dazu zählt ihre ausländerrechtliche Bevorzugung 
nach dem sogenannten Assoziationsratsbeschluss 1/80 und in sozialrechtlicher 
Hinsicht die Krankenmitversicherung von Eltern nach dem Sozialversicherungsab-
kommen. Diese ungerechtfertigten Privilegien müssen schnellstmöglich entfallen.
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Umweltschutz, Landwirschaft und Verbraucherschutz

Umweltpolitik muss sich zuerst an nationalen Gegebenheiten und Bedürfnissen 
orientieren. Die EU hat es seit ihrer Gründung nicht geschafft, die Interessen von 
Landwirtschaft und Umweltschutz zusammen zu bringen. Die verfehlte Förderung 
der Landwirtschaft steht einem effektiven Naturschutz entgegen. Die überbor-
dende Bürokratie bedroht die Landwirte in ihrer Existenz. Ähnlich sieht es beim 
Verbraucherschutz aus. Nitrat- und Stickoxid-Grenzwerte sind realitätsfern, 
gängeln die Verbraucher und kosten Arbeitsplätze. Unter Beachtung des Subsidia-
ritäts-Prinzips fordern wir alle Zuständigkeiten von der EU zurück. 

7.1 Luftqualität, Grenzwerte und Diesel-Fahrverbote

Von Regierung, etablierten Parteien und der EU wird den Bürgern verkündet, 
dass Verbrennungsmotoren schlecht und unzeitgemäß seien und dass die Zukunft 
in der E-Mobilität läge. Um diesen Ansichten Geltung zu verleihen, arbeiten diese 
mit umstrittenen, als Umweltschutzverbände getarnten, Abmahnvereinen zusam-
men. Es wird versucht, die seit Jahren sauberer werdende Luft in unseren Städten 
als gesundheitsgefährdend darzustellen. Dadurch wurden faktisch Millionen 
Diesel-Fahrer enteignet.

Die Fakten sind: Durch immer bessere Motoren steigt die Luftqualität trotz 
mehr Verkehr. Der Abgasuntersuchungsausschuss hat festgestellt: Es gibt „keine 
toxikologisch bedenklichen NO2-Werte“ und: „Es gibt keine wissenschaftlich 
erwiesenen Zahlen dazu, wie viele Menschen aufgrund grenzwertüberschreitender 
NO2-Expositionen erkrankt oder gar gestorben sind.“ Auch erscheint die Diskre-
panz zwischen dem Grenzwert von 950 µg/m³ an Arbeitsplätzen in Deutschland 
im Vergleich zum EU-Grenzwert an Straßen von 40 µg/m³ NO2 (USA 100 µg/
m³) übersteigert. Darüber hinaus werden in Deutschland die EU-Richtlinien 
nachweislich falsch ausgelegt, um Überschreitungen zu erhalten. Der Bezugs-
rahmen für Messungen ist veraltet. Verbindliche Vorgaben für Mess-Stationen 
auf wissenschaftlicher Grundlage sind zu entwickeln. Die AfD sieht weiterhin die 
Zuständigkeit der EU für Fragen der Luftreinhaltung in den Mitgliedsstaaten für 
nicht sinnvoll an.

Die E-Mobilität bringt derzeit keine Vorteile beim CO2-Ausstoß bzw. bei der 
Ressourcenschonung. Der propagierte Ausbau der sogenannten Erneuerbaren 
Energien führt zu einer Vernichtung unserer Natur- und Kulturlandschaften. 
Unter Einbeziehung der Akku-Produktion, die einer Fahrstrecke von 100.000 
km entspricht, wird die CO2-Bilanz sogar schlechter. Der Diesel ist auch hier das 
bessere Konzept. 
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Der Anteil des Fahrzeugverkehrs beim Feinstaub beträgt gerade einmal 20 %. 
Reifen und Bremsen sind hierbei die Hauptverursacher. Auf die Abgase entfallen 
nur 4 %. E-Fahrzeuge würden durch ihr höheres Gewicht mehr Feinstaub produ-
zieren und die Ersparnis zunichtemachen. 

Die Kosten für die notwendige Strom-Infrastruktur wären enorm, wenn die 
Fahrzeuge zuhause geladen werden würden. Die unangenehm langen Ladezeiten 
unterwegs blieben trotzdem. Die derzeit günstigeren Verbrauchskosten ergeben 
sich nur, da auf Strom keine Mineralölsteuer erhoben wird. Sobald Verbrenner 
verboten sind, würde sich dies ändern. Die schon in einigen Fällen zutage getrete-
ne Brandgefahr wird bisher weitgehend verschwiegen. 

Die AfD stellt sich keineswegs gegen Schutzmaßnahmen für die Bevölkerung, 
jedoch müssen diese sachlich begründet, sinnvoll und auch bezahlbar sein. Für 
die politisch Verantwortlichen ist das Diesel-Verbot nur der erste Schritt zu einem 
vollständigen Verbot von Verbrennungsmotoren. Der subventionierte Umstieg 
auf E-Mobilität ist für den Normalbürger aber schlichtweg unbezahlbar. Das Ziel 
von EU und etablierten Parteien ist die Abschaffung des Individualverkehrs für 
die Masse der Bevölkerung. Die AfD steht hier auf der Seite der Bürger, die auf das 
Auto angewiesen sind oder die Freiheit des Individualverkehrs genießen. Die AfD 
lehnt daher Fahrverbote ab.

7.2 Nachhaltigkeit für die forstwirtschaftliche Zielsetzung

Der Wald braucht Zeit und Kontinuität. Um einen gesunden Wald unter den un-
terschiedlichen Aspekten der Ökonomie, Ökologie und der Erholung zu erhalten, 
braucht es langfristige Ziele von vielen Waldbesitzer- und Förstergenerationen. 
Für eine nachhaltige Bewirtschaftung zur Sicherung der Wälder setzt sich die AfD 
für eine Förderung des Baumaterials und Energieträgers Holz ein. Wir stehen für 
einen Abbau der ausufernden Bürokratie bei der Dokumentation in der Forstwirt-
schaft und nicht-staatlichen Pseudo-Zertifikaten für Nachhaltigkeit. Eine weitere 
Schaffung von Nationalparks und damit forstwirtschaftliche Flächenstilllegung 
lehnen wir ebenso ab wie das Abholzen der Wälder für die Errichtung von Win-
dindustrieanlagen. Denn in den letzten Jahren betreiben selbsternannte Umwelt-
schutzorganisationen zunehmend Lobbyarbeit für die Windindustrie, zu Lasten 
des Waldes – und die EU schaut zu. 

7.3 Jagd, Artenschutz und Wildtiermanagement

Die Beeinträchtigung der waidgerechten Jagdausübung durch neue EU-Vor-
schriften im Jagd-, Waffen- und Lebensmittelrecht sind zu verhindern. Beste-
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hende Vorschriften sind zu überprüfen und ggf. unter Berücksichtigung der 
berechtigten Interessen von Landwirten, Wald- und Grundbesitzern und Jägern 
anzupassen. Schäden durch Wildtiere sind unbürokratisch durch Geldleistungen 
zu ersetzen. Über die Kombination aus aktivem Wildtiermanagement und arten-
schutzrechtlicher Ausnahmeverordnung (AAV) sollen problematische Wildtier-Be-
standsgrößen regional und zeitnah überwacht und korrigiert werden können. Das 
Ziel ist die Balance zwischen den Ansprüchen von Wildtieren sowie den Interessen 
der Landwirte, Teichwirte und Weidetiere. Jedoch wird eine bedingungslose 
Wiederansiedlung des Wolfs von den Behörden unter Berufung auf die Zielsetzung 
der EU-Richtlinien zum Natur- und Artenschutz betrieben. Die AfD hält Wölfe 
für eine Tierart, die schlecht in unsere gewachsene Kulturlandschaft passt. Wölfe 
sollten räumlich und zahlenmäßig strikt begrenzt werden – nach dem Vorbild von 
Schweden und Norwegen.

7.4 Förderung von Landwirtschaft und ländlichen Räumen

Die verschiedenen Sparten der Landwirtschaft – Ackerbau, Viehzucht, Wein-
bau, Forstwirtschaft, Gartenbau u. a. – tragen zur Wertschöpfung, der Schaffung 
regionaler Arbeitsplätze und zur Versorgung der Bevölkerung in unserem Lande 
bei. Wir setzen uns ein für eine realitätsbezogene Bildung zum Thema grüne 
Berufe und die sich daraus ergebende Wertschätzung für Leistungen und Produkte 
der Landwirte. 

Die AfD erkennt die große Bedeutung der Landwirtschaft für die Versorgung der 
Bevölkerung mit hochwertigen Nahrungsmitteln sowie den Erhalt der ländlichen 
Räume an. Wir wollen die Förderungspolitik der EU in die Mitgliedsstaaten und 
damit nach Deutschland zurückholen. Eine Subventionierung der Landwirt-
schaft bleibt zunächst bestehen, da in einem freien globalen Wettbewerb der 
Bauernstand aus Deutschland sonst verschwinden würde. Landwirtschaftliche 
Subventionen müssen neben der Flächengröße besonders die weiteren Leistun-
gen kleiner Familienbetriebe berücksichtigen. Weniger EU würde auch weniger 
Bürokratie für die Landwirte bedeuten, die faktisch nur Zeit und Geld kostet, aber 
keine positiven Auswirkungen auf Landwirtschaft und Umwelt hat. Die Düngemit-
telverordnung ist der neueste Auswuchs in diese Richtung, die viele Nutztierhalter 
in Existenznöte bringt. Wir wollen die regionale Vermarktung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse unterstützen. Dafür ist mehr Transparenz bei der Lebensmittelkenn-
zeichnung nötig. Die Landwirtschaft braucht ehrliche Erzeugerpreise.

Die Gesamtbevölkerung in der EU wächst, wenn auch nur durch die große Zahl 
Zugewanderter und vorübergehend Aufgenommener. Die Anbauflächen pro Kopf 
schrumpfen somit. Umso größer ist die Bedeutung landwirtschaftlich genutzter 
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Flächen. Wir fordern ein sofortiges Ende der Vermaisung der Kulturlandschaft 
und der Spekulation mit landwirtschaftlichen Flächen. Die „Greening“-Auflagen 
müssen auf den Prüfstand und die Ausgleichsflächen auf ein Minimum reduziert 
werden.

Ein wirksamer Pflanzenschutz nach guter fachlicher Praxis ist die Grundlage 
jeglicher landwirtschaftlichen Produktion. Die bewährten Zulassungsstandards im 
Hinblick auf Umwelt-, Gesundheit- und Verbraucherschutz dürfen dabei weder 
vernachlässigt noch praxisfern verschärft werden. Eine zentrale Prüf- und Zu-
lassungsbehörde der EU sehen wir kritisch. Die Vielfalt der Prüfbehörden in den 
Mitgliedsländern stellt das verantwortungsvolle und bewährte „Mehr-Augen-Prin-
zip“ sicher.

Die AfD fordert die Aufhebung aller Handelsbeschränkungen für alte Nutzpflan-
zensorten. Bisher müssen Züchter nach Ablauf der Lizenzen sehr hohe Gebühren 
für die Anmeldung alter Sorten zahlen. Diese Klausel im Saatgutverkehrsgesetz 
(SaatG) schützt lediglich große Konzerne vor der Konkurrenz durch Kleinzüchter. 

7.5 Verbraucherschutz

Der Verbraucher muss den zunehmend global agierenden Unternehmern in 
Gesundheits- und Rechtsfragen auf Augenhöhe begegnen können. Bei vielen Nah-
rungsmitteln, Finanzprodukten und anderen Sachgütern fehlen dem Verbraucher 
jedoch wesentliche Informationen über die Produktherkunft und -qualität. Die 
AfD will die Verbraucher in die Lage versetzen, eine informierte Kaufentscheidung 
treffen zu können und fordert, die asymmetrische Informationslage zwischen 
Verbraucher und Unternehmer auszugleichen. Dabei wollen wir die Verbraucher 
weder staatlich bevormunden noch mit unnötigen Informationen überfrachten. 
Eine rigorose Verbotspolitik entmündigt die Verbraucher und fördert sorgloses 
Kaufverhalten. Unser Ziel des Verbraucherschutzes sind mehr aufgeklärte Ver-
braucher und nicht weniger wie durch die bisherige EU-Politik.

Die regelmäßigen Lebensmittelkontrollen des Verbraucherschutzes innerhalb 
der EU obliegen den lokalen Lebensmittelüberwachungs- und Veterinärämtern. 
Wir fordern daher, Kompetenzen im Verbraucherschutz nach dem Subsidiaritäts- 
Prinzip zu überprüfen und gegebenenfalls nach Deutschland zurück zu verlagern. 
Auf europäischer Ebene soll nur das geregelt werden, was dort besser zu bewirken 
ist. Die europäische Harmonisierung der Lebensmittelsicherheit darf zu keiner 
Abschwächung des Schutzniveaus in Deutschland führen.

47Umweltschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Die Brüsseler Behörden belegen die traditionellen Nahrungsmittelhersteller 
mit immer schärferen Vorschriften bei der Lebensmittelzubereitung. Sofern keine 
gesundheitlichen und wirtschaftlichen Bedenken vorliegen, lehnen wir einheitliche 
Vorschriften für Nahrungsmittel auf dem EU-Binnenmarkt ab.

Lebensmittelbetrug schadet dem Vertrauen in die Lebensmittelsicherheit und 
muss restlos aufgeklärt werden. Das Schnellwarnsystem für Lebensmittel und 
Futtermittel und das System für die Verwaltung und Zusammenarbeit müssen 
vereinfacht werden. Bei begründetem Verdacht auf schädliche Produkte, Lebens-
mittelgifte oder Tierseuchen müssen stichprobenartige Kontrollen auch an den 
EU-Binnengrenzen möglich sein.

Angesichts der Gefahren irreversibler Umwelt- und Gesundheitsschäden ist das 
deutsche Vorsorgeprinzip zu einem Leitbild europäischer Gemeinschaftspolitik 
geworden. Lange Prüfungs- und Zulassungsverfahren sollen Belastungen und 
Schäden für Mensch und Umwelt weitestgehend im Voraus verringern. Wir sehen 
den nachgelagerten Verbraucherschutz in Form kollektiver Rechtsschutzinstru-
mente (wie z. B. Sammelklagen) kritisch, wenn hierdurch das Vorsorgeprinzip 
ausgehebelt oder der Weg frei zur Entstehung einer Klageindustrie nach amerika-
nischem Vorbild geschaffen wird.

7.6 Tierwohl, Transport und artgerechte Haltung

Die AfD steht für eine konsequente Umsetzung der Tierschutzgesetze im Sinne 
unserer Verantwortung für Tiere als fühlende Mitgeschöpfe. Wir wollen in der Nutz-
tierhaltung artgerechte Haltungssysteme fördern, die an die Tierart angepasst sind. 
Dazu gehört auch der Transport. Wir fordern: eine Beschränkung von Tiertranspor-
ten auf die Dauer von sechs Stunden, einschließlich umfassender Kontrollen und 
entsprechender Sanktionierung von Verstößen. Der Export von lebenden Schlacht-
tieren nach außerhalb der EU-Außengrenzen ist zu verbieten. Das Schlachtregime  
kann außerhalb der EU nicht kontrolliert werden und steht häufig mit den europä- 
ischen Tierschutzgesetzen, die auch ein Ausdruck unserer Werte sind, im Wider- 
spruch. Die sich in tierartgerechten Haltungen entwickelnden robusten und  
gesunden Nutztierbestände tragen durch eine Verminderung des erforderlichen 
Antibiotika-Einsatzes erheblich zur Vermeidung multiresistenter Keimbildung bei.  
Die Schlachtung nach religiösen Ritualen ist nur nach ausreichender Betäubung  
zu gestatten. Die Dauer der Betäubung muss für den gesamten Schlachtvorgang 
inklusive Tod durch Verbluten gewährleistet sein.

K A P I T E L  8

Inneres,  
Recht  
und Justiz

49Inneres, Recht und Justiz

8.1 Änderung des Schengener Abkommens

Aufgrund des Schengener Abkommens finden grundsätzlich keine Grenzkont-
rollen im Schengen-Raum mehr statt, weshalb zum Ausgleich dafür strenge Kon- 
trollen an den Außengrenzen durchgeführt werden müssten. Die EU-Grenzschutz-
agentur FRONTEX aber unterstützt die illegale Zuwanderung sogar, indem sie 
auf See aufgegriffene illegale Migranten in die EU verbringt. Wir fordern eine 
Änderung der Seeaußengrenzenverordnung, damit deren Rücktransport in sichere 
Häfen ihrer Ausgangsorte wieder möglich wird.

Wegen der fehlenden Sicherung der Außengrenzen findet immer noch ein 
unkontrollierter Zustrom von illegal einreisenden Ausländern statt. Das durch das 
Schengen-Abkommen geschaffene „grenzenlose Europa“ stellt zunehmend eine 
Bedrohung für die innere Sicherheit der einzelnen Nationalstaaten dar und schafft 
erhebliche Risiken im Bereich des Terrorismus. Allein in Deutschland ist die Zahl 
der Gewaltdelikte und der Gefährder seit 2015 erheblich angestiegen. Die Innere 
Sicherheit ist vielerorts schon jetzt nicht mehr gegeben, wobei illegal eingereiste 
Täter, häufig lapidar als Flüchtlinge bezeichnet, weit überproportional kriminell 
geworden sind. 

Laut Bericht des Bundeskriminalamtes für das Jahr 2017 (BKA-Bundeslagebild 
2017 vom Mai 2018) wurden durchschnittlich mehr als 100 Deutsche pro Tag 
Opfer von Straftaten durch Zuwanderer, wozu auch mindestens sieben Sexualde-
likte pro Tag gehören. Allein 2017 wurden 13 Deutsche durch Zuwanderer getötet. 
Wir tolerieren den Verlust der inneren Sicherheit nicht und kämpfen dafür, dass 
Menschen in Deutschland wieder sicher leben können.

Es muss daher künftig möglich sein, solchen Personen die Einreise zu verwei-
gern und sie zurückzuschicken. Eine Zurückweisung illegal Einreisender an den 
Grenzen ist aber nur mittels Durchführung von Kontrollen einreisewilliger Per-
sonen möglich. Das Schengener Abkommen bedarf daher einer Änderung, damit 
die Nationalstaaten wieder durch entsprechenden Grenzschutz die eigene innere 
Sicherheit gewährleisten können.

8.2 Keine „Europäisierung“ der Justiz

Seitens der EU wird seit Jahren versucht, in immer mehr Bereiche vorzudrin-
gen, die nach den EU-Verträgen nur den Nationalstaaten vorbehalten sind, dar-
unter auch die Polizei und Justiz. So sind EUROPOL und EUROJUST entstanden, 
deren Koordinierungsaufgaben – soweit sie überhaupt sinnvoll sind – auch mit 
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deutlich geringerem personellem und finanziellem Aufwand bewältigt werden 
könnten.

Nunmehr ist die Errichtung einer neuen Superbehörde geplant, nämlich der 
sogenannten Europäischen Staatsanwaltschaft, ohne dass es hierfür einen ernst-
haften Bedarf gäbe. Die AfD lehnt eine Europäische Staatsanwaltschaft und die 
weitere Verlagerung von Aufgaben der Justiz auf die EU ab. Die AfD wendet sich 
nicht nur gegen alle Versuche der EU, sich die Zentralkompetenzen einer Bun-
desregierung anzueignen, was weder im Interesse der Bevölkerung der Mitglied-
staaten wäre, noch ihrem Willen entspräche. Die AfD verlangt stattdessen den 
Rückbau bereits eingerichteter beziehungsweise im Aufbau befindlicher überflüs-
siger Justizbehörden.

8.3 Abschaffung der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO)

Das Inkrafttreten der von der EU beschlossenen DSGVO und der dazu erlasse-
nen deutschen Vorschriften haben zu erheblicher Verunsicherung geführt. In der 
Folge haben viele kleine und mittelständische Unternehmen ihre Internetauftrit-
te abgeschaltet, um den angedrohten erheblichen Geldbußen zu entgehen. Die 
Verordnung hat dadurch zu einer regelrechten Entdigitalisierung geführt. Sie trifft 
nicht die großen, dafür aber die kleinen Unternehmen. Um weitere Schäden von 
der Wirtschaft abzuwenden, fordert die AfD die sofortige Abschaffung der Vor-
schrift und Rückkehr zu nationalen Gesetzen bis zu einer endgültigen grundlegen-
den Novellierung des EU-Rechts.

8.4 Freiheit des Internets erhalten

Die AfD tritt allen Versuchen entgegen, die Meinungsfreiheit, insbesondere im  
Internet, unter welchem Vorwand auch immer, außerhalb rechtmäßigen behörd- 
lichen Einschreitens zu begrenzen. Wir lehnen die geplante Einführung von Up-
load-Filtern daher ebenso kategorisch ab wie Überlegungen, eine Zensur sozialer 
Medien im staatlichen Auftrag nach dem Muster des deutschen Netzwerkdurch-
setzungsgesetzes (NetzDG) auf EU-Ebene einzuführen.

Die AfD wendet sich zudem gegen alle Bestrebungen, unter dem Deckmantel 
der Bekämpfung von sog. Hassrede die freie Meinungsäußerung online und offline 
einzuschränken. Vielfach geht es hier nicht um Aufrufe zu Gewalt oder terroristi-
sche Äußerungen, sondern schlicht um Zensur ungewollter Meinungsäußerung.
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Wir verurteilen Versuche von EU-Institutionen, mit fadenscheinigen Gründen 
den EU-Wahlkampf zu beeinflussen, scharf, denn es ist nicht deren Aufgabe, sich 
in die öffentliche Debatte freier Bürger meinungsbildend einzumischen.

8.5 Islam – Gefahr für Europa

Europa ist wesentlich geprägt von der griechisch-römischen Antike, dem Juden-  
und Christentum, der Aufklärung und den Menschenrechten. Im Geiste von Frei-
heit, Rechtsstaat und Demokratie wollen wir dieses Europa für uns und unsere 
Nachkommen dauerhaft erhalten. Wir werden Europa gegen einen Islam verteidi-
gen, der auf der Basis von Koran und Sunna mit den europäischen Grundprinzipien 
von Recht, Freiheit und Demokratie nicht vereinbar ist, einen Herrschaftsanspruch 
als alleingültige Religion erhebt und die Scharia durchsetzen will. 

Der Islam trennt nicht zwischen Staat und Religion und ist damit auch eine po- 
litische Ideologie. Die Scharia regelt totalitär das gesamte Leben der Muslime und 
alle Bereiche der islamischen Gesellschaft. Religionsfreiheit ist dem Islam fremd. 
Zahlreiche Koranverse fordern den Kampf gegen Nichtmuslime bis hin zur Tötung 
von Andersgläubigen. Freundschaft mit „Ungläubigen“ ist Muslimen laut Koran 
verboten. Die Geschlechter sind nicht gleichberechtigt, Frauen werden unterdrückt, 
und Homosexualität ist ein Verbrechen. Täuschung ist als Taqiyya erlaubt, wenn sie 
dem Islam nützt. 

Die AfD erkennt die Glaubens-, Gewissens- und Bekenntnisfreiheit uneinge-
schränkt an. Sie fordert jedoch, konsequent die Menschenrechte gemäß der allge-
meinen Menschenrechtserklärung der UN zu verteidigen. Insbesondere sind der 
Ausübung der Religionsfreiheit Grenzen zu setzen, sofern dadurch die Grundrechte 
anderer verletzt werden. Staatliches Recht muss in der säkularen Ordnung Europas 
über religiösen Geboten und Traditionen stehen. Eine Kritik am Islam muss vom 
Grundrecht auf freie Meinungsäußerung gedeckt sein. 

Der imperialistische Islam, der seit dem frühen Mittelalter Teile Europas jahrhun-
dertelang beherrscht hatte, expandiert seit über fünfzig Jahren in europäischen 
Staaten durch die Einwanderung von Muslimen und ihre höhere Geburtenrate. 
Nur eine Minderheit der Muslime ist säkular eingestellt und gesellschaftlich voll 
integriert. Die Integration der meisten Muslime in Europa scheitert derzeit und wird 
umso mehr fehlschlagen, je stärker ihre Zahl wächst. In europäischen Großstädten 
haben sich muslimische Ghettos entwickelt, in denen Friedensrichter die Scharia 
praktizieren. Das Konzept des Multikulturalismus hat sich als Illusion erwiesen. Mit 
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Kultur durch die Ausbreitung des Islams werden wir uns nicht abfinden. Wir wollen 
nicht in wenigen Jahrzehnten selbst zur Minderheit werden und unser freies und 
vielfältiges Europa an den Islam verlieren. 

Die ständig drohende Terrorgefahr sowie jegliche Radikalisierung von Muslimen 
werden wir entschlossen bekämpfen. Moscheen dürfen nicht vom islamischen Aus-
land finanziert werden. Minarette sind als islamische Herrschaftszeichen ebenso zu 
verbieten wie der Muezzin-Ruf, nach dem es außer Allah keinen anderen Gott gibt. 
Öffentliche Freitagsgebete sollen als religiöse Machtdemonstrationen nicht gestattet 
sein. Antisemitismus in Wort und Tat muss konsequent bekämpft werden. Burka 
und Niqab sind als Hindernis für die soziale Kommunikation gemäß einem Urteil 
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte zu untersagen. Das Kopftuch 
soll als religiös-politisches Zeichen nicht im öffentlichen Dienst getragen werden. 
Polygamie, Zwangsheirat und Kinderehen wollen wir durch ein Verbot von Imam-
Ehen unterbinden.

Die AfD ist überzeugt, dass nur ein entschlossenes gemeinsames Handeln aller 
europäischen Staaten die drohende Islamisierung Europas verhindern kann. Denn 
noch nie in der Geschichte Europas war diese Gefahr so groß wie heute, auch wenn 
dies viele nicht erkennen wollen.
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9.1 Zuwanderung und Soziales

Die AfD steht für eine gerechte und faire Sozialpolitik, wobei eine nachhaltige, 
generationengerechte Ausgestaltung der Sozialversicherungssysteme elementar 
ist. Die AfD ist der Überzeugung, dass es in Deutschland eine verlässliche soziale 
Absicherung für Arbeitslose und Geringverdiener geben muss, die ein menschen-
würdiges Leben und ein Mindestmaß an sozialer Teilhabe gewährleistet. Dies ist 
jedoch nur realisierbar, wenn der Kreis der zu Unterstützenden in angemessenem 
Verhältnis zu den Ressourcen steht. Die unkontrollierte Massenzuwanderung von 
unzureichend qualifizierten Menschen nach Deutschland, aber auch in andere 
EU-Länder, muss deshalb unterbunden werden. Auch innerhalb der EU muss das 
Subsidiaritätsprinzip praktiziert werden, wonach zunächst die jeweiligen Her-
kunftsländer zur Unterstützung notleidender Staatsangehöriger verpflichtet sind.

Die verfrühte Aufnahme von Ländern, in denen pro Einwohner wesentlich 
weniger Bruttoinlandsprodukt erzielt wird als im Durchschnitt der EU, führt zu 
verstärkter Binnenmigration auf Basis der EU-Freizügigkeitsrichtlinie. Das Sozi-
alstaatsprinzip in Ländern wie Deutschland steht daher in einem Spannungsfeld 
zur freien Wohnsitzwahl der Arbeitnehmer aus den Mitgliedsländern, dem Prinzip 
der Nichtdiskriminierung sowie der sozialen Inklusion für alle Bürger. Langfristig 
drohen eine Überforderung des Sozialbudgets und die Erosion des Sozialstaates.

9.2 Zuwanderung von Arbeitskräften

Im gemeinsamen Wirtschaftsraum ist eine an den Bedürfnissen der nationalen 
Arbeitsmärkte ausgerichtete Mobilität von Arbeitskräften wertvoll. Mit der Digita-
lisierung der Arbeitswelt könnte eine qualifizierte Zuwanderung, durch welche der 
Bedarf der Wirtschaft an qualifizierten Arbeitskräften gedeckt wird, erforderlich 
sein. Die Zuwanderung von Arbeitskräften muss aber immer am jeweiligen Ar-
beitsmarkt orientiert sein. Andernfalls besteht die Gefahr von Lohndumping und 
damit einhergehend das Absinken von Teilen der Arbeiterschaft in die Sozialsys-
teme. Ausländische EU-Arbeitnehmer sind in den Mitgliedsstaaten, in denen sie 
Beschäftigung finden, genauso zu entlohnen und müssen den gleichen gesetzlichen 
Regelungen unterliegen wie inländische Arbeitnehmer. Nicht zuletzt wird so auch 
eine stärker qualifikationsbezogene Zuwanderung von Arbeitskräften befördert. 
Die derzeitigen gesetzlichen Regelungen, wie beispielsweise das Entsendegesetz, 
sind weitgehend ausreichend. Allerdings verlangt die AfD wirkungsvolle  
Kontrollen zu ihrer Einhaltung. Der Missbrauch von Leiharbeit und Werkver- 
trägen mit niedrig entlohnten ausländischen Arbeitskräften in Deutschland führt 
zu Lohndumping und ist strikt zu unterbinden.
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9.3 Keine europäische Sozialunion

Die sozialen Sicherungssysteme der verschiedenen EU-Länder sind höchst unter- 
schiedlich geregelt. Gleiches gilt für die Arbeitsmärkte. Die sich daraus ergebende  
Vielfalt wollen wir im Sinne des Wettbewerbs der Systeme innerhalb der EU erhal-
ten. Erfolgreiche Länder sind Vorbild für die anderen. Keinesfalls darf es zu einer 
Vereinheitlichung von Sozialsystemen, wie beispielsweise bei der Arbeitslosenver-
sicherung, kommen, da dies eine weitere Senkung der Sozialstandards zur Folge 
haben wird.

9.4 Sozialleistungen für EU-Ausländer 

Bevor EU-Ausländer im Sozialrecht mit Deutschen gleichgestellt werden, soll 
bei Bedürftigkeit der jeweilige Herkunftsstaat zuständig bleiben. Asylbewerber 
im laufenden Verfahren und abgelehnte Asylbewerber sollen durchgängig nur 
Sachleistungen auf dem Niveau des Asylbewerbergesetzes erhalten, anerkannte 
Asylbewerber mit einem vorläufigen Bleiberecht nur Sachleistungen auf dem  
Niveau der Grundsicherung. Flüchtlinge, die nach der Genfer Flüchtlingskonven- 
tion ein vorläufiges Aufenthaltsrecht haben, sollen nur Sachleistungen auf Basis  
der Grundsicherung erhalten. 

Die Höhe von Kindergeldzahlungen für Kinder, die nicht in Deutschland leben, 
ist an die Verhältnisse (Leistungen) des Herkunftslandes anzupassen.

9.5 Keine europäische Arbeitsagentur und europäische  
Arbeitslosenversicherung

Die AfD lehnt die Einführung einer europäischen Arbeitslosenversicherung und 
Arbeitsagentur (ELA) ab. Wir setzen uns dafür ein, dass Ausländer aus EU-Staaten 
und aus Dritt-Staaten erst dann Sozialleistungen ähnlich denen deutscher Staats-
bürger erhalten, wenn sie zehn Jahre ununterbrochen im Inland steuerpflichtige 
Einkünfte erzielen konnten und mit diesen ihren Lebensunterhalt ohne staatliche 
Hilfe oder Hilfe von Dritten bestreiten konnten.

9.6 Niederlassungsfreiheit

Die EU-Niederlassungsfreiheit darf durch Zuwanderer nicht weiter dazu miss-
braucht werden, durch Scheinselbständigkeit Anrechte auf Sozialleistungen zu 
erlangen. Die EU-Dienstleistungsfreiheit führt insbesondere im Transportgewerbe 
zu einer den deutschen Sozialstaat schädigenden Umgehung von Mindestlöhnen, 
Steuern und Sozialabgaben. Dieses Lohn- und Sozialdumping wollen wir beenden.
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Subsidarität in der Gesundheitspolitik bewahren

Die Gesundheitspolitik in der Europäischen Union ist bisher vor allem eine 
Angelegenheit der Nationalstaaten. Infolgedessen war die Einflussnahme der EU 
auf die deutsche Gesundheitspolitik bis heute eher gering. Es lässt sich allerdings 
beobachten, dass seit einiger Zeit, insbesondere aufgrund des europäischen 
Wirtschafts- und Wettbewerbsrechtes, eine weitergehende Einwirkung auf die 
nationalen Gesundheitssysteme erfolgt, die vorgeblich der „Unterstützung“ der 
Mitgliedstaaten im Bereich der Gesundheitspolitik dienen soll. Der zunehmende 
Eingriff der EU ergibt sich dabei weniger durch direkte Einflussnahme der euro-
päischen Gesetzgebung („Lissabon-Vertrag“), sondern eher durch die Hintertür 
der Rechtsprechung des EuGH, dessen Entscheidungen unmittelbar wirksam sind 
(„Richterrecht“) und zunehmend die Gesundheits- und Sozialpolitik bestimmen. 
Obwohl der Lissabon-Vertrag für den Bereich des nationalen Gesundheitswesens 
ausdrücklich das Subsidiaritätsprinzip betont, wird dieses jedoch durch eine Prio-
risierung des europäischen Wettbewerbsrechts und der laufenden Rechtsprechung 
des EuGH konterkariert. Daneben bereitet auch schon die Europäische Normie-
rungsplattform CEN zurzeit eine Strategie zur systematischen Standardisierung 
von Gesundheitsleistungen vor. 

Wir fordern, dem Subsidiaritätsprinzip in der Gesundheitspolitik den Vorrang 
vor indirekten Einflussnahmen der europäischen Wirtschaftspolitik einzuräumen. 
Es muss eine gesetzgeberische Klarstellung erfolgen, dass die Gesundheitspolitik 
ausschließlich in den Zuständigkeitsbereich der nationalen Gesetzgebung fällt. 
Hierzu gehört auch die Bewahrung der Rechtsstellung der freien Berufe. 

 
10.1 Schutz der Bevölkerung vor Infektionskrankheiten  
und Epidemien

Seit Beginn der Flüchtlingskrise ist ein signifikanter Anstieg meldepflichtiger 
Infektionskrankheiten zu verzeichnen, vermehrt auch mit resistenten Erregern. So 
entfallen in Deutschland beispielsweise von 4.900 Tuberkulose-Neuinfektionen pro 
Jahr ca. 1.300 auf Migranten.

Derzeit gibt es keine einheitlichen, verpflichtenden Untersuchungen in Europa bei 
Migranten. Dies stellt eine erhebliche Gefährdung für die Gesundheit der einheimi-
schen Bevölkerung und des medizinischen Personals dar. Dabei ermöglicht die recht-
zeitige Diagnosestellung von Infektionen nicht nur einen raschen Therapiebeginn, 
sondern kann dabei helfen, die Ausbreitung von Erkrankungen einzudämmen.
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Zum Schutz der einheimischen Bevölkerung ist ein verbindliches und einheitli-
ches Gesundheitsschutzprogramm einzuführen, für das der jeweilige Zutrittsstaat 
zuständig ist. Es soll die Diagnose ansteckender Krankheiten sowie Maßnahmen zum 
Schutz der Bevölkerung umfassen. Weitergehende Regelungen auf nationaler Ebene 
bleiben davon unberührt.

Verbindliche Untersuchungen von anerkannten Migranten müssen alle melde-
pflichtigen Erkrankungen umfassen. Folgende Infektionen haben hierbei Priorität: 
TBC, HIV, Hepatitis, parasitäre Darmerkrankungen, Lues, ansteckende Hauter-
krankungen, Masern, Polio. Bei Änderung der Gefahrenlage muss der Umfang der 
Untersuchungen unbürokratisch angepasst werden können.

Alle Untersuchungsergebnisse sowie der aktuelle Gesundheitsstatus sollen auf 
einem biometrischen Gesundheitspass dokumentiert werden.

Der freie Zugang zu allen Informationen und Daten in Bezug auf die Migration 
ist auch beim Gesundheits- und Infektionsschutz zu gewährleisten. Dies betrifft 
insbesondere die Veröffentlichungen des Robert-Koch-Institutes zu meldepflichtigen 
Infektionskrankheiten, die 2018 aus politischen Gründen ausgesetzt wurden. 

10.2 Keine weitere Krankenhausprivatisierung durch  
europaweit agierende Gesundheitskonzerne 

Die Krankenhauslandschaft hat sich in Deutschland in den letzten Jahrzehnten 
deutlich verändert. Das Krankenhausfinanzierungsgesetz (KHG) aus dem Jahr 
1972 sah in der stationären Krankenversorgung zwar eine Trägervielfalt vor, die 
aus öffentlichen, gemeinnützigen und privaten Krankenhäusern bestehen sollte. 
Seitdem hat sich aber der Marktanteil privater Krankenhäuser vervielfacht, wäh-
rend der Anteil der öffentlichen und konfessionellen Krankenhäuser in gleichem 
Maße zurückgegangen ist.

Die Folgen der zunehmenden Privatisierung der Krankenhauslandschaft sind  
bisher kaum öffentlich thematisiert worden. Das Grundverständnis und die 
Betriebsziele von gemeinnützigen oder konfessionellen Krankenhäusern sind 
andere als die von marktwirtschaftlich agierenden Krankenhausketten, die 
eine Umsatzrendite von 12-15% erwarten und diese nicht zuletzt aufgrund von 
Personaleinsparungen, insbesondere im Pflegebereich, auch tatsächlich erzielen. 
Weiterhin ist damit zu rechnen, dass die EU-Kommission die Praxis der deutschen 
Krankenhausfinanzierung, die eine Investitionsfinanzierung der öffentlichen Hand 
vorsieht, verstärkt unter Wettbewerbsgesichtspunkten ins Auge fassen wird. Ein 
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Eingriff in dieses System würde insbesondere die öffentlichen und gemeinnützigen  
bzw. konfessionellen Krankenhausträger unter weiteren Privatisierungsdruck 
setzen.

Die vom Gesetzgeber vorgesehene Trägervielfalt im Krankenhauswesen darf 
nicht zu einer weitgehenden Privatisierung und Öffnung des „Krankenhausmark-
tes“ für europaweit agierende Gesundheitskonzerne führen. Die Zuständigkeit der 
Krankenhausplanung auf der Ebene der deutschen Bundesländer muss erhalten 
bleiben. Einer fortschreitenden Unterversorgung im ländlichen Raum muss 
entgegengewirkt werden. Der gesetzlich verankerte Sicherstellungsauftrag der 
öffentlichen Hand muss auch bei dieser verbleiben. Dies gilt sinngemäß auch für 
stationäre Pflegeeinrichtungen und für Medizinische Versorgungszentren (MVZ).

10.3 Keine europaweite Organspendepflicht

Als Folge einiger Skandale ist die Bereitschaft, Organe zu spenden, deutlich 
zurückgegangen. Um diesen Rückgang an Spenderorganen zu kompensieren, 
werden verschiedene Modelle diskutiert: Einerseits eine erhöhte Werbung für 
die in Deutschland geltende „Einwilligungsregelung“, bei der zu Lebzeiten des 
Spenders die Einwilligung in die Organspende durch einen Organspenderausweis 
dokumentiert wird und andererseits die „Widerspruchsregelung“, bei der im Falle 
eines Hirntodes grundsätzlich und ohne Rücksprache mit den Angehörigen Orga-
ne entnommen werden können, sofern nicht ein ausdrücklicher Widerspruch des 
Betroffenen zu Lebzeiten beurkundet wurde. Bei der Widerspruchsregelung wird 
offensichtlich mit einer gewissen „Nachlässigkeit“ der Bürger bei der Regelung 
dieser Angelegenheit gerechnet. Die Frage der Organspende ist jedoch keine rein 
medizinische, sondern eine überwiegend ethische. Die Entscheidung zur Organ-
spende kann nur beim Betroffenen liegen, der diese in voller Kenntnis der hiermit 
zusammenhängenden Abläufe treffen muss. Eine ausdrückliche Pflicht, auch wenn 
diese als Widerspruchslösung getarnt wird, ist mit dem Selbstbestimmungsrecht 
und der Freiheit der Person grundsätzlich nicht vereinbar. 

Medizinisch-ethische Fragen, die unser Grundverständnis von Menschenwürde 
betreffen, sind ausschließlich auf der nationalen Ebene und unter Berücksichti-
gung der freien Entscheidung der Menschen zu treffen. „Europäische“ Regelungen 
sind in diesem Bereich strikt abzulehnen. 

62 Subsidarität in der Gesundheitspolitik bewahren

10.4 Flächendeckende Arzneimittelversorgung sichern.

Für die Gewährleistung der flächendeckenden und qualifizierten Versorgung 
mit Arzneimitteln müssen insbesondere die inhabergeführten Apotheken erhalten 
bleiben. Dies ist gerade für strukturschwache Regionen von Bedeutung, wo die 
Apotheke oder der Arzt im Ort zu den wesentlichen Voraussetzungen für eine 
regionale Strukturpolitik gehören. 

Im Wesentlichen finanzieren sich die Apotheken durch den Handel mit rezept-
pflichtigen Arzneimitteln. Dieses Geschäftsfeld wird durch ausländische Versand-
apotheken bedroht, die im Gegensatz zu den inländischen Apotheken Boni und 
Rabatte gewähren dürfen und keine Kosten für Notdienste und Rezepturen haben. 
Damit entsteht ein deutlicher Wettbewerbsnachteil der einheimischen Apotheken. 
Deutschland gehört zu den sieben von momentan 28 EU-Staaten, die bisher den 
Versandhandel mit verschreibungspflichtigen Arzneimitteln zum Nachteil der ei-
genen Apotheken erlaubt haben. Der Großteil der EU-Länder hat aus guten Grün-
den den Versandhandel mit rezeptpflichtigen Medikamenten nicht erlaubt. Der 
Versandhandel mit rezeptfreien Arzneimitteln bleibt jedoch weiterhin gestattet.

 
Der Versandhandel mit rezeptpflichtigen Medikamenten ist auch in Deutsch-

land, wie in den meisten EU-Ländern, nicht mehr zu gestatten. 

10.5 Bewahrung des Berufsbildes des Heilpraktikers     

Das in Deutschland in den zwanziger Jahren des letzten Jahrhunderts einge-
führte Berufsbild des Heilpraktikers sieht sich Bestrebungen ausgesetzt, diese 
Tätigkeit grundsätzlich zu negieren bzw. den „Heilpraktiker“ abzuschaffen. Der 
EuGH hat bereits im Jahre 2002 das grundsätzliche Verbot der Berufsausübung 
in Österreich als im Einklang mit europäischem Recht stehend bestätigt. Insofern 
kann davon ausgegangen werden, dass der Heilpraktiker in Deutschland früher 
oder später ins Visier des EuGH geraten wird. Sicherlich muss das deutsche 
Heilpraktikergesetz nachgebessert werden, insbesondere was die Einheitlichkeit 
sowie die Qualitäts- und Prüfungsstandards der Ausbildung anbelangt. Dies be-
deutet jedoch nicht, dass dem Bürger diese Behandlungsmöglichkeit grundsätzlich 
genommen werden darf. Letztlich ist der Patient selbst dafür verantwortlich, von 
wem er sich behandeln lässt. Eine Kostentragungspflicht der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung ist hiermit jedoch nicht verbunden. 

Das Berufsbild des Heilpraktikers in Deutschland ist zu schützen und weiterzu-
entwickeln. Eine Abschaffung oder wesentliche Beeinträchtigung durch europäi-
sche Institutionen ist abzulehnen.
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Familienpolitik

Die Familie ist die Keimzelle jeder Gesellschaft und steht deshalb in Deutsch-
land unter dem besonderen Schutz des Grundgesetzes. Alle Personen haben das 
Recht, ihren Lebensstand frei zu wählen. Andere Formen des Zusammenlebens als 
die Ehe zwischen Mann und Frau sind zu respektieren, damit aber weder gleich-
zusetzen noch zu fördern. Die AfD bekennt sich in ihrer Familienpolitik zum klas-
sischen Leitbild der Familie, in der Vater und Mutter in dauerhafter gemeinsamer 
Verantwortung für ihre Kinder sorgen. Die einzigartige und privilegierte Position 
von Vater und Mutter im Hinblick auf den Schutz des Kindeswohls muss in vollem 
Umfang erhalten werden. Wir streben Chancengleichheit für Frauen und Männer 
an, lehnen aber die Stigmatisierung traditioneller Geschlechterrollen ab. 

Wir sehen Kinder sowohl für jeden Einzelnen als auch für unsere Gesellschaft 
als sinnstiftendes, bereicherndes, lebensnotwendiges Element und nicht als Kos-
tenfaktor. Ohne Familien mit Kindern können unsere europäischen Gesellschaf-
ten, unsere Kultur und Freiheit nicht bestehen bleiben. Für die AfD stehen daher 
die originären Bedürfnisse von Kindern im Mittelpunkt ihrer Familienpolitik. 

Nicht nur Deutschland, sondern nahezu alle europäischen Staaten kämpfen mit 
den Folgeproblemen einer niedrigen Geburtenrate und zunehmenden Alterung 
der Gesellschaft. 2016 schaffte es nach Eurostat kein einziges Land der EU 28, 
die Todesfälle durch Geburten auszugleichen. Demografische Prognosen erwar-
ten eine Halbierung der Bevölkerung Europas ohne Wanderungsbewegungen bis 
zum Jahr 2100. Eine aktivierende Bevölkerungspolitik wird in solchen Prognosen 
jedoch nicht erwogen.

Viele europäische Regierungen versuchen, den Bevölkerungsschwund durch 
Zuwanderung auszugleichen, obwohl dies nachweislich nicht gelingen kann und zu 
massiven Problemen beim kulturellen und sozialen Zusammenhalt führt. Die AfD 
befürwortet hingegen eine explizit Geburten fördernde Familienpolitik, wie sie 
unter anderem von Frankreich, Polen und Ungarn bereits ansatzweise umgesetzt 
wird. Zuwanderung löst keines der in der demografischen Entwicklung wurzeln-
den Probleme Europas, sie verschärft die Konkurrenz um Ressourcen und bedroht 
den sozialen Frieden, ohne substanziell zur Wertschöpfung beizutragen.

11.1 Eigenverantwortung der Familien stärken

Familien sollten ihre Angelegenheiten am besten selbständig und eigenverant-
wortlich regeln. Nur wenn dies nicht gelingt, ist Hilfe zur Selbsthilfe auf aus-
schließlich nationalstaatlicher Ebene zu leisten.
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Die EU ist nicht für Familienpolitik und Familien zuständig und darf daher 
nicht in Familien hineinregieren, ihren Lebensentwurf beeinflussen oder gar 
konkret durch Quoten steuern. Dies führt zu gesellschaftlichen Verwerfungen und 
neuen Diskriminierungen. Indem die Europäische Union gesellschafts- und famili-
enpolitische Handlungsfelder zunehmend an sich zieht, verletzt sie das elementare 
Subsidiaritätsprinzip, auf das sie sich selbst verpflichtet hat.

Die AfD wird sich allen Bestrebungen zur Aushöhlung des Subsidiaritätsprinzips 
im EU-Parlament energisch widersetzen und lehnt jede Verknüpfung finanzieller 
Zuwendungen mit der Durchsetzung ideologischer Ziele strikt ab.

Die EU hat nicht über ethische und moralische Fragen zu entscheiden. Die 
Gesetzgebungskompetenz zu allen ethischen und familienpolitischen Themen, 
insbesondere beim Lebens-, Selbstbestimmungs-, Eheschließungs- und Schei-
dungsrecht, muss bei den Nationalstaaten verbleiben.

11.2 Bürger für Demografierisiken sensibilisieren

Die Folgen des demografischen Niedergangs sind für Europa katastrophal: Im-
mer weniger junge Menschen müssen für immer mehr ältere Menschen Rente und 
Gesundheitsausgaben erwirtschaften und die wachsenden Steuerlasten aufbrin-
gen, wodurch die Sozialsysteme erodieren und die Verschuldung der öffentlichen 
Haushalte ins Unbezahlbare wächst. Zudem haben es diese wenigen Nachkommen 
schwerer, die reiche und vielfältige Kultur Europas zu bewahren und an künftige 
Generationen weiterzugeben. Das Wertschöpfungspotential der europäischen 
Leistungsgesellschaften droht durch den Mangel an von unserer Innovations- und 
Leistungskultur geprägten Nachkommen drastisch einzubrechen. Zivilisationen, 
die ihre Bevölkerung verlieren, verschwinden eines Tages aus der Geschichte.

Die AfD setzt sich dafür ein, deutlich stärker als bisher für die demografische 
Krise und deren massive Konsequenzen zu sensibilisieren und über Ursachen und 
Lösungsstrategien aufzuklären.

Wir fordern auf europäischer Ebene eine Streichung der bisher für die Gender-
forschung vorgesehenen Forschungsmitteln.

11.3 Gesellschaftliche Leistung von Familien würdigen

Die Familie ist die unabdingbare Voraussetzung für den Fortbestand einer 
Gesellschaft. Von den Leistungen, die innerhalb der Familien erbracht werden, 
profitieren alle. Die Kosten, die Arbeit und der dafür nötige Verzicht werden aller-
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dings in den zunehmend individualistischen europäischen Gesellschaften nur von 
den Familien getragen. Durch diese Gerechtigkeitslücke entscheiden sich immer 
weniger Paare für (mehrere) Kinder. 

Der rapide Rückgang von Mehrkindfamilien in den Mittelschichten und die 
hohe Zahl der Kinderlosen unter den Leistungsträgern sind die Hauptgründe für 
die demografische Krise der westlichen Gesellschaften. Hauptursache hierfür 
sind wiederum das hohe Armutsrisiko bei Mehrkindfamilien (ab drei Kindern) 
sowie die dramatische Zunahme von – wiederum oft von Armut und Überlastung 
geplagten – Alleinerziehenden. Prekäre Arbeitsverhältnisse und befristete Arbeits-
verträge verschärfen die Situation. Hinzu kommt die sehr geringe Wertschätzung 
von Eltern und ihrer Erziehungsarbeit durch Politik, Medien, Wirtschaft und 
Gesellschaft.

Als einziger Lösungsansatz für das Armutsrisiko wird aktuell die Erwerbstätig-
keit beider Elternteile gefordert und gefördert, was Eltern zu doppelter Berufs-
tätigkeit und externer Betreuung nötigt. Dies führt zu einer Überforderung von 
Mehrkindfamilien, deren Kinder häufig weniger Entwicklungschancen haben. 
Gerade in den ersten drei Lebensjahren ist aus entwicklungspsychologischer Sicht 
eine externe Betreuung von Kleinkindern problematisch. Tragfähige Konzepte für 
eine echte Leistungsgerechtigkeit sind nicht erkennbar.

Die AfD fordert daher die Umwidmung europäischer Forschungsmittel für  
nationale Forschungsprojekte zu einem wirksamen Familienlasten- und  
-leistungsausgleich im Kontext der jeweiligen nationalen Steuer- und sozialen 
Sicherungssysteme. Die Zusammenhänge zwischen einer gezielten Förderung von 
Mehrkindfamilien und der Geburtenrate sollen systematisch untersucht werden. 
Konzepte zur Überwindung realer Benachteiligungen von Familien gegenüber 
Kinderlosen und zur Verbesserung der Lebensqualität von Familien sind heraus-
zuarbeiten.

11.4 Abtreibung ist kein Menschenrecht

Der Mensch ist ab der Befruchtung ein Mensch (EuGH-Urteil C-34/10). Das 
Lebensrecht des ungeborenen Kindes steht dem Wunsch auf Abtreibung diametral 
entgegen. Beim sorgfältigen Abwägen der Interessen muss Abtreibung die absolute 
Ausnahme bleiben, z.B. bei kriminologischer oder bei bestimmten medizinischen 
Indikationen. Bei jährlich etwa 100.000 gemeldeten Abtreibungen in Deutschland 
ist weder das Lebensrecht der Kinder ausreichend geschützt noch kann davon 
ausgegangen werden, dass die Schwangeren hinreichend über Abtreibungsfolgen 
wie das Post-Abortion-Syndrom (PAS) und über Hilfsangebote aufgeklärt wurden. 
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Dieser Zustand ist einer freiheitlichen und rechtsstaatlichen Gesellschaft un-
würdig und zutiefst beschämend. 

Aktuell versuchen einflussreiche Gruppierungen in der EU, Abtreibung zur 
Normalität oder sogar zum „Menschenrecht“ zu erklären, einige bezeichnen gar 
das Fehlen von Abtreibungsmöglichkeiten als „Folter“. Dieser grotesken Bagatel-
lisierung und Verharmlosung der Abtreibung wird die AfD im Europaparlament 
entschieden entgegentreten. 

Abtreibung ist kein Menschenrecht wie das Lebensrecht und das Recht auf 
körperliche Unversehrtheit! 

Die AfD lehnt daher jede EU-Förderung von Organisationen oder Maßnahmen 
ab, durch die, oft in Entwicklungsländern, Abtreibungen forciert werden. Wir wer-
den uns dafür einsetzen, dass werdende Mütter alle erdenklichen Hilfen und jede 
nur mögliche Unterstützung in der Schwangerschaft und darüber hinaus erhalten.

Im EU-Parlament will die AfD erreichen, dass die EU nur noch solche Stamm-
zellforschung finanziert, bei der keine Embryonen getötet werden. 

11.5 Kinder sind keine Konsumgüter

In unseren europäischen Gesellschaften ist die bedenkliche Tendenz zu beob-
achten, dass Kinder immer häufiger als Mittel zur Abrundung der individuellen 
Lebensgestaltung betrachtet werden, selbst wenn dies biologisch nicht möglich ist. 
Dabei wird zunehmend ein „Recht auf Kinder“ gefordert, das durch die Legali-
sierung von Leihmutterschaften und Adoptionsquoten für gleichgeschlechtliche 
Paare umgesetzt werden soll.

Für die AfD sind Kinder keine Objekte zur Bedürfnisbefriedigung, sondern 
eigenständige Persönlichkeiten mit individuellen Rechten, die wir gleichsam als 
Geschenk und Aufgabe betrachten. Jede Form von Leihmutterschaft verletzt die 
Menschenwürde, denn Leihmutterschaft stellt eine Ausbeutung des weiblichen 
Körpers und seiner reproduktiven Organe dar. Bezahlte Leihmutterschaft ist eine 
Form von Kinderhandel:

Daher lehnen wir ein „Recht aufs Kind“ und Leihmutterschaften ab. 

Die AfD wendet sich ebenfalls gegen Versuche der EU, indirekt legale Möglich-
keiten für Leihmutterschaft in Staaten zu schaffen, wo diese bisher nicht erlaubt 
ist. Adoptionen – auch durch gleichgeschlechtliche Paare – sollen weiterhin auf 
nationaler Ebene geregelt werden.
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11.6 Missbrauch von Kindergeld beenden

Allein im Jahr 2017 wurden knapp 345 Millionen Euro in Deutschland erwirt-
schaftete Steuern als Kindergeld ins Ausland gezahlt, wobei die Sätze der Empfän-
gerländer fast ausnahmslos deutlich unter den deutschen lagen. Das ist ungerecht 
und schafft erhebliche Anreize zur Sozialmigration.

Wir fordern, dass nur hier auch arbeitende Ausländer Kindergeld erhalten und 
dies nur in Höhe der Sätze der Länder, in denen ihre Kinder tatsächlich leben. 
Diese Regelung sollte europaweit umgesetzt werden.

K A P I T E L  1 2
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BILDUNG

Ein leistungsorientiertes Bildungswesen, das sich an den unterschiedlichen 
Traditionen und Bedürfnissen der Nationalstaaten ausrichtet, ist die Grundlage 
unseres Wohlstands und wesentlicher Bestandteil unserer Kultur. Bildungspolitik 
– Politik für Schule, Berufsausbildung und Hochschule – muss daher in nationaler 
Kompetenz verbleiben. Den Einfluss von internationalen Organisationen, Kon-
zernen und Lobbygruppen auf unser Bildungswesen lehnen wir entschieden ab. 
Insgesamt müssen sich die Standards des Bildungswesens an den Anforderungen 
der jeweils weiterführenden nationalen Bildungseinrichtungen orientieren, damit 
der angestrebte Übergang erfolgreich gelingen kann. Wir fordern die Abkehr von 
geschwätziger Kompetenzorientierung und die Rückkehr zur Vermittlung des 
Fachwissens als zentrales Anliegen von Bildungseinrichtungen. An den Hoch- 
schulen in den Mitgliedsstaaten ist die jeweilige Landessprache als Lehrsprache  
zu erhalten. 

Der Versuch, Studiengänge im Rahmen des Bologna-Prozesses EU-weit an- 
zugleichen, ist gescheitert und hat zu einer Verschulung des Studiums, einer Ab-
senkung des Niveaus, vermehrter Bürokratie und einem Verlust an akademischer 
Freiheit für Studenten und Dozenten geführt. Die Vergleichbarkeit von Abschlüs-
sen in der hohen Zahl von Studiengängen wurde durch den Zwang zur Profilie-
rung sogar deutlich erschwert. Die EU beabsichtigt, den Bologna-Prozess weiter 
auszubauen, Bildungsangebote an kurzlebigen ökonomischen und politischen 
Interessen auszurichten, den wissenschaftlichen Charakter eines Studiums auszu-
höhlen und Einfluss auf die Gestaltung der Curricula zu nehmen. Das Ziel der EU, 
die Bildungspolitik zu zentralisieren und einer länderübergreifenden Kontrolle zu 
unterwerfen, lehnen wir entschieden ab. Die AfD fordert ausschließlich nationale 
Zuständigkeiten in der Bildungspolitik. Ebenso muss die Entscheidung über die 
Anerkennung ausländischer Abschlüsse den Nationalstaaten vorbehalten bleiben. 

12.1 Autonomie der Hochschulen stärken: Freiheit von Forschung 
und Lehre wiederherstellen

Deutschland muss ein Land der politisch unabhängigen Spitzenforschung blei-
ben. Die AfD fordert, eine höhere Grundfinanzierung der Hochschulen einzufüh-
ren, um deren Abhängigkeit von Drittmitteln zu verringern. Hochschulen sollen 
das Recht besitzen, Bewerber durch Aufnahmeprüfungen auszuwählen. Der durch 
planwirtschaftliche Zielvorgaben zu Studentenzahlen, Studienerfolg und anderen 
Quoten erzeugte Zwang zur Nivellierung ist zu beenden. 
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Die AfD will die bewährten Diplom- und Magisterstudiengänge wieder einfüh-
ren und das hohe wissenschaftliche Niveau der deutschen Universitäten wieder-
herstellen. Eine künstliche Erhöhung der Akademikerquote wie sie die EU in ihrer 
Strategie “Europa 2020” fordert, lehnen wir ab. Während in Südeuropa zahlreiche 
Hochschulabsolventen keinen Arbeitsplatz finden oder in Berufen arbeiten, die 
kein Studium erfordern, besitzt Deutschland trotz einer deutlich niedrigeren und 
im EU-Vergleich unterdurchschnittlichen Akademikerquote die zweitniedrigste 
Arbeitslosenquote in der EU. Deutschland verfügt mit der dualen Ausbildung in 
Unternehmen und Berufsschulen über ein Erfolgsmodell, das gefragte Abschlüsse 
mit guten Verdienstmöglichkeiten ermöglicht. Während sich andere Länder bemü-
hen, ein Berufsausbildungssystem nach deutschem Vorbild aufzubauen, wird im 
Zuge der Bologna-Reform der Versuch unternommen, betriebliche Berufsausbil-
dungen durch ein Studium an einer Fachhochschule zu ersetzen. Zudem gefährden 
Bestrebungen der EU, den Meisterbrief abzuschaffen, die duale Ausbildung  
in Deutschland. 

 
12.2 Duale Ausbildung, Meisterprüfung und duales Studium stärken

Die AfD betrachtet eine berufspraktische Ausbildung als gesellschaftlich ebenso 
wertvoll wie ein Studium und fordert deshalb, dass die Bedeutung der Handwerks-
berufe in den Bildungseinrichtungen entsprechend gewürdigt wird. Die Definition 
von Qualitätsstandards in der beruflichen Ausbildung muss in der Hoheit der Na-
tionalstaaten verbleiben. Dazu gehört auch eine Wiedereinführung der deutschen 
Meisterpflicht für zahlreiche Berufe, für die diese voreilig abgeschafft wurde. Das 
in Deutschland erfolgreiche System der dualen Ausbildung muss erhalten bleiben 
und kann den übrigen EU-Ländern als Vorbild dienen. Das duale Studium eröffnet 
qualitativ hochwertige, stark praxisorientierte und passgenaue Spezialisierungen 
und ist somit ein weiterer geeigneter Weg, dem Fachkräftemangel wirkungsvoll  
zu begegnen.

12.3 Keine Inklusion um jeden Preis

Die Forderung der Vereinten Nationen, behinderten Kindern Teilhabe am 
Bildungssystem zu garantieren, ist in Deutschland bereits erfüllt. Kinder mit be-
sonderem Förderbedarf erhalten in der Förderschule eine umfassende Unterstüt-
zung, die die Regelschule nicht leisten kann. Eine Inklusion um jeden Preis geht 
zu Lasten der Bildungsqualität aller Beteiligten. Die AfD setzt sich deshalb für den 
Erhalt der Förder- und Sonderschulen und die Inklusion mit Augenmaß ein. Wir 
bekennen uns damit ganz klar zur Sicherstellung von größtmöglicher Chancen-
gleichheit durch Förderschulen. 
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12.4 Keine ideologische Beeinflussung: Neutralität sämtlicher  
Bildungseinrichtungen wiederherstellen

Bildungseinrichtungen dürfen kein Ort der politischen Indoktrination sein. An 
deutschen Schulen und Universitäten wird oft nicht die Bildung einer eigenen 
Meinung gefördert, sondern die unkritische Übernahme ideologischer Vorgaben. 
Leitbild der Bildung muss jedoch der selbstständig denkende Bürger sein. Wir 
lehnen die Ökonomisierung und Ideologisierung von Bildung strikt ab und fordern 
die Rückkehr zum humanistischen Bildungsideal. Wir bekennen uns zur umfas-
senden Bildung, die zur Entfaltung der Persönlichkeit sowie zur Wahrnehmung 
der demokratischen staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten notwendig ist. 

12.5 Kinder sind keine Versuchskaninchen –  
weder analog noch digital! 

Da die Folgen eines komplett digitalisierten Unterrichts noch nicht abschlie-
ßend erforscht sind, befürchten wir negative Folgen für das Kindeswohl. Einen mit 
der Digitalisierung verbundenen Einzug von Werbung in den Unterricht lehnen 
wir genauso ab wie die Ökonomisierung des Bildungsprozesses an sich oder eine 
Monopolisierung der Lehrmedien und deren Inhalte. Der Lehrer ist und bleibt die 
wichtigste Bezugsperson für alle Schüler, er muss deshalb die Verantwortung und 
Kontrolle für das Bildungsgeschehen im Klassenzimmer behalten.

Digitalisierung betrifft nicht nur die Zukunft von Arbeit und Produktion. Sie 
greift tief in Kultur, Bildung und persönliche Verhältnisse ein. Deshalb ist es wich-
tig, dass in Schulen und Universitäten der Umgang mit digitalen Medien erlernt 
wird und diese sinnvoll genutzt werden. Darüber hinaus sind digitale Medien in 
den Schulen und Universitäten unverzichtbare Hilfsmittel für die schnelle Infor-
mationsbeschaffung und -aufbereitung, für die Anschaulichkeit von Sachverhalten 
und für die Präsentation. Abzulehnen sind alle Bestrebungen, den Unterricht 
selbst zu digitalisieren, die Erarbeitung von Wissen aus dem analogen Lernprozess 
herauszulösen, um die Lehrerpersönlichkeit durch das Medium zu ersetzen. Die 
von der EU vorgestellten Konzepte zur Förderung der Digitalisierung dürfen nicht 
in die Bildungssouveränität der Mitgliedsstaaten eingreifen – auch nicht über 
finanzielle Förderungen.

12.6 Gender-Mainstreaming abschaffen 

Die Umsetzung des Gender-Mainstreaming ist seit dem Vertrag von Amsterdam 
1997 verpflichtend für alle Mitgliedsstaaten der EU. Kern der Gender-Ideologie 
ist die Leugnung von biologischen Unterschieden zwischen Mann und Frau, 
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verbunden mit der Behauptung, dass Geschlechter nur soziale Konstrukte seien. 
Unterschiede etwa bei der Auswahl und Ausübung von Berufen werden als Beweis 
einer vermeintlichen Diskriminierung betrachtet und deren Beseitigung gefordert. 
Diese Ideologie entwertet die für den Bestand der Gesellschaft unverzichtbare 
Familie und verunsichert Kinder in ihrer sexuellen Identität. Behauptungen dieser 
Weltanschauung stehen im Widerspruch zu wissenschaftlichen Erkenntnissen der 
Biologie und der Entwicklungspsychologie. Wir fordern, aus der Amsterdamer 
Verpflichtungserklärung auszusteigen. Wir befürworten die Gleichberechtigung 
und lehnen daher eine einseitige, geschlechterspezifische Förderung ab. Das soge-
nannte Gender-Budgeting als fiskalisches Instrument zur Durchsetzung des Gen-
der-Mainstreaming in den Haushalten der EU und der Mitgliedsstaaten lehnen 
wir ab, weil sich öffentliche Ausgaben nicht den Geschlechtern zuordnen lassen. 
Die staatliche Förderung der sogenannten Genderwissenschaft ist zu beenden. Bei 
der Besetzung von Stellen muss allein die fachliche Qualifikation des Bewerbers 
entscheiden. Wir lehnen die unnatürliche Umgestaltung der deutschen Sprache 
als Mittel zur Durchsetzung der Gender-Ideologie ab. In einem freien Europa darf 
es keinen staatlichen Zwang zur Verwendung einer politisch korrekten Sprache 
geben.

KULTURPOLITISCHE POSITIONEN ZUR EUROPAWAHL

Die Identität der europäischen Nationen beruht auf über Jahrhunderte gewach-
senen kulturellen Traditionen. Gerade in ihrer Vielfalt und Unterschiedlichkeit 
machen diese den kulturellen Reichtum Europas aus. Die Kulturpolitik der EU 
verfolgt das Ziel, diese nationalen und regionalen Traditionen einer künstlich 
geschaffenen europäischen Einheitskultur unterzuordnen und sie für diese zu ins-
trumentalisieren. Die AfD stellt sich dieser Tendenz strikt entgegen und hält auch 
in kultureller Hinsicht an einem Europa der Vaterländer fest.

12.7 Subsidiaritätsprinzip einhalten 

Die AfD vertritt den Gedanken der Subsidiarität. Kulturpolitik ist in Deutsch-
land Angelegenheit der Bundesländer. Eine Aufweichung des Subsidiaritäts-
prinzips lehnen wir ab, da diese stets mit mehr staatlicher Reglementierung und 
ideologischer Gängelung einhergeht. Das gilt für den Bund und umso mehr für 
die EU. Kultur muss sich organisch entwickeln können. Die millionenschweren 
kulturellen Rahmenprogramme der EU, die mehr oder weniger offen auf die „Ver-
einigten Staaten von Europa“ hinarbeiten und die nationale Leitkultur nicht selten 
bekämpfen, sind Gift für ein freies Kulturleben.
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12.8 Kulturerbe bewahren

Die AfD setzt sich für den Erhalt und die Pflege des deutschen und europäischen 
Kulturerbes ein. Neben den Institutionen der Hochkultur, wie Theatern, Orches-
tern und Museen, haben wir auch das immaterielle Kulturerbe, wie etwa Minder-
heitensprachen, Brauchtum, Volkstänze, Feste und Vereinswesen, Handwerks- 
und Regionalkulturen im Auge. 

Im Regelfall sollten die EU-Mitgliedsstaaten für die Pflege und den Erhalt 
ihres Kulturerbes selbst verantwortlich sein. EU-Mittel sollten nur für Notfälle 
bereitgestellt werden, um einen unwiederbringlichen Verlust von Kulturgut zu 
verhindern. Den derzeit herrschenden Zwang zur Kooperation zwischen verschie-
denen EU-Mitgliedsstaaten, um an Fördermittel zu gelangen, lehnen wir ab. Die 
Mittelvergabe darf nicht an Rahmenvorgaben der politischen Korrektheit, etwa 
an Auflagen des Gender-Mainstreaming, Diversity-Bestrebungen oder Ähnliches 
gebunden werden. 

12.9 Deutsche Sprache stärken

Eine Kulturnation definiert sich nicht zuletzt über die eigene Sprache. Die AfD 
setzt sich dafür ein, die deutsche Hochsprache und die historisch gewachsenen regi-
onalen Dialekte als immaterielles Kulturerbe der Menschheit langfristig zu erhalten. 
Dabei sind das Goethe-Institut und andere kulturpolitische Institutionen einzu-
beziehen, um für das Erlernen der deutschen Sprache europaweit zu werben und 
dieses durch Abkommen, Studienförderprogramme etc. nach Kräften zu fördern. In 
den europäischen Institutionen muss die deutsche Sprache gemäß ihrer rechtlichen 
Stellung und ihrer großen Verbreitung auch de facto den Verfahrenssprachen Eng-
lisch und Französisch gleichgestellt werden. Nach dem Austritt Großbritanniens aus 
der EU ist dies umso dringender geboten. 

12.10 Auswärtige Kulturpolitik  

Anliegen der AfD ist es, die deutsche Kultur und Sprache im Ausland deutlich 
stärker zu fördern. Goethe-Institute und zahlreiche regionale Kulturprojekte in aller 
Welt sollen ein positives Bild Deutschlands vermitteln. Neue Trends in der Gesell-
schaft wie auch das reichhaltige, kulturelle Erbe stehen für die Attraktivität unseres 
Landes. Der grundsätzliche Auftrag der Goethe-Institute, deutsche Sprache und 
Kultur im Ausland zu vermitteln, darf nicht verwässert werden. Die AfD lehnt die 
Planungen der deutschen Bundesregierung zur Finanzierung afrikanischer Museen 
genauso ab wie eine enge Zusammenarbeit mit dem französischen Pendant Institut 
français. Zusätzlich fordert die AfD, das Hauptprogramm der Deutschen Welle 
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jederzeit und weltweit auch wieder in deutscher anstatt nur in englischer Sprache 
auszustrahlen.

Die auswärtige Kulturpolitik Deutschlands muss das Ziel verfolgen, Brücken zu 
anderen Völkern zu bauen. Wirtschaft, Politik, Kultur und nicht zuletzt der Touris-
mus werden davon profitieren. Ein besseres Verständnis unserer kulturellen Werte, 
Traditionen und Geschichte soll auch dem Ziel dienen, Vertrauen zu schaffen und 
Deutschland als zuverlässigen Partner zu empfehlen. Deutsche Kulturvereine und 
Auslandsschulen können dabei einen wichtigen Beitrag leisten.

Die AfD bekennt sich zur Fürsorgepflicht Deutschlands für die deutschen Minder-
heiten in aller Welt und wird deren Interessen im Rahmen ihrer Außenpolitik nach-
drücklich unterstützen. Erhaltung und Förderung der deutschen Sprachkenntnisse 
in Gebieten mit deutschen Minderheiten erfordern besondere Beachtung. 
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13.1 Klima und Energie

Die Energiepolitik ist eine hoheitliche Aufgabe souveräner Staaten. Auch in 
Europa muss jeder Staat für eine sichere und stabile Energieversorgung seiner 
Bevölkerung und Industrie verantwortlich bleiben. Die Sicherung der Energiever-
sorgung eines Landes darf nicht auf Kosten anderer Staaten erfolgen. Dabei sollten 
sich die Mitgliedsstaaten an der Verfügbarkeit eigener und gesicherter Rohstoffe 
orientieren. 

Das Klima in allen Klimazonen der Erde - von tropisch bis polar - wandelt sich 
naturgesetzlich seitdem die Erde besteht. Ein konstantes Klima über längere 
Zeiträume gibt es nicht. Wir bezweifeln aus guten Gründen, dass der Mensch den 
jüngsten Klimawandel, insbesondere die gegenwärtige Erwärmung, maßgeblich 
beeinflusst hat oder gar steuern könnte. Klimaschutzpolitik ist daher ein Irrweg. 
Ohne CO2, einem Hauptbestandteil der Photosynthese, gäbe es keine Pflanzen, 
Tiere oder Menschen. Nicht zuletzt durch den steigenden CO2–Anteil in der  
Atmosphäre haben die Weltnahrungsernten signifikant zugenommen.

Die AfD lehnt die Pariser Klimavereinbarung ab, die als unverbindliche Ab- 
sichtserklärung ohne Sanktionen eine Verschiebung von Geldmitteln der hochin-
dustrialisierten Länder hin zu unterentwickelten Ländern vorsieht. Ferner lehnt 
die AfD alle EU-Maßnahmen ab, welche die Reduzierung von CO2-Emissionen mit 
dem Schutz des Klimas begründen. Der Handel mit CO2-Zertifikaten ist einzustel-
len, denn er bewirkt nur einen weiteren Anstieg der Energiepreise.

Die von der EU und der deutschen Bundesregierung angestrebte Dekarboni-
sierung, inzwischen als „Große Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft“ 
propagiert, wird nicht nur zur Reduzierung der Wirtschaftskraft Deutschlands 
führen, sondern entwickelt sich zunehmend zu einer illegitimen gesellschaftlichen 
Wende hin zu einem ökologistischen Planungs- und Zwangsstaat mit gewollter 
Mangelwirtschaft.

Die EU treibt seit Jahren die Umrüstung der Stromnetze zwischen Verbrau-
chern und Energieerzeugern in sogenannte intelligente Netze (Smart Grids) voran. 
Dahinter steckt das Ziel, den bislang nachfrageorientierten Energiemarkt in einen 
angebotsorientierten umzuwandeln, das heißt der Stromverbrauch soll der ständig 
schwankenden Stromerzeugung durch die „Erneuerbaren Energiequellen“ ange-
passt werden. 
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Die AfD wird sich im EU-Parlament für die ersatzlose Streichung aller Richtlini-
en und Verordnungen zum verbindlichen Einsatz von Smart Metern in Privatwoh-
nungen einsetzen, soweit diese über eine rein technische Verbesserung hinausge-
hen und das Ausspähen oder Steuern des Nutzerverhaltens ermöglichen.

Ein breiter Energiemix aus Kohle, Mineralöl, Erdgas, Wasserkraft und Kern-
kraft ist Voraussetzung zum Erreichen des Zieldreiecks einer versorgungssicheren, 
wirtschaftlichen und umweltverträglichen Energiepolitik. Braunkohle ist der 
einzige kostengünstige und langfristig verfügbare inländische Energieträger von 
Bedeutung. Die EU und die Bundesregierung bereiten mit Hilfe der CO2-Zertifika-
te-Politik und über eine Besetzung der deutschen Kohlekommission mit Fach-
fremden und grünen Ideologen den Kohleausstieg vor. Nach dem Abschalten der 
Kernkraftwerke wäre dies das Ende einer sozial orientierten und wettbewerbsfähi-
gen Energieversorgung in Deutschland.

Die „Erneuerbaren Energien“ Wind und Sonne hängen vom Wetter, den Tages- 
und Jahreszeiten ab und ihre Erträge sind nicht kalkulierbar. Eine Speicherung 
von Strom für den Ausgleich der ständig schwankenden „Erneuerbaren Energien“ 
bis hin zu längeren Dunkelflauten ohne Wind und Sonne ist wirtschaftlich nicht 
möglich. Bedingt durch ihre geringen Leistungsdichten haben diese „Erneuerba-
ren“ einen hohen Flächen- und Materialverbrauch und sind im großen Maßstab 
schädlich für Mensch, Natur und Umwelt. Kohle-, Kern- und Gaskraftwerke sollen 
in Betrieb bleiben, solange deren Betreiber es unter marktwirtschaftlichen  
Bedingungen für sinnvoll halten.

Die AfD setzt sich im Interesse einer sinnvollen Ressourcen-Erweiterung sowohl 
für den Ausbau der Pipeline Nord Stream 2 als auch für Häfen mit geeigneten 
Terminals für den Bezug von Flüssig-Erdgas (LNG) ein. 

Der Einsatz fossiler Energieträger kann mittel- und langfristig vor allem durch 
die Weiternutzung der emissionsfreien Kernkraft reduziert werden. Die Erzeugung 
von Strom durch Kernenergie gehört heute zu den sichersten Technologien. Für 
die in Deutschland bewusst offen gehaltene Entsorgung von hochradioaktiven 
Brennelementen, des sogenannten Atommülls, gibt es Lösungen. Anlagen in 
Finnland zeigen, dass eine geologisch gesicherte Endlagerung realisierbar ist. Mit 
den in Russland seit Jahren arbeitenden natriumgekühlten Reaktoren können die 
Brennelemente erheblich effektiver genutzt werden, sodass deren Reststrahlung 
stark reduziert wird. Reaktortypen mit flüssigem Brennstoff, wie sie derzeit in 
Frankreich, Kanada, den USA und weiteren Ländern entwickelt werden, erlauben 
eine kosteneffiziente integrierte Aufarbeitung, die ein geologisches Endlager gänz-
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lich überflüssig machen könnte. Die AfD fordert, dass sich Deutschland wieder 
an der weit fortgeschrittenen Entwicklung neuartiger Typen von Kernreaktoren 
beteiligt.

13.2 Technik, Innovation und Forschung

Die Freiheit von Forschung und Lehre stellt ebenso einen wichtigen Teilaspekt 
der Freiheit der Bürger dar, wie einen der wichtigsten Grundpfeiler der Prosperi-
tät der Staaten Europas. Aus diesem Grund stehen wir für einen entpolitisierten 
und ideologiefreien Forschungsbetrieb und fordern dessen strikte politische und 
weltanschauliche Neutralität. Subsidiarität und Vielfalt der Strategieansätze sehen 
wir als die grundlegenden Erfolgsvoraussetzungen an.

Die AfD befürwortet die bestehende Freizügigkeit für Forscher und den freien 
Austausch wissenschaftlicher Erkenntnisse und Technologien in Europa und 
darüber hinaus. In bestimmten Fällen halten wir es für sinnvoll, gemeinsame 
Forschungsstrategien für wichtige Schlüsseltechnologien (z. B. Hardware und 
Software) zu entwickeln und diese als Gemeinschaftsaufgabe zu fördern. 

Die AfD tritt an, die Missstände bei der Forschungsförderung auf europäischer 
Ebene zu beheben. Dazu fordern wir, neben einer Entflechtung der Aufgaben  
Forschungsförderung, Wirtschaftsförderung und Regionalentwicklung, eine 
Rückführung der Budgets in nationale Verantwortung und an den nationalen 
Gegebenheiten ausgerichtete Forschungsstrategien, um eine effektive Verwendung 
der Mittel im Sinne ihrer Bürger zu erreichen. 

Wissenschaftler sollen ohne ideologische und bürokratische Zwänge in ihrer 
Forschung, über nationale Grenzen hinaus, gefördert werden.

Bi- und multilaterale Forschungsprojekte zwischen einzelnen Staaten, wie sie 
bei CERN, ITER oder Wendelstein7X erfolgreich exerziert werden, sollen Leitbild-
charakter für andere Großprojekte haben. 

Die Förderung kleiner oder forschungsstarker Unternehmen soll über geeignete 
Instrumente (z. B. Bürgschaften, Darlehen oder Steuernachlässe) erfolgen.

13.3 Planen, Bauen und Wohnen

Der EU fehlt zwar eine eigenständige Gesetzgebungskompetenz für die Bereiche
Bauen und Wohnen, doch haben die bereits geltenden EU-Richtlinien zu Wohn- 
immobilienkrediten und zur Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden erhebliche  
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Auswirkungen auf den nationalen Wohnungsmarkt und den Immobiliensektor.

Wohnimmobilienkreditrichtlinie
Die seit dem 21. März 2016 in Deutschland umgesetzte Wohnimmobilien-

kreditrichtlinie (Wokri) hat entgegen den Ankündigungen weder die grenzüber-
schreitende Vergabe von Wohnungsbaufinanzierungskrediten erleichtert noch 
Verbesserungen für die Kreditnehmer gebracht. Stattdessen haben insbesondere 
die verschärften Anforderungen an die Kreditwürdigkeitsprüfung zu einer Ein-
schränkung der Kreditvergabe an bestimmte Personengruppen wie Selbstständige, 
junge Familien oder ältere Kreditnehmer geführt. Wir fordern daher die ersatzlose 
Aufhebung der europäischen Wohnimmobilienkreditrichtlinie.

Richtlinie zur Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden 
Die erst im April 2018 nochmals verschärfte Richtlinie zur Gesamtenergieeffi-

zienz von Gebäuden sieht u. a. die Einführung eines „Niedrigst-Energiegebäudes“ 
als Standard für alle Neubauten ab 2021 und für behördliche Bauten ab 2019 vor. 
Dies erfordert große Mengen Dämmmaterial (Sondermüll), birgt die Gefahr von 
Schimmelbildung in Gebäuden, führt zu erheblich höheren Baukosten und damit 
zu unnötig hohen Mieten, ohne den Nachweis zu erbringen, dass die Kosten/Nut-
zen Bilanz sowie die Energieeinsparungs- und CO2-Bilanz positiv nachgewiesen 
wurden. 

Diese verordnete Energiepolitik führt zu massiven Eingriffen in die Planungs- 
und Gestaltungsfreiheit der Mitgliedstaaten. Dies widerspricht elementar dem 
Subsidiaritätsprinzip. Es kann keine EU-Richtlinien für Gebäude und Städtepla-
nung geben, die passend sind für Nordfinnland bis Sizilien und für Portugal bis 
Rumänien. Wir befürworten alle Möglichkeiten zur Energie- und Kosteneinspa-
rung, aber wir wollen eine technologieoffene Entscheidungsbefugnis. 

Baurecht und zugehörige Verordnungen gehören ausschließlich in nationale 
Zuständigkeit.

Förderung des ländlichen Raumes
Wir fordern, die Förderprogramme für den ländlichen Raum zurückzuholen 

und die deutschen Mittel dazu auf nationaler und regionaler Ebene zielgerichtet 
und effizient einzusetzen.

Wasserwirtschaft nicht durch die EU privatisieren lassen
Die deutsche Wasserwirtschaft (BDEW) hat die von der EU verhandelten Han-

delsabkommen (JEFTA, CETA) kritisiert und stellt heraus, dass sich aus solchen 
Abkommen Nachteile beim Schutz der kommunalen Wasserwirtschaft ergeben. 
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Wasser ist keine gewöhnliche Handelsware, sondern ein öffentliches Gut.  
Wir fordern daher, dass die Wasserwirtschaft nicht zwangsweise durch die 
EU-Vorgaben privatisiert werden darf.

13.4 Verkehr

Für die Alternative für Deutschland ist die individuelle Mobilität des Menschen 
ein sehr hohes Gut in unserem Leben, welches wir auf keinen Fall einschränken 
wollen. Ideologisch begründete Verbotspolitik wird es mit uns nicht geben. 

13.4.1 Rheinschiene, Nord-Ostsee-Kanal und feste  
Fehmarnbelt-Querung forcieren

Wir werden die Rheinschiene von Basel bis Rotterdam für den zukunftsfähigen 
Gebrauch ausbauen und den Nord-Ostsee-Kanal schnellstens sanieren. Dänemark 
und Deutschland planen den Bau einer festen Querung des Fehmarnbelts, die die 
deutsche Insel Fehmarn direkt mit der dänischen Insel Lolland verbindet. Die AfD 
setzt sich für eine zügige Realisierung ein.

13.4.2 LKW-Flut im Transitverkehr eindämmen, intermodalen  
Gütertransport fördern

Mit dem intermodalen Gütertransport werden komplette LKW oder nur deren 
Container auf die Bahn oder Binnenschiffe verladen. Mit dem intermodalen 
Verkehr soll ein erheblicher Teil der Lastkraftwagen per Bahn im Transit durch 
Deutschland gelangen. Kranlose Verladetechniken sind hierfür besonders günstig, 
weil die Be- und Entladezeiten erheblich verkürzt werden.

13.4.3 Güterkraftverkehr, Lohn- und Sozialdumping eindämmen

Da annähernd die Hälfte der Lastwagen im Fernverkehr heute aus Osteuropa 
zu Dumpingpreisen fährt und dabei die Kabotage, also die Frachterbringung von 
ausländischen Unternehmen in einem Nachbarland, erheblich ansteigt, muss hier 
gegengesteuert werden. Handlungsbedarf besteht bei dem Thema Lenkzeiten und 
Fahrerüberlassung im paneuropäischen Güterkraftverkehr. Die Alternative für 
Deutschland wird alles daransetzen, dass deutsche Unternehmen wieder konkur-
renzfähiger werden können.
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13.4.4 Zukunft des Verbrennungsmotors und der Elektromobilität 
realistisch sehen

Der EU Grenzwert für den CO2-Ausstoß von PKW beträgt ab 2020 95 g/km. 
Bis 2030 ist eine weitere Reduktion von 37,5 % beschlossen. Das entspricht einem 
Flottendurchschnittsverbrauch von 2,24 l Diesel und 2,56 l Benzin pro 100 km. 
Die EU will damit den Umstieg auf die E-Mobilität vorantreiben. Es bedeutet das 
Aus für die Automobilindustrie in Deutschland, denn diese willkürlich festgelegten 
Verbrauchswerte können praktisch von der Golf-Klasse aufwärts nicht erreicht 
werden. Die Wertschöpfung der deutschen Automobilindustrie durch den Bau 
hochwertigerer Fahrzeuge geht verloren und damit auch der Industriezweig, der 
zu einem Großteil zum Wohlstand in Deutschland beiträgt.

Bei E-Fahrzeugen wird die Wertschöpfung, die in der Batteriezellen-Fertigung 
liegt, überwiegend nach Asien verlagert. Die hohen Preise für E-Mobile resultieren 
aus den Kosten für die Batterien. Deren Lebensdauer ist auf etwa fünf bis acht 
Jahre begrenzt. Daher würden die Anschaffungskosten für neue Batterien den 
Zeitwert des Automobils überschreiten. Dies bedeutet, dass es bei weitgehender 
Umstellung auf E-Mobilität faktisch keine günstigen Gebrauchtwagen für Bürger 
mit geringem Einkommen mehr geben wird.

Der entscheidende Nachteil der E-Mobilität gegenüber den Verbrennern 
besteht in dem Fehlen einer vergleichbaren Energiequelle für den Antrieb. Als die 
Entwicklung der Automobile vor weit über hundert Jahren begann, wurden neben 
benzin- auch parallel batteriegetriebene Fahrzeuge entwickelt. Letztere haben sich 
bis auf Spezialanwendungen nie richtig durchsetzen können. Seit Jahrzehnten 
wird in der Batterietechnologie geforscht, ohne einen wirklichen Durchbruch zu 
erreichen. Die Lithium-Ionen-Technologie ist das Ende der Entwicklung. Unab-
hängige Forscher auf dem Gebiet der Elektro-Chemie zu Batterien bestätigen, dass 
in überschaubaren Zeiträumen kein entscheidender Durchbruch zu leistungsfähi-
geren Batterien zu erwarten ist.

Weiterhin wären bei dem Verbot von Verbrennern und weitgehender Umstel-
lung auf E-Mobilität zusätzlich etwa 40 Großkraftwerke oder zehntausende von 
Windenergieanlagen erforderlich. Letztere sind allerdings weitgehend untauglich, 
solange es keine Großspeicher für den unstet erzeugten Ökostrom gibt.

Der Gebrauchswert von elektrisch betriebenen Automobilen ist nach wie vor 
meilenweit von den mit Verbrenner betriebenen Fahrzeugen entfernt. Das 2008 
von der Bundesregierung verkündete Ziel, 2020 eine Million E-Mobile auf deut-
sche Straßen zu bringen, wird verfehlt. Trotz millionenschwerer Subventionen und 
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mit Falschmeldungen (Fake News) unterlegter Propaganda gegen die Verbrenner, 
konnten die Kunden nicht zum Kauf von, für die individuelle Mobilität untaugli-
chen, E-Fahrzeugen überzeugt werden. 

Die AfD hält synthetische Kraftstoffe für eine interessante Alternative zu erdöl-
basierten Kraftstoffen, allerdings derzeitig nicht für marktwirtschaftlich realisier-
bar. Wir lehnen deshalb deren Zwangseinführung genauso ab, wie die Zwangsbei-
mischung von Bioethanol in herkömmliche Kraftstoffe (E5 und E10). Auch sind 
wir gegen eine über Forschung hinausgehende Subvention dieser Kraftstoffe. Dies 
muss wie bei der E-Mobilität der faire Wettbewerb am freien Markt regeln. 

13.5 Digitalisierung

Die sich seit einigen Jahren zusehends beschleunigende Digitalisierung muss 
von der Politik auf nationaler und europäischer Ebene besser begleitet werden. Die 
bisherigen Digitalisierungsinitiativen und -aktivitäten der EU sehen wir kritisch, 
weil sie immer auch überwachende oder zensierende Maßnahmen zum Inhalt 
hatten. Diese bedrohen zunehmend nicht nur die Freiheit der Bürger, sondern 
auch den Wirtschaftsstandort Europa. Überbürokratisierung kostet Milliarden 
von EURO und verhindert Unternehmensgründungen und die Entwicklung neuer 
digitaler Techniken und Produkte. Die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 
steht exemplarisch für die völlige Fehlentwicklung von Regularien. Weitere in 
Arbeit befindliche Verordnungen wie die Reform des Urheberrechts und die Maß-
nahmen zur Umsetzung (Upload-Filter, Leistungsschutzrecht) oder die Pläne zur 
“Beweissicherung in der Cloud” und Zugriff (Cloud-Act) durch die USA sind nicht 
im Interesse der europäischen Bürger.

13.5.1 Digitalisierung aktiv gestalten: für Verbraucher und  
für Unternehmen

Die Nutzung von IT und Internet kann langfristig nur erfolgreich sein, wenn 
digitale Netze und Angebote vertrauenswürdig sind und die Privatsphäre der 
Benutzer gewahrt ist. Wir unterstützen Maßnahmen zur Stärkung der informa-
tionellen Selbstbestimmung und den Einsatz leistungsfähiger Verschlüsselungs-
techniken (Kryptographie). Regulatorische Maßnahmen müssen mit Augenmaß 
erfolgen und dürfen nicht zu unverhältnismäßigen Rechtsrisiken für Unternehmen 
und Dienstanbieter führen. Besonders für den Mittelstand ist es wichtig, Mehrauf-
wände aus datenschutzrechtlichen Anforderungen zu begrenzen. 

Die Freiheitsrechte der Bürger dürfen durch Digitalisierung nicht eingeschränkt 
werden. Der Umgang mit Behörden oder die Nutzung öffentlicher Einrichtungen 
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muss auch ohne digitale Identität möglich sein. Die Nutzung von digitalen Sys-
temen zur Erfassung von Verbrauchs- oder Bewegungsprofilen (wie z. B. “Smart 
Meter”, “eCall”) muss freiwillig sein.

Mit Blick auf die zunehmende Zahl komplexer internetfähiger Geräte (Smart-
phones, „Internet of Things“) erachten wir eine Stärkung des Verbraucherschut-
zes und der IT-Sicherheit als notwendig. Wir möchten die gesetzliche Gewähr-
leistungspflicht für langlebige internetfähige Geräte verlängern und sachlich 
ausweiten, insbesondere durch Schaffung eines Rechtsanspruches auf Sicher-
heitsupdates. Gleichzeitig sollen Verbraucher und kleine und mittelständische 
Unternehmen besser über IT-Sicherheit informiert werden.

13.5.2 Entwicklung eigener und offener Technologien  
in Europa stärken

Europa ist inzwischen weitgehend von ausländischer Hard- und Software 
abhängig. Europäische Potenziale werden nicht ausgenutzt, was insbesondere an 
mangelndem Investitionskapital, fehlender MINT-Bildung und regulatorischen 
Rahmenbedingungen liegt. Wir sehen den aktuellen Ist-Zustand als sicherheits-
kritisch an. Daher fordern wir die Stärkung europäischer IT-Kompetenzen im 
Rahmen von Forschungs- und Entwicklungsprojekten, um verstärkt europäische 
Hard- und Systemsoftware zu entwickeln. Ziel muss die Entwicklung von neuen, 
wettbewerbsfähigen und vertrauenswürdigen Hard- und Softwarelösungen auf 
Basis offener Quelltexte und Spezifikationen mit dem Anspruch weltweiter Tech-
nologieführerschaft sein.

Um dies zu erreichen, fordern wir eine Erweiterung der Ziele des Europäi-
schen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) dahingehend, dass auch für die 
Gemeinschaft wichtige Spitzentechnologien adäquat gefördert werden können. 
Dabei sollen das Ziel des regionalen Ausgleichs zurückgestellt und Mittel gezielt 
gebündelt werden können. 

Weiter soll dazu das Beschaffungswesen der öffentlichen Hand in kritischen 
Bereichen verpflichtend nach langfristig strategischen und sicherheitspolitischen 
Erwägungen ausgerichtet werden.
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PRÄAMBEL 

Liebe Wählerinnen und Wähler,
die Europawahl 2019 ist eine Richtungswahl: Fällt unser Kontinent 
in den Nationalismus zurück? Kapituliert die Politik vor den Heraus-
forderungen der Globalisierung und verschärft so die vielen Krisen? 
Oder begründet sich die Europäische Union kraftvoll neu? Wir sind uns 
sicher, dass nur ein handlungsfähiges Europa die großen Aufgaben  
lösen kann. Dafür müssen wir Europas Versprechen erneuern.
Frieden und Freiheit, Demokratie und Rechtsstaat, sozialer Ausgleich, 
Gleichberechtigung und Bewahrung unserer Lebensgrundlagen – das 
ist das Versprechen der Europäischen Union. Es ist ein Versprechen, 
für das es sich zu kämpfen lohnt. Wir haben mit dem gemeinsamen 
Europa einen Raum geschaffen, in dem Bürger*innen mitbestimmen 
können, Parlamente und nicht Heere entscheiden und alle Menschen 
vor dem Recht gleich sind.

Doch Europa und seine Menschen sind so herausgefordert wie 
lange nicht mehr. Grundfesten geraten ins Wanken, die internatio nale 
Ordnung bröckelt, die europäische Einigung steht infrage.

Zum ersten Mal will mit Großbritannien ein Land die EU ver-
lassen. Im Gründungsland Italien regieren Faschisten*innen mit 
Antieuropäer*innen. In Österreich ist der rechtsnationale Innenminis-
ter dabei, die Pressefreiheit einzuschränken. In Rumänien, Polen und 
Ungarn höhlen die autoritär agierenden Regierungen den demokra-
tischen Rechtsstaat aus und greifen die sexuelle Selbstbestimmung 
an. Die transatlantische Partnerschaft, die als Garant unserer Sicher-
heit galt, hängt am seidenen Faden, weil in den USA ein Rechtspopu-
list regiert, dem internationales Recht nichts mehr gilt und der Euro-
pa zum wirtschaftlichen Feind erklärt. Und währenddessen fliehen 
Menschen vor Krieg, Verfolgung und Hunger, erhitzt sich unser Planet  
rasant, werden Vielfalt und Gleichberechtigung angegriffen, haben 
viele trotz Arbeit kaum Chancen, der Armut zu entkommen, wächst die 
Ungleichheit innerhalb und zwischen den europäischen Mitglieds-
ländern, verändern Globalisierung und Digitalisierung radikal unse-
re Art, zu leben, zu denken, zu arbeiten.

In dieser unübersichtlichen Lage suchen viele Menschen Halt. 
Ihre Unsicherheit ist den Nationalisten und Europafeinden willkom-
men, denn Angst ist der Treibstoff ihrer Politik. Komplexen Herausfor-
derungen in einer globalen Welt begegnen sie mit Scheinalternativen, 
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die einfache Lösungen versprechen, aber Probleme in Wahrheit  
verschlimmern.

Der Populismus wird aber auch durch die Unfähigkeit, den Ego-
ismus und die Ängstlichkeit der europäischen Regierungen – auch 
der deutschen – genährt. Sie beschränken die Demokratie auf das Lö-
sen kleinteiliger Probleme und überlassen die Vormacht der globa-
lisierten Wirtschaft. Dieser im Kern neoliberale Ansatz bietet keine 
Antwort auf die Situation der Menschen und verstärkt ihre Ängste.

Es ist die Spirale der Angst, aus der wir ausbrechen müssen. 
Denn nur wenn wir uns etwas zutrauen, können wir gemeinsam 
der Politik ihre Handlungsfähigkeit zurückgeben und Europa als 
Idee des Gemeinsamen behaupten. Für uns bedeutet Europa mehr 
Souveränität. Abgrenzung und Sicheinigeln ins Nationale sind in 
einer globalisierten Welt dagegen keine Lösung. Vielmehr bie-
tet ein demokratisches und vereintes Europa den notwendigen  
Rahmen, in dem die Bürger*innen die Fragen der Zukunft selbstbe-
stimmt beantworten können. Wir laden Sie ein, mit Ihrer Stimme 
daran mitzuwirken. In diesem Programm finden Sie unsere Ideen 
für eine ökologische, soziale, geschlechtergerechte und demokra-
tische europäische Antwort. Wir bitten Sie: Gehen Sie jetzt mit uns 
in Europa gemeinsam voran.

Neue europäische Antworten

Ein Land allein will ein faires Steuersystem, in dem die große Kaffee-
kette genauso Steuern zahlt wie der Bäcker an der Ecke? Bislang  
lachen die Konzerne nur darüber und verschieben ihre Gewinne 
von Land zu Land, so lange, bis sie gar keine Steuern mehr zahlen. 
Ein Land allein will den digitalen Kapitalismus regulieren? Bislang  
scheren sich die Internet-Giganten nicht darum. 5, 15 oder auch 50 
Millionen Nutzer*innen weniger sind ihnen egal. Aber ganz Europa ist 
ein zu großer Faktor, auf den sie nicht verzichten können. Wir haben  
es bei der Datenschutzgrundverordnung gesehen – sie ist quasi der 
weltweite Maßstab geworden, weil die Europäische Union sie ge-
schlossen beschlossen hat.

Die Macht der multinationalen Konzerne und unfaire 
Dumping wettbewerbe auf Kosten von Kleinunternehmer*innen, 
Arbeitnehmer*innen und Verbraucher*innen kann man nur ein-
dämmen, indem man überstaatlich reguliert. Ein erster Schritt zu 
einer Unternehmenssteuer in der Europäischen Union kann eine 
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gemeinsame Körperschaftsteuer von Deutschland und Frankreich 
sein, genauso wie eine europäische Mindestlohnrichtline und eine 
Ausweitung der europäischen Bankenunion, die globale Unter-
nehmen und Investoren in die Schranken weisen und so Europa 
krisen fest machen würde.

Die Armut in Europa nimmt zu und Arbeitslosigkeit, insbeson-
dere unter den Jugendlichen in Südeuropa, ist immer noch auf einem 
erschreckend hohen Niveau. Schutz vor Dumpinglöhnen, gute Ausbil-
dung und die Perspektive auf eine Beschäftigung, die ein selbstbe-
stimmtes Leben ermöglicht, sind die Grundlage für eine solidarische 
Gesellschaft. Wir setzen uns für ein inklusives Europa der Fairness 
und gegenseitigen Anerkennung auf Augenhöhe ein.

Die drohende Heißzeit durch die Klimakrise können wir nur 
im globalen Zusammenspiel abwenden, und Europa kann dabei 
den Unterschied machen. Deswegen muss die EU ihrer Verantwor-
tung gerecht werden und sich endlich Klimaziele setzen, die mit 
dem Pariser Klimaabkommen vereinbar sind. Wir wollen, dass die 
EU wieder eine Vorreiterrolle im Klimaschutz übernimmt, indem 
wir in Europa gemeinsam eine sichere Energieversorgung aus er-
neuerbaren Quellen statt aus Kohle, Gas und Atom gewährleis-
ten. Das schaffen wir zum Beispiel, wenn wir die spanischen und 
griechischen Solarparks, die dänischen Offshore-Windparks, die 
deutschen Windparks und die österreichischen Wasserkraftwer-
ke miteinander verbinden.

Wenn wir Klimaschutz vorantreiben wollen, wenn wir neue 
Arbeitsplätze schaffen wollen, wenn wir wollen, dass unsere Bäu-
erinnen und Bauern auch in Zukunft noch fruchtbare Böden haben, 
dann brauchen wir einen radikalen Wandel in der europäischen Po-
litik. CO₂ muss einen wirksamen Preis bekommen. Wir brauchen eine 
neue Landwirtschaftspolitik in Europa, eine Alternative zum Prinzip 
„Wachse oder weiche!“. Klimaschutz, Tierschutz und Gewässerschutz 
funktionieren nur, wenn nicht ein Land die Standards des anderen 
unterbietet. Die Plastikflut können wir nur bekämpfen, wenn Weg-
werfplastik ein Ende hat.

Die Zukunft Europas ist digital. Wir wollen die digitalen Ver-
änderungen zum Wohle aller Menschen gestalten. Demokratische 
Regulierung sowie technische Innovationen sind dafür der Schlüs-
sel. Die europäische Digitalpolitik soll von den Menschenrechten ge-
leitet sein und sich auf die Prinzipien der Offenheit und der Nach-
haltigkeit stützen. Damit bildet Europa den Gegenpol zu digitalen 
Bestrebungen Chinas oder der USA.
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Europa muss sich in einer sich verändernden Weltordnung  
immer stärker selbst beweisen – als außenpolitische Akteurin, für die 
der Mensch mit seiner Würde und Freiheit und seinen unveräußerli-
chen Rechten im Mittelpunkt steht. Gemäß den Entwicklungszielen 
der Vereinten Nationen (SDGs) steht Europa in der Verantwortung, 
eine gerechte Weltordnung voranzutreiben und mögliche Wider-
sprüche in der eigenen Politik im Interesse globaler Gerechtigkeit 
aufzulösen. Um die Würde des Einzelnen auch für die Menschen zu 
wahren, die in Europa Schutz suchen, muss ein solidarisches euro-
päisches Asylsystem eingeführt werden, das für mehr Menschlich-
keit und Handlungsfähigkeit sorgt.

Auch in der Europäischen Union selbst gibt es Mitgliedstaaten, 
in denen sich autoritäre Strukturen immer weiter verfestigen. Die  
Zivilgesellschaften dort benötigen europäische Unterstützung, wenn 
sie für Demokratie und Menschenrechte kämpfen. Dafür wollen wir 
die Einklagbarkeit von Grundrechten auch in den europäischen Mit-
gliedstaaten ermöglichen. Wenn korrupte und undemokratische  
Regierungen gegen EU-Recht verstoßen, sollten europäische Gelder 
nicht mehr an sie, sondern direkt an die Kommunen und damit die 
Menschen dort gehen.

Europa kann, wenn wir Bürgerinnen und Bürger das wollen

Die Antwort auf die Herausforderungen Europas ist Europa. Die Euro-
päische Union kann das Vertrauen in ihre demokratischen Institu-
tionen stärken. Sie kann die Klimakrise bekämpfen. Sie kann dazu 
beitragen, dass die Stärke des Rechts gilt und nicht das Recht des 
Stärkeren. Dass Freiheit, Gleichheit und Menschlichkeit ihr strahlen-
des Versprechen einlösen. Die Europäische Union kann den Frieden 
bewahren. Sie kann. Wenn wir Bürgerinnen und Bürger das wollen. 
In diesem Geiste müssen wir auch die bestehenden Krisen Europas 
wie die Klima- und die Finanzkrise oder die mangelnde Solidarität 
bei der Aufnahme von Geflüchteten lösen. Denn sie sind letztlich 
auch auf die strukturellen Entscheidungsdefizite auf europäischer 
Ebene zurückzuführen.

Die Krisen Europas sind auch die Folge von Demokratiede-
fiziten auf europäischer Ebene und nicht eingelöster Versprechen  
eines sozial gerechten Europas. Deshalb wird es wesentlich sein, 
dass sich Europa als transnationale Demokratie und demokratische 
Union von Bürgerinnen und Bürgern weiterentwickelt. Dazu zählen 

EUROPAWAHLPROGRAMM 2019

Europawahlprogramm 2019

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

11

Pr
äa

m
be

l

eine grenzübergreifende Meinungsbildung sowie echte parlamen-
tarische Initiativ-, Kontroll- und Budgetrechte. So lässt sich das Ver-
trauen in die europäischen Institutionen wieder stärken.

Darum geht es bei der Europawahl: zu entscheiden, was wir 
wollen, w ie wir zusammen leben wollen. Und dann etwas dafür zu 
tun. Europa ist nicht aus Versehen und von allein entstanden. Es hat 
die fürchterlichen Wunden des Krieges überwunden, weil es Frauen  
und Männer gab, die Vision, Mut und Willen aufgebracht haben. Die 
europäische Idee ist mit das Wertvollste, was dieser Kontinent je ge-
schaffen hat. Aus einst verfeindeten Staaten wurden Freunde und 
Partner. Uns eint die gemeinsame Geschichte, mit all ihren Narben 
und all ihrem kulturellen Reichtum. Die EU ist seit über 70 Jahren 
ein Garant für Frieden, für das Überwinden trennender Grenzen. Sie 
war und ist auch der Garant für Wohlstand, Grundrechtsschutz und 
hohe Standards in unserem alltäglichen Leben.

Es ist aber offensichtlich, wie schwer es geworden ist, dass 
die Europäische Union mit einer Stimme spricht, weil häufig ein-
zelne Mitgliedstaaten eine gemeinsame Politik verhindern. Deshalb  
sollten die europäischen Staaten mutig sein und dort zu Mehrheits-
entscheidungen finden, wo diese die EU gemeinschaftlich hand-
lungsfähiger machen. Oder sie sollten in einer verstärkten Zusam-
menarbeit mit einigen Staaten vorangehen. Gleichzeitig kann es 
auch Sinn machen, wenn Länder wie Deutschland und Frankreich 
den Schulterschluss suchen. Sie müssen mit Ideen gemeinsam 
loslaufen, ohne in die historische Falle zu treten und alte Mauern  
wieder hochzuziehen. Denn ein Europa, in dem dauerhaft nur ein 
Kern vorangeht und andere zurückbleiben, wird entkernt enden. 
Wenn aber eine verstärkte Zusammenarbeit neue Lösungen bringt, 
wenn sie damit beweist, dass es geht und dass es gut geht, dann 
können sich die Zögerlichen vielleicht leichter anschließen und 
die EU wird insgesamt gestärkt. Von Europa kann so ein neues Ver-
sprechen ausgehen.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN treten an, um die notwendigen 
Veränderungen in der europäischen Politik für mehr Nachhaltig-
keit, Solidarität und Humanität anzustoßen und dafür zu sorgen, 
dass Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit gewahrt bleiben.  
Dabei setzen wir auch auf die identitätsstiftende Kraft von Kunst 
und Kultur. Das gemeinsame Europa zu schützen bedeutet, den 
kulturellen Reichtum Europas gemeinsam zu fördern und zu be-
wahren. Wir stehen an der Seite der vielen, die in Initiativen, Bewe-
gungen oder eigenständig vor Ort für diese Ziele eintreten – und 
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zwar überall in Europa. Als europäische Parteienfamilie, verbunden  
über die Europäische Grüne Partei (EGP), streiten wir europaweit 
für unsere Ideen.

Erwartbar werden wir nach der Europawahl einen starken na-
tiona  listischen Block im Europäischen Parlament sehen, der destruk-
tiv und antieuropäisch agieren wird. Wir wollen alles tun, was an uns 
liegt, um für eine progressive und proeuropäische Mehrheit im EU-
Parlament zu sorgen – eine Mehrheit gegen den konservativen Status  
quo und gegen die Nationalisten, eine Mehrheit, die Europas Ver-
sprechen erneuert, eine Mehrheit für eine Kommissionspräsident*in, 
die dafür einsteht.

Nie war die Zukunft Europas so unsicher wie heute. Es hängt 
jetzt entscheidend vom gemeinsamen Einsatz der Proeuropäer*innen 
ab, welche Richtung die Europäische Union einschlagen wird, ob sie 
am Ende scheitern wird oder zu neuer Stärke und Handlungsfähig-
keit findet als europäische Demokratie.

Es ist keineswegs sicher, dass wir diesen Kampf gewinnen. Aber 
sicher ist, dass wir verlieren werden, wenn wir jetzt nicht kämpfen. 
Gerade die europäische Geschichte ist eine Geschichte von Verlusten 
und Niederlagen und falschen Führern. Aber nie wurde etwas besser, 
wenn man nicht gekämpft hat.

Deshalb bitten wir Sie: Lassen Sie uns gemeinsam Europas  
Versprechen erneuern. Wählen Sie Europa, denn Europa ist die  
Antwort. Wählen Sie BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN!. Sie finden im Jahr 
2019 keine entschlossenere politische Kraft, die für ein geeintes, öko-
logisches, feministisches und gerechtes Europa arbeitet.

Europa kann es. Wenn wir es wollen.
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1 ERHALTEN, WAS UNS 
ERHÄLT: UNSERE  
NATÜRLICHEN LE-
BENS GRUNDLAGEN 
SCHÜTZEN

Ein Europa ohne Kohle, Atomkraft und sonstige fossile Energien ist 
möglich. Wir wollen die Europäische Union zum weltweiten Vorrei-
ter von Klimaschutz, erneuerbaren Energien und Energieeffizienz 
machen. Unser Kontinent hat gerade hier noch enorme Potenziale,  
die bislang weitgehend brachliegen. Durch saubere Energiequellen 
kann eine weitgehende Energieunabhängigkeit erreicht, können  
Klima und Umwelt geschützt und nachhaltige Jobs geschaffen wer-
den. Das ist unser Ziel. Die gute Nachricht: Alle Lösungen dafür  
stehen bereit, sie müssen nur angepackt werden!

Die Klimakrise ist eine der größten Herausforderungen 
unserer Generation. Versagen wir bei der Eindämmung der Kri-
se, haben wir als politische Generation versagt. Mit Klimaschutz  
schützen wir nicht nur (und noch nicht einmal in erster Linie) Arten 
und Natur. Wir schützen unsere Lebensgrundlagen, aber auch die li-
berale Demokratie, ein Gemeinwesen, das in der Lage ist, werteba-
sierte Politik zu machen. Und wir schützen die ökonomische Basis,  
auf der wir unsere Politik aufbauen. Wir leben bereits in einer Welt, 
die sich um ein Grad erwärmt hat. Diese Veränderung birgt schon 
heute erhebliche Risiken für unser Zusammenleben und unse-
re Freiheit. Eine Erderhitzung, die nicht unter 1,5 Grad liegt, wird 
unkontrollierbare Folgen haben. Und sie trifft zuerst jene, die die  
Klimakrise nicht verursacht haben und sich am wenigsten vor den 
Auswirkungen schützen können: Menschen, besonders Frauen, in 
den Ländern des globalen Südens. Deshalb streiten wir – an der 
Seite einer globalen Bewegung – für Klimagerechtigkeit. Viele  
werden ihr Zuhause verlassen müssen und sich als Klimaflüchtlinge 
auf den Weg machen. Die weltweiten Migrationsbewegungen werden 
zunehmen. Selbst die Weltbank rechnet mit 140 Millionen Klima-
flüchtlingen bis 2050. Es wird zu Kriegen um Wasser, fruchtbare 
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Böden oder sichere Stätten kommen. Wir werden uns der Verant-
wortung so oder so nicht entziehen können. Doch die Zeit läuft 
uns davon. Hitzerekorde, Dürren, Überschwemmungen und starke  
Stürme liefern fast täglich neue Schreckensmeldungen. Der vergan-
gene Sommer hat auf eindringliche Weise gezeigt, dass die Klima -
kri se längst auch bei uns in Europa Realität ist. Es ist höchste Zeit, 
dass die EU ihre Klimapolitik endlich an den Zielen des Pariser  
Klimaabkommens ausrichtet.

Die Europäische Union muss zu einer Union des Klimaschutzes  
werden. Das heißt nicht nur, dass sie eine andere Energie-,  
Wirtschafts- und Landwirtschaftspolitik betreibt, sondern dass sie 
die ökologischen Fragen auch ins Zentrum ihrer Außen-, Sicherheits-  
und Friedenspolitik stellt. Wie wir unseren Energiehunger stillen, 
wird maßgeblich die Leitlinien der Außenpolitik bestimmen. Ob 
wir schmutzige Deals mit Diktatoren um Öl, Gas und Kohle ein-
gehen oder eine demokratische Energieinfrastruktur auf Basis der  
Erneuerbaren aufbauen, ist ein Unterschied. Die EU-Energieaußen-
politik muss auf Nachhaltigkeit und einen Dialog auf Augenhöhe 
im Interesse der betroffenen Staaten setzen. Zu einer solchen ge-
meinsamen EU-Außenpolitik ist daher eine starke, auf erneuerbaren  
Energien basierende Energieunion notwendig.

Eine Handels- und Landwirtschaftspolitik, die unseren Reich-
tum auf Kosten Dritter erwirtschaftet, oder stattdessen faire Partner-
schaften, die einen gedrosselten Ressourcenverbrauch bei uns be-
deuten, machen einen Unterschied. Fischen wir die Meere leer oder 
sorgen wir für halbwegs intakte Meeresökologie? Exportieren wir 
unseren Müll ins Ausland oder verzichten wir auf Wegwerfplastik? 
Mit welchen Wohlstandsindikatoren wollen wir am Gemeinwohl  
orientiertes Wirtschaften stärken?

Viele Menschen sind weiter als die Politik: zum Beispiel die-
jenigen, die sich an Bürgerenergieprojekten beteiligen, auf ökolo-
gisch erzeugte Lebensmittel setzen, in Nachhaltigkeit und grüne 
Infrastruktur investieren. Viele europäische Städte tüfteln schon 
lange an einer autofreien Zukunft. Aber auch innovative Unter-
nehmen, Ingenieur*innen, Wissenschaftler*innen und viele mehr  
haben sich auf den Weg gemacht. Mit ihnen allen verbünden wir 
uns. Und packen an. Für ein Europa, das ohne Kohle- und Atom-
strom auskommt, eine Agrarpolitik betreibt, die auf ökologischen 
Kriterien basiert, Tiere schützt und Landwirten eine Perspektive 
gibt, ein Europa, das mit einer Plastikabgabe plastikmüllfrei wird 
und unsere Meere schützt.
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Schadstoffbelastete Böden und Gewässer, weniger Summen und 
Brummen in der Luft – das sind Anzeichen einer kranken, ausgelaug-
ten und überstrapazierten Natur, die auf den Menschen zurückgehen. 
Und Anzeichen dafür, dass wir Grenzen überschreiten. Diesen Heraus-
forderungen müssen wir uns stellen. In einem gemeinsamen Euro-
pa können wir mit weniger Dünger, weniger Pestiziden und einem 
Verbot von Glyphosat Tieren und Pflanzen wieder mehr Lebensraum 
geben. Mit einer Wasserrahmenrichtlinie, die wir konkretisieren und 
konsequent umsetzen, verbessern wir die Qualität von Flüssen und 
Seen. Und mit europäischen Korridoren für Biotope und mehr Wild-
nisflächen erhalten wir wichtige Lebensgrundlagen. Wir wollen ein 
gemeinsames Europa, das seine Umwelt und Natur schützt.

Bei der sauberen Mobilität, bei den erneuerbaren Energien 
oder auch beim Divestment hinkt Europa hinterher. Wir wollen grüne  
Anleihen europaweit stärken und eine Richtlinie für ökologische 
Transparenz am Finanzmarkt schaffen. Für den Verkehr der Zukunft 
wollen wir eine europäische Batteriezellenproduktion aufbauen, die 
sparsam mit den notwendigen Ressourcen umgeht. Damit sorgen wir 
für mehr klimafreundliche Mobilität und halten zugleich die Wert-
schöpfung in Europa. Digitale Technologien wollen wir stärker für 
vernetzte Mobilität einsetzen. Zudem knüpfen wir ein europawei-
tes Schienennetz und verlagern Güter von der Straße auf die Gleise. 
Mit einem dynamisch ansteigenden CO₂-Mindestpreis sorgen wir für 
wirksamen Klimaschutz. Und für mehr Erneuerbare und größere Ver-
sorgungssicherheit schaffen wir einen gesamteuropäischen Strom-
verbund und ein intelligentes Stromnetz. Das alles geht nur gemein-
sam. In einem gemeinsamen Europa.

1.1 KLIMASCHUTZ FÖRDERN,  
FÜR EIN EUROPA DER ERNEUER-
BAREN ENERGIEN, RAUS AUS 
KOHLE- UND ATOMKRAFT

Die Europäische Union ist reich an sauberen Energiequellen. Die Er-
neuerbaren haben weltweit 10,3 Millionen Arbeitsplätze geschaf-
fen, davon mehr als 1,1 Millionen in der EU und über 300.000 in 
Deutschland. Investitionen in Erneuerbare und in Energieeffizienz 
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sind mittlerweile der kostengünstigste Weg zu einer nachhaltigen 
Energieversorgung und der Garant für eine zukunftsfähige Ausrich-
tung der Wirtschaft. Es darf nicht sein, dass Europa durch die rück-
wärtsgewandte Klimapolitik der Bundesregierung und der Europäi-
schen Union bei dieser rasanten Entwicklung den Anschluss verliert. 
In China und den USA wird mittlerweile deutlich mehr in Erneuerba-
re investiert als in der EU.

Wir wollen das ändern! Wir wollen eine zu 100 Prozent erneu-
erbare und energieeffiziente Europäische Union als Treiber für die in-
ternationale Energiewende. Dafür muss das europäische Klimaschutz-
ziel, das sich keineswegs auf dem Pfad der Pariser Klimaziele bewegt, 
ambitionierter und verbindlich werden. Bis 2030 müssen 45 Prozent 
von Europas Energie, die wir beim Strom, der Wärme und der Mobili-
tät verbrauchen, erneuerbar sein, und bis 2050 müssen es 100 Prozent 
sein. Nur so kann Europa seinen Beitrag leisten, um die Klimakrise ein-
zudämmen und die globale Erhitzung auf deutlich unter 2, möglichst 
1,5 Grad zu begrenzen. Die CO₂-Emissionen müssen zudem bis 2030 
um mindestens 55 Prozent gegenüber 1990 gesenkt werden. Bei der 
Energieeffizienz braucht es eine Verbesserung um 40 Prozent im Ver-
gleich zum Jahr 1990, um ein maximales technisch mögliches Niveau 
der Energie effizienz für 2050 zu erreichen. Diese Ziele müssen wir kon-
tinuierlich überwachen und falls nötig anpassen. Wenn der Klimawan-
del sich beschleunigt, ist es notwendig, schneller voranzukommen.

Die Verbrennung von Kohle ist die klimaschädlichste Form 
der Stromerzeugung. Darüber hinaus schafft Kohleverbrennung ge-
sundheitliche Probleme. Dabei gibt es längst Alternativen: erneuer-
bare Energien sind sauberer, sicherer, effizienter und mittlerweile 
auch billiger. Länder wie Frankreich, Dänemark, Schweden, Öster-
reich, die Niederlande oder Italien haben sich der globalen Allianz 
für den Kohleausstieg (Powering Past Coal Alliance) angeschlossen, 
die sich für einen Kohleausstieg bis spätestens 2030 ausspricht. Die-
sen Vorreitern muss sich die Europäische Union inklusive Deutsch-
land anschließen, statt an der klimaschädlichen Kohle festzuhalten.

Der Export von dreckigem deutschem Kohlestrom untergräbt 
in Europa den Ausbau der Erneuerbaren. Kohlekraft schadet nicht 
nur dem Klima, sondern setzt auch hochgiftige Schadstoffe frei. 
Die hohen Folgekosten der Verbrennung von Kohle in Europa dür-
fen nicht weiter zulasten der Allgemeinheit gehen, die die Kosten 
und Risiken dafür trägt. Die Stromversorgung wird im Zuge der Ab-
schaltung der unflexiblen, ineffizienten Kohle- und Atomkraft werke 
durch den Zubau erneuerbarer Energien sowie hocheffizientener            
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Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen sichergestellt, die zunehmend nur 
noch mit erneuerbaren Energien betrieben werden. Ob CO₂, Queck-
silber, Feinstaub oder Stickoxide: Überall sind Kohlekraftwerke als 
Hauptverursacher dabei. Deshalb müssen wir jetzt beginnen, Kohle-
kraftwerke abzuschalten. Daran muss sich Politik messen lassen. Wir 
brauchen nicht nur in Deutschland, sondern auch in Europa einen 
vollständigen Kohleausstieg.

Die hochgefährliche Atomkraft, deren Kosten und Risiken auf  
viele zukünftige Generationen abgewälzt werden, bekämpfen wir eu-
ropaweit. Der dringend notwendige Kohleausstieg darf nicht dazu 
führen, dass Kohle durch Atom ersetzt wird. Die Atombranche etwa 
in Frankreich setzt auf eine Renaissance der französischen Atom-
kraft. Die dort diskutierte Laufzeitverlängerung von Atomkraftwerken  
lehnen wir ab. Es ist völlig unverantwortlich, dass Atomkraftwerke, die 
für eine Laufzeit von maximal 40 Jahren konzipiert wurden, nun trotz 
zunehmender Störfälle 60 Jahre am Netz bleiben sollen. Auch Belgien 
macht keine Anstalten, seine Schrottreaktoren vorzeitig stillzulegen. 
Die Laufzeiten für Atomkraftwerke sind auf ein absolutes Maximum 
von 40 Jahren zu begrenzen. Risiko-AKWs wie die französischen Reak-
toren Cattenom und Fessenheim, das belgische Tihange oder das tsche-
chische Temelín sind sofort abzuschalten. Der Betrieb dieser Schrott-
meiler birgt unbeherrschbare Risiken für alle Europäer*innen. Darüber 
hinaus fordern wir ein neues Regelwerk auf europäischer Ebene, das 
es Bürger*innen und Anrainerstaaten ermöglicht, Einfluss auf die  
Sicherheitsanforderungen für grenznahe Atomkraftwerke zu nehmen. 
Die Atomtransporte in Europa müssen systematischer erfasst, trans-
parenter gemacht und auf ein Minimum beschränkt werden.

Nur durch milliardenschwere staatliche Beihilfen rechnet sich 
der Bau von Atomkraftwerken in Europa überhaupt noch – und dient 
beispielsweise in Großbritannien indirekt auch den Atomwaffenpro-
grammen. Diese Subventionen sind möglich, weil immer noch auf 
Grundlage des längst überholten Euratom-Vertrags entschieden wird. 
Diese indirekten und direkten Subventionen müssen beendet werden. 
Alle Passagen dieses Vertrages, die Investitionen, Forschungsförderung 
und Genehmigungsprivilegien im Bereich der Atomkraft begünstigen 
und AKW-Projekten gegenüber anderen Energieträgern einen wett-
bewerbsverzerrenden Vorteil verschaffen, müssen gestrichen werden. 
Der AKW-Rückbau und die Entsorgung von Atommüll mitsamt transpa-
renter Beteiligung und Mitwirkung der Bevölkerung bei der Endlager-
suche sollen zur Kernaufgabe von Euratom werden. Zudem müssen 
die EU-weit geltenden einheitlichen Sicherheitsstandards wesentlich 
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strenger werden. Ebenso verlangt die unterirdische Endlagerung hohe, 
einheitliche Mindestanforderungen. Darüber hinaus ist ein neues,  
einheitliches europäisches Haftungsregime mit deutlich höheren An-
forderungen und einer Einbeziehung grenzüberschreitender Auswir-
kungen notwendig. Bei den Entscheidungen zu Euratom wollen wir in 
Zukunft ein klares demokratisches Mitspracherecht durch das Europä-
ische Parlament. Um das Ziel von 100 Prozent erneuerbarer Energie 
in Europa für 2050 zu erreichen, muss die Förderung von Photovol-
taik, Windenergie, Biomasse und anderen regenerativen Stromquel-
len auch auf europäischer Ebene noch stärker vorangetrieben werden. 
Damit die Energiewende europaweit gelingt, braucht es eine Erneu-
erbare-Energien-Union. Den Energiecharta-Vertrag, der Konzernen  
Sonderklagerechte einräumt und damit den Europäischen Gerichtshof 
in Luxemburg aushebelt, wollen wir hingegen kündigen.

Klimabedingte Migration und Flucht würdevoll gestalten –  
Klimapass für Bewohner*innen von bedrohten Inselstaaten

Für Millionen von Menschen weltweit ist die Klimakrise längst kein 
theoretisches Phänomen mehr. Neben einer grundlegenden Kehrt-
wende in der eigenen Klimapolitik ist es deshalb Aufgabe der EU, die 
betroffenen Länder technisch und finanziell bei der Anpassung an die 
Klimakrise und bei der Bewältigung ihrer Folgen zu unterstützen. Den-
noch werden Menschen gezwungen sein, ihre Heimat zu verlassen. Wir 
wollen, dass die EU dazu beiträgt, diesen Menschen eine würdevol-
le und selbstbestimmte Migration zu ermöglichen – innerhalb ihres 
Landes, in ihrer Region, gegebenenfalls auch nach Europa. Historisch 
betrachtet, sind die westlichen Industriestaaten die Hauptverursacher 
klimaschädigender Treibhausgase. Daher soll die EU zusammen mit 
anderen Industriestaaten vorangehen und im Rahmen einer gemein-
samen Regelung den Bewohner*innen von bedrohten Inselstaaten, 
die durch die Klimakrise unbewohnbar werden, Klimapässe anbieten. 
Diese sollen zusätzlich und nicht alternativ zu bestehenden Initiati-
ven und Forderungen der Inselstaaten etabliert werden. Auch andere 
Staaten mit historisch oder gegenwärtig hohen Treib haus gas emissio-
nen sollen als Partner für diese gerechte Klimafolgenanpassung  
gewonnen werden. Zugleich sollte die EU Prozesse unterstützen, in 
denen mit betroffenen Staaten über völkerrechtliche Ansätze zum 
Umgang mit klimabedingter Migration, Flucht und Vertreibung sowie 
zum Zugang zu internationalem Schutz beraten wird.
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CO₂ einen Preis geben und den Menschen das Geld

Treibhausgase müssen einen Preis entsprechend ihrer Klimawirk-
samkeit bekommen. Dieser Preis besteht nach unseren Vorstellungen 
aus zwei Komponenten: Für alle Anlagen, die dem Emissionshandel 
unterliegen – das sind vor allem Industrieanlagen sowie Kohle- und 
Gaskraftwerke –, muss es einen deutlich steigenden Mindestpreis für 
CO₂-Emissionen geben, denn Unternehmen brauchen Planungssicher-
heit, um nachhaltige Investitionsentscheidungen zu treffen. Die letzte 
Reform des Emissionshandels war viel zu zaghaft. Zusätzlich muss die 
Anzahl der Zertifikate im Emissionshandel entsprechend dem Pariser 
Klimaziel weiter reduziert werden. Nur so entfaltet der CO₂-Preis eine 
echte Lenkungswirkung. Deutschland soll zunächst mit einigen EU-
Staaten die Initiative ergreifen und in einer regionalen Staatengrup-
pe einen gemeinsamen CO₂-Mindestpreis einführen; die Niederlande 
und Frankreich haben ihre Absicht dazu schon erklärt. Perspektivisch 
wollen wir eine gesamteuropäische Lösung vorantreiben.

Für die Sektoren, die bislang nicht vom Emissionshandel erfasst 
werden, benötigen wir eine grundlegende Änderung der Abga ben. 
Fossile Treib- und Wärmebrennstoffe müssen entsprechend ihrem  
jeweils spezifischen CO₂-Ausstoß den wahren Preis kosten.

Zeitnah wollen wir dafür sorgen, dass Produkte und nicht deren  
Produktion dem europäischen CO₂-Mindestpreissystem unterliegen. 
So würden wir in Deutschland und Europa zukünftig die Entstehung 
von CO₂ und nicht die Herstellung der Produkte verteuern. Dadurch 
verhindern wir, dass der hohe CO₂-Preis die Produktion und damit 
den CO₂-Ausstoß in Länder verlagert, in denen es keinen vergleich-
bar hohen Preis für CO₂ gibt. Den dafür notwendigen Grenzausgleich 
(„border carbon adjustment“) wollen wir WTO-konform gestalten.  
Perspektivisch wollen wir weitere umweltschädliche Effekte analog 
zur CO₂-Besteuerung in eine umfassende Verschmutzungs- und Res-
sourcenbesteuerung aufnehmen.

Da Steuern und Abgaben auf Verbrauch immer sozial schwäche-
re Haushalte stärker belasten als reichere, wollen wir die zusätz-
lichen Einnahmen aus der CO₂-Besteuerung an die Verbraucher*innen 
zurückgeben. Unser Ziel ist die Schaffung eines Energiegeldes als 
Pro-Kopf-Zahlung an die Menschen in Europa. Solange dies nicht 
europäisch umsetzbar ist, werden wir uns auf nationaler Ebene  
dafür einsetzen.

Wir wollen Energiearmut bekämpfen, indem europaweit Sozial-
tarife geschaffen werden, betroffene Haushalte eine kostenfreie und 
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unabhängige Energieberatung erhalten und die eigene Energieer-
zeugung und -einsparung gefördert wird.

Beschäftigte beim Strukturwandel in Kohlerevieren unterstützen

Der Kohleausstieg wird dazu führen, dass einerseits Arbeitsplätze 
verloren gehen und andererseits in neuen Zukunftsbranchen deut-
lich mehr Arbeitsplätze entstehen. Dennoch nehmen wir die Sorgen 
und Ängste der Betroffenen ernst und lassen die Menschen nicht im 
Stich. Bei diesem Strukturwandel müssen wir die Beschäftigten und 
die Regionen unterstützen, damit sie eine Perspektive haben. Mit  
den Mitteln der EU-Strukturfonds sollen „Kohleausstiegsregionen“ 
speziell gefördert werden. Neue regionale Wirtschaftsschwerpunkte  
werden aufgebaut und passgenaue Weiterbildung wird angeboten. Wir 
werden dafür ein Recht auf Weiterbildung und lebenslanges Lernen 
in ganz Europa verankern. Das hilft nicht nur den vom Strukturwan-
del Betroffenen, sondern ist auch ein Mittel gegen Fachkräfteman-
gel. Die Sozialpartner sollen ihre spezifischen Kompetenzen aktiv in 
den Prozess des Strukturwandels einbringen können.

Europas Energie vernetzen

Selbst wenn Energiepolitik innerhalb der EU heute immer noch vor 
allem in der nationalen Kompetenz liegt, sind die Mitgliedsländer 
durch den gemeinsamen Strommarkt eng miteinander verbunden. 
Europa muss sich energiepolitisch weitgehend unabhängig machen. 
Wir brauchen nicht mehr Erdgas, sondern mehr Erneuerbare und 
höhe re Energieeffizienz. Die Weichen dafür stellen wir, indem wir die 
Energiewende im Wärmesektor vorantreiben und dafür sorgen, dass  
Gebäude in Europa energieeffizient werden und erneuerbare Ener-
gien nutzen. Das Projekt Nord Stream 2 lehnen wir daher ebenso ab 
wie neue Pipelineprojekte, Frackingvorhaben und den Import von 
gefracktem Gas. Doch auch der Bau von LNG-Terminals ist keine Al-
ternative für die Dekarbonisierung der europäischen Energieversor-
gung. Die starke Abhängigkeit Europas von klimaschädlichen Ener-
gieimporten muss in einer gemeinsamen europäischen Anstrengung 
überwunden werden.

Europa muss zusammenwachsen, auch im Strombereich. 
Mit einem gesamteuropäischen Stromverbund stärken wir die 
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Versorgungssicherheit, indem Angebot und Nachfrage auf eine breite-
re Basis gestellt werden. Damit schaffen wir ein gemeinsames Netz 
für ganz Europa und verbinden Lissabon mit Helsinki. Wir beugen  
auch Lieferengpässen vor und sorgen für mehr Unabhängigkeit.

Für Europa brauchen wir dazu ein intelligentes Stromnetz, das 
sowohl die erneuerbaren Energien dezentral verknüpft und über-
regional verbindet als auch über flexibel steuerbaren Stromverbrauch 
clever das zunehmende Angebot an erneuerbarem Strom vernetzt.

Nötig sind europäische Strom- und Gasnetze, die der Energie-
wende dienen und helfen, die natürlichen Schwankungen der Erneu-
erbaren auszugleichen. Dieses Prinzip muss Leitschnur für die Aus-
wahl der transeuropäischen Netzbauprojekte sein. Wir wollen die 
Erzeugungspotenziale in Europa vernetzen und dabei Maß und Mitte 
halten zwischen zentralen und dezentralen Strukturen. Auch die zu-
künftig erforderliche Speicherstruktur muss europäisch gedacht und 
geplant werden. Um mehr Speicherkapazitäten zu schaffen, setzen 
wir uns für ein Markteinführungsprogramm für Energiespeicher ein.

Risikotechnologien wie die CO₂-Abscheidung und -Speiche-
rung (CCS), also die Einlagerung von CO₂ in unterirdische Lagerstät-
ten, und die Förderung von Erdgas und Erdöl durch Fracking lehnen 
wir wegen der unabsehbaren Gefahren für Gesundheit, Trinkwasser 
und Umwelt ab. Angesichts der Größe der Herausforderungen ist es 
aber unerlässlich, dass wir die verschiedenen Ansätze für negative 
Emissionen und ihre Einsatzpotenziale und Risiken gründlich erfor-
schen. Großmaßstäbliche Hochrisikotechnologien, die auf unabseh-
bare Weise in Atmosphäre und Ökosysteme eingreifen, lehnen wir ab. 
Stattdessen müssen diese enormen Gelder in Technologien zur Ein-
sparung von Treibhausgasen investiert werden. Dazu gehören zum 
Beispiel das Aufforsten von Wäldern sowie das Pflanzen von Bäu-
men, denn Bäume speichern CO₂, produzieren Sauerstoff und sind 
daher eine wichtige Klimaschutzmaßnahme. Hierfür schlagen wir ein  
EU-Förderprogramm vor.

Union für Energie- und Ressourceneffizienz

Wir wollen Investitionen in Erneuerbare, Energie- und Ressourcen-
effizienz fördern, die Arbeitsplätze schaffen und die Kosten für die 
Verbraucher*innen reduzieren. Diese Investitionen in der Industrie  
werden ausgelöst durch planbar steigende Preise für CO₂-
Emissionen. Je mehr Energie eingespart wird, desto günstiger wird 
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Klimaschutz. Schlüssel für weniger Energieverbrauch sind die Be-
reiche Planen, Bauen und Wohnen, der Umstieg auf eine energieef-
fiziente Elektromobilität, Digitalisierung, effiziente Produktion und 
energiesparende Produkte mit einer langen Lebensdauer. Wir wol-
len den Umstieg privater Verbraucher*innen auf Geräte mit gerin-
gerem Energieverbrauch fördern sowie kleinen Unternehmen eine 
günstigere Grundversorgung mit Strom und Wärme ermög lichen. 
Die vom EU-Parlament und vom Rat der EU geschaffene Ökode-
sign-Richtlinie legt für verschiedene Produktgruppen ökologische 
Mindeststandards fest. Das ist richtig, reicht aber lange noch nicht 
aus. Wir wollen für weitere Produkte ökologische Mindeststandards 
festlegen. So können wir ökologische Innovationen, beispielsweise  
im Bereich Verkehr, fördern.

Wir möchten, dass jedes neue Gebäude in Europa energieeffi-
zient ist und erneuerbare Energien selbst erzeugt – zum Beispiel 
in Form von Solarstrom, Solarwärme, Erdwärme oder einer Kombi-
nation daraus – und erneuerbare Energien direkt oder über Wärme-
netze nutzt. Bei Neubauten der öffentlichen Hand wie beispielswei-
se Schulen, Turnhallen, Verwaltungsgebäuden und Schwimmbädern 
soll dies zur Pflicht werden. Die Begrünung von nicht zur Solar-
energienutzung geeigneten Dachflächen trägt zu einem gesunden  
Stadtklima bei.

Nachhaltigen Konsum ermöglichen

Um die Klimaziele zu erreichen, soll es leichter werden, nachhaltig 
zu leben. Von Flugreisen bis zu Tierprodukten geht der überdurch-
schnittliche Konsum im westlichen Europa zulasten des globalen 
Südens und zukünftiger Generationen. Wir wollen Anreize setzen, 
weniger zu verbrauchen und zu konsumieren. Dafür wollen wir die 
Lebensdauer und Gewährleistungsfristen von Gütern erhöhen, den 
Flächenverbrauch in Europa stoppen, pflanzliche Ernährung fördern. 
Statt weiter wachsendem Flugverkehr wollen wir die Mobilität auf 
der Schiene stärken. Initiativen zum Ausbau der Kreislaufwirtschaft 
und der Sharing Economy unterstützen wir.
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Wer GRÜN wählt, stimmt für

einen europaweiten Ausstieg aus Kohle-, Atomstrom  
und weiteren fossilen Energieträgern sowie einen deutlich 
schnelleren Ausbau der erneuerbaren Energien

ein Programm, das Arbeitnehmer*innen in Kohleausstiegs-
regionen unterstützt

Investitionen in intelligente Stromnetze für erneuerbare 
Energien, einen transeuropäischen Netzausbau und in  
Energiespeicher

einen wirksamen Preis für CO₂

einen Aktionsplan für klimaschonende Wärmeversorgung

1.2 EUROPA VERBINDEN MIT  
GRÜNER MOBILITÄT

Europa lebt vom grenzüberschreitenden Austausch. Reisen, leben, 
lieben und arbeiten jenseits nationaler Grenzen ist selbstverständ-
lich geworden. Europa braucht ein Verkehrssystem, das den Anfor-
derungen des 21. Jahrhunderts gerecht wird – ein System, das unse-
re Lebensqualität steigert. Steigende CO₂-Emissionen verschärfen 
die Klimakrise, Stickoxide sowie Feinstaub und Ultrafeinstaub schä-
digen massiv die Gesundheit, und Staus auf zahlreichen Straßen 
rauben uns die Zeit. Gleichzeitig fehlt in ländlichen Regionen ein  
flächendeckender Nahverkehr, sind Züge unzuverlässig und Radwege  
oftmals in schlechtem Zustand. Das wollen wir ändern. Wir möch-
ten in Europa eine Mobilität, die klimaneutral, kostengünstig und für 
alle nutzbar ist und Umwelt und Gesundheit schützt. Europa muss 
das Zukunftsprojekt Mobilität gestalten. Wir sind überzeugt, dass 
eine sozial und ökologisch verträgliche Mobilität mit modernsten 
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technischen Möglichkeiten realisierbar ist. Das bedeutet: mehr für 
Fuß- und Radverkehr, weniger, aber dafür saubere und leise Autos, 
bessere Zug- und ÖPNV-Angebote, weniger Kurzstreckenflüge und 
eine bessere Vernetzung unterschiedlicher Verkehrsträger in der Stadt 
und auf dem Land. Der Straßenverkehr muss sicherer werden; wir 
treiben dafür die Entwicklung und den Einsatz von Assistenzsyste-
men für Pkws und Lkws voran, die beispielsweise Gefahrensituatio-
nen mit Fahrrad Fahrenden erkennen, warnen und etwa abbremsen.  
Mittelfristig wollen wir autofreie Innenstädte schaffen. An der Lö-
sung des Ultrafeinstaub-Problems im Umfeld der Flughäfen muss 
intensiv gearbeitet werden.

Europa braucht einen Paradigmenwechsel bei den Investitionen  
in Straßen: Statt Milliarden in den Neubau zu stecken, muss die 
bröckelnde öffentliche Infrastruktur dringend saniert werden. Da-
mit der Verkehrssektor jetzt seinen Beitrag zum Klimaschutz leistet,  
fordern wir die Einführung eines CO₂-Preises auf alle fossilen Treib-
stoffe, damit aktuell saubere Antriebe im Verhältnis günstiger wer-
den. Auch die Produktion von Palmölkraftstoffen führt durch die Ro-
dung des Regenwaldes zu erheblichen Mengen CO₂. Die Beimischung 
dieser Stoffe wollen wir beenden.

Einer der Hauptverursacher von Lärm ist der Verkehr, entspre-
chend gesundheitlich belastet sind Anwohner*innen von lauten Stra-
ßen. Wir setzen uns für leise Mobilität ein und treten für strengere 
Grenzwerte ein. Der Lärm aus absichtlich laut gestalteten Motorrä-
dern und Autos schwillt immer weiter an. Wir wollen die Normtests 
für Fahrzeuglärm der Realität anpassen. Die EU-Lärmgrenzwerte 
sind in allen Betriebszuständen und allen Frequenzen einzuhalten.

Auch den Fahrradverkehr und die Nutzung elektrisch un-
terstützter Pedelecs-Fahrräder wollen wir intensivieren und die 
Pedelecs versicherungsrechtlich mit Fahrrädern gleichgestellt 
lassen. Die mittlerweile 15 europäischen Fernradwege, die Euro-Velo- 
Routen, wollen wir ausbauen, um den grenzüberschreitenden Fahr-
radverkehr zu fördern.

Ein europäisches Schienennetz knüpfen

Um die grüne europäische Mobilität zu fördern, muss Europa auf der 
Schiene noch mehr zusammenwachsen. Anstatt vorrangig milliarden-
schwere Großprojekte, wie Stuttgart 21, mit wenig europäischem 
Nutzen zu finanzieren, müssen europäische Fördermittel gezielt für 

EUROPAWAHLPROGRAMM 2019

Europawahlprogramm 2019

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

25

Er
ha

lte
n,

 w
as

 u
ns

 e
rh

äl
t

bestehende und fehlende Abschnitte eingesetzt werden. Das euro-
päische Eisenbahnnetz ist noch immer ein Flickenteppich mit zahl-
reichen Lücken an den nationalen Grenzen. Das 2016 erstmals auf-
gelegte europäische Lückenschlussprogramm ist ein grüner Erfolg, 
der deutliche Verbesserungen schafft. Aber schon jetzt wird deutlich, 
dass die Nachfrage das Programm überfordert. Deswegen fordern 
wir eine Verdoppelung der Mittel. Damit schaffen wir mit wenig Auf-
wand einen besseren grenzüberschreitenden Schienenverkehr. Da-
von profitieren gerade die Menschen, die alltäglich darauf angewie-
sen sind. Mobilität ist Grundlage für gesellschaftliche Teilhabe. Die 
Infrastruktur muss in öffentlicher Hand bleiben. Nur so kann ein gu-
tes und attraktives Verkehrsangebot gesichert werden.

Während man in Europa relativ einfach mit dem Auto über Gren-
zen fährt, müssen im Schienenverkehr oftmals Loks, Personal und Strom-
netz gewechselt werden. Das kostet nicht nur Zeit, sondern macht den 
Zugverkehr insgesamt unattraktiver. Deshalb müssen die unterschied-
lichen nationalen Verkehrsnetze europaweit vereinheitlicht werden. Ein 
gemeinsames Verkehrsnetz braucht gemeinsame Standards, von Ticket-
systemen und Bahnsteighöhen bis zu Sicherheitsstandards. Nur wenn 
die Kleinstaaterei aufhört, kann Europa mehr Personen- und Güterver-
kehr auf die Schiene verlagern. Das schont das Klima und senkt die  
Belastung durch Schadstoffe. Eine Akzeptanz in der Bevölkerung für 
mehr Güter auf der Schiene wird es aber nur geben, wenn Güterzüge 
deutlich leiser werden. Dafür werden wir uns weiter einsetzen. Wir brau-
chen massive Investi tio nen in transnationalen Güter- und Personenver-
kehr. Wir setzen uns für die Wiederaufnahme europäischer Nachtzüge 
zwischen allen Metropolen und einen funktionierenden Pendelverkehr 
in Grenzregionen ein. Eine gemeinsame Finanzierung bzw. eine Fonds-
lösung kann das unterstützen. Damit Europa über die große Distanz  
zusammenwachsen kann, müssen Züge auch für lange Strecken endlich 
eine ernst zu nehmende Alternative zu Auto und Flugzeug werden. Nur 
so wird es weniger Kurzstreckenflüge in Europa geben. Wir machen uns 
für ein europäisches Hochgeschwindigkeitsbahnnetz stark, mit dem wir 
Athen und Helsinki, Madrid und Budapest verbinden.

Weltmarktführer für saubere Mobilität

Um die Mobilität der Zukunft zu prägen, muss Europa den Wandel 
gemeinsam mit der Fahrzeugindustrie anpacken. Neue Automobil-
hersteller, Mobilitätsdienstleister und Digitalkonzerne aus den USA 

EUROPAS VERSPRECHEN ERNEUERN.

Europawahlprogramm 2019

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

26

Er
ha

lte
n,

 w
as

 u
ns

 e
rh

äl
t

und China fordern die europäischen Hersteller heraus. Nur wer die 
saubersten, bequemsten und intelligentesten Mobilitätslösungen an-
bietet, kann internationaler Marktführer bleiben. Dabei geht es um 
unglaublich viel: Wertschöpfung, Arbeitsplätze, Klima- und Gesund-
heitsschutz – um nur einige wenige Aspekte zu nennen.

Es sind vor allem die nationalen Regierungen und oft Deutsch-
land, die in Brüssel die CO₂-Grenzwerte für Autos verwässern,  
Diesel-Tricksereien vertuschen und strengere Abgastests blockieren. 
Gerade die Große Koalition hat damit der Automobilindustrie einen 
Bärendienst erwiesen. Wir GRÜNEN wollen den nötigen Technolo-
giewandel vorantreiben: weg vom fossilen Verbrennungsmotor hin 
zu abgasfreien Antrieben. Dafür braucht es ambitionierte europä-
ische CO₂-Grenzwerte für Neuwagen, eine Förderung der europä-
ischen Lade infrastruktur und eine EU-weite Quote für abgasfreie 
Neuwagen, Ab 2030 dürfen nur noch abgasfreie Autos neu zuge-
lassen werden. Verbindliche Zulassungsquoten sollen sicherstel-
len, dass auch Lkws, Busse, Baumaschinen, sonstige Nutzfahrzeuge, 
Traktoren, Schiffe, Hubschrauber und Flugzeuge nach und nach auf 
erneuerbare Energien umgestellt werden. Damit wir es schaffen, im  
Sinne des Pariser Klimaschutzabkommen, den Verkehr bis 2050  
nahezu klimaneutral zu gestalten, sollen rechtzeitig nur noch solche  
Fahr- und Flugzeuge neu zugelassen werden, die klimaneutral ange-
trieben werden. Hintergrund ist die jahrzehntelange Lebenserwar-
tung der fossil angetriebenen Fortbewegungsmittel. Damit gehen 
wir den nötigen Schritt für die Stabilisierung des Klimas, Gesund-
heitsschutz und innovative Arbeitsplätze.

Zudem brauchen wir strengere Kontrollen bei Abgastests und 
das Ende der Steuerprivilegien bei Kraftstoffen. Außerdem wollen 
wir die Batteriezellenproduktion sowie die Produktion von Wasser-
stoffautos europäisch unterstützen, um beim sauberen Auto Wert-
schöpfung und Arbeitsplätze in Europa zu schaffen. Die Förderung 
der Zellproduktion knüpfen wir an die regionale Verfügbarkeit von 
erneuerbarem Strom und sparsamen Umgang mit seltenen Metallen, 
damit das E-Auto eine wirklich ökologische Alternative wird. Beim 
ÖPNV wollen wir die Elektromobilität voranbringen: Bahnstrecken 
müssen elektrifiziert und abgasfreie Busse produziert werden. Auch 
die Entwicklung alternativer, sauberer Antriebe für den Wirtschafts-
verkehr in der Stadt und über Land wollen wir vorantreiben.

Ziel grüner Mobilitätspolitik ist es, dass Menschen schnell,  
sicher und emissionsfrei von A nach B kommen. Das erhöht die  
Lebensqualität in der Stadt und auch auf dem Land. Mithilfe digitaler 
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Technik und kluger Stadtplanung werden Fahrrad- und Fußverkehre,  
Busse, Bahnen und Autos mit Bike- und Carsharing vernetzt und 
gefördert. Hinzu kommen neue Entwicklungen wie die intelligente  
Verkehrssteuerung und demnächst autonome Fahrzeuge, die un-
ter den richtigen Rahmenbedingungen mehr Klimaschutz, Sicher-
heit und Effizienz schaffen können. Wir wollen die digital gestützte 
emissionsfreie Mobilität stärken und damit unsere Lebensqualität 
erhöhen. Dazu wollen wir auf europäischer Ebene einen Förder-
wettbewerb für Städte und Regionen starten, die gezielt den Auto-
verkehr verringern und dafür den öffentlichen Nah-, Rad- und Fuß-
verkehr ausbauen. Diese Modellgebiete können Vorbildcharakter 
für ganz Europa haben.

Umsteuern bei Flugverkehr und Schifffahrt

Auch den Flugverkehr und die Schifffahrt möchten wir auf einen 
nachhaltigen Kurs bringen. Wir wollen, dass die EU sich auf interna-
tionaler Ebene für weiter gehende Klimaziele für die Schifffahrt und 
den Flugverkehr einsetzt. Wir setzen auf emissionsarme Kraftstoffe 
und eine klimaneutrale Schifffahrt. Auch der Flugverkehr muss auf-
holen und seinen Beitrag für den Klimaschutz leisten. Die Forschung 
und Erprobung alternativer Antriebstechniken wollen wir fördern. Im 
Schifffahrtsbereich unterstützen wir zielgerichtete Maßnahmen, die 
zu weniger Emissionen in den Häfen und auf den Weltmeeren führen. 
Wir setzen auf europaweit verbindliche Vorgaben, wie zum Beispiel 
weniger als 0,1 Prozent Schwefelanteil im Treibstoff oder eine Ver-
minderung von Stickstoffemissionen am Liegeplatz um 80 Prozent. 
Dafür brauchen wir eine entsprechende Hafeninfrastruktur.

Neben Nord- und Ostsee sollen weitere EU-Gewässer wie das 
Mittelmeer als Emissionssonderzonen ausgewiesen und die Nutzung 
von Schweröl soll generell verboten werden. Zur Erreichung sind eine 
ausgebaute LNG-Tank-Infrastruktur sowie die Erforschung von alter-
nativen Antriebsstoffen erforderlich. Die Abhängigkeit von Schweröl 
und Schiffsdiesel muss der Vergangenheit angehören. Speziell der 
Kreuzfahrtbereich muss sauberer werden und sich zu einem verant-
wortungsvollen Umgang mit Natur und Kulturgütern verpflichten.

Auch im Luftverkehr kommt es darauf an, faire Wettbewerbs-
bedingungen herzustellen. Internationale Flüge unterliegen kei-
ner Mehrwertsteuer, und Kerosin wird nicht besteuert. Das wollen  
wir nicht zuletzt im Sinne der Gleichheit ändern. Zudem muss der 
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internationale Flugverkehr endlich in den europäischen Emissions-
handel der EU einbezogen werden, damit er seinen Beitrag zum 
Schutz der Atmosphäre leistet. Weiterhin setzen wir uns für die Re-
duzierung des Fluglärms ein. Die aktuellen Regelungen sollen so 
ausgestaltet werden, dass sie wirksam zu Lärmminderung führen.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

eine europäische Verkehrswende mit Vorfahrt für  
umweltverträgliche und vernetzte Mobilität

die Förderung sauberer Fahrzeuge und zukunftsfester  
Arbeitsplätze

eine Schifffahrt ohne Schweröl, dafür mit erneuerbaren  
Antrieben

einen Umstieg auf weniger, saubere und sicherere Autos

ein Ende der Steuerbefreiung für Kerosin

1.3 RESSOURCENSCHONENDE  
WIRTSCHAFTSDYNAMIK  
ENT FACHEN

Europa steht vor der Jahrhundertaufgabe, seine Wirtschaft ökologisch 
und sozial umzugestalten. Unser Ziel ist ein Wirtschafts- und Finanz-
system, das nicht auf Kosten von Mensch und Umwelt geht und sich 
an den planetaren Grenzen orientiert. Dazu müssen unter anderem 
die sozialen und ökologischen Kosten unserer Art, zu wirtschaften 
und zu leben, transparent gemacht und in die Preise integriert wer-
den. Mögliche negative Auswirkungen auf die Verteilungsgerechtig-
keit müssen angemessen aufgefangen werden. Wir GRÜNEN bleiben 

EUROPAWAHLPROGRAMM 2019

Europawahlprogramm 2019

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

29

Er
ha

lte
n,

 w
as

 u
ns

 e
rh

äl
t

dagegen hartnäckig, wenn es darum geht, der Wirtschaft einen öko-
logischen und sozialen Rahmen zu setzen. Erst dieser Rahmen er-
möglicht es der Wirtschaft, in einem fairen Wettbewerb ihre Innova-
tionskraft, ihre Ingenieurskunst und ihre technologischen Stärken 
unter Beweis zu stellen. Das wollen wir unterstützen.

Wir wollen eine Modernisierungsoffensive zur Förderung  
ressourcenschonender und CO₂-armer Innovationen. Dafür brauchen 
wir eine industriepolitische Strategie, die die europäische Wirtschaft 
fit für die Zukunft macht und eine neue Wirtschaftsdynamik entfacht. 
So vereinen wir eine hohe Lebensqualität und gute Jobs mit dem Er-
halt unserer natürlichen Lebensgrundlagen. Wir wollen einen Wett-
bewerb um die ökologischste Produktionsweise entfachen. Die Öko-
design-Richtlinie muss Recycling und Ressourceneffizienz fördern 
und fordern. Auch wollen wir erreichen, dass die jeweils ressourcen-
schonendste Produktionsweise nach einiger Zeit zum Standard er-
klärt wird, den dann alle einhalten müssen. Die Ökodesign-Richtlinie 
hat das Potenzial, 90 Milliarden Euro pro Jahr an Energie- und Ma-
terialkosten einzusparen und 1 Million Jobs zu schaffen. Insgesamt 
können wir mit einer ressourcenschonenden Wirtschaftsweise bis zu 
2,8 Millionen neue Arbeitsplätze in Europa schaffen.

Wir verbrauchen die Ressourcen und Rohstoffe unseres Plane-
ten in einem atemberaubenden Tempo. Für nachhaltigen Wohlstand 
brauchen wir eine Kreislaufwirtschaft, die wertvolle Rohstoffe wie-
derverwertet. Deshalb muss die Förderung der europäischen Kreis-
laufwirtschaft Zentralanliegen jeder ökologisch orientierten Wirt-
schaftspolitik sein. Der Bauindustrie kommt dabei große Bedeutung 
zu: So wollen wir – wo möglich – neue Gebäude aus nachwachsen-
den Baustoffen, wie zum Beispiel Holz, errichten. Bei Abrissen müs-
sen die Baustoffe sortiert und recycelt werden. Wir wollen eine echte 
Kreislaufwirtschaft etablieren, die auf Wiederverwendung und stoffli-
chem Recycling basiert. Preise müssen die ökologische Wahrheit sa-
gen. Digitalplattformen können dabei vor allem mit Blick auf indus-
trielle Sekundärrohstoffe eine wichtige Rolle spielen. Europa muss 
darauf achten, dass etwa im Bereich von Elektronikschrott nicht wert-
volle Ressourcen rücksichtslos auf Müllkippen in der ganzen Welt  
exportiert werden, während durch Hightech-Recycling der Rohstoff-
verbrauch reduziert werden kann und Kosten für Unternehmen und 
für die Umwelt verringert werden können. Dem stetig steigenden Res-
sourcenbedarf durch immer längere Transport- und Fertigungsketten 
gilt es entgegenzutreten, indem Transport wie auch Produktion mit 
den wahren Umweltkosten belegt werden. So fördern wir regionale, 

EUROPAS VERSPRECHEN ERNEUERN.

Europawahlprogramm 2019

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

30

Er
ha

lte
n,

 w
as

 u
ns

 e
rh

äl
t

energieeffiziente Produktion. Besonderes Gewicht für die Recycling-
wirtschaft hat auch die EU-Plastikstrategie, deren Ziel es ist, die stän-
dige Vermehrung von Plastikmüll drastisch einzudämmen.

Regionale Wirtschaft stärken

Wir wollen die regionale Wirtschaft mit den vor Ort agierenden  
Unternehmen, Wertschöpfungsketten und Produkten stärken. Denn 
gerade kleinere Betriebe wie die Bäckerei oder die Gaststätte sind 
von fundamentaler Bedeutung für die Nahversorgung wie auch für 
den sozialen Zusammenhalt. Doch diese kleinen, häufig inhaber-
geführten Unternehmen sind heute stark in ihrer Existenz bedroht.  
Dabei wirtschaften sie oft nachhaltiger und verantwortlicher, denn 
ihre Prozesse sind regional und kurz und sie spüren die Auswirkun-
gen ihres Handelns stärker.

Wir wollen die regionale Infrastruktur der Nahversorgung 
erhalten und setzen auf klar definierte regionale Kennzeichnun-
gen und Förderkonzepte, auf praxisgerechte Kleinerzeugerrege-
lungen sowie, wenn möglich, auf Toleranz- und Bagatellgrenzen 
für kleine Betriebe.

Geld nachhaltig anlegen und raus aus den Fossilen

Wir setzen uns dafür ein, Investitionen in fossile Brennstoffe zu 
stoppen – und sind damit Teil der internationalen Divestment-Be-
wegung. Statt aus dem Raubbau an unserem Planeten Profit zu zie-
hen, wollen wir in den Klimaschutz investieren. Das ist auch finan-
ziell sinnvoll, da die internationale Energiewende dazu führen  
wird, dass Investitionen in Kohle, Öl und Gas mittelfristig abge-
schrieben werden müssen. Grüne in Ländern und Kommunen haben 
es vorgemacht: Auf ihren Antrag hin werden die Kommunal- und 
Landesfinanzen nachhaltig ausgerichtet. Jegliche Subventionen 
für die Kohleverstromung lehnen wir ab.

Die ökologische Modernisierung braucht massive Investi-
tio nen, die finanziert werden müssen. Heute wird immer noch 
viel Kapital in alten, fossilen Technologien angelegt. Das ist nicht 
nur ein ökologisches Problem, sondern gefährdet auch die Stabi-
lität der Finanzmärkte und die Altersvorsorge der Menschen. Wir  
wollen Finanzmärkte, die nicht in die Vergangenheit, sondern in 
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die Zukunft investieren. Nachhaltige Kapitalanlagen sind dazu 
ein Wachstumsmarkt, der den Finanzplatz Europa stabiler und zu-
kunftsfähig macht.

Grüne Anleihen wollen wir europaweit stärken und eine ein-
heitliche Klassifizierung schaffen. Wir fordern eine Richtlinie für 
ökologische Transparenz am Finanzmarkt, damit Anleger wissen, 
wie ökologisch ihre Geldanlage ist. Wir wollen ein europäisches 
„Green Finance Label“ für Investitionen und Anlagen einführen, die 
die höchsten Nachhaltigkeitskriterien erfüllen. Außerdem wol-
len wir ökologische, soziale, darunter auch gleichstellungspoli-
tische Ziele in der Unternehmensberichterstattung verpflichtend 
machen und ein unabhängiges Siegel für nachhaltige Geldanla-
gen einführen.

Der Staat ist selbst ein sehr großer Nachfrager von Gütern. 
Zukünftig wollen wir auch das öffentliche Beschaffungswesen an 
verbindliche ökologische, soziale und Fairtrade-Kriterien knüpfen.  
Damit schaffen wir einen gewaltigen Markt für Unternehmen, die 
ökologisch und sozial wirtschaften. Staatliche Subventionen für 
klimaschädliches Wirtschaften wollen wir abschaffen. Wir werden  
die Möglichkeit prüfen, neben sozialen auch ökologische Ziele 
bei der Mehrwertsteuer zu berücksichtigen, wie zum Beispiel vom 
EU-Parlament und wiederholt vom Umweltbundesamt empfohlen.

Wir wollen die Mittel des Zukunftsfonds im EU-Haushalt für 
die soziale und ökologische Modernisierung der europäischen 
Wirtschaft und Infrastruktur nutzen und vor allem kleinen und 
mittleren Unternehmen sowie dem Handwerk den Zugang zu EU-
Förderprogrammen für energie- und ressourceneffiziente Produk-
tion erleichtern.

Wirtschaftspolitik richtet sich oft nur an profitorientierten 
Unternehmen aus. Chancen bieten insbesondere Genossenschaf-
ten und soziale Unternehmen. Wir wollen eine Strategie der EU zur 
Förderung der Gemeinwohlökonomie. Sie soll künftig in die Un-
ternehmensberichterstattung und in EU-Förderprogramme inte-
griert werden. Unternehmen mit Gemeinwohlorientierung sollen 
durch eine anerkannte Kennzeichnung gestärkt und bei öffentli-
chen Aufträgen bevorzugt werden.

Der Wachstumsmaßstab Bruttoinlandsprodukt (BIP) muss 
durch ein grünes BIP ersetzt werden, das die Bewertung einer 
gesun den Umwelt und einer zufriedenen Gesellschaft sowie die 
demokratischen und rechtsstaatlichen Rahmenbedingungen der 
Wirtschaft beinhaltet.
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Wer GRÜN wählt, stimmt für

das Anlegen öffentlicher Gelder in nachhaltigen  
Geldanlagen (Divestment)

ökologisch transparente Geldanlagen

eine Stärkung der Gemeinwohlökonomie

eine weitreichende Ökodesign-Richtlinie für eine  
ressourcen schonende Wirtschaftsweise in ganz Europa

1.4 NATUR UND UMWELT SCHÜTZEN

Sauberes Wasser, reine Luft, gesunde Böden und intakte Landschaf-
ten bilden unsere Lebensgrundlagen. Aber diese sind bedroht. Der 
ehemals große Reichtum an Tieren, Pflanzen und Lebensräumen 
schwindet täglich. Lebensräume gehen verloren, Arten sterben aus. 
Auf den Wiesen und in den Wäldern wird es stiller, es brummt, summt 
und zwitschert immer weniger: Die Vogelpopulation in Deutsch-
land hat sich in den letzten 30 Jahren halbiert, die Anzahl von In-
sekten ist seit 1989 um bis zu 80 Prozent zurückgegangen. Rund ein 
Drittel der bei uns heimischen Arten sind bedroht, darunter viele  
Bienen. Diese sind jedoch essenziell für die gesamte Landwirtschaft. 
Ihr Fehlen bedeutet daher auch einen großen volkswirtschaftlichen 
Schaden. Auch in anderen europäischen Ländern sieht die Situa tion 
nicht viel besser aus.

Wir setzen unsere ganze Kraft dafür ein, den negativen Trend 
beim Artensterben zu stoppen. Wir wollen eine artenreiche und intak-
te Natur erhalten und dort wiederherstellen, wo sie bereits Schaden 
genommen hat. Das bedeutet auch, dass wir Natura-2000-Gebiete 
verteidigen, verbessern und Schutzgebiete wo möglich vergrößern. 
Wir wollen, dass Großschutzgebiete besser geschützt und entwickelt 
werden. Dazu gehören insbesondere Nationalparks, Biosphären-
reservate und auch Naturparks. Wir begrüßen die Rückkehr von Luchs 
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und Wolf, den besonderen Schutzstatus dieser Arten wollen wir er-
halten. Ein gutes Wolfsmanagement mit Programmen zum Wildtier-
monitoring und zur Vermeidung von Mensch-Wildtier-Konflikten 
werden wir fördern.

Die EU, und damit ihre Mitgliedstaaten, hat sich im Rahmen 
der Vereinten Nationen verpflichtet, den Artenrückgang und die Zer-
störung natürlicher Lebensräume bis 2020 aufzuhalten, und wird 
diese Ziele voraussichtlich deutlich verfehlen. Wir fordern daher, 
umgehend eine ambitionierte Strategie zum Erhalt der biologi-
schen Vielfalt für den Zeitraum nach 2020 und ein Nachfolgepro-
gramm für das 7. Umweltaktionsprogramm zu erarbeiten. Die glo-
balen Ziele für nachhaltige Entwicklung wollen wir darin als neue 
Leitprinzipien verankern. Der Schutz und die Bereitstellung globa-
ler Gemeingüter erfordern multilaterale Kooperation und ange-
messene Lastenteilung nach dem Prinzip der „gemeinsamen, aber 
unterschiedlichen Verantwortung“. Nach dem Beispiel des Pariser 
Klimaschutzabkommens streben wir globale Vereinbarungen mit 
vergleichbarem Konkretisierungsgrad zum Erhalt der Biodiversität 
und für den Meeresschutz an.

In den letzten Jahren war es immer wieder die Europäische  
Union, die im Bereich der Umwelt- und Naturschutzgesetzgebung 
Druck gemacht hat. Und es waren die nationalen Regierungen, die 
sie verwässert oder nicht erfüllt haben. Dann sanktioniert die EU: Um 
einen der letzten intakten Urwälder in Europa zu retten, hat der Eu-
ropäische Gerichtshof die polnische Regierung durch Androhung von 
Strafzahlungen gezwungen, die Abholzung des Białowieża-Waldes 
zu stoppen. Ebenso hat die EU Deutschland aufgrund der zu hohen 
Nitratwerte in unserem Wasser verurteilt.

Die gute gesetzliche Grundlage beim europäischen Umwelt- 
und Naturschutz muss von der EU-Kommission und den Mitglied-
staaten umfassend umgesetzt werden. Hierzu sind auf allen Ebenen  
personelle und finanzielle Kapazitäten zu schaffen. Außerdem muss 
die EU-Kommission ihre Rolle als Hüterin der Verträge und des 
EU-Rechts ernst nehmen und hierfür Verstöße gegen das euro-
päische Umweltrecht konsequent durch Vertragsverletzungsver-
fahren ahnden.

Umweltschädliche Subventionen und umweltschädliche Im- 
und Exporte wollen wir abbauen und damit nachhaltige Produkte 
und Produktionsverfahren fördern. Außerdem wollen wir transeu-
ropäische grüne Korridore für Biotope vorantreiben und den Na-
turschutz besser finanzieren. Um Lebensgrundlagen in der EU zu 
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erhalten, braucht es eine intakte Natur. Dafür fördern wir mehr Wild-
nisflächen: Möglichst bis 2030 wollen wir die Wildnisflächen in der 
Europäischen Union verdoppeln. Dafür muss Deutschland mit gu-
tem Beispiel vorangehen und sein beschlossenes Ziel von 2 Prozent 
Wildnis bis 2020 umsetzen. Doch all das bringt uns nur voran, wenn 
wir das mit einer Agrarwende, weniger Pestiziden und Dünger auf 
den Feldern, mehr agrarstrukturellen Elementen wie Hecken, Rand-
streifen oder Blühflächen und mehr ökologischem Landbau verbin-
den. Eine artenreiche Landschaft ist nur mit einer vielfältig struktu-
rierten Landwirtschaft zu erreichen.

Für Umwelt- und Tierschutzverbände wollen wir ein volles  
Verbandsklagerecht schaffen, mit dem Verstöße gegen Umwelt- und 
Tierschutzgesetze geahndet werden können. Nur so kann der Umwelt- 
und Tierschutz gegenüber kurzfristigen Industrieinteressen gestärkt 
werden. Hierzu wollen wir den Anwendungsbereich des Vorschlags der 
EU-Kommission über eine Verbandsklage im Verbraucher*innenrecht 
entsprechend ausweiten. Wir wollen die Entscheidungsprozesse de-
mokratisieren, indem wir die Bürgerbeteiligung stärken und Lobby-
ismus regulieren.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

den Schutz einzigartiger Kulturlandschaften und Urwälder

grenzüberschreitende Biotope

eine bessere Naturschutzfinanzierung

ein Verbandsklagerecht für Umwelt- und Tierschutz-
organisationen
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1.5 DIE LANDWIRTSCHAFT SO  
VERÄNDERN, DASS SIE  
UNSERE LEBENSGRUNDLAGEN  
BEWAHRT

Wir streiten und werben für eine vielfältige, nachhaltige, regional 
verankerte, bäuerliche Landwirtschaft, die Natur und Tiere schont 
und gesundes Essen für uns alle erzeugt. Wir wollen eine konse-
quente Neuausrichtung hin zu einer europäischen Agrar- und Er-
nährungspolitik, die im Einklang ist mit den Zielen der EU in der 
Klima-, Umwelt-, Verbraucher*innen- und Entwicklungspolitik. Zu-
dem möchten wir die vielfältigen Kulturlandschaften in Euro-
pa und lebendige ländliche Räume mit zukunftsfesten Betrieben 
erhalten und das Höfesterben stoppen. Deswegen streiten wir 
für die europäische Agrarwende: für den Aufbau einer nachhalti-
gen Lebensmittelproduktion, die sowohl eine gesunde Ernährung  
sichert als auch hohen Umwelt- und Tierschutzstandards genügt, 
faire Preise für die Landwirt*innen erzielt und eine vielfältige Ag-
rarstruktur fördert.

Wir brauchen eine ganzheitliche Strategie für eine Ernährungs-
wende. Wir wollen ein Umfeld schaffen, in dem es leicht ist, sich 
gesund zu ernähren. Verbraucher*innen haben das Recht, zu wis-
sen, was drin ist. Sie wollen gutes Essen ohne Gentechnik, Antibio-
tikarückstände und Geschmacksverstärker. Deshalb fordern wir eine 
leicht verständliche Nährwertampel, eine Reduktion von Zucker, Salz 
und Fett in hochverarbeiteten Lebensmitteln und eine obligatori-
sche Tierhaltungs- und Gentechnikkennzeichung. Wir setzen uns für 
eine nachhaltige Ernährung ein, die gut für die Verbraucher*innen 
ist und bei der Stadt und Land gemeinsam Umwelt, Klima, Tiere 
und Böden schützen.

Wir setzen uns außerdem gegen Lebensmittelverschwendung 
ein: Wie schon in Frankreich praktiziert, müssen Supermärkte mit 
einer Größe von mehr als 400 Quadratmetern ihre nicht verkauften 
Lebensmittel entweder an karitative Einrichtungen spenden, in da-
für eingerichteten Regalen kennzeichnen und kostenlos abgeben 
oder als Tierfutter bzw. Kompost recyceln. Bis dahin entkriminalisie-
ren wir das Containern. Mit Förderprogrammen für Foodsharing und 
dem Ersatz des Mindesthaltbarkeitsdatums durch ein Verzehrdatum 
erhöhen wir die Verwertbarkeit von Lebensmitteln.
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Zusammen mit Landwirt*innen und Umweltverbänden haben 
wir schon viel erreicht: Immer mehr Verbraucher*innen in der EU 
wollen gesunde, ökologisch und regional produzierte Lebensmit-
tel. Daher ist Bio-Landbau längst ein fester Bestandteil der europä-
ischen Landwirtschaft geworden. Genauso setzen sich immer mehr 
Menschen in der EU mit uns für eine bessere Tierhaltung und mehr 
Umweltschutz in der Landwirtschaft ein, wie zuletzt die Europäische 
Bürgerinitiative gegen Glyphosat gezeigt hat. Doch der Handlungs-
druck bleibt groß. Unser mittelfristiges Ziel muss sein, die Landwirt-
schaft in der EU nach ökologischen Kriterien auszurichten, ähnlich 
wie das EU-Bio-Siegel sie gegenwärtig schon vorsieht.

Durch intensive Landwirtschaft und Monokulturen gehen noch 
immer europaweit fruchtbare Böden verloren, das Artensterben geht 
ungebremst weiter, der Pestizideinsatz ist ungemindert hoch und  
industrielle Tierhaltung degradiert Tiere zu Rohstoffen. Die Landwirt-
schaft, die zu den Hauptbetroffenen der Klimakrise gehört, ist selbst 
für einen nicht geringen Anteil des Ausstoßes klimaschädlicher Gase 
und dadurch mit für die Erderhitzung verantwortlich.

Es ist höchste Zeit, eine Agrar- und Ernährungspolitik zu ent-
wickeln, die die Landwirtschaft in der EU zukunftsfähig macht. Der 
Schutz von Klima, Boden, Wasser, Artenvielfalt und Tieren steht im 
Mittelpunkt dieser neuen Landwirtschaftspolitik. Die Agrarpolitik 
sollte dazu beitragen, dass die Konsum- und Produktionsstrukturen 
in Europa nicht die natürlichen Ressourcen und die Lebensgrund-
lagen bei uns in Europa und in sich entwickelnden Ländern zerstö-
ren, indem EU-Agrarprodukte zu Dumpingpreisen die Märkte Afrikas,  
Asiens und Lateinamerikas überfluten. Vielmehr muss sie dazu bei-
tragen, dass die bäuerliche Landwirtschaft weltweit erhalten wird 
und die nachhaltigen Entwicklungsziele erreicht werden.

Qualität statt Masse – Neuausrichtung der Agrarförderung

Um die europäische Landwirtschaft an die gesellschaftlichen Heraus-
forderungen anzupassen, muss sich vor allem die Ausgestaltung der 
aktuellen EU-Agrarförderpolitik grundlegend ändern. Immer noch 
kommt der größte Teil der bisher knapp 60 Milliarden Euro, mit de-
nen die Landwirtschaft jährlich subventioniert wird, insbesondere 
großen Betrieben zugute und fördert so Umweltzerstörung, In dus-
tria li sierung, Höfesterben und Exportorientierung. Die Mittel beloh-
nen zudem pauschal Bodenbesitz.
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Eine neue Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) dagegen soll 
ausschließlich die über gesetzliche Standards hinausgehenden  
Leistungen der Landwirt*innen für das Gemeinwohl fördern und 
ihnen so Alternativen zum Prinzip „Wachse oder weiche!“ eröffnen. 
Öffentliche Mittel müssen für eine echte Transformation hin zu  
einer für Mensch, Natur und Umwelt nachhaltigen Landwirtschaft 
verwendet werden. Der Ausbau der ökologischen Landwirtschaft, 
eine natur- und artgerechte Landwirtschaft wie auch eine artge-
rechte und flächengebundene Tierhaltung werden dann gezielt un-
terstützt. Gleiches gilt beispielsweise für Betriebe, die weniger oder 
gar keine Pestizide einsetzen oder Naturschutzmaßnahmen durch-
führen. Die bisher überwiegend an der Fläche anknüpfende Förde-
rung, die vor allem industriell wirtschaftenden Betrieben zugute-
kommt, soll abgeschafft werden. Nur mit dem Prinzip „öffentliches 
Geld für öffentliche Leistung“ lassen sich die hohen Agrarzahlungen  
noch rechtfertigen.

Die Vorgaben für diese Leistungen müssen auf EU-Ebene 
definiert werden, damit die Mitgliedstaaten nicht um den nied-
rigsten Standard konkurrieren. Voraussetzung für jedwede För-
derung ist das Einhalten von Umwelt- und Sozialstandards, die 
ebenfalls für alle Mitgliedstaaten auf EU-Ebene festgelegt werden  
müssen. Im Rahmen der GAP fordern wir einen Naturschutzfonds 
von 15 Milliarden Euro jährlich für Naturschutzmaßnahmen in der 
Agrarlandschaft.

Die EU muss zum Ziel haben, Kleinbäuer*innen in ärmeren 
Ländern dabei zu unterstützen, mit agrarökologischen Methoden  
Lebensmittel für lokale und regionale Märkte herzustellen und so 
zur Ernährungssicherheit und -souveränität beizutragen. Gleichzeitig 
müssen die Länder auch stärker beim Aufbau von Wertschöpfungs-
ketten unterstützt werden. Wir wollen ein Monitoring der externen 
Auswirkungen der GAP einführen.

Auch die Übermacht des Einzelhandels trägt dazu bei, dass 
Landwirt*innen in Europa in einen brutalen Wettbewerb sowie 
Kleinsterzeuger*innen wie etwa in Afrika und Lateinamerika in 
den Ruin getrieben werden. Umwelt, Menschen und Tiere bleiben 
langfristig auf der Strecke. Der Einzelhandel kann und muss einen  
großen Beitrag zur Agrarwende leisten. Daher wollen wir auch markt-
regulierende Mechanismen prüfen, um die Preise zu stabilisieren. 
Wir fordern europaweite Regelungen, um Preisdumping im Lebens-
mittelbereich zu beenden.
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Landspekulation und Aufkauf von Land eindämmen

Das bisher hauptsächlich in Entwicklungsländern um sich greifende 
Landgrabbing wird zunehmend auch in Europa zum Problem. Privat-
personen und Großinvestoren entdecken Ackerland als sichere Kapi-
tal anlage. Für die ländlichen Regionen hat das fatale Auswirkungen: 
Für bestehende bäuerliche Betriebe oder Existenzgründer*innen ist 
es kaum noch möglich, zu fairen Preisen Land zu erwerben oder zu 
pachten.

Bäuerliche Betriebe sollen vor Agrarkonzernen und Bodenspe-
kulation geschützt werden, etwa durch verpflichtende Obergrenzen 
für Agrarzahlungen pro Nutznießer (und nicht nur pro Tochterunter-
nehmen), mehr Geld für die ersten Hektare, um kleine und mittlere  
Betriebe zu unterstützen, Einstiegserleichterungen für Neugründun-
gen, Transparenz der Eigentumsverhältnisse, Monitoring der Preise  
und des Zustands des Bodens durch eine europäische Beobach-
tungsstelle. Landwirtschaftlicher Boden muss vor Spekula tionen 
geschützt werden.

Antibiotikaresistente Bakterien aus landwirtschaftlicher Tier-
haltung können beim Menschen zu Infektionen und Todesfällen  
führen. Wir setzen uns für eine antibiotikafreie Tierhaltung ein.  
Damit stärken wir die menschliche Gesundheit, sorgen für eine tier-
gerechte Haltung und senken den Nitratgehalt in den Gewässern.

Trinkwasser und Gewässer schützen

Wasser ist ein kostbares Gut, das geschützt werden muss. Der Zu-
gang zu sauberem Wasser ist ein Menschenrecht. Doch fast 2 Millio-
nen Menschen in Europa haben keinen ordentlichen Zugang zu Trink-
wasser oder sanitärer Versorgung. Die Erderhitzung verschärft diese 
Situa tion. In südlichen Ländern wie Spanien, Italien oder Griechen-
land wird Wasser bereits zu einem immer knapperen Gut. Unsere Art, 
zu konsumieren und zu wirtschaften, verschwendet und verschmutzt 
Wasser zu leichtfertig. Um das Menschenrecht auf Wasser in der EU  
zu verankern, gründete sich 2012 die Europäische Bürgerinitiative Right-
2Water, die wir von Anfang an unterstützt haben. Knapp 1,7 Millionen 
Europäer*innen aus 13 EU-Mitgliedstaaten trugen diese erste erfolg-
reiche Europäische Bürgerinitiative. Wir werden uns weiterhin jedem 
Versuch entgegenstellen, die öffentliche Wasserversorgung zum Inves-
titionsobjekt für internationale Unternehmen zu machen.
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Unser Leitbild sind lebendige Flüsse und Seen in Europa, die 
in einem guten ökologischen Zustand sind. Gesunde Gewässer sind 
besonders wertvolle Ökosysteme, denn sie garantieren Artenreich-
tum. Doch davon sind wir in vielen Teilen der Europäischen Union 
noch meilenweit entfernt. Deshalb setzen wir uns vehement für eine 
ambitionierte Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie ein und wer-
den diese durch entsprechende Leitfäden konkretisieren. Außerdem 
wollen wir den Antibiotikaeinsatz, eine Gülleüberproduktion und den 
Einsatz von Pestiziden weiter zurückdrängen.

Insekten- und Vogelsterben aufhalten – Glyphosat vom Acker!

Die industrielle Landwirtschaft ist eine Hauptursache für das Arten-
sterben. Wichtige Lebensräume für Tiere und Pflanzen gehen durch 
Ackergifte, Überdüngung, Monokulturen, intensive Landnutzung und 
fehlende Wildnis verloren.

Wir reduzieren den Einsatz von Pestiziden in der Landwirt-
schaft drastisch, indem wir die giftigsten Pestizide sofort verbie-
ten – darunter auch alle Neonikotinoide, denn sie schaden unse-
ren Insekten und Bienen massiv. Für das Ende des Totalherbizids  
Glyphosat setzen wir uns weiterhin mit aller Kraft ein – und ma-
chen Druck auf die Bundesregierung, die schon einmal auf EU-
Ebene für die Verlängerung der Glyphosat-Zulassung gestimmt 
hat. Die Zulassungsverfahren für Pestizide wollen wir auf Basis 
eines gestärkten Vorsorgeprinzips reformieren und das zugrunde 
liegende Wissenschaftsprinzip transparenter machen. Es braucht 
dringend eine unabhängige Risikobewertung sowie strenge  
Kontroll mechanismen.

Als weitere Maßnahme gegen das Insekten- und Vogelsterben 
fordern wir die Schaffung von ökologischen Vorrangflächen, wie zum 
Beispiel Blühstreifen, Hecken, Feldlerchenfenstern, Extensivgrün-
land oder Streuobstwiesen, in jedem landwirtschaftlichen Betrieb.

Landwirtschaftliche Ökosysteme stärken!

Eine andere Landwirtschaft bedeutet auch, anders anzubauen – ge-
rade im Lichte der Klimaauswirkungen. Das Potenzial verschie-
denster Anbaumethoden, robuste landwirtschaftliche Ökosysteme 
zu bilden – von Push-and-pull-Techniken und Permakultur bis zu 
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Agroforstsystemen –, ist ebenso riesig wie das Potenzial ökologischer 
Anbautechniken, widerstandsfähig gegenüber Krankheiten, Trocken-
heit, Versalzung, Vernässung zu sein. Dieses Potenzial ist aber in Eu-
ropa nur in Ansätzen erforscht. Wir fordern daher eine deutlich stär-
kere Forschungsförderung in diesem Bereich. Denn aktuell werden 
agrarökologische Methoden – zu denen auch der zertifizierte Öko-
landbau gehört – in Europa und weltweit nur mit einem Bruchteil 
der finanziellen Mittel erforscht und weiterentwickelt, die konven-
tionelle und gentechnische Ansätze erhalten. Wir setzen uns auch 
für den Erhalt wertvoller Kulturlandschaften ein, beispielsweise der 
Streuobstbestände.

Wir GRÜNEN lehnen seit vielen Jahren – anders als Gentechnik 
teilweise im medizinischen Bereich und bei der industriellen Produk-
tion – den Einsatz von Gentechnik in der Landwirtschaft ab. So, wie 
Gentechnik in der Landwirtschaft stattfindet, trägt sie zum Ausbau 
der Monopole großer Agrarkonzerne bei und führt zu einem Verlust 
an Biodiversität und landwirtschaftlicher Vielfalt. Die großen Proble-
me, die Länder wie die USA oder Argentinien als Folge des Einsatzes 
von Gentechnik haben – wie ein massiver Einsatz von Totalherbizi-
den wie Glyphosat, Superunkräuter, Gefährdung landwirtschaftlicher 
Vielfalt, die große Monopolmacht der Agrarkonzerne sowie die ein-
geschränkte Verbraucher*innenfreiheit –, unterstreichen, wie wich-
tig diese Ablehnung war und ist. Dass Europas Äcker heute weitge-
hend frei von Gentechnik sind, ist ein Erfolg der Bewegung und der 
Verbraucher*innen gegen Gentechnik.

Daher ist es essenziell, dass das Vorsorgeprinzip im Zulassungs-
verfahren entsprechend der Entscheidung des  des Europäischen 
Gerichtshofs auch gegenüber neuen Verfahren in der Gentechnik 
europaweit angewandt wird. Auch die neue Gentechnik unterliegt 
einer strengen Regulierung und Kennzeichnungspflicht. Die Men-
schen in Europa wollen mehrheitlich keine Gentechnik auf dem Acker 
und dem Teller – wir setzen uns dafür ein, dass die Wahlfreiheit für 
Verbraucher*innen und Landwirt*innen auch gegenüber neuen gen-
technischen Verfahren gewährleistet wird. Weil gentechnische Ver-
änderungen nicht rückholbar sind, muss sichergestellt werden, dass 
keine Organismen freigesetzt werden, die Schaden anrichten kön-
nen. Die Zulassungsverfahren durch die Europäische Behörde für Le-
bensmittelsicherheit (EFSA) müssen transparent und unabhängig vom 
Einfluss der Agrarkonzerne durchgeführt werden. Zugleich muss der 
Fokus auf Umweltgefahren ausgebaut und mehr Geld in öffentliche 
Forschung investiert werden.
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Der Einsatz von Gentechnik ist aber nicht nur eine Frage der ge-
setzlichen Zulassung, sondern vielmehr eine Frage der Ethik und der 
gesellschaftlichen Akzeptanz. Deshalb muss der weitere Umgang mit 
neuen gentechnischen Verfahren gesellschaftlich breit diskutiert wer-
den. In diesem Zusammenhang halten wir es auch grundsätzlich für 
höchst problematisch, dass bei der finalen Zulassung einzelner Konst-
rukte die Kommission und die Mitgliedstaaten im Ständigen Ausschuss 
ohne das Europäische Parlament entscheiden. Das können wir so nicht 
akzeptieren. Wir GRÜNEN werden uns dafür einsetzen, dass das Parla-
ment bei dieser Entscheidung angemessen beteiligt und gehört wird.

Eine klare Kennzeichnung von Gentechnik ist zentral. Auch 
Produkte von Tieren, die mit gentechnisch veränderten Futtermit-
teln gefüttert wurden, müssen als solche gekennzeichnet werden. 
Für den Schutz des gentechnikfreien konventionellen und ökolo-
gischen Landbaus ist ein Standortregister nach wie vor unverzicht-
bar. Die Regelungen zur gesamtschuldnerischen Haftung sind ent-
sprechend so zu gestalten, dass Mehrkosten und Aufwand, die für 
den gentechnik freien Landbau entstehen, den Nutzern von Sorten, 
die mit neuer Gentechnik hergestellt wurden, angerechnet werden.

Keine Patente auf Saatgut, Pflanzen und Leben – Klonen,  
nein danke!

Die Patentierbarkeit von Saatgut und neuen Züchtungen sehen wir 
kritisch. Sie führt zu immer größeren Monopolen der Agrarkon-
zerne. Landwirt*innen werden damit abhängig gemacht, gerade 
in den Entwicklungsländern mit fatalen Folgen. Problematisch ist 
zudem, dass Pestizide bei gentechnisch veränderten Pflanzen häu-
fig eingesetzt werden und die Wahlfreiheit der Verbraucher*innen 
unterlaufen wird.

Der entscheidende Kampf ist daher der um ein Verbot von 
Patenten auf Saatgut und Leben insgesamt. Züchtung muss, wie 
seit Jahrtausenden, ein Open-Source-System bleiben. Das Recht auf 
Nahrung ist ein Menschenrecht, und damit darf es keine Paten te 
auf Pflanzen und auf Tiere geben. Aus Tierschutzgründen lehnen 
wir den Einsatz des Klonens in der Landwirtschaft ab.

Wir wollen weltweit die Rechte der Kleinbäuer*innen auf freien 
Austausch und kostenlose Wiederaussaat von Saatgut sichern. Da rüber 
hinaus wollen wir den Auf- und Ausbau lokaler Saatgutbanken fördern,  
damit traditionelles Wissen und die biologische Vielfalt erhalten 
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und zugänglich bleiben. Sortenvielfalt ist ein wichtiger Baustein, 
um das Recht auf Nahrung zu verwirklichen und die Landwirtschaft 
widerstandsfähiger gegen die Folgen des Klimawandels zu machen.

Die zunehmende Konzernmacht zementiert das agrarindus-
trielle System und arbeitet gegen die dringend notwendige Agrar-
wende. Die Reform der Wettbewerbsregeln ist der Schlüssel zur Be-
wältigung der Machtkonzentration im Agrarsystem. Bei zukünftigen 
Fusionen müssen auch die Auswirkungen auf Umwelt, Artenvielfalt, 
Gesundheit und Ernährung sowie für die betroffenen Bäuer*innen 
geprüft werden.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

eine Ausrichtung der europäischen Agrarpolitik an  
ökologischen Kriterien

sauberes Wasser in ganz Europa

ein Verbot von Glyphosat und giftigen Pestiziden

konsequente Regulierung und Transparenz bei Gentechnik

ein Verbot von Patenten auf Saatgut, Pflanzen und Tiere

1.6 TIERSCHUTZ STÄRKEN

Gerade angesichts der Klimakrise brauchen wir eine Abkehr von den 
großen Tierbeständen. Neben den ökologischen Problemen wird 
schlicht die Futtergrundlage zu knapp, wenn wir nicht alle Ziele 
der Welternährung und des Naturschutzes über Bord werfen wollen.   
Deshalb sollten alle Förderungen daran gekoppelt werden, dass die 
Anzahl der Tiere pro Fläche begrenzt wird. Ein Betrieb sollte also nur 
so viele Tiere haben, wie er mit dem Ertrag seiner Flächen grundsätz-
lich ernähren kann. Wir wollen eine kreislaufbasierte Landwirtschaft, 
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die überwiegend regional verortet ist, anstatt das Futter aus Über-
see zu beziehen.

Wir halten Tiere in sehr großer Zahl, um sie zu töten und zu 
essen. Daraus ergibt sich eine ethische Verpflichtung. Viel zu häufig  
konkurrieren die EU-Länder um die niedrigsten Preise und redu-
zieren so die Tierschutzstandards. Wir wollen hingegen, dass die 
EU alle Tiere durch neue Gesetzgebung und ordnungsgemäße 
Durchführung bestehender Regelungen schützt. Wir wollen den 
Tierschutz bei Zucht, Haltung, Transport und Schlachtung inner-
halb von zehn Jahren durch ordnungsrechtliche Vorgaben erheb-
lich verbessern, sodass Tierhaltung an den Bedürfnissen der Tiere 
orientiert ist. Tierprodukte, die den EU-Tierschutzstandards nicht 
entsprechen, sollen nicht mehr in die EU importiert werden. Zudem  
sollte eine pflanzliche Ernährung unter anderem durch Aufklä-
rungsarbeit und gezielte Angebote gefördert werden.

Je weniger Tiertransporte, desto besser für die Tiere. Falls 
Transporte nicht vermieden werden können, müssen sie so unstra-
paziös wie möglich sein. Daher fordern wir, dass Tiere verpflich-
tend zu einem nahe gelegenen Schlachthof gebracht werden müs-
sen – statt zu dem, der am billigsten arbeitet –, und wollen deshalb 
Tiertransporte auf maximal vier Stunden begrenzen. Wir wollen 
regionale Schlachtstätten und mobile Schlachteinrichtungen för-
dern sowie regionale Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen 
aufbauen, um eine Infrastruktur für regionale, tierschutzkonfor-
me Schlachtung zu schaffen. Hierzu gehört auch, Schlachthöfe 
unter Wahrung des Beschäftigtendatenschutzes durch Videoka-
meras besser zu überwachen. Dabei aufgedeckte Verstöße ge-
gen das Tierschutzgesetz müssen konsequent, hart und sofort 
geahndet werden.

Tierschutz darf nicht an nationalen Grenzen enden. Tiertrans-
porte für Zucht, Schlachtung, Tierversuche und Heimtierhaltung 
müssen europaweit kontrollierbar sein. Das geltende Recht muss 
umgesetzt werden. Wir wollen den Tierschutzvollzug auch auf eu-
ropäischer Ebene stärken. Verstöße gegen das Tierschutzgesetz 
müssen konsequent erfasst und geahndet werden.

Exporte lebender Schlachttiere sowie Mast- und Zuchttiere  
in Länder außerhalb der EU sowie jede Form von Klonen und 
Qualzucht wollen wir verbieten. Stattdessen sollen Samen und 
Fleisch transportiert werden. Wir wollen dafür sorgen, dass Tiere 
in der EU nicht betäubungslos kastriert werden dürfen und solche 
Tiere auch nicht mehr in den EU-Binnenmarkt eingeführt werden.
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Das Verbot von Tierversuchen in der Kosmetik muss konse-
quent umgesetzt und auf weitere Produkte und andere Bereiche, 
wie zum Beispiel die Chemikalienprüfung, ausgeweitet werden. 
Zusätzlich benötigen wir eine verbindliche Ausstiegsstrategie aus 
den Tierversuchen sowie eine verstärkte Förderung für die Erfor-
schung von Alternativen. Bestehende Alternativen sind anzuwen-
den. Auch Haus- und Straßentiere müssen in Europa ein würdiges 
Leben haben. Wir fordern ein Ende der Tötung von streunenden 
Katzen und Hunden. Stattdessen müssen öffentliche und private 
Maßnahmen der Geburtenkontrolle, etwa die Kastration, gestärkt 
werden. Auch eine verpflichtende Kennzeichnung und Registrie-
rung von Hunden und Katzen wollen wir einführen.

Wildtiere, ihre Habitate und Zuggebiete wollen wir beson-
ders schützen. Hierfür sind internationale Arten- und Naturschutz-
abkommen konsequent umzusetzen. Wir wollen illegalen Wild-
tierhandel in Europa bekämpfen und den Import von Wildtieren 
und -pflanzen in die EU besser regulieren. So wollen wir die  
Instrumente internationaler Artenschutzabkommen (zum Beispiel 
CITES) stärken und zielgerichteter sowie schneller anwenden. Für 
Arten, die selbst in zoologischen Gärten nicht art- und anspruchs-
gemäß gehalten werden können, wollen wir den Import beenden, 
internationale Arterhaltungszuchtprogramme jedoch ermöglichen.

Fischbestände schützen

Wir machen uns stark für eine nachhaltige EU-Fischereipolitik 
und für ein Netzwerk von gut überwachten Meeresschutzgebie-
ten in ganz Europa. Unsere Meere müssen geschützt und die Über-
fischung muss gestoppt werden. Nur die nachhaltige Bewirtschaf-
tung von Fischbeständen gibt der Fischerei eine Zukunft. Um 
der katastrophalen Plünderung der Meere und der Fischbestän-
de Einhalt zu gebieten, reichen kosmetische Korrekturen der EU-
Fischerei politik nicht aus. Fangquoten müssen verbindlich an wis-
senschaftlichen Kriterien ausgerichtet werden, statt rein politisch 
festgelegt zu werden. Wir wollen die schädlichen Fischereisub-
ventionen beenden und fordern wirksame, lückenlose Fischerei-
kontrollen sowie scharfe Sanktionen beispielsweise bei Verstößen 
gegen die Anlandepflicht für Beifang. Die Tiefseefischerei und be-
sonders umweltschädliche Fangmethoden wollen wir gänzlich ver-
bieten. Ein Leerfischen der Meere für unseren Konsum lehnen wir 
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ab. Wie wollen Alternativen zur Stellnetz- und Schleppnetz fischerei  
voranbringen, um die Umwelt- und Tierschutzschäden zu mini-
mieren. Diese Alternativen können ökologische Aquakulturen sein, 
technische Verbesserungen, die Beifänge minimieren, oder alter-
native Fangmethoden. Funktionierende Alternativen wollen wir 
zum europäischen Standard erklären.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

ambitionierten Tierschutz von der Landwirtschaft bis zu 
Heimtieren

eine Ausstiegsstrategie für das Ende von Tierversuchen

eine EU-Fischereipolitik, die unsere Fischbestände erhält

1.7 EUROPA VOM PLASTIKMÜLL  
BEFREIEN

Unser Ziel ist ein Europa ohne Plastikmüll, mit sauberen Meeren, einem 
reichhaltigen Fischbestand und einer Natur ohne Müll. Die Realität  
sieht bedrückend anders aus: In den Ozeanen schwimmen Plastikmüll-
teppiche von der Größe Mitteleuropas. Auch unsere Flüsse und Böden 
leiden unter der zunehmenden Vermüllung. Wenn wir jetzt nicht radi-
kal umsteuern, wird es 2050 mehr Plastik als Fische im Meer geben. 
Inzwischen findet sich Mikroplastik sogar in der Arktis und im Glet-
schereis – obwohl dort nahezu keine Menschen leben.

Ein erster Schritt dagegen ist ein Verbot von Mikroplastik in 
Kosmetika, Körper- und Pflegeprodukten. Denn Mikroplastik scha-
det nicht nur den Fischen, sondern kann möglicherweise auch für 
unsere Gesundheit schädlich sein. Mikroplastik wurde schon in Salz, 
Bier und Mineralwasser nachgewiesen. Welche giftigen Plastik-
zusätze wir dadurch zu uns nehmen, weiß bisher niemand genau. 
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Auch für das Klima ist Mikroplastik schlecht. Denn durch den  
Zerfall in immer kleinere Partikel wird Methan freigesetzt, das 
wiederum zur Erhitzung unserer Erde beiträgt.

Plastikflut eindämmen

Das Importverbot für Plastikmüll, das China Anfang 2018 verhängt 
hat, beweist, welch riesiges Problem wir haben. Allein aus Euro-
pa importierte China rund 1,5 Millionen Tonnen Plastikmüll pro 
Jahr. Seither müssen die Mitgliedstaaten ihre Müllberge selbst in 
die Hand nehmen.

Um die zunehmende Plastikflut einzudämmen, brauchen wir 
anspruchsvolle Minderungsziele für Plastikabfälle und höhere Re-
cyclingquoten. Bis 2030 müssen wir unseren Verpackungsabfall 
in der EU um 50 Prozent reduzieren. Außerdem darf es nicht sein, 
dass Plastikmüll weiterhin deponiert wird. Das wollen wir ändern. 
Ab 2030 müssen alle in der EU in den Verkehr gebrachten Kunst-
stoffprodukte wiederverwendbar oder komplett abbaubar sein 
oder kosteneffizient recycelt werden können.

Plastik ist nicht per se schlecht. Für viele Einsatzgebiete, etwa 
in der Medizin, ist Plastik ein wichtiger und sinnvoller Werkstoff. 
Problematisch ist die zunehmende Verwendung von Plastik für 
Einweg- und Wegwerfprodukte. Denn als langlebiges Produkt darf 
Plastik nicht in erster Linie für wenige Minuten verwendet wer-
den, wie das beispielsweise bei Trinkhalmen der Fall ist. Da, wo es  
Alternativen gibt, müssen sie auch genutzt werden.

Die Europäische Kommission hat dieses Problem in ihrer 
Plastikstrategie aufgegriffen und unter anderem ein Verbot von 
Wegwerfprodukten aus Plastik wie Wattestäbchen, Plastikgeschirr 
und auch Trinkhalmen angestoßen. Das ist ein guter Ansatz, bis-
lang sind die Überlegungen der Europäischen Kommission hierzu 
jedoch nur sehr vage ausgeführt. Wir GRÜNEN setzen uns dafür  
ein, dass die Verbotsliste um leichte Plastiktüten wie auch um 
Produkte aus der Industrie und der Baubranche ergänzt und dann 
konsequent und möglichst zeitnah umgesetzt wird. Auch reicht 
ein solches Verbot noch nicht, um den Massen an Einwegplastik 
umfangreich Einhalt zu gebieten.

Zudem braucht es eine EU-weite Plastiksteuer auf Wegwerf-
produkte. Eine solche Abgabe bietet den Anreiz, Verpackungsmüll 
zu reduzieren, indem die Rohstoffe verteuert werden. Zugleich 
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kann dadurch der Anteil von recyceltem Plastik gesteigert wer-
den. Erdöl und Erdgas zur Produktion von Kunststoffen dürfen 
nicht subventioniert werden. Die Besteuerung von Plastik muss 
in eine umfassende und ambitionierte Strategie zur Einsparung 
und Vermeidung von Plastik, zur Steigerung des Mehrweganteils 
und für besseres Produktdesign eingebettet werden. Dazu gehört 
auch, die Forschung und Entwicklung von alternativen Materialien  
auszubauen.

Recycling stärken

Wir wollen das Recycling von Plastik stärken. Auch hier bietet die 
Plastikstrategie der EU-Kommission einen guten Ansatz, der je-
doch erweitert werden sollte. Die Recyclingkapazitäten in der EU 
müssen massiv ausgebaut werden. Dazu brauchen wir ein öko-
logisches und recyclingfreundliches Produktdesign. Die Verpa-
ckungsindustrie muss hierzu ihren Beitrag leisten. Denn immer 
mehr Verpackungen setzen sich aus vielen unterschiedlichen 
Materialien zusammen – was die Recyclingfähigkeit einschränkt.

Getränkeflaschen sind ein Alltagsprodukt aus Plastik. Doch 
während wir in Deutschland ein funktionierendes Mehrweg-
system haben, besteht auf EU-Ebene noch Handlungsbedarf. 
Qualitativ hochwertige Plastikflaschen können rund 40 Mal wieder  
befüllt werden. Das ist wesentlich ökologischer als Einmalfla-
schen, die direkt in den Müll wandern. Unser Ziel ist eine Mehr-
wegquote in der EU. Deutschland, Österreich und Portugal sind 
hier schon sehr viel weiter als andere Mitgliedstaaten. Daher 
muss eine solche Quote zunächst gestaffelt aufgebaut werden, 
um allen die gleichen Chancen zu geben. Für Einweggetränkefla-
schen brauchen wir ein EU-weit einheitliches Pfandsystem. Denn 
gerade diese Wegwerfprodukte vermüllen unsere Landschaften, 
Strände und Meere.

Mit einer ambitionierten Strategie für ein plastikmüllfreies  
Europa können wir Vorbild sein. Die Europäische Union muss sich 
aber auch für eine internationale Plastikkonvention unter dem 
Dach der Vereinten Nationen einsetzen. Schließlich kennt Plastik-
müll keine Grenzen.
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Wer GRÜN wählt, stimmt für

ein Verbot von Mikroplastik in Kosmetika, Körper- und  
Pflegeprodukten

eine europäische Plastiksteuer

verbindliche Mehrwegquoten

ein EU-weit einheitliches Pfandsystem für Einweg-
getränkeflaschen
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2 STÄRKEN, WAS UNS  
ZUSAMMENHÄLT:  
DIE WIRTSCHAFTS-,  
WÄHRUNGS- UND SO-
ZIAL UNION VERTIEFEN

Jede*r Europäer*in soll sich frei entfalten können. Niemand wird zu-
rückgelassen. Es geht fair und gerecht zu. Diesen Anspruch haben wir 
an Europa. Alles in allem hat die Europäische Union den Wohlstand 
auf dem Kontinent vergrößert. Aber Anspruch und Wirklichkeit pas-
sen nicht zusammen. Die Lebensverhältnisse zwischen den Mitglied-
staaten, zwischen Nord und Süd, Ost und West, klaffen auseinander. 
Genauso ist es innerhalb der einzelnen Länder. Und die ökonomische 
Globalisierung macht es immer schwieriger, soziale Gerechtigkeit zu 
organisieren. Etwa wenn große Konzerne versuchen, Staaten gegen-
einander auszuspielen, und die Länder in einen Wettbewerb um die 
niedrigsten Steuern und die niedrigsten Löhne geraten. Oder wenn 
Unternehmen und Vermögende sich ihrer Verantwortung für das  
Gemeinwesen mehr und mehr entziehen oder erst gar nicht stellen. 
Diese Situation wird nun noch verschärft, weil die Digitalisierung die 
Art, wie wir leben und arbeiten, radikal verändern wird.

In den letzten Jahren und Jahrzehnten war in der Europäischen 
Union sowie in vielen Mitgliedstaaten die Auffassung vorherrschend, 
dass die Ökonomie Vorrang vor dem Politischen hat, dass Regeln und 
Eingriffe in den freien Markt schädlich sind, dass es nur vom Willen 
und Vermögen des Einzelnen abhängt, ob sie oder er glücklich wird. 
Diese Auffassung war blind für die gesellschaftlichen Voraussetzun-
gen, die unsere Leben prägen und die es einigen schwerer und an-
deren leichter machen. In der Folge ist die Schere zwischen Arm und 
Reich weit auseinandergegangen. Vor allem die einseitige Sparpoli-
tik während der Eurokrise hat in einigen Ländern eine ganze Genera-
tion ihrer Zukunft beraubt und die Europäische Union gespalten. Das 
ist ein ökonomisches, ein soziales Problem und ein demokratisches 
Problem: Zu viele leben in Armut, zu viele sind verunsichert, wenden 
sich enttäuscht ab, verabschieden sich aus der Gesellschaft.
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Wenn wir diese Probleme lösen und mehr Sicherheit, Perspek-
tive und Vertrauen geben wollen, müssen wir europäisch handeln. 
Denn angesichts der globalen Herausforderungen, angesichts der  
international agierenden Konzerne, die Unternehmenssitze und Pro-
duktionen je nach Steuer- und Lohnhöhe verlagern können, stoßen 
die Nationalstaaten an ihre Grenzen. Aber ein solidarisches Euro-
pa als gemeinsamer Wirtschaftsraum kann ihnen Paroli bieten und  
einen Rahmen setzen.

Für eine europäische Politik brauchen wir aber einen ande-
ren Geist: Politik muss wieder das Heft des Handelns aufnehmen 
und wir müssen für Wohlstand, Freiheit und Gerechtigkeit für alle 
kämpfen. Es gilt, dafür Geld in die Hand zu nehmen. Nicht mehr ein  
Europa des Sparzwangs und der Neiddebatten, sondern eines, das 
in die Zukunft seiner Bürgerinnen und Bürger investiert. Die Eu-
ropäische Union soll europäische öffentliche Güter, die für alle da 
sind, wie Klimaschutz, innere und äußere Sicherheit, Finanzstabilität,  
Forschung, eine europäische Infrastruktur für Kommunikation, Ener-
gie und Mobilität, schaffen und durch gemeinsame Steuern solida-
risch und gerecht finanzieren.

Wenn die EU Steuerdumping entschlossen bekämpft, kann das  
dafür sorgen, dass auch die großen Unternehmen und alle Vermögen-
den ihren gerechten Beitrag zum Solidarsystem leisten. Eine krisen-
feste und prosperierende Währungsunion sehen wir als Grundpfeiler 
einer starken und solidarischen europäischen Gemeinschaft. Daher 
möchten wir die Währungsunion so weiterentwickeln, dass weite-
re Krisen vermieden werden können und im Falle einer Krise trotz-
dem die nötigen Instrumente zur Stabilisierung der Wirtschaft ein-
satzbereit sind. Wir dürfen nicht wieder in eine Situation kommen, in 
der allein die Europäische Zentralbank ihrer Verantwortung für die  
Stabilisierung der Wirtschaft nachkommt.

Der Binnenmarkt soll so ausgestaltet werden, dass er die Rech-
te von Umwelt, Verbraucher*innen und Arbeitnehmer*innen umfas-
send schützt.

Europäischer Zusammenhalt heißt, allen Menschen in der EU 
soziale Rechte zu garantieren, sie überall durchzusetzen und ein-
klagbar zu machen. Gerade Jugendliche brauchen eine Perspektive. 
Alle Menschen in der EU müssen sich auf faire Löhne und Arbeitsbe-
dingungen, auf einen Schutz vor Armut und Ausbeutung verlassen 
können, gerade auch, wenn sie in unterschiedlichen Ländern leben 
und arbeiten. Durch die Einrichtung von Sonderwirtschaftszonen 
wird dieses Ziel konterkariert.
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2.1 EU-HAUSHALT NEU AUFSTELLEN

Europa muss in allen Mitgliedstaaten spürbar sein. Aber Europa gibt 
es nicht umsonst. Daher ist für uns klar: Je mehr Aufgaben wir auf die 
Ebene der Europäischen Union verlagern, umso mehr Mittel müssen 
auch bereitgestellt werden.

Statt sich um die großen Zukunftsaufgaben zu kümmern, ach-
ten die nationalen Regierungen im Wesentlichen darauf, dass sie 
den Anteil ihres Landes am gemeinsamen Budget wieder zurücker-
stattet bekommen.

Dabei bieten gemeinsame Projekte, gemeinsame Beschaffung 
und das Zusammenlegen von 28 Behörden auch erhebliche Einspar-
potenziale. Wir sprechen uns dafür aus, den EU-Haushalt deutlich zu 
vergrößern, damit zum Beispiel die Sozial- oder Energieunion adäquat 
finanziert werden und automatische Stabilisatoren die Wirtschafts- und 
Währungsunion gegen Krisen absichern. Wir fordern einen EU-Haus-
halt in Höhe von 1,3 Prozent des europäischen Bruttoinlandsprodukts, 
damit die Europäische Union die ihr bereits heute übertragenen Auf-
gaben sachgerecht erfüllen kann. Wenn die europäische Ebene nach 
und nach mehr Verantwortung übernehmen soll, dann muss das Vo-
lumen des EU-Finanzrahmens entsprechend den zu erfüllenden Auf-
gaben wachsen. In dem Maße, wie die EU eigene Einnahmequellen er-
schließt, reduzieren sich die nationalen Beiträge.

Der Mehrjährige Finanzrahmen der EU sollte an die Legisla-
turperiode des Europäischen Parlaments angeglichen und nicht län-
ger davon unabhängig in 7-Jahres-Zyklen verabschiedet werden. Wir 
wollen die gesamten Einnahmen und Ausgaben des Mehrjährigen 
Finanzrahmens an übergeordneten Politikzielen und internationa-
len Vereinbarungen ausrichten, wie den Zielen der Vereinten Na tio-
nen für nachhaltige Entwicklung und dem Pariser Klimaabkommen. 
Mit einem verpflichtenden Nachhaltigkeits-Check wollen wir anhand 
von fest definierten Nachhaltigkeitskriterien die einzelnen Haus-
haltslinien darauf hin prüfen, ob sie einen Beitrag dazu leisten, diese  
Ziele zu erreichen. Ein erheblicher Teil des EU-Haushaltes muss für 
die aktive Bekämpfung der Klimakatastrophe reserviert werden und 
darf nicht in fossile Energien fließen.

Ab 2021 wird Großbritannien nicht mehr in den EU-Haushalt 
einzahlen. Die dadurch entstehende Gesamtlücke im EU-Haushalt 
in Höhe von mindestens 12 Milliarden Euro muss geschlossen wer-
den. Auch Deutschland muss dafür seinen Anteil am EU-Budget  
angemessen erhöhen.
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Heute wird das Geld der EU oftmals falsch ausgegeben. So  
bildet im jetzigen EU-Haushalt die Gemeinsame Agrarpolitik der 
EU den zweitgrößten Posten. Diese wird aber der Anforderung, eine 
nachhaltige, klimaschonende und für die Bäuer*innen auskömmli-
che Landwirtschaft und damit lebenswerte ländliche Regionen zu 
fördern, nicht gerecht, weil sie die Industrialisierung der Landwirt-
schaft und damit die Überproduktion besser vergütet. Die Agrar-
gelder sollen konsequent nach dem Prinzip „öffentliches Geld für 
öffentliche Leistung“ auf Klimaanpassung, Umweltschutz und Tier-
wohl umgestellt werden.

Wir wollen, dass die EU strukturschwache Regionen und die Ent-
wicklung ländlicher Regionen auch in Zukunft unterstützt. Är mere 
Regionen wollen wir besonders fördern, um die Lebensverhältnisse 
der Menschen in Europa einander anzunähern. EU-Mittel wollen wir 
gezielter dort einsetzen, wo Zivilgesellschaft, Unternehmen und öf-
fentliche Einrichtungen europäische Unterstützung brauchen. Für 
eine geschlechtergerechte Verteilung der Finanzmittel soll in Zu-
kunft Gender Budgeting eingesetzt werden. Außerdem wollen wir 
die Vergabe öffentlicher Aufträge vereinfachen, gerade für Kommu-
nen und für kleinere Projekte.

Eigene Einnahmen stärken die EU

Mit Steuern kann man steuern – und das sollten wir auch auf EU-Ebe-
ne tun, statt einfach jeden Mitgliedstaat einen Scheck nach Brüssel  
schicken zu lassen. Wer eine starke Union will, muss ihr auch eige-
ne Einnahmen geben.

Die Europäische Union soll dort besteuern, wo sie eine faire  
Besteuerung besser sicherstellen kann als die Mitgliedstaaten. Dies 
betrifft die Besteuerung von international tätigen Unternehmen, 
deren Wertschöpfung häufig immateriell ist und sich keinem Land 
zuordnen lässt. So schaffen es diese Unternehmen oft, sich der Be-
steuerung ganz zu entziehen. Wir wollen eine am Umsatz orientier-
te europäische Digitalsteuer rasch einführen, um das Steuerdumping 
digitaler Konzerne zu unterbinden.

In Zukunft muss die Unternehmensbesteuerung dann alle 
Branchen und Unternehmen erfassen. Wir brauchen in einem ersten  
Schritt eine europaweit einheitliche konsolidierte Bemessungs-
grundlage für die Besteuerung von Unternehmen und im zweiten 
Schritt eine einheitliche europäische Unternehmenssteuer inklusive 
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fairer Mindeststeuersätze, die für alle Unternehmen gleichermaßen 
gilt. Einen Anteil dieser Unternehmenssteuern wollen wir den euro-
päischen Bürger*innen zugutekommen lassen, denn Unternehmen 
erwirtschaften einen Teil ihrer Gewinne nur dank des euro päischen 
Binnenmarkts. So schützen wir auch junge digitale Start-ups wie 
auch die lokal verwurzelte Wirtschaft vor unlauterem Wettbewerb 
der IT-Riesen.

Um Steuerflucht durch Gewinnverlagerung in Steuersümpfe 
außerhalb der EU zu vermeiden, müssen wir darauf hinarbeiten, mit 
den wichtigsten Handelspartnern der EU die Bemessungsgrundla-
ge für die Körperschaftssteuer gemeinsam zu konsolidieren. Sollte 
dies nicht gelingen, müssen auch unilaterale Unternehmenssteu-
ersysteme der EU in Betracht gezogen werden, die sich nicht um-
gehen lassen.

Auch CO₂, Plastik und den spekulativen Handel mit Finanz-
produkten können wir leichter in Europa besteuern und damit gleich-
zeitig die Einnahmen der Union verbessern. Mit der Finanztrans-
aktionssteuer beteiligen wir Spekulanten an der Finanzierung des 
europäischen Gemeinwesens, und wir beschränken den sinnlosen 
und gefährlichen Hochfrequenzhandel, der solide Unternehmen und 
unsere Altersvorsorge bedroht.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

einen leistungsfähigen EU-Haushalt für gemeinsame  
Aufgaben

starke eigene Einnahmen für eine handlungsfähige Union

eine Beteiligung des Finanzsektors und der digitalen  
Wirtschaft an der Finanzierung öffentlicher Aufgaben

die Einführung einer Finanztransaktionssteuer
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2.2 IN EUROPAS ZUKUNFT  
INVESTIEREN

Die schwere Wirtschaftskrise Europas ist noch immer nicht vorbei. 
Ihre Folgen bestimmen nach wie vor den Alltag vieler Menschen. 
Mehr als 15 Millionen Europäer*innen sind arbeitslos.

In Italien, Spanien und Griechenland finden vor allem viele  
Jugendliche keinen Job. Das Leben einer ganzen Generation wird von 
Arbeits- und Perspektivlosigkeit geprägt.

Der harte Sparkurs als Konsequenz aus der Finanz- und Euro-
krise hat die Lebensbedingungen vieler Menschen massiv verschlech-
tert, die Krise in vielen Ländern verlängert und vertieft und das Ver-
trauen in die EU unterminiert. Wir haben diese einseitige Sparpolitik, 
vorangetrieben von Merkel und den europäischen Konservativen, im-
mer abgelehnt. Nun ist es Zeit für einen grundlegenden Kurswechsel.

Wir wollen massiv in Europas Zukunft investieren, vor allem in 
Klimaschutz, erneuerbare Energien, alternative Verkehrskon zepte und 
die ökologische Landwirtschaft. Wir GRÜNEN denken Klimaschutz, 
Gerechtigkeit und Freiheit in Europa zusammen. Sozial- und wirt-
schaftspolitische Maßnahmen müssen mit der ökologischen Moder-
nisierung der Industriegesellschaft verbunden werden. Unser Konzept 
des Green New Deal wollen wir dafür weiterentwickeln, mit einem 
eigenen Haushalt für den Euro, der stabilisiert und investiert. Neue 
Investitionen zum Beispiel in Klimaschutz, öffentliche Daseinsvor-
sorge und Bildung schaffen Arbeitsplätze und wirtschaftliche Per-
spek tive für viele Menschen in Europa. Das ist die Voraussetzung für 
Wohlstand und Lebensqualität auch in der Zukunft.

Durch die Finanz- und Eurokrise sind sowohl öffentliche als auch 
private Investitionen stark zurückgegangen. Bei den öffentlichen In-
vestitionen haben wir in Europa noch nicht einmal das Vorkrisen-
niveau wieder erreicht. Es ist ein Investitionsstau von erheblichem 
Umfang entstanden. Auch die EU-2020-Ziele sind noch lange nicht 
erreicht. So fehlen allein bei den Ausgaben für Forschung und Ent-
wicklung noch über 100 Milliarden Euro jährlich. Wir brauchen ein 
soziales Europa, das die soziale Sicherheit erhöht und Abstiegsängs-
te mindert. Dazu brauchen wir europäische Investitionen, die überall 
in Europa wirken und insbesondere den Menschen in den struktur-
schwachen Regionen neue Perspektiven eröffnen und sie vor neuen  
Krisen schützen. Um den Investitionsstau aufzulösen, müssen wir 
die Rahmenbedingungen für nationale Ausgaben so gestalten, dass 
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notwendige und nachhaltige öffentliche Investitionen stärker möglich 
sind. Die Europäische Kommission hat hier in den letzten Jahren rich-
tigerweise die Spielräume für solche Investitionen erweitert. Darüber  
hinaus wollen wir, dass die Anreize für staatliche Investitionen im 
Rahmen des Stabilitäts- und Wachstumspakts verbessert werden, zum 
Beispiel indem Investitionsausgaben bei der Berechnung der Defizit-
quoten ähnlich wie private Investitionen über mehrere Jahre abge-
schrieben werden können. Damit stärken wir öffentliche Investitio-
nen gerade in Zeiten des wirtschaftlichen Abschwungs.

Auch die privaten Investitionen sind zu niedrig und müssen  
gesteigert werden. Die Europäische Investitionsbank leistet hier gute 
Arbeit bei der Finanzierung von kleinen Unternehmen und Start-ups 
in Europa. Wir wollen sie weiter stärken. Der Europäische In vesti tions-
fonds für strategische Investitionen wurde vorübergehend zur Krisen-
bewältigung geschaffen. Wir wollen ihn dauerhaft fortführen, anstatt 
ihn, wie ursprünglich geplant, 2020 zu beenden. Allerdings muss er sich 
neu ausrichten. Bislang wurden Mittel aus anderen bewährten Program-
men abgezogen. Das Geld kam häufig nicht dort an, wo es am nötigsten 
gebraucht wird. Finanzierte Projekte waren nicht zusätzlich, sondern 
wären auch ohne den Europäischen Fonds für strategische Investitio-
nen (EFSI) zustande gekommen. Zahlreiche Investitionen waren nicht 
nachhaltig im Sinne der Ziele für eine nachhaltige Entwicklung der UN. 
Wir wollen, dass alle geförderten Investitionen zusätzlich sind und sich 
strikt an Klimaschutz, Ressourceneffizienz und Kreislaufwirtschaft aus-
richten. Die Mitgliedstaaten sollen das Eigenkapital der Europäischen 
Investitionsbank erhöhen, damit diese den Fonds weiterführen kann.

Klimaschutz, der Ausbau erneuerbarer Energien, innere wie 
äußere Sicherheit, Finanzstabilität, Forschung zu nachhaltigen Zu-
kunftstechnologien, eine europäische Infrastruktur für Kommunika-
tion, Energie und Mobilität, soziale Absicherung – dies sind europä-
ische Gemeingüter, in die wir auch europäisch investieren wollen. So 
können wir die Energiewende in ganz Europa nur dann vorantrei-
ben und das Klima schützen, wenn wir in die Vernetzung der beste-
henden Stromnetze investieren und ein europäisches Netz schaffen. 
Denn nur so kann Windenergie von den Niederlanden nach Öster-
reich und Solarenergie von Spanien nach Polen transportiert werden.

Europa soll verbinden. An der Grenze aber endet die Bahnfahrt 
manchmal abrupt oder es wird kompliziert. Mit einem europäischen 
Bahnnetz verbinden wir die Menschen von Neapel bis Tallinn. Wäh-
rend das Internet weltweit läuft, wird in Europa die digitale Infrastruk-
tur des 21. Jahrhunderts noch immer in nationalen Grenzen geplant 
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und gebaut. Das ist anachronistisch. Wir wollen in der ganzen Euro-
päischen Union schnelles Internet schaffen. Und bei der Forschung 
zu neuen Technologien wie zum Beispiel der künstlichen Intelligenz 
können wir nur gemeinsam erfolgreich sein.

Die innere Sicherheit Europas lässt sich am besten gemeinsam 
gewährleisten. Das spart langfristig auch viel Geld.

Jugendarbeitslosigkeit bekämpfen

Jugendliche brauchen überall in Europa eine Perspektive. Die 
arbeitslosen Jugendlichen in Griechenland, Spanien und Italien sind 
auch unsere Arbeitslosen. Wir wollen eine große Offensive für die 
Zukunft der europäischen Jugend.

In der Theorie gibt es bereits eine europäische Jugendgarantie, 
die allen jungen Menschen unter 25 Jahren innerhalb von vier Mo-
naten, nachdem sie arbeitslos geworden sind oder ihre Ausbildung 
abgeschlossen haben, ein qualitativ hochwertiges Angebot für einen  
Arbeitsplatz, eine Fortbildung, einen Ausbildungsplatz oder ein Prak-
tikum zusichert. Aber sie muss auch funktionieren und darf nicht 
nur ein Tropfen auf dem heißen Stein sein. Deswegen wollen wir 
die Jugendgarantie zu einem dauerhaften und besser finanzierten  
In strument weiterentwickeln. Die Ausbildungs- und Qualifizierungs-
angebote müssen von hoher Qualität und auskömmlich finanziert 
sein, beispielsweise angelehnt an die duale Ausbildung in Deutsch-
land, insbesondere in Zukunftsbranchen wie dem Klima- und Um-
weltschutz. Wir fordern klare Qualitätsstandards beispielsweise in 
Bezug auf Arbeitsbedingungen, Bezahlung und Befristungen. Junge 
Menschen dürfen durch die Jugendgarantie nicht um des schönen 
Scheins willen in unsicheren, befristeten Beschäftigungsverhältnis-
sen oder unbezahlten Praktika geparkt werden.

Gerade junge Menschen sind oft in besonders starkem Maße 
von prekären Beschäftigungsverhältnissen und den Schlupflöchern 
bei bestehenden Mindestlohnregelungen betroffen. Europa muss 
auch jungen Menschen soziale Sicherheit bieten. Wir wollen der Aus-
beutung in Praktikums- und Ausbildungsverhältnissen entgegenwir-
ken. Deshalb setzen wir uns dafür ein, dass alle, die im Rahmen ihrer 
Ausbildung Betriebspraktika ableisten, Teile ihrer Ausbildung im Be-
trieb verbringen (wie beispielsweise in dualen Ausbildungen) oder 
gerade am Anfang ihrer Berufstätigkeit stehen, fair entlohnt werden. 
Berufliche Ausbildung darf nichts sein, was man sich leisten können 

EUROPAWAHLPROGRAMM 2019

Europawahlprogramm 2019

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

57

St
är

ke
n,

 w
as

 u
ns

 z
us

am
m

en
hä

lt

muss. Außerdem führen gerade unbezahlte Praktika häufig dazu, dass  
junge Menschen als kostenlose Arbeitskraft missbraucht werden.  
Darum fordern wir, dass Praktika verpflichtend entlohnt werden.

Dazu gehört auch ein Programm der Europäischen Investitions-
bank für zukunftsfähige Start-ups, die überall in Europa von jungen 
Gründerinnen und Gründern auf den Weg gebracht werden. Dabei soll 
Geschlechtergerechtigkeit als Vergabekriterium verankert werden und 
sollen insbesondere Gründerinnen gefördert werden. Denn Länder 
mit leeren Kassen und Zombie-Banken können die Jugendgarantie 
nicht mit Leben füllen. Viele Jugendliche haben in ihren Heimatlän-
dern derzeit oft keine Chance auf eine Arbeit. Die EU soll ihnen dabei 
helfen, eine Ausbildung oder einen Arbeitsplatz in einem anderen eu-
ropäischen Land zu finden, wenn sie dies wünschen.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

Investitionen in Europas Infrastruktur, Klimaschutz,  
erneuerbare Energien und emissionsfreie Mobilität

die Stärkung von Gründer*innen 

den Kampf gegen die Jugendarbeitslosigkeit

Ausbildung und Praktika mit fairer Bezahlung

2.3 DIE EUROZONE VOR KÜNFTIGEN 
KRISEN SCHÜTZEN

Der Euro ist unsere gemeinsame Währung. Er wurde eingeführt, um 
Wohlstand zu schaffen und dazu beizutragen, dass Europa noch 
enger zusammenwächst – auch in unserem Alltag. Vieles davon 
hat der Euro bereits eingelöst. Wo er versagt hat, liegt das an den  
Konstruktionsfehlern der Währungsunion. Wir stehen zum Euro, doch 
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wir wollen die Währungsunion besser machen. Gerade die deutsche 
Bundesregierung hat das immer wieder verhindert. Wir wollen die 
Zeit der Flickschusterei überwinden und einen Euro schaffen, der die 
Europäer*innen zusammenführt.

Dieses Versprechen wurde in der Vergangenheit zu oft nicht 
eingelöst. Mit einer harten und übertriebenen Sparpolitik wurden 
Finanz- und Eurokrise unnötig verlängert. Gleichzeitig haben sich 
die Staats- und Regierungschef*innen, und allen voran die Bundes-
regierung, einen schlanken Fuß gemacht und viel zu sehr auf die Eu-
ropäische Zentralbank vertraut, die mit niedrigen Zinsen und weit-
reichenden Maßnahmen die Kohlen aus dem Feuer holen musste. 
Das darf nicht so bleiben.

Denn ein Exportland wie Deutschland, das am meisten vom Euro 
profitiert und in dem Millionen von Arbeitsplätzen von einer stabilen 
Währung abhängig sind, kann sich nicht damit zufriedengeben, wenn 
wir einen Haushalt mit schwarzer Null vorlegen, anderswo aber die 
Jugendarbeitslosigkeit steigt. Es liegt in unserem eigenen Interesse, 
dass sich alle Mitgliedstaaten gut entwickeln und jungen Menschen 
eine Zukunftsperspektive bieten.

Das schließt ein, mehr als bisher auf Zusammenhalt und Soli-
darität in der Eurozone zu setzen. Eine stabile und demokratische 
Währungsunion hat drei wesentliche Elemente: Erstens müssen wir 
in europäische Gemeingüter investieren und durch ihre Finanzie-
rung wirtschaftlichen Krisen entgegenwirken. Zweitens wollen wir 
die Bankenunion vollenden, damit einige verantwortungslose Ban-
ken nie wieder die ganze Währung gefährden können. Und drittens 
wollen wir die wichtigen Entscheidungen aus den Hinterzimmern 
holen und demokratischer Kontrolle unterwerfen.

Euro stabilisieren

Alle Mitgliedstaaten müssen mehr gemeinsame Verantwortung 
für die Stabilität des Euro übernehmen. Die Europäische Zentral-
bank ist dafür nicht allein verantwortlich. Dafür braucht es eine ge-
meinsame Haushaltspolitik in der Eurozone und der EU, da die Krise  
gezeigt hat, dass nationale Fiskalpolitik allein zu Schieflagen und 
unnötig langen Krisen führt – selbst bei Mitgliedstaaten, die sich wie 
Spanien und Irland immer an die Regeln hielten. Außerdem braucht 
es ein Instrument, das im Abschwung die Abwärtsdynamik abfedert. 
In seiner heutigen Form kann der EU-Haushalt diese Funktion eines 
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automatischen Stabilisators in einer Konjunkturkrise aber nicht er-
füllen. Wir möchten dafür die Instrumente schaffen, bevor es zu einer  
Krise kommt. Deshalb schaffen wir einen eigenen Haushalt für den 
Euro, der stabilisiert und investiert. Dieser Haushalt ist für alle Län-
der der Eurozone gedacht und für alle anderen EU-Mitgliedslän-
der offen. Wer sich über die Bekämpfung von Steuerbetrug und eine  
gemeinsame Körperschaftssteuer an den Einnahmen des Haushalts 
beteiligt, macht mit. Der eigene Haushalt für den Euro, der stabili-
siert und investiert, sollte im Rahmen der EU-Finanzen verankert sein, 
sodass das Europäische Parlament bei der Aufstellung und Kontrolle  
gleichberechtigt mitentscheidet.

Kernaufgabe des Haushalts für den Euro ist die Finanzierung 
von europäischen Gemeingütern und Investitionen. Er speist sich aus 
konjunkturabhängigen Einnahmen wie einer gemeinsamen Unter-
nehmenssteuer sowie dem Kampf gegen aggressive Steuervermei-
dung und Steuerhinterziehung. Dadurch wirkt er stabilisierend. Die 
Mitgliedstaaten werden im Abschwung entlastet, da sie dann weni-
ger einzahlen müssen, profitieren aber trotzdem von den Ausgaben. 
Das ist gelebte europäische Solidarität und stabilisiert die gesam-
te EU. Um die entsprechende Wirkung zu entfalten, bedarf es einer 
rele vanten Größenordnung. Wir streben daher mittelfristig einen 
Umfang von mindestens 1 Prozent des gemeinsamen BIP an. Der Um-
fang muss über die Zeit und mit den dorthin übertragenen Aufgaben 
nach und nach größer werden. Dabei handelt es sich nicht um neue 
Aufgaben, die durch zusätzliche Steuern finanziert werden, sondern 
um eine Verlagerung der Finanzierung von solchen Gemeingütern 
und Investitionen in die ökologische und soziale Modernisierung, 
die auf europäischer Ebene effektiver durchgeführt werden können.

Unser Ziel ist, dass perspektivisch alle EU-Mitgliedstaaten von 
der Funktion eines automatischen Stabilisators profitieren können. 
Der eigene Haushalt für den Euro, der stabilisiert und investiert, ist 
für uns nur eine Zwischenlösung, um in Richtung eines stärker EU-
eigenfinanzierten EU-Haushalts zu gelangen, der die EU noch stär-
ker zu einer politischen und sozialen Union macht. Der Weg dahin 
ist wegen des Einstimmigkeitsprinzips schwer und lang. Deswegen 
gehen wir mit dem eigenen Haushalt für den Euro, der stabilisiert 
und investiert, den ersten Schritt mit denjenigen, die bereit sind mit-
zumachen. Wir erwarten, dass durch die Sogwirkung der gemein-
sam finanzierten öffentlichen Güter sich auch die heutigen Nicht-
euroländer diesem Instrument schnell anschließen, indem sie sich 
dem gemeinsamen Kampf gegen aggressive Steuervermeidung und 
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Steuerbetrug anschließen und sich an der gemeinsamen Unterneh-
menssteuer beteiligen. Wir befürworten eine Euro-Heranführungs-
hilfe für Nicht-Euro-Staaten zur Unterstützung von Reformen. Alle 
den Euro betreffenden Entscheidungen haben auch unmittelbare 
Auswirkungen auf Nicht-Eurostaaten. Deshalb müssen neue Instru-
mente für alle EU-Staaten konzipiert sein oder Nicht-Eurostaaten 
zur Teilnahme an weiteren Reformen ermutigen.

Auf- und Abschwung verteilen sich über die Mitgliedstaaten 
unterschiedlich. Um diese unterschiedlichen Auswirkungen auszu-
gleichen, reichen nationale und geldpolitische Maßnahmen nicht 
aus. Europa braucht neue Strukturen, um mit diesen Schieflagen 
künftig besser umgehen zu können. Der oben beschriebene Haus-
halt für den Euro ist dafür das beste Instrument und wir fordern dies 
als ersten Schritt.

Eine europäische Arbeitslosenversicherung würde die ausglei-
chende und stabilisierende Wirkung des Haushalts für den Euro noch 
verstärken. Wir wollen daher als zweiten Schritt eine Rückversiche-
rung der nationalen Arbeitslosenversicherungen einführen. Wir set-
zen uns des Weiteren für eine europäische Basis-Arbeitslosenversi-
cherung ein, die durch die nationalen Sicherungssysteme ergänzt 
werden soll. Wir sind uns aber bewusst, dass die Einführung einer 
solchen europäischen Arbeitslosenversicherung eher ein mittelfris-
tiges Projekt ist.

In der Eurokrise hat der Internationale Währungsfonds im 
Rahmen der sogenannten Troika stark eingegriffen. Die Troika hat 
umfassende Anpassungsprogramme in den Programmländern 
durchgedrückt, mit starken sozialen Verwerfungen. Das Handeln der 
Troika hat in vielen Programmländern das Vertrauen in die europä-
ische Demokratie beschädigt. Deswegen wollen wir, dass Europa 
seine Krisen künftig allein, nach eigenen Regeln, demokratischer 
und transparenter löst. Wir wollen den Europäischen Stabilitäts-
mechanismus (ESM) in einen vollwertigen Europäischen Währungs-
fonds (EWF) überführen und ihn im EU-Recht verankern, kontrolliert 
durch das Europäische Parlament und die nationalen Parlamen-
te. Das Europäische Parlament soll das Recht auf Information,  
Kon trol le und Miternennung der Direktorin bzw. des Direktors des 
Europäischen Währungsfonds erhalten. Die Entscheidungen über 
längerfristige Kredite aus dem Europäischen Währungsfonds wür-
den aber trotzdem weiterhin bei den nationalen Parlamenten liegen, 
solange das Geld dafür auch aus den nationalen Haushalten kommt. 
Um zu verhindern, dass ein Land plötzlich durch Spekulationen in 
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eine tiefe Krise schlittert, braucht der EWF zusätzlich eine Mög-
lichkeit zur schnellen Reaktion. Dafür soll er kurzfristig Kredite be-
reitstellen können, die bereits vor einer möglichen Krise präventiv 
wirken. Diese präventiven Kredite schützen Mitgliedstaaten davor, 
Opfer rein finanzmarktgetriebener Effekte zu werden. Eingriffe in 
die wirtschaftspolitische Souveränität der Mitgliedstaaten sind 
hierfür nicht erforderlich. Im Falle einer Krise darf es nicht wieder 
zu einer massiven Sparpolitik kommen, die ein Land in die soziale 
Krise stürzt und die Wirtschaftsleistung abwürgt. Neben Auflagen 
zur Modernisierung der Strukturen muss die Kreditvergabe an ein 
Land in Not diese Grundsätze beachten. Das Kaputtsparen ganzer 
Volkswirtschaften lehnen wir ab.

Hohe Staatsschulden, das Risiko steigender Zinslasten und 
unverantwortliche Regierungspolitik sind ein großes Risiko für die 
Stabilität unserer Währung. Alle Euroländer brauchen daher ver-
lässlichen Zugang zu niedrigen Zinsen und starke Anreize zu soli-
den Staatsfinanzen. Der Konflikt zwischen der italienischen Re-
gierung und der EU-Kommission zeigt, wie hoch das Risiko durch 
einseitige nationale Finanzpolitik einzelner Länder für den Euro 
insgesamt ist. Daher wollen wir, ähnlich wie ursprünglich vom 
Sachverständigenrat vorgeschlagen, einen Altschuldentilgungs-
fonds einrichten, in den die Altschulden eines Landes eingebracht 
werden, die 60 Prozent des BIP übersteigen. Wer sich an die ge-
meinsam vereinbarten europäischen Finanzregeln hält, soll im 
Gegenzug von niedrigen Zinsen für die Abzahlung der Schulden 
im Altschuldentilgungsfonds profitieren. So vereinen wir europä-
ische Solidarität und Solidität.

Probleme nicht zulasten der Gemeinschaft lösen

Zu einem krisenfesten Euro gehört auch, dass sich alle Mitglied-
staaten an die gemeinsamen Regeln halten, egal ob es um Haus-
haltsdefizite oder Leistungsbilanzüberschüsse geht. Die deutsche 
Bundesregierung kritisiert gerne andere Länder, verstößt aber mit 
einem hohen Leistungsbilanzüberschuss – das heißt, Deutschland 
exportiert mehr, als es importiert – seit Jahren selbst gegen euro-
päische Regeln. Leistungsbilanzungleichgewichte müssen effektiv 
begrenzt werden, um der Entstehung möglicher Krisen frühzeitig 
vorzubeugen. Die Sanktionierbarkeit von Defiziten und Leistungs-
überschüssen müssen einander angeglichen werden.
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Das bedeutet, dass sich auch Überschussländer wie Deutsch-
land aktiv an der Verminderung von außenwirtschaftlichen Ungleich-
gewichten beteiligen müssen. Dies kann sowohl durch Lohnsteige-
rungen als auch über erhöhte öffentliche und private Investitionen 
erfolgen. Damit stärken wir den gemeinsamen Währungsraum, die 
Arbeitnehmer*innen in Deutschland und die inländische Digital-,  
Verkehrs- und Bildungsinfrastruktur.

Bankenunion vollenden für mehr Sicherheit

Ein krisenfester Euro bedeutet auch, dass keine Bank mehr die Sta-
bilität unserer gemeinsamen Währung gefährden können darf. Mit 
der gemeinsamen Bankenaufsicht bei der Europäischen Zentralbank, 
mit den neuen Abwicklungsregeln, die die Gläubiger der Banken jetzt 
endlich zur Kasse bitten, und mit dem gemeinsamen Abwicklungs-
mechanismus ist der Einstieg in die Bankenunion geschafft. Doch  
einige Elemente fehlen noch immer, damit die neuen Regeln wirk-
sam angewandt werden können.

Erstens dürfen Banken nicht mehr zulasten der Steuerzahler 
gerettet werden. Dafür braucht der gemeinsame Abwicklungsfonds 
eine Letztsicherung über den Europäischen Währungsfonds. So wird 
verhindert, dass er sich im Krisenfall als zu klein erweist. Die Letztsi-
cherung soll als Kreditlinie gestaltet werden, die nach der Krise von 
den Banken zurückbezahlt wird. So wird gewährleistet, dass nicht 
doch wieder die Steuerzahler einspringen müssen.

Zweitens muss ein Euro überall gleich sicher sein, egal ob er 
bei einer niederländischen oder einer slowenischen Bank angelegt 
ist. Sonst verstärkt sich jede Krise selbst, weil Kund*innen im Krisen-
fall um ihr Erspartes bangen müssen und ihr Geld abziehen. Deshalb 
brauchen wir eine gemeinsame europäische Einlagensicherung. Sie 
soll als Rückversicherung ausgestaltet sein, damit die europäische 
Sicherung erst eingreift, wenn die nationale überfordert ist. Die deut-
schen Sparkassen und Genossenschaftsbanken können so weiter auf 
ihre bewährten Institutssicherungssysteme setzen.

Es ist richtig, uns in Europa gemeinsam gegen Risiken zu ver-
sichern, weil nur Europa das überhaupt leisten kann. Allerdings 
müssen dafür auch die Risiken der Banken in allen Euroländern 
abgebaut werden. Auch Staatsanleihen dürfen sich nicht länger nur 
in den Banken des jeweiligen Landes konzentrieren. Sonst führt die 
Krise eines Landes immer zur Krise seiner Banken. Die Regulierung 
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der Banken als Konsequenz aus der Krise ist auch noch immer nicht 
abgeschlossen. Wir setzen uns für die Erhöhung der risikounge-
wichteten Eigenkapitalquoten auf 10 Prozent ein. Bei den Banken 
muss eine feste Schuldenbremse („leverage ratio“) gelten, damit 
sie ihre Risiken nicht künstlich kleinrechnen können. Außerdem 
sollen Großbanken ihr Handelsgeschäft von ihrem Kredit- und Ein-
lagengeschäft trennen.

Unterschiedliche Geschäftsmodelle wollen wir nach Risiko und 
Komplexität unterschiedlich behandeln. Die Aufsicht über kleine  
Banken wollen wir entbürokratisieren, um sie im Wettbewerb nicht 
zu benachteiligen. Die ähnlichen, aber jeweils leicht unterschiedli-
chen Regeln für Banken, Versicherungen und Fonds wollen wir in 
einem europäischen Finanzmarktgesetzbuch zusammenfassen und 
vereinfachen, um unfairen Wettbewerb zu verhindern.

Europolitik raus aus den Hinterzimmern – rein ins Parlament!

Die gemeinsame Währung ist so wichtig für alle Europäer, dass über 
sie demokratisch entschieden werden muss. Das Europäische Parla-
ment ist der Ort dafür. Keine wichtige Weichenstellung sollte ohne 
seine Zustimmung erfolgen. Ausführendes Organ und Dreh- und  
Angelpunkt der gemeinsamen Wirtschaftspolitik ist und bleibt die 
vom Parlament legitimierte Europäische Kommission. Wir wollen, 
dass die zuständige Kommissarin für Wirtschaft und Finanzen auch 
Vorsitzende der Eurogruppe wird.

Mit dem Euro ist ein Europa der mehreren Geschwindigkeiten 
im Moment Realität. Aber damit wollen wir uns nicht abfinden. Der 
Euro ist die Währung der Europäischen Union. Mit dem Vertrag von 
Lissabon haben sich alle EU-Mitgliedstaaten – bis auf Dänemark 
und Großbritannien – zur Einführung des Euro verpflichtet, sobald 
sie die Euro-Kriterien erfüllen. Bereits heute sind alle EU-Staaten 
über den EU-Binnenmarkt sehr eng miteinander verflochten. Alle 
den Euro betreffenden Entscheidungen haben auch unmittelbare 
Auswirkungen auf Nicht-Eurostaaten. Neue Instrumente sollten da-
her für alle Mitgliedstaaten konzipiert sein und Nicht-Eurostaaten 
zur Teilnahme an weiteren Reformen ermutigt werden, so wie dies 
etwa schon heute beim EU-Investitionsfonds (EFSI) oder der Ban-
kenunion der Fall ist.
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Wer GRÜN wählt, stimmt für

einen krisenfesteren Euro und einen demokratisch  
kontrollierten Europäischen Währungsfonds

einen Haushalt für den Euro zur Finanzierung  
gemeinsamer Aufgaben

die Vollendung der Bankenunion

2.4 STEUERSÜMPFE AUSTROCKNEN, 
STEUERTRICKSER*INNEN DAS 
HANDWERK LEGEN

Unser europäisches Sozialmodell braucht eine ausreichende Finan-
zierung. Fehlt es den Staaten an Steuereinnahmen, werden öffent-
liche Leistungen gekürzt und die Infrastruktur wird vernachlässigt. 
Wir wollen, dass die Finanzierung gerecht ist: Starke Schultern sol-
len auch mehr beitragen.

Der gemeinsame Binnenmarkt ist ohne Frage eine wirtschaft-
liche Erfolgsgeschichte. Doch er lädt wegen seiner Lücken in der 
Steuerpolitik, die nach wie vor in der primären Hoheit der Mitglied-
staaten liegt, zur Steuervermeidung ein: Große Unternehmen können  
derzeit überall in Europa ihre Produkte verkaufen und gleichzeitig 
nur im Land mit den niedrigsten Steuern ihre Gewinne versteuern. 
Damit verabschieden sich gerade große Unternehmen, die Rekord-
gewinne erzielen, aus der gesellschaftlichen Solidarität. Das schädigt  
unser Gemeinwesen und alle ehrlichen Steuerzahler*innen. Kleine  
und mittlere Unternehmen können ihre Gewinne nicht verlagern und 
zahlen die vollen Steuern. Sie haben damit einen Nachteil im Wettbe-
werb mit den Konzernen. Wir wollen deshalb, dass große Unterneh-
men genauso wie kleine Handwerksbetriebe ihre Steuern da zahlen, 
wo sie ihre Gewinne erwirtschaften. Dafür wollen wir beherzt gegen 
Steuerdumping vorgehen.
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Steuerdumping beenden

Einige Mitgliedstaaten haben es zu ihrem Geschäftsmodell gemacht, 
sich gegenüber dem Rest der EU durch niedrige Steuersätze oder 
großzügige Ausnahmen attraktiv für Unternehmen zu machen. Die 
Einzigen, die davon langfristig profitieren, sind internationale Unter-
nehmen, die damit ihre Renditen steigern. Die Steuervermeidung un-
tergräbt das Fundament unserer Wohlfahrtsstaatsmodelle in Euro pa. 
Denn die Praxis treibt indirekt Menschen in die Armut und Staaten  
dazu, dass sie nicht in das Wohl ihrer Bürger*innen investieren  
können. Die Steuerbelastung verschiebt sich damit immer mehr zu 
denen, die sich ihr nicht entziehen können: kleinen Unternehmen, 
Arbeitnehmer*innen und Konsument*innen. Wir wollen dieses Ge-
schäftsmodell beenden.

Die EU-Kommission hat – gerade unter dem Druck von uns 
GRÜNEN – endlich damit begonnen, individuelle Absprachen zwi-
schen Mitgliedstaaten und Großunternehmen als illegale staatliche 
Beihilfen zu verfolgen und auch zu ahnden. Das geht in die richtige 
Richtung. Aber das reicht nicht: Wir wollen das europäische Wett-
bewerbsrecht so verändern, dass es zur scharfen Waffe wird, mit 
der die EU-Kommission den zerstörerischen Steuerwettbewerb auf  
Kosten der anderen Mitgliedstaaten bekämpfen kann.

Große Unternehmen verlagern zudem ihre Gewinne mit Bu-
chungstricks in Niedrigsteuerländer. Sie nutzen die gute Infrastruktur 
eines Landes, tragen aber nicht zu ihrer Finanzierung bei. Damit sich 
aber der internationale Kaffeekonzern ebenso an der Finanzierung 
des Gemeinwesens beteiligt, wie es heute schon der/die Bäcker*in 
an der Ecke tut, müssen auf Zahlungen von Zinsen und Lizenzgebüh-
ren innerhalb der EU wieder Quellensteuern erhoben werden. Da-
für ist die entsprechende EU-Richtlinie zu ändern. Dann lohnen sich 
solche Tricks für die Unternehmen nicht mehr.

Europäische Unternehmensmindeststeuer

Wer europaweit verkaufen darf, muss auch europaweit gleichwertig 
besteuert werden. Deshalb ist eine einheitliche Unternehmensbe-
steuerung die logische Fortsetzung des Binnenmarktes. Technisch 
gesehen, wollen wir in einem ersten Schritt eine gemeinsame konso-
lidierte Bemessungsgrundlage für die Besteuerung von Unterneh-
men im Binnenmarkt.

EUROPAS VERSPRECHEN ERNEUERN.

Europawahlprogramm 2019

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

66

St
är

ke
n,

 w
as

 u
ns

 z
us

am
m

en
hä

lt

Für die Unternehmen wäre das eine Vereinfachung. Gerade für 
kleine und mittlere Unternehmen führt ein einheitliches Steuerrecht 
dazu, dass sie leichter auch in anderen Mitgliedstaaten tätig werden 
können. Es soll einen europäischen Mindeststeuersatz für alle Un-
ternehmensgewinne geben.

Im zweiten Schritt soll dann zeitnah die europäische Unterneh-
menssteuer folgen, damit es endlich eine echte europäische Einnah-
mequelle gibt. Ein Teil der Einnahmen aus dem Mindeststeuersatz 
soll direkt in den Haushalt fließen. Die Mitgliedstaaten können und 
sollen Steuersätze festlegen, die über dem Mindeststeuersatz liegen. 
Die Einnahmen daraus fließen in ihre nationalen bzw. kommuna-
len Haushalte. In Deutschland werden wir darauf achten, dass diese  
Reform nicht zulasten von Städten und Gemeinden geht.

Längst überfällig ist, dass alle Großunternehmen öffentlich 
machen müssen, in welchem Land sie ihre Umsätze machen, wo 
ihre Gewinne anfallen und wie viel Steuern sie darauf zahlen. Dann 
fällt sofort auf, wenn ein Konzern seine Umsätze in Deutschland  
erzielt, aber seine Gewinne in einen Steuersumpf verschiebt, um da-
rauf möglichst wenig Steuern zu zahlen. Transparenz ist eines der 
wirksamsten Mittel gegen Steuervermeidung. Die deutsche Bundes-
regierung und Finanzminister Scholz blockieren diese Transparenz 
aber in Europa. Dadurch ermöglichen sie Großunternehmen die 
Steuervermeidung erst.

Steuerhinterziehung und Geldwäsche bekämpfen

Mit der Abschaffung des Bankgeheimnisses und der Einführung 
eines internationalen automatischen Informationsaustauschs 
wurde ein entscheidender Sieg gegen Steuerhinterziehung er-
zielt. Auch das Transparenzregister der EU für Unternehmen ist 
ein großer grüner Erfolg gegen kriminelle Geldgeschäfte. Doch 
selbst in Deutschland hapert die Umsetzung. Die Eigentümer vieler  
Unternehmen sind immer noch nicht transparent. Gerade Immobi-
lien müssten der Spekulation durch kriminelles Geld europaweit  
entzogen werden.

Die EU-Kommission schätzt, dass Europas ehrliche Steuer-
zahler*innen jedes Jahr um mindestens 50 Milliarden Euro durch 
Steuerbetrüger bei der Mehrwertsteuer geprellt werden. Die Kom-
mission hat einen Plan für ein einheitliches Mehrwertsteuergebiet 
in der EU vorgelegt, der den Kriminellen das Handwerk legen soll. 
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Die Bundesregierung blockiert auch hier in Brüssel einen Fortschritt. 
Wir unterstützen das Ziel der Kommission.

Die bestehende schwarze Liste für Steueroasen in der EU ist 
ein erster Schritt. Wichtige Steueroasen fehlen jedoch auf der Liste. 
Andere Staaten konnten schon mit vagen Zusagen erreichen, dass sie 
wieder von der Liste gestrichen wurden. Die Umsetzung muss nun 
strikt überwacht werden. Die Erstellung der Liste ist komplett in-
transparent und lässt die politische Bevorteilung einzelner Staaten  
vermuten. Wir wollen eine echte schwarze Liste mit klaren Kriteri-
en statt Absprachen im Hinterzimmer. Ein Eintrag in der Liste muss 
Konsequenzen haben. Banken, Kanzleien und Unternehmen dürfen 
dann keine Geschäfte in diesen Ländern mehr machen, und Verstöße  
dagegen müssen sanktioniert werden.

Unser Ziel ist es, dass korrupte Individuen und ihr Kapital sich 
in der EU nicht länger verstecken können. Beim Kauf von teuren  
Wohnungen, Luxusautos, Jachten und dergleichen soll wie in Groß-
britannien kontrolliert werden können, ob das Vermögen auf legalem 
Weg erworben wurde. Die EU sollte öfter Sanktionen gegen korrupte 
Individuen aus Drittstaaten verhängen und ihnen die Einreise und 
den Aufenthalt in der EU verweigern. Aufenthaltsgenehmigungen 
und Staatsbürgerschaften sollten die Mitgliedstaaten nach fairen  
Verfahren vergeben und nicht als „goldene Visa“ an Kriminelle ver-
kaufen können.

Europa handlungsfähig machen

Die Einstimmigkeit in Steuerfragen verhindert, dass die EU gegen 
Steuervermeidung vorgeht. Ein einzelnes Land, das das Geschäfts-
modell Steuersumpf betreibt, kann Fortschritte verhindern. Um diese  
Blockade aufzubrechen, müssen andere Mitgliedstaaten vorange-
hen, damit sich die Verlagerung von Gewinnen für die Unterneh-
men nicht mehr lohnt. Damit wird das Geschäftsmodell auch für die 
Staaten unattraktiv.
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Wer GRÜN wählt, stimmt für

den Kampf gegen Steuerbetrug, Steuerdumping und  
Geldwäsche

eine EU, in der korrupte Individuen und ihr Kapital nicht  
länger willkommen sind

eine gemeinsame europäische Unternehmensmindest-
besteuerung 

2.5 WETTBEWERB FAIR GESTALTEN

Wettbewerb ist die tragende Säule der Marktwirtschaft und Mo-
tor für Innovationen. Fehlt der Wettbewerb, können Monopolis-
ten hohe Gewinne auf Kosten der Verbraucher*innen machen und 
technische und soziale Innovationen behindern. Um das zu ver-
hindern, braucht es einen fairen Wettbewerb und eine Begrenzung 
wirtschaftlicher Macht. Dafür ist es auch notwendig, bestehende  
Monopole zu zerschlagen.

Mit der Globalisierung schaffen globale Konzernfusionen, wie 
jene von Bayer und Monsanto, eine noch größere Marktbeherrschung 
mit zahlreichen negativen Auswirkungen. Unternehmen agieren zu-
nehmend branchenübergreifend – Volkswagen ist nicht nur einer 
der größten Autokonzerne, sondern auch eine Bank, und Amazon 
ist nicht nur ein Onlinehändler, sondern auch ein Medienunterneh-
men. Damit die europäische Wettbewerbspolitik den Anforderungen 
des 21. Jahrhunderts gerecht wird, fordern wir ein eigenständiges 
europäisches Kartellamt mit angemessenen Mitteln und Personal.  
Dieses Kartellamt soll auch als europäische Digitalaufsicht fungie-
ren. Die Marktmacht der großen Digitalkonzerne wollen wir so ge-
meinsam kontrollieren und begrenzen. Wir möchten, dass das euro-
päische Wettbewerbsrecht bei außereuropäischen Fusionen auch die 
Auswirkungen auf den globalen Markt ins Auge fasst und sich nicht 
nur auf den europäischen Markt beschränkt.
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Wir wollen erreichen, dass bei der Kontrolle von Fusionen auch 
wettbewerbsfremde Faktoren berücksichtigt werden. Die Fusion von 
Bayer und Monsanto ist nicht nur für den Wettbewerb problematisch. 
Sie hat auch negative Auswirkungen auf den Umweltschutz. Heu-
te aber muss man Unternehmen mit einer marktbeherrschenden  
Stellung nachweisen, dass sie diese missbrauchen. Das ist in der Re-
gel nicht zu beweisen. Wir treten daher dafür ein, dass man Unter-
nehmen auch unabhängig von einem nachgewiesenen Missbrauch 
aufspalten kann, wenn ihre Marktmacht zu groß wird.

Digitale Geschäftsmodelle und die sogenannte Plattform-
ökonomie stellen uns vor neue Herausforderungen. Google und 
Facebook beherrschen den Markt für Onlinewerbung und können  
kleinen Unternehmen die Bedingungen diktieren. Amazon kann hohe 
Gebühren von kleinen Unternehmen verlangen, die gezwungen sind, 
ihre Produkte auf der Plattform anzubieten, um Käufer*innen zu finden.  
Wir wollen diese Unternehmen streng regulieren. Wenn sie anderen 
Firmen den Zugang zu ihren Plattformen verwehren oder absurde 
Konditionen verlangen, müssen die Wettbewerbshüter*innen dage-
gen vorgehen. Vermietungsplattformen für Ferienwohnungen wie 
Airbnb unterlaufen gesetzliche Regulierungen der Städte und Bun-
desländer und berufen sich dabei auf die Regeln des europäischen 
Binnenmarktes. Gegen die Städte, die versuchen, Wohnraum vor Spe-
kulation zu schützen, haben diese Plattformen sogar Beschwerde bei 
der EU-Kommission eingelegt. Es kann nicht sein, dass diese Online-
plattformen die Entscheidungsmacht der Städte und Bundesländer 
aushebeln. Die EU-Kommission ist gefordert, sicherzustellen, dass 
diese Plattformen bei der Regulierung von Ferienwohnungen end-
lich mitwirken müssen.

Facebook hat als soziales Netzwerk ein Monopol geschaffen. 
Kein anderes Unternehmen kann erfolgreich ein soziales Netzwerk 
betreiben, weil es davon lebt, dass viele andere Menschen es eben-
falls nutzen. Mit dem Zukauf von Instagram und WhatsApp hat Face-
book seine Monopolstellung ausgeweitet. Um für mehr Wettbewerb 
zu sorgen, wollen wir diese Unternehmen wieder aufspalten. Wer 
von Facebook zu einem anderen sozialen Netzwerk wechseln will, 
muss zudem seine Daten einfach und schnell mitnehmen können.

Die Lohnungleichheit ist nicht nur in Deutschland, sondern auch 
in der Gesamt-EU beträchtlich. Extrem ungleiche materielle Verhält-
nisse sind eine Mitursache für Populismus, Autoritarismus und für 
soziale Unruhe. Neben Lohndumping- und Steuerbetrugsverhinde-
rung fordern wir daher die Prüfung eines verbindlichen maximalen 
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Abstands zwischen dem höchsten und niedrigsten Gehalt in einem 
Unternehmen. Dafür möchten wir eine vielfältig besetzte Kommis-
sion einsetzen.

Neben der Verhinderung von Monopolismus bedeutet fairer 
Wettbewerb aber auch, sich nicht durch Niedriglöhne und Sozialab-
bau Wettbewerbsvorteile auf Kosten anderer zu verschaffen. Gerade 
Deutschland hat dieses Wettbewerbsmodell in den letzten Jahren auf 
Kosten des eigenen sozialen Zusammenhalts wie auch seiner euro-
päischen Nachbarn betrieben. Es ist nicht zuletzt auch solche Poli-
tik, die Menschen in die Fänge nationalistischer Scheinalternativen 
treibt. Stattdessen brauchen wir dringend echte Alternativen, die Eu-
ropa als solidarische Sozialunion definieren: als eine Gemeinschaft, 
die sich geschlossen gegen das ökonomische Ausspielen des einen 
gegen den anderen stellt.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

ein starkes europäisches Kartellamt

die Kontrolle digitaler Marktmacht

die Zerschlagung des Facebook-Imperiums

eine Kommission, die die europaweite Einführung eines  
maximalen Abstands zwischen dem höchstenund dem  
niedrigsten Gehalt in einem Unternehmen prüft („Lohnhebel“)
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2.6 SOZIALE SICHERHEIT  
GARANTIEREN

Wir stehen für ein soziales und gerechtes Europa, in dem alle Men-
schen gleiche Chancen haben, an der Gesellschaft teilzuhaben. Der-
zeit ist dieses Ziel noch nicht erreicht. Es bestehen weitreichende 
wirtschaftliche Freiheiten im Binnenmarkt. Gemeinsame Arbeits- und 
Sozialstandards sind hingegen unterentwickelt. Deshalb wird die EU 
häufig als Bedrohung für soziale Sicherheit gesehen. Zu Unrecht. Tat-
sächlich ist es so, dass die Nationalstaaten die Kompetenz für die so-
zialen Sicherungssysteme wie Rente, Gesundheit, Pflege oder Grund-
sicherung haben. Doch an einer Stelle kann die europäische Ebene 
schon heute handeln: Sie kann gemeinsame Mindeststandards schaf-
fen und grenzüberschreitendes Arbeiten sozial absichern.

Soziale Grundrechte für Europas Bürger*innen garantieren

In der EU sollten alle Menschen ein würdevolles Leben führen können. 
Deshalb ist die Bekämpfung von Armut, sozialer Ausgrenzung und Dis-
kriminierung essenziell. Verlässliche soziale Rechte sind die Voraus-
setzung dafür, dass Binnenmarkt und Währungsunion im Interesse der 
Menschen wirken. Die in der Europäischen Grundrechtecharta veran-
kerten sozialen Rechte müssen als Grundrechte aller EU-Bürger*innen 
gegenüber den Mitgliedstaaten vor dem Europäischen Gerichtshof ein-
klagbar sein. So können zum Beispiel Arbeitslose, denen das Recht auf 
Vermittlung in Arbeit verweigert wird, sich dagegen zur Wehr setzen. 
Arbeitnehmer*innen, die keinen angemessenen Urlaub oder Ruhe-
pausen bekommen, erhalten Beistand von der EU. Und Bürger*innen 
können gegen ihr Land klagen, wenn ihnen aufgrund eines miserab-
len nationalen Gesundheitssystems das in der EU-Grundrechtecharta 
verbriefte Recht auf medizinische Versorgung verwehrt wird. So wird 
die Europäische Union zu einem Garanten für soziale Rechte.

Wir fordern außerdem, dass das EU-Recht den sozialen Rech-
ten und den Arbeitnehmer*innenrechten mindestens den gleichen 
Stellenwert einräumt wie den wirtschaftlichen Freiheiten des Bin-
nenmarkts wie beispielsweise der Dienstleistungsfreiheit. Damit der 
Europäische Gerichtshof bei Entscheidungen zum Binnenmarkt Ar-
beitnehmerrechte nicht den wirtschaftlichen Freiheiten unterordnet, 
müssen die entsprechenden Gesetze angepasst werden.
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Betriebliche Mitbestimmung in ganz Europa sichern

Die Freizügigkeit in Europa darf nicht dazu führen, dass Unterneh-
men dort ihren Firmensitz einrichten, wo die niedrigsten Standards 
in der Mitbestimmung von Arbeitnehmer*innen gelten. Deshalb wol-
len wir die europäischen Betriebsräte und ihre Mitbestimmungsrechte 
stärken und beispielsweise eine Parität von Arbeitnehmer*innen und 
Arbeitgeber*innen an Entscheidungen in allen Unternehmen mit mehr 
als 1.000 Angestellten über die Grenzen der Mitgliedstaaten hinweg 
nach dem Vorbild Sloweniens durchsetzen. Wir wollen starke europä-
ische Gewerkschaften. Grünes Ziel ist darüber hinaus, dass die freie 
gewerkschaftliche Betätigung entsprechend den Kernarbeitsnormen 
der ILO in allen Unternehmen in Europa garantiert wird.

Soziale Mindeststandards in ganz Europa

Allen Menschen in Europa wollen wir ein würdevolles Existenzmini-
mum garantieren. Dafür braucht es einen europäischen Rahmen für 
eine Grundsicherung in allen Mitgliedstaaten. Die EU muss gemein-
sam mit den Mitgliedstaaten wirkungsvolle Maßnahmen gegen Kin-
derarmut entwickeln. Wir wollen, dass kein Kind in der EU in Armut 
leben muss. Wir machen uns stark für eine europäische Grundsiche-
rungs-Richtlinie, die soziale Mindeststandards für jedes Land festlegt, 
angepasst an die jeweilige ökonomische Situation. Die Mitgliedstaa-
ten sind natürlich angehalten, höhere Standards zu behalten oder 
neu zu schaffen. Das Gleiche gilt für die nationalen Gesundheitssys-
teme. Auch hier braucht es einen Mindestversorgungsstandard in al-
len Ländern. Jede*r Europäer*in muss sich darauf verlassen können, 
bei Krankheit oder Pflegebedürftigkeit gut versorgt zu werden; der 
Ausschluss von Bevölkerungsgruppen vom Zugang zum Gesundheits-
wesen ist deshalb zu sanktionieren.

Wir streiten dafür, dass nationale Gesundheitssysteme als Teil 
der sozialen Daseinsvorsorge nicht durch die Hintertür über das eu-
ropäische Wettbewerbsrecht ausgehöhlt werden. Europäischen Aus-
tausch und Transparenz zu Best-Practice-Modellen in den Bereichen 
Gesundheitsversorgung und Pflege wollen wir fördern.

Medizinische Studien müssen die Gesundheit schützen, ge-
schlechtsspezifische Unterschiede berücksichtigen und transparent 
sein. Wir streben mehr unabhängige Forschung zu Versorgung und 
Produkten sowie strengere Regelungen für den Patientenschutz und 
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gegen die einseitige Einflussnahme der Pharma- und Medizinpro-
dukteindustrie an. Vor dem Hintergrund verunreinigter Arzneimittel 
sind Funktion und Arbeitsweise der europäischen und nationalen 
Arzneimittelaufsichtsorgane dringend zu verbessern.

Auch bei der Altersvorsorge kann Europa Standards setzen. Die 
Kommission hat zum Beispiel einen Vorschlag für ein europaweites 
privates Altersvorsorgeprodukt (PEPP) gemacht. Leider hat sich die 
Kommission dabei zu sehr von der Lobby der Lebensversicherer lei-
ten lassen, anstatt einen Vorschlag in Anlehnung an eines der besten 
privaten Altersvorsorgeprodukte in Europa, nämlich die schwedische 
„Prämienrente“ zu entwickeln. In Schweden können alle Bürger*innen 
einen bestimmten Prozentsatz ihres Einkommens in einen staatli-
chen Pensionsfonds einzahlen, der einerseits fast ohne Gebühren 
auskommt und andererseits dank seiner Anlagestrategie auch eine 
besonders hohe Rendite erwirtschaftet. Wir wollen, dass auch die 
Menschen außerhalb Schwedens ihre private Altersvorsorge mit ei-
nem solchen Bürgerfonds durchführen können. Daher soll Europa ei-
nen solchen Bürgerfonds in Anlehnung an dieses seit über zwanzig 
Jahren erprobte Konzept einführen.

Wir benötigen in Europa eine bezahlbare und nachhaltige Ener-
gie. Energieeffizienzmaßnahmen und die Energiewende dürfen Men-
schen nicht aus ihren Wohnungen treiben. Deshalb müssen diese 
Maßnahmen sozial flankiert werden, damit das Wohnen für alle be-
zahlbar bleibt.

Die Bewältigung des demografischen Wandels ist eine der gro-
ßen gesamteuropäischen Aufgaben. Es wird in den nächsten Jahr-
zehnten mehr Pflegebedürftige und an Demenz erkrankte Menschen 
geben. Unser Ziel ist es, diesen Menschen ein selbstbestimmtes 
und aktives Leben in Würde zu ermöglichen. Dafür benötigen wir 
in Europa gemeinsame Anstrengungen zur Pflegepolitik, bei denen 
auch Themen wie neue Wohn- und Pflegeformen, Einhaltung der 
UN-Behindertenrechtskonvention, Entlastung der familiären Pfle-
ge sowie der Fachkräftebedarf in den Mittelpunkt gerückt werden. 
Schon heute wird die Pflegearbeit zu einem erheblichen Teil durch 
Arbeitsmigration innerhalb der Union und aus Drittstaaten bewäl-
tigt. Pflegekräfte und Kräfte, die die häusliche Pflege unterstützen, 
müssen vor Ausbeutung geschützt und fair entlohnt werden. Die 
Abwerbung von Pflegekräften darf nicht dazu führen, dass der Pfle-
gekräftemangel in ärmere Mitgliedstaaten exportiert wird. Dies 
gilt auch für die Abwerbung von Ärzt*innen, die keine Verschlech-
terung der medizinischen Versorgung in diesen Ländern bedingen 
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darf. Umweltbelastungen wie Lärm, Luftschadstoffe und Rückstän-
de in Trinkwasser und Nahrungsmitteln bedrohen die menschliche 
Gesundheit. Wir setzen uns dafür ein, dass das Vorsorgeprinzip in 
allen Bereichen, die die menschliche Gesundheit betreffen, unein-
geschränkt zur Anwendung gelangt.

Prävention statt Repression – Cannabis europaweit legalisieren

Wir setzen uns für eine europäische Drogenpolitik ein, die auf Präven-
tion statt Repression setzt sowie auf Hilfe und Entkriminalisierung 
statt Verbote. Anstelle der gescheiterten Verbotspolitik fordern wir 
langfristig eine an den tatsächlichen gesundheitlichen Risiken ori-
entierte Regulierung von Drogen. Dazu gehört für uns zum Beispiel 
die europaweite Legalisierung und kontrollierte Abgabe von Can-
nabis. Pauschale Verbote neuer psychoaktiver Substanzen lehnen  
wir ab. Stattdessen wollen wir Zulassungsverfahren auf der Grund-
lage von Risikobewertungen und einem strengen Jugend- und 
Verbraucher*innenschutz.

Die Europäische Union soll dazu beitragen, dass überall in  
Europa ein gut ausgebautes Angebot zur gesundheitlichen Ver-
sorgung von abhängigen oder suchtgefährdeten Menschen  
be  steht. Erfolgreiche Ansätze wie Inhaltsstoffanalysen illegaler Dro-
gen (Drugchecking), Substitutionsprogramme, Konsumräume und 
Programme zur Originalstoffabgabe und andere Maßnahmen zur 
Schadensminimierung sollen in allen EU-Mitgliedsländern verfüg-
bar gemacht werden.

Wir wollen, dass die Hersteller und Anbieter von gesundheits-
gefährdenden Produkten stärker verpflichtet werden, Jugend- und 
Verbraucher*innenschutz sicherzustellen. Bei der Tabakprävention 
hat die EU durch Warnhinweise und andere Maßnahmen neue Maß-
stäbe gesetzt. Dies hat zu einem Rückgang des Tabakkonsums etwa 
bei Jugendlichen in Deutschland beigetragen.

Gesundheitsgefährdende Marketingstrategien der Alkohol- und 
Tabakindustrie wollen wir in Europa konsequent zurückdrängen. Dazu 
gehört, dass Außenwerbung und Kinowerbung für Drogen komplett 
abgeschafft wird. Wir setzen uns für eine Angleichung der Besteu-
erung von Tabakerhitzern und Zigaretten sowie höhere Mindest-
steuern und eine einheitliche Besteuerung alkoholischer Produkte  
ein. Auch Marketingstrategien für Medikamente müssen kritisch 
überprüft werden.
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Zudem fordern wir eine europaweite Strategie zur wirksamen 
Prävention von nicht substanzgebundenen Abhängigkeitserkrankun-
gen wie beispielsweise der Spielsucht oder dem problematischen 
Konsum einzelner Internetanwendungen. Ihnen muss zum Beispiel 
mit Hinweisen zum sachgerechten Umgang und Maßnahmen zur 
Steigerung der Medienkompetenz begegnet werden. Bei allen Maß-
nahmen ist zudem die Selbstbestimmung der Menschen zu respek-
tieren, anstatt sie zu entrechten oder zu kriminalisieren.

Mindestlöhne in ganz Europa – gleicher Lohn für gleiche Arbeit

Alle Menschen sollen von ihrer Arbeit gut leben können. Die Mindest-
löhne, die in den EU-Mitgliedstaaten derzeit gezahlt werden, variie-
ren jedoch stark, und nicht alle Mitgliedsländer haben einen Mindest-
lohn. Um Lohndumping in der EU zulasten aller Arbeitnehmer*innen 
zu verhindern, setzen wir uns daher für eine Mindestlohnrichtlinie 
ein, die allen Arbeitnehmer*innen in der EU, entsprechend den Le-
benshaltungskosten des jeweiligen Landes, ein auskömmliches Ein-
kommen garantiert. Damit leisten die Arbeitgeber*innen auch einen 
Beitrag zur Angleichung der Lebensverhältnisse in der EU. Außerdem 
fordern wir konkrete Maßnahmen gegen die geschlechterspezifische 
Entgeltungleichheit (Gender Pay Gap), wie beispielsweise die Einfüh-
rung einer europäischen Entgelttransparenzrichtlinie.

Viele Arbeiter*innen aus Osteuropa werden in deutschen Be-
trieben, zum Beispiel in der Fleischindustrie durch Subunterneh-
mer mittels Werkverträgen zu niedrigen Löhnen und unwürdigen 
Be dingungen beschäftigt. Osteuropäische Haushaltshilfen müssen 
häufig rund um die Uhr verfügbar sein.

Wir wollen die Einrichtung von Beratungsangeboten in den 
Heimatländern fördern. Wir wollen die Integrationsangebote, zum 
Beispiel Sprachkurse, die mit Mitteln des Europäischen Sozialfonds 
(ESF) finanziert werden, auch für Arbeitnehmer*innen aus der EU und 
deren Angehörige öffnen; dazu zählt die aktive Förderung der Kinder  
von zugezogenen Arbeitnehmer*innen.

Die in der neuen Entsenderichtlinie vorgesehene Regelung, dass 
Unterbringungsbedingungen für entsandte Arbeitnehmer angemes-
sen und im Einklang mit den nationalen Vorschriften stehen sollen, 
muss mit einem wirksamen Sanktionsrahmen versehen werden. Die 
Entsenderichtlinie war ein wichtiger grüner Teilerfolg, um den Grund-
satz „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ in Europa durchzusetzen. Für 
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die Umsetzung braucht es aber mehr staatliche Kontrollen. Außerdem 
müssen auch in andere Länder entsandte Lkw-Fahrer*innen dringend 
in die Entsenderichtlinie aufgenommen und umfassend geschützt 
werden. Bislang sorgen aber Konservative, Liberale und Sozialdemo-
kraten im Europaparlament dafür, dass ihnen soziale Rechte auf an-
gemessene Bezahlung und Ruhepausen weiterhin verwehrt werden.

Diskriminierung am Arbeitsplatz bekämpfen

Alle Europäer*innen haben das Recht auf Gleichbehandlung. Leider 
ist das für viele Menschen am Arbeitsplatz noch keine Realität. Dis-
kriminierung aufgrund des Geschlechts, des Alters, einer Behinde-
rung, der ethnischen Herkunft oder Rasse, der Religion, der sexuellen  
Orientierung und weiterer Merkmale ist weiterhin Realität. Die EU hat 
im Kampf gegen unfaire Behandlung bereits viel erreicht. Wir stehen 
für einen weiteren Ausbau von Initiativen gegen Diskriminierung am 
Arbeitsplatz, um allen Menschen Gleichbehandlung zu garantieren.

Die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs gegen die 
Diskriminierung an von Religionsgemeinschaften und anderen Ten-
denzbetrieben angebotenen Arbeitsplätzen muss in nationales Recht 
umgesetzt werden.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

einklagbare soziale Grundrechte

eine Grundsicherung für alle Menschen in der EU

die europaweite Legalisierung von Cannabis

europaweite Mindestlöhne
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2.7 MOBIL ARBEITEN IN EUROPA:  
FREIZÜGIGKEIT SOZIAL AUS GE-
STAL TEN

Alle EU-Europäer*innen haben das Recht, sich in der EU frei zu be-
wegen, ihren Wohn- und Arbeitsort frei zu wählen. Freizügigkeit ist 
Kern des europäischen Projektes.

Das Steuer- und Sozialversicherungsrecht muss so gestaltet 
werden, dass es mobile Arbeitnehmer*innen stärkt. Eine Arbeitneh-
merin, die sich für eine Arbeit in einem anderen Land entscheidet, darf 
deshalb keine Nachteile erleiden. Bestehende Versicherungslücken 
für Grenzpendler*innen müssen geschlossen werden. Die Anerken-
nung von Bildungs- und Berufsabschlüssen innerhalb Europas muss 
weiter verbessert werden. Gleiches gilt auch für die Anerkennung von 
ausländischen Abschlüssen. Noch immer ist es oftmals schwer, büro-
kratisch und langwierig, im Nicht-EU-Ausland erworbene Abschlüs-
se und Qualifizierungen anerkennen zu lassen. Daher wollen wir die 
Arbeitnehmer*innenfreizügigkeit auch für Migrant*innen aus Dritt-
staaten innerhalb der EU stärken.

Wir wollen die Beratung von Arbeitnehmer*innen aus anderen 
EU-Mitgliedstaaten vor Ort verbessern und die EU-Beratungsstellen 
ausbauen. So bauen wir Hürden für Mobilität in Europa ab.

Wir unterstützen die neue europäische Arbeitsbehörde, um si-
cherzustellen, dass grenzüberschreitend tätige Arbeitnehmer *innen 
gleiche Rechte in allen EU-Ländern haben. Nationale Behörden müssen 
hier mit der neuen Arbeitsbehörde kooperieren. Arbeitnehmer*innen 
brauchen Stärkung bei der Ausübung der Freizügigkeit und auch bei 
der Durchsetzung ihrer sozialen Grundrechte – dazu gehört auch der 
Schutz vor sexualisierter Gewalt. Eine europäische statt nationale  
Sozialversicherungsnummer muss folgen, damit diejenigen, die grenz-
überschreitend arbeiten, unkompliziert soziale Sicherheit und hinter-
her ihre Rente genießen können. Ein EU-Sozialversicherungsregister 
ist folgerichtig, um Sozialdumping das Handwerk zu legen.

Die Mobilität von LSBTIQ*-Menschen ist in besonderen Maßen  
eingeschränkt. In den meisten Mitgliedstaaten werden ihre Ehen und 
Lebenspartnerschaften zwar anerkannt, aber in einigen Staaten auch 
weiterhin nicht. Regenbogenfamilien müssen sich vor Antritt einer 
Reise immer fragen, ob sie als Eltern ihrer Kinder in einem anderen 
Mitgliedstaat rechtlich anerkannt sind. Das darf nicht sein. Regen-
bogenfamilien, Lebenspartnerschaften und gleichgeschlechtliche 
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Ehen müssen europaweit anerkannt werden. Dazu gehört die An-
erkennung von Geburtsurkunden, Adoptionen und Pflegekindver-
einbarungen oder anderen Dokumenten, die den Familienstatus  
betreffen.

Die besondere Stärke der EU ist, dass Arbeitnehmer*innen, die 
in Europa mobil sind, ihre in einem Land erworbenen Ansprüche nicht 
verlieren, sondern mitnehmen können. Eine Arbeitnehmerin, die sich 
in Österreich eine Rente erarbeitet hat, kann ihren Ruhestand auch 
in Schweden verbringen. Wir wollen, dass dies auch für Betriebsren-
ten uneingeschränkt gilt.

Dass die EU sicherstellt, dass Arbeitnehmer*innen nicht auf-
grund ihrer Nationalität diskriminiert werden, ist Ausdruck des ge-
meinsamen Wertekanons und zugleich eine essenzielle Maßnahme 
gegen Sozialdumping. Umso unverständlicher ist es, dass gerade  
in diesem Zusammenhang in Deutschland immer wieder die Debat-
te über das Kindergeld vom Zaun gebrochen wird. Kindergeld er-
halten in Deutschland alle Arbeitnehmer*innen, die arbeiten und  
Steuern zahlen.

Das soll auch so bleiben. Es gibt zwar Fälle von Missbrauch 
durch Einzelne, allerdings ist dies kein Grund, das komplette System  
infrage zu stellen.

Ein eventueller Missbrauch der Kindergeldregelungen darf 
nicht dazu führen, dass alle Unionsbürger*innen in Mithaftung ge-
nommen werden, die einfach nur ihr Recht auf Freizügigkeit wahr-
nehmen – zumal das ja auch heißen würde, wenn es für Kinder im 
Ausland weniger Geld gäbe, dass das auch für das deutsche Kind  
gelten müsste, das zum Beispiel in Krakau studiert.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

einen einfacheren Arbeitsplatzwechsel in andere EU-Länder

Freizügigkeit mit Schutz für Arbeitnehmer*innen in Europa
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3 SICHERN UND STÄRKEN,  
WAS UNS AUSMACHT: 
FREIHEIT, DEMO KRA-
TIE UND MENSCHEN-
RECHTE

Die Europäische Union hat Unglaubliches geleistet: Zum ersten Mal in 
der Geschichte unseres Kontinents leben wir in einem gemeinsamen 
Raum des Rechts und nicht nach dem „Recht des Stärkeren“. Die EU hat 
schon viele Schritte für mehr Gleichberechtigung, für den Schutz von 
Minderheiten und für die Stärkung ihrer Demokratie getan.

Europas Werte basieren auf der Grundrechtecharta: Freiheit, De-
mokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte. Die-
ses Fundament muss all die Bewohner*innen der Europäischen Union  
 tragen und verdient es, mit einem arbeitsfreien Feiertag gewürdigt zu 
werden, der in allen Mitgliedstaaten gemeinsam gefeiert wird.

Doch in den letzten Jahren und Monaten haben nationale und 
nationalistische, reaktionäre, populistische und völkisch-rassistische 
Parteien die Grundprinzipien der europäischen Einigung angegriffen 
und ausgehöhlt. Wir stehen für die Stärkung der Demokratie und wün-
schen uns gerade in Zeiten des Erstarkens der extremen Rechten ein so-
lidarisches Europa, das sich sozial erneuert und in dem Menschen sich 
frei begegnen können. Das heißt nicht, Mitgliedstaaten zu entmach-
ten, sondern nationale Kompetenzen zu bündeln, um einen Raum der  
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts zu gewährleisten.

Diese Idee eines freiheitlichen, demokratischen Europas leben wir, 
und wir werden die Werte Europas verteidigen. Wenn nationale Regie-
rungen Rechte von Andersdenkenden mit Füßen treten und die Unab-
hängigkeit von Justiz oder Presse infrage stellen, stärken wir gezielt die 
demokratischen Kräfte in den betroffenen Mitgliedstaaten. Wenn auto-
ritäre Regierungen in Mitgliedstaaten Demokratie und Rechtsstaatlich-
keit durch Korruption untergraben, soll die EU-Kommission den natio-
nalen Regierungen die Kontrolle über die EU-Gelder entziehen können. 
Wenn Menschen im Netz angegriffen werden, zum Beispiel aufgrund 
ihres Aussehens, ihrer Behinderung oder sexuellen Identität oder weil 
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sie angeblich nicht die richtige Herkunft oder Religion haben, dann  
wollen wir gesamtgesellschaftliche Antworten mit einem Fokus auf effi-
ziente Rechtsdurchsetzung auch gegenüber internationalen Konzernen 
entwickeln. Eine anlasslose Massenüberwachung lehnen wir ab. Wenn 
Menschen sich aus Not in die Hände von Schleppern und Schmugglern 
begeben müssen, schaffen wir legale Flucht- und Migrationswege und 
ein Einwanderungsgesetz, damit das Sterben auf dem Mittelmeer be-
endet und Einwanderung ermöglicht wird.

Aber es bleibt viel zu tun: Demokratische Strukturen und Beteili-
gungsrechte wollen wir stärken, Minderheiten noch effektiver schützen,  
Grundrechte ausbauen und Sicherheit gewährleisten.

3.1 GRUNDRECHTE IN DER EURO-
PÄISCHEN UNION SICHERN

Wir sind der Achtung der Menschenwürde, der Freiheit, Demokratie, 
Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und der Wahrung der Menschenrech-
te einschließlich der Rechte der Personen, die Minderheiten ange-
hören, verpflichtet. Die Werte der Europäischen Union bilden das 
Fundament der EU.

Wenn aber nationale Regierungen diese Rechte mit Füßen tre-
ten und immer autoritärer werden, die Presse-, Meinungs- und Re-
ligionsfreiheit einschränken, Minderheiten schikanieren, die Unab-
hängigkeit der Justiz oder die Freiheit der Künste aufheben, dann 
steht die EU häufig nur ratlos daneben.

Wir müssen daher die demokratischen Kräfte in den betroffe-
nen Mitgliedstaaten stärken. Entsprechend wollen wir die Möglich-
keiten der EU erweitern. Dafür gibt es nicht die eine Antwort, sondern 
es braucht ein Paket an Maßnahmen. Wir schlagen daher folgen-
de Punkte zur Stärkung von Demokratie und Freiheit in der Euro-
päischen Union vor:

Die Europäische Grundrechtecharta verbindlich machen

Unser langfristiges Ziel ist es, dass alle EU-Bürger*innen die glei-
chen einklagbaren Grundrechte bekommen, um ihre Grundrechte 
und die Demokratie in allen Mitgliedsländern besser verteidigen 
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zu können. Die bestehende Grundrechtecharta der EU beinhaltet 
grundlegende politische Freiheiten und demokratische Prinzipi-
en, ebenso wie moderne Grundrechte der Bürgerinnen und Bürger, 
zum Beispiel auf Zugang zu guter Gesundheitsversorgung und guter  
Bildung. Derzeit gilt die Grundrechtecharta allerdings unmittelbar 
nur für europäische Gesetze und Organe. Für das Handeln nationa-
ler Regierungen ohne Bezug auf das Europarecht gelten die Grund-
rechte des jeweiligen Landes und die Europäische Menschenrechts-
konvention (EMRK).

Wir wollen eine Reform der Grundrechtecharta, sodass ihr An-
wendungsbereich so ausgeweitet wird, dass alle Bürger*innen der 
EU die in der Charta enthaltenen Grundrechte im national vorge-
sehenen Instanzenweg auch gegenüber ihren jeweiligen National-
staaten einklagen können. Das würde sie massiv stärken und die 
Möglichkeiten verbessern, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zu 
verteidigen, gerade in den Ländern, in denen diese Prinzipien ange-
griffen werden. Die Grundrechtecharta muss dabei uneingeschränkt 
auch in der digitalen Sphäre durchgesetzt und hierfür gegebenen-
falls weiterentwickelt werden.

Europaweiter Einsatz für Kinderrechte und Kinderschutz

Kinder haben eigenständige Rechte. Sie haben ein Recht auf Be-
teiligung und bedürfen unseres besonderen Schutzes und unserer 
Fürsorge, damit sie sich altersgerecht entwickeln und zu selbstbe-
wussten Persönlichkeiten heranwachsen können. Das Kindeswohl 
ist bei allen Angelegenheiten, die Kinder betreffen, vorrangig zu 
berücksichtigen.

Kinderrechte müssen EU-weit gelten und Kinderschutz muss 
umfassend gestärkt werden. Deswegen setzen wir uns für eine 
konsequente Förderung der Kinderrechte und des Kinderschutzes  
im Sinne der UN-Kinderrechtskonvention durch die Europäische 
Union ein.

Die Europäische Union muss wirksam darauf hinarbeiten, 
dass ihre hohen Standards im Bereich Kinderrechte auch von den  
Mitgliedstaaten umgesetzt werden. Die Einrichtungen der Jugend-
hilfe in den Mitgliedstaaten müssen gestärkt, Beratungsangebote 
ausgebaut und materielle Notlagen abgefedert werden. Besonde-
res Augenmerk muss auf dem Schutz der Kinder vor Gewalt und Ver-
nachlässigung liegen.
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Unabhängige Prüfung von Demokratie und Menschenrechten  
in den EU-Mitgliedstaaten

Der Übergang von legitimen Maßnahmen zu Verletzungen demo-
kratischer Prinzipien oder gar systematischen Menschenrechts-
verletzungen ist nicht immer einfach festzustellen. Der EU fehlt 
es bislang sowohl an klaren Kriterien als auch an Strukturen da-
für. Deswegen brauchen wir ein unabhängiges Gremium aus 
Verfassungsexpert*innen, das alle Mitgliedsländer regelmäßig auf 
die Einhaltung demokratischer Grundsätze hin überprüft. Wir schla-
gen dafür eine „Kopenhagen-Kommission“ vor. Sie soll Kriterien für 
die Überprüfung auf Grundlage der in Artikel 2 des EU-Vertrages 
verankerten Prinzipien wie Achtung der Menschenwürde, Freiheit, 
Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und Wahrung der Men-
schenrechte entwickeln. Das Gremium soll durch die nationalen Par-
lamente sowie das Europaparlament besetzt werden.

Die „Kopenhagen-Kommission“ soll weisungsunabhängig und 
kontinuierlich alle Mitgliedsländer überprüfen und einmal jährlich 
über jedes Land berichten. Sie soll eng mit der Grundrechteagentur 
zusammenarbeiten und diese als Ressource nutzen. Zusätzlich wollen  
wir auch das Mandat der Grundrechteagentur stärken und ihre finan-
ziellen Mittel erhöhen. Die Ergebnisse der Kommission werden im 
Europaparlament, im Europäischen Rat und in den nationalen Par-
lamenten diskutiert. Bei akuten und gravierenden Verletzungen von 
demokratischen Prinzipien und Rechtsstaatlichkeit durch einzel-
ne nationale Gesetze erstellt die Kommission Ad-hoc-Berichte und 
schlägt der Europäischen Kommission Sanktionsmöglichkeiten wie 
Geldstrafen vor.

Fördermittel an die Einhaltung demokratischer und  
rechtsstaatlicher Grundwerte binden

Derzeit hat die EU gegenüber Mitgliedsländern bei erheblichen Ver-
letzungen von demokratischen und rechtsstaatlichen Prinzipien nur 
die Möglichkeit, ein Verfahren einzuleiten, das in letzter Instanz zu 
einem Stimmentzug dieses Mitgliedslandes führen kann. Wir fordern 
für die EU weitere Möglichkeiten, auf entsprechende Probleme zu 
reagieren. Dazu schlagen wir vor, bei der Vergabe von europäischen 
Fördermitteln anzusetzen, denn europäische Ausgaben müssen auch 
europäischen Werten folgen.
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Ein Entzug von Fördermitteln könnte jedoch die breite Bevöl-
kerung treffen und nicht nur die Regierungen, die demokratische 
Prinzipien verletzt haben. Deshalb wollen wir, dass dem betreffen-
den Mitgliedsstaat nicht pauschal Mittel gestrichen, sondern dass 
sie zielgerichtet eingefroren und direkt verwaltet von der Kommis-
sion an die Kommunen und andere Fördermittelempfänger ausge-
geben werden. So könnte das Geld weiterhin dort ankommen, wo es 
gebraucht und sinnvoll verwendet wird, aber die Vergabemacht läge 
nicht mehr bei den nationalen Regierungen.

Keine Fördermittel ohne Kooperation bei der Kontrolle

Korruption untergräbt Demokratie und Rechtsstaat. Um unter 
anderem Korruption bei der Vergabe von europäischen Mitteln 
besser auf die Schliche zu kommen, hat die Europäische Union 
endlich eine Europäische Staatsanwaltschaft eingerichtet. Aller-
dings wollen sich nicht alle Mitgliedstaaten vom Europäischen 
Staatsanwalt über die Schulter schauen lassen. Aber wir sagen: 
Wer Gelder von der EU haben möchte, muss auch Kontrollen über 
die rechtmäßige Verwendung zulassen und dafür mit der Euro-
päischen Staatsanwaltschaft kooperieren. Wenn ein Mitglieds-
land dies nicht tut, können dort nur Fördermittel an jene Akteure 
ausgezahlt werden, die eine Überprüfung durch die Europäische 
Staatsanwaltschaft zulassen.

Whistleblower*innen schützen

Menschen, die sich trauen, Korruption offenzulegen, müssen besser 
geschützt werden. Daher ist der Schutz von Hinweisgeber*innen 
(Whistleblower*innen) nicht nur im Bereich der EU-Finanzen nötig, 
sondern muss auch bei anderen illegalen Machenschaften gelten. 
Auf Druck der GRÜNEN-Fraktion im Europaparlament hat die Eu-
ropäische Kommission einen Vorschlag gemacht, um europaweit 
Whistleblower*innen besser zu schützen, die im allgemeinen Inter-
esse der Bevölkerung Missstände aufdecken und dazu zum Beispiel 
Betriebsgeheimnisse preisgeben müssen. Nun gilt es, daraus auch 
ein Gesetz zu machen, inklusive eines europäischen Zeugenschutz-
programms, um Whistleblower*innen vor Racheakten zu schützen. 
Auch um den Schutz von Hinweisgeber*innen zu gewährleisten, 
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verteidigen wir das bestehende Recht auf die anonyme und pseu-
donyme Nutzung von Telemedien.

Unabhängigen Journalismus fördern

Unabhängige und demokratische Medien sind ein Garant für eine 
kritische Debatte und eine demokratische Gesellschaft. Kritische 
Journalist*innen leisten dazu einen wesentlichen Beitrag. In den 
letzten Jahren mussten wir aber erleben, dass Journalist*innen im-
mer stärkeren Gefahren ausgesetzt sind. Trauriger Höhepunkt ist die 
Ermordung der Bloggerin Daphne Caruana Galizia und des Investi-
gativreporters Ján Kuciak in Malta bzw. der Slowakei. Die menschen-
feindliche Hetze gegen Journalist*innen und Medien muss aufhören. 
Europa muss ein Garant für die Pressefreiheit und unabhängigen 
Journalismus bleiben.

Für die Teilhabe an demokratischen Entscheidungsprozessen 
sind Bürger*innen zudem auf eine vitale regionale Berichterstattung 
angewiesen. Hier ist in den vergangenen Jahren ein starker Verlust 
an Vielfalt und Qualität zu verzeichnen: Immer mehr lokale Medi-
en, auch Blogs, können ihr Angebot nur noch schwer finanzieren. Wir 
wollen deshalb unabhängige Medien weiter fördern, zum Beispiel in 
der EU-Förderpolitik, durch Förderung des Wettbewerbs oder durch 
einen Fonds für investigativen Journalismus. Wir fordern die Einrich-
tung einer Europäischen Zentrale für politische Bildung. Wir wollen 
ARTE in die wichtigsten EU-Sprachen übersetzen.

Unterstützung von Zivilgesellschaften und Medienvielfalt in  
der EU

In vielen Ländern schränken Regierungen den Einfluss und Hand-
lungsspielraum zivilgesellschaftlicher Initiativen, von Künstler*innen 
und Journalist*innen systematisch ein. Doch Demokratie kann ohne 
eine aktive politische Zivilgesellschaft nicht funktionieren.

Um den Einschränkungen zivilgesellschaftlicher Handlungs-
spielräume („shrinking spaces“) entgegenzutreten, ist ein Fonds 
für Demokratie- und Menschenrechtsverteidiger*innen inner-
halb der EU sinnvoll. Darüber hinaus streben wir die Einführung 
der Rechtsform eines „Europäischen eingetragenen Vereins“ an, 
um Nichtregierungsorganisationen europaweit der Willkür der 
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Nationalregierungen zu entziehen und ihren Status europäisch 
zu schützen. So können jene, die sich hier für Demokratie einset-
zen, unterstützt werden.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

die Anwendbarkeit der EU-Grundrechtecharta auf natio nale 
Gesetze

die systematische Prüfung von Rechtsstaatlichkeit und  
Menschenrechten in allen EU-Mitgliedstaaten

schärfere Maßnahmen gegen Korruption und bei  
Missachtung der europäischen Werte

ein europäisches Whistleblower*innen-Schutzgesetz

einen Fonds für Demokratie- und Menschenrechts-
aktivist*innen in der EU

3.2 EUROPÄISCHE DEMOKRATIE 
STÄRKEN

Wir wollen die Entscheidungsprozesse in der Europäischen Union 
noch demokratischer machen, das Parlament stärken und die Mitbe-
stimmungsmöglichkeiten der Bürger*innen verbessern.

So ist das Europäische Parlament direkt gewählt, jedoch dem 
Europäischen Rat und dem Ministerrat noch immer nicht in allen  
Politikfeldern gleichgestellt, zum Beispiel in der Steuerpolitik 
oder der Außen- und Sicherheitspolitik der EU. Das muss sich 
dringend ändern: Das Europäische Parlament soll in allen Berei-
chen gleichberechtigt mit dem Rat entscheiden können und ein 
eigenes vollwertiges Initiativrecht für europäische Gesetzgebung 
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erhalten. Die wachsende Bedeutung einer starken EU als Vertrete-
rin der europäischen Bevölkerung in der Welt, als Gegengewicht 
gegen die Interessen multinationaler Unternehmen und als Strei-
terin für Frieden, Nachhaltigkeit und eine gerechte globale Ent-
wicklung gerät mit der Nationalstaatsidee des 19. und 20. Jahr-
hunderts in ein immer größeres Spannungsverhältnis. Die EU soll 
kein zentralistischer Superstaat sein. Gleichzeitig müssen die de-
mokratische Legitimation der EU und die Einflussmöglichkeiten 
der Bürger*innen mit dem Gewicht der Aufgaben der EU Schritt 
halten. Die europäische Zivilgesellschaft und die politischen 
Akteur*innen in EU und Mitgliedstaaten müssen in den nächs-
ten Jahren entscheiden, wie sie auf dem Weg der politischen In-
tegration vorankommen wollen.

Wir wollen eine breite Diskussion über Unionsmodelle wie die 
Vereinigten Staaten von Europa, den föderativen Bundesstaat oder 
die Europäische Republik führen und in die Gesellschaft tragen. Als 
Teil dieser Frage ist auch zu klären, wie die Rolle der Regionen inner-
halb der Europäischen Union gestärkt werden kann, also etwa, ob es 
ausreicht, das Subsidiaritätsprinzip auszuweiten, oder ob in mehr Au-
tonomie und Souveränität der Regionen unter einem europäischen 
Dach auch Chancen liegen. Mittelfristig treten wir dafür ein, den Rat 
in eine zweite Kammer zu überführen. Wir wollen diskutieren, ob diese  
aus den Regierungen der Mitgliedstaaten oder den Regionen zusam-
mengesetzt ist. Diese zweite Kammer bildet zusammen mit dem Eu-
ropäischen Parlament die Legislative.

Bei Gesetzgebungsverfahren sollen Fristen eingeführt werden, 
bis zu denen eine öffentliche Debatte im Rat stattgefunden haben 
muss. Dabei müssen alle EU-Regierungen ihre jeweils aktuelle Po-
sition zum Ratspräsidentschaftsvorschlag vorlegen.

Wir wollen für alle verbleibenden Politikbereiche, in denen 
heute noch per Einstimmigkeitsprinzip entschieden wird, Mehr-
heitsentscheidungen einführen. Das betrifft hauptsächlich die Ge-
meinsame Außen- und Verteidigungspolitik sowie die Steuerpoli-
tik. Damit stärken wir Europas Handlungsfähigkeit und verhindern, 
dass einzelne Mitgliedsländer grundlegende Entscheidungen blo-
ckieren können.

Damit Klimaschutz und die mit ihm eng zusammenhängende 
Energiepolitik vorankommen, einzelne Länder Fortschritte nicht blo-
ckieren können und Europa handlungsfähiger wird, setzen wir uns 
für das Prinzip von Mehrheitsentscheidungen in allen Bereichen der 
Energiepolitik im Europäischen Rat ein.
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Während das Europaparlament im Plenum und in den Ausschüs-
sen öffentlich tagt, ist der Rat trotz Verbesserungen noch immer eine 
Art „Black Box“: Es ist kaum nachvollziehbar, welches Mitgliedsland 
sich dort wie positioniert. Hier wollen wir mehr Transparenz, sodass 
alle Mitgliedsländer offenlegen müssen, wofür sie in Brüssel eintreten.

Mehr Transparenz braucht es ebenso bei den Interessenvertre-
ter*innen, die in Brüssel aktiv sind. Zwar besitzen das Europäische 
Parlament und die EU-Kommission im Gegensatz zum Bundestag 
ein Lobbyregister, aber dieses ist noch nicht ausreichend verbind-
lich. Um höchste Transparenz zu schaffen, wollen wir verbindliche 
Lobbyregister für alle EU-Institutionen, striktere Karenzzeiten und 
einen „legislativen Fußabdruck“ durch den die Einflussnahme Drit-
ter auf EU-Gesetzgebung überprüfbarer wird – kontrolliert durch 
eine unabhängige Institution auf EU-Ebene. Wir wollen die beste-
hende Verordnung über den Zugang der Öffentlichkeit zu Doku-
menten der EU zu einer umfassenden EU-Transparenzverordnung 
weiterentwickeln.

Demokratie bedeutet: Bürger*innen entscheiden selbst, durch 
Wahlen und durch Abstimmungen. Die Europäische Bürgerinitiative 
(EBI) gibt ihnen die Möglichkeit, durch 1 Million Unterschriften neue 
EU-Gesetze anzustoßen. Der Vertrag von Lissabon geht damit den 
ersten kleinen Schritt zu direkter Demokratie in Europa. Wir wollen 
dieses Instrument zur Teilhabe stärken, ausbauen und entbürokra-
tisieren. Die Bürgerinnen und Bürger sollen auch eine Reform der 
Verträge fordern können. Erfolgreiche Europäische Bürgerinitiati-
ven sollen dann auch zu Gesetzesvorschlägen führen. Daher muss 
die Kommission spätestens ein Jahr nach einer erfolgreichen Bürger-
initiative und einer Überprüfung auf die Vereinbarkeit mit den Grund-
rechten in der EU einen Gesetzesvorschlag vorlegen. In jedem Fall 
wollen wir, dass das Parlament zu einer Plenumsabstimmung über 
das Ziel der Initiative verpflichtet ist.

Eine Europäische Bürgerinitiative soll auch auf die Einbe-
rufung eines Bürger*innenforums gerichtet sein können, dessen 
Mitglieder nach dem Zufallsprinzip aus der gesamten EU-Bevöl-
kerung ausgelost werden und die das vorgelegte Thema ausführ-
lich beraten und konkrete Handlungsvorschläge in Form eines 
Bürger*innengutachtens machen.

Die Minority SafePack Initiative ist ein Beispiel für eine erfolg-
reiche Europäische Bürgerinitiative. Sie umfasst ein Paket von gesetz-
lichen Regelungen zum Schutz und zur Förderung von Minderheiten 
und Regionalsprachen und wird von uns ausdrücklich unterstützt.
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Wir setzen uns für das einheitliche Recht ein, ab spätestens 
16 Jahren bei Europäischen Bürgerinitiativen und Wahlen zum EP 
mitzustimmen.

Wir treten dafür ein, dass Unionsbürger*innen an ihrem stän-
digen Wohnsitz überall in der EU mitwählen dürfen, wenn sie seit 
fünf Jahren dort leben – und nicht nur für Kommunalparlamen-
te und das Europäische Parlament, sondern auch bei regionalen 
und nationalen Wahlen. Als nächsten Schritt wollen wir das kom-
munale Wahlrecht auch Menschen ohne deutschen Pass oder 
Unionsbürger*innenschaft eröffnen.

Für die Europawahlen unterstützen wir weiterhin das Prin-
zip der europäischen Spitzenkandidat*innen und transnationalen 
Listen. Sobald die Möglichkeit einer transnationalen Liste besteht, 
sollten die Spitzenkandidat*innen eine europäische Parteiliste an-
führen. Zugleich halten wir an der Position fest, dass Präsident*in 
der Europäischen Kommission nur werden kann, wer zuvor als 
Spitzenkandidat*in angetreten war. Wir wollen, dass das Kollegi-
um der EU-Kommissar*innen mindestens zu 50 Prozent mit Frau-
en besetzt ist. Zur anstehenden Wahl im Mai ist eine Änderung 
des Wahlrechts aufgrund der Kürze der Zeit ausgeschlossen. Für 
die Zukunft wollen wir ein europäisches Wahlrecht mit transna-
tionalen Listen, demokratischen Mindeststandards für Listenauf-
stellungen, Mindestquotierungen sowie Transparenzregeln für die 
Parteienfinanzierung.

Wir wollen die Kontrollrechte des Europaparlaments stärken. 
Dazu braucht es das Recht, Zeugen und Gesprächspartner vorzula-
den, damit willkürliche Absagen zu Parlamentsanhörungen aufhö-
ren. Außerdem muss das Plenum des Europaparlaments über die 
Einrichtung eines Untersuchungsausschusses abstimmen, wenn 
25 Prozent der Mitglieder es verlangen.

Zur Änderung der Verträge unterstützen wir die Einberufung 
eines Europäischen Konvents oder einer gewählten verfassungs-
gebenden Versammlung. Über ihre Vorschläge sollten dann die 
EU-Bürger*innen durch ein EU-weites Referendum zusammen 
mit den Mitgliedstaaten, diese möglichst mit einer qualifizierten 
Mehrheit, endgültig entscheiden können.

An der Umfrage der EU-Kommission zur Zeitumstellung  
haben 4,6 Millionen Menschen teilgenommen und ein klares Vo-
tum für ein Ende der Zeitumstellung abgegeben. Dies begrüßen 
wir und werden uns weiterhin für das Ende der Zeitumstellung  
einsetzen.
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Wer GRÜN wählt, stimmt für

eine Stärkung des Europäischen Parlaments

mehr Transparenz und Abstimmung nach Mehrheitsprinzip 
im Europäischen Rat

ein verbindliches Lobbyregister

mehr direkte Demokratie durch die Aufwertung der Europäi-
schen Bürgerinitiative

3.3 EINWANDERUNG GESTALTEN, 
FLÜCHTLINGE SCHÜTZEN,  
FLUCHTURSACHEN ANPACKEN

Migration ist so alt wie die Menschheit. Sie ist Herausforderung,  
Antrieb für Entwicklung, Chance und bereichert Kulturen überall auf 
der Welt. Europa war und ist ein Kontinent der Migration. Menschen 
sind seit Jahrhunderten innerhalb Europas von einem in ein anderes 
Land gezogen, haben den Kontinent verlassen oder haben ihn neu 
bereichert. Der Abbau der Grenzen innerhalb Europas und das Rechts 
auf Freizügigkeit war und ist eine der größten Errungenschaften,  
denn der Wohlstand der Europäischen Union beruht nicht nur auf 
der Freiheit von Waren, Dienstleistungen und Kapital. Essenziell 
für das Zusammenwachsen Europas war stets die Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer*innen. Möglich wurde dies, weil Europa früh Beschrän-
kungen und bürokratische Hindernisse abgebaut hat, um die Migra-
tion auf dem Arbeitsmarkt zu begünstigen, unter anderem dadurch, 
dass Familienmitglieder von Arbeitnehmer*innen selbstverständlich 
die gleichen Rechte wie Inländer*innen erhalten.

Doch seit dem Erstarken von Rechtspopulist*innen und 
-extremist*innen in Europa haben wir erleben müssen, dass die-
se Errungenschaften keine Selbstverständlichkeiten sind. Für die 
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Zukunft Europas ist es existenziell, ob Menschenrechte und demo-
kratische Prinzipien, wie es in Artikel 2 des Vertrags der Europäi-
schen Union heißt, auch künftig das Fundament unserer Gemein-
schaft bilden. Besonders vor dem Hintergrund unserer Geschichte 
stehen wir für die Unveräußerlichkeit der Menschenrechte und das 
Recht auf Asyl für Schutzbedürftige. Sie zu erhalten und gegen eine 
Rückkehr ins Nationale zu verteidigen, ist eine unserer zentralen 
Aufgaben. Zu einer humanitären und geordneten Migrations- und 
Asylpolitik müssen alle EU-Staaten beitragen.

Zugleich darf die Freiheit innerhalb Europas nicht zu einem 
Bollwerk nach außen werden. Bis heute haben die EU-Mitglied-
staaten keine überzeugende gemeinsame und humanitäre Antwort  
auf Mi gration und Flucht gegeben. Tagtäglich sterben Menschen 
auf dem Weg nach Europa. Das Dublin-System, wonach Asylsuchen-
de in dem Land Asyl beantragen müssen, das sie zuerst betreten ha-
ben, ist ungerecht, wirkungslos und gescheitert. Damit wird die Ver-
antwortung aber weiter einseitig auf die Länder an den südlichen 
und östlichen Außengrenzen der EU abgewälzt, statt eine faire Ver-
teilung der Geflüchteten in Europa zu organisieren. Oftmals werden 
dadurch Menschen, die lange hier leben und gut integriert sind, ab-
geschoben. Das steht einer gerechten Asylpolitik im Wege und soll 
daher vermieden werden. Menschenrechte sind unteilbar und dürfen  
nicht zur Disposition gestellt werden. Wir benötigen ein faires Ver-
teilungssystem mehr denn je.

Wir treten für eine Europäische Union ein, die ihre humanitä-
re Verantwortung, das Grundrecht auf Asyl und den ungehinderten 
Zugang für Schutzsuchende und die Notwendigkeit, Verfahren nach 
völkerrechtlichen Standards fair, zügig und geordnet durchzuführen, 
zusammenbringt. Ein Europa, das Menschen, die vor Krieg, Hunger, 
Verfolgung und Gewalt fliehen müssen, Schutz gewährt, anstatt sich 
mithilfe von Autokratien und Militärdiktaturen abzuschotten. Ein Eu-
ropa, das legale Fluchtwege und Einwanderungsmöglichkeiten bietet. 
Ein Europa, das Asylsuchenden ein faires Verfahren und eine men-
schenwürdige Unterbringung garantiert und seine Grenzen kontrol-
liert. Ein Europa, das Fluchtursachen und nicht Flüchtlinge bekämpft. 
Ein Europa, das das Sterben im Mittelmeer beendet.

Das Recht auf Asyl ist nicht verhandelbar. Auf dieser Grundla-
ge setzen wir uns für einen gemeinsamen Aufbruch einer humani-
tären Koalition von Mitgliedstaaten und Kommunen ein, die zusam-
men die Ärmel hochkrempeln und sich solidarisch an der Aufnahme 
von Geflüchteten beteiligen wollen.
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Gemeinsames europäisches Einwanderungsrecht für legale  
(Arbeits-)Migration

Bis heute sind Europäer*innen diejenigen, die am wenigsten Hürden 
erleben, wenn sie auswandern wollen. Aber in die EU einzuwandern, 
ist für viele Menschen quasi unmöglich. Da bislang nur ein europä-
isches System der Arbeitsmigration für Hochqualifizierte besteht,  
gehen jedoch auch potenzielle Migrant*innen den Weg über das 
Asylsystem und scheitern.

Arbeitsmigration ist jedoch nicht nur eine Realität, sondern 
in Zeiten des Fachkräftemangels und demografischen Wandels 
auch eine Notwendigkeit für Staaten wie Deutschland. Mit dem UN- 
Mi gra tions pakt (Global Compact for Migration) haben die Mitglied-
staaten der Vereinten Nationen ein sehr umfassendes Rahmenwerk 
für sichere und geordnete Migration erarbeitet. Auf dieser Grund-
lage soll ein europäisches Einwanderungsrecht mit gemeinsamen  
Rahmenregelungen dabei helfen, gleiche Standards in Europa für die  
sichere und legale Einwanderung von Menschen mit verschiedenen 
Qualifikationsniveaus und deren Familien zu etablieren. Denn auch 
die internationale und europäische Arbeitsmigration muss im Ein-
klang mit den Menschenrechten stehen. Bei der Ausgestaltung der 
Regelungen geht es uns darum, die vielfältigen Chancen der Migra-
tion für Migrant*innen, Ursprungs- und Empfängerländer zu nutzen.

Legale Fluchtwege schaffen

Wer verhindern will, dass sich Schlepper an der Not von Geflüchte-
ten bereichern, die angesichts von Verfolgung, Krieg und Gewalt ihr 
Leben bei der Flucht übers Mittelmeer aufs Spiel setzen, muss si-
chere und legale Fluchtalternativen schaffen. Wir wollen, dass Men-
schen nicht länger lebensgefährliche Fluchtwege über Kriegsgebiete, 
Wüsten und Meere nach Europa auf sich nehmen müssen. Koopera-
tionen der EU und deren Mitgliedstaaten mit Drittstaaten müssen 
stets nach der Maßgabe erfolgen, dass Menschen- und Grundrechte 
sowie europäische Standards eingehalten werden. Daher dürfen die 
katastrophalen humanitären Zustände in Libyen und anderen Staa-
ten nicht länger ignoriert werden. Die Kooperation mit der libyschen 
Küstenwache muss ein Ende haben.

Die EU-Mitgliedstaaten können Geflüchteten Schutz und eine 
verlässliche Perspektive sowie Planbarkeit für die aufnehmenden 
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Länder bieten. Und es ist allein eine Frage des politischen Willens, 
die Länder an den EU-Außengrenzen endlich zu entlasten. Dazu 
wollen wir – neben der Familienzusammenführung und humanitä-
ren Visa – großzügige und verlässliche Aufnahmekontingente über 
das Resettlement-Programm des Flüchtlingshilfswerks der Verein-
ten Nationen (UNHCR) ermöglichen. Die EU-Länder müssen ihren An-
teil an dem jährlichen, vom UNHCR ermittelten Resettlement-Bedarf 
entsprechend ihrer Wirtschaftskraft erfüllen. Das individuelle Asyl-
recht wird dadurch nicht angetastet. Zugleich nehmen wir unsere 
humanitäre Verantwortung gegenüber besonders schutzbedürfti-
gen Geflüchteten wahr – beispielsweise aus UN-Flüchtlingslagern in  
Jordanien, dem Libanon oder der Türkei.

Ausbeutung von Migrant*innen und Geflüchteten verhindern

Zahlreiche Migrant*innen und Geflüchtete werden in der europäi-
schen Landwirtschaft, der Gastronomie und dem Baugewerbe ausge-
beutet. Große Supermarktketten – gerade auch aus Deutschland – ver-
kaufen Obst und Gemüse, das unter ausbeuterischen Bedingungen 
in Europa angebaut wird. Arbeitsschutzbedingungen werden syste-
matisch verletzt und Löhne weit unterhalb der gesetzlichen Bestim-
mungen gezahlt. Diese Form der modernen Sklaverei gehört beendet. 
Die EU-Richtlinie zu Sanktionen gegen Arbeitgeber*innen muss kon-
sequent angewendet und gegebenenfalls verschärft werden. Wir wol-
len Beschwerdestellen einrichten, an die sich Whistleblower*innen 
und Opfer von Ausbeutung, auch anonym, wenden können. Auch für 
Geflüchtete gelten im digitalen Zeitalter Datenschutz, das Recht auf 
die Integrität informationstechnischer Systeme sowie das Recht  
auf körperliche Unversehrtheit.

Kinder vor Gewalt schützen

Millionen Kinder fliehen allein oder mit ihren Eltern vor Kriegen, Ge-
walt, Hunger oder politischer Verfolgung. Das Fehlen einer solidari-
schen Verteilungspolitik in Europa, aber auch die Beschränkungen 
beim Familiennachzug führen dazu, dass Kinder sich allein auf den 
Weg machen und dabei kriminellen Strukturen schutzlos ausgesetzt 
sind. Die Mitgliedstaaten und die EU müssen dem Kindeswohl oberste 
Priorität einräumen. Kinder müssen angemessen untergebracht und 
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versorgt werden. Inhaftierungen oder ein Leben in Lagern sind auch 
in Ausnahmefällen nicht zu tolerieren. Für die Kinder und Jugendli-
chen in den Hotspots an den europäischen Außengrenzen braucht 
es ein sofortiges europäisches Umverteilungsprogramm.

Seenotrettung gegen das Sterben im Mittelmeer

Das tausendfache Sterben im Mittelmeer muss beendet werden. Es 
ist eine unerträgliche Schande, dass Tausende Menschen auf der 
Flucht nach Europa ertrinken. Sogar in der EU wird Rettungsbooten 
der seerechtlich garantierte sichere Hafen verweigert. Zivilgesell-
schaftliche Seenotrettungs- und Flüchtlingsorganisationen, die dort 
einspringen, wo die europäischen Staaten versagen oder ihre Schutz-
pflicht sogar wissentlich verweigern, dürfen nicht kriminalisiert wer-
den. Wer Flüchtlinge aus Seenot rettet, muss die Gewissheit haben, 
dafür nicht bestraft zu werden, denn er handelt im Einklang mit See- 
und Völkerrecht. Die Seenotretter*innen haben unsere volle Solida-
rität und Unterstützung. Das entlässt die EU und die Mitgliedstaaten 
nicht aus ihrer humanitären Pflicht, endlich ein europäisch organi-
siertes und finanziertes ziviles Seenotrettungssystem aufzubauen.

Wir stellen uns an die Seite der vielen NGOs und Ehrenamt-
lichen in Europa, die jeden Tag Menschenleben retten und auch an 
Land in den Hotspots und anderen Aufnahmeeinrichtungen dafür 
sorgen, dass Geflüchtete versorgt, beraten und begleitet werden. 
Die Kriminalisierung von Zivilcourage und humanitärem Engage-
ment muss beendet werden.

Grenzkontrollen und Erstunterbringung human organisieren,  
EU-Asylbehörde ausbauen

Voraussetzung für einen solidarischen Verteilmechanismus und für 
die Freiheit im Inneren ist, dass wir wissen, wer zu uns in die EU 
kommt. Das dient auch dem sicheren Zugang zu einer guten Erstver-
sorgung sowie zu einem fairen, nach völkerrechtlichen Standards 
ausgerichteten Asylverfahren in Europa. Denn zentraler Bestandteil 
einer menschenrechtlichen, humanen und geordneten Flucht- und 
Migrationspolitik ist, dass Asylsuchende an den Außengrenzen Euro-
pas zuverlässig registriert und erstversorgt sowie ihre Daten abge-
glichen werden. Selbstverständlich muss die EU ihre Außengrenzen 
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kontrollieren und gemeinschaftlich vor Terrorismus, Menschen- und 
Drogenhandel schützen. Die Vermengung dieser wichtigen grenz-
polizeilichen Aufgaben mit der europäischen Asylpolitik und Flücht-
lingsaufnahme ist jedoch zutiefst unseriös und politisch fahrlässig. 
Die europäische Flüchtlingspolitik lässt sich nicht über Grenz kon-
trollen lösen oder gestalten. Grenzschutz darf nicht bedeuten, dass 
niemand mehr reinkommt.

Wir wollen ein europäisches Grenzkontrollregime, das auf dem 
gemeinsamen Schutz der Menschenrechte basiert und das Vertrau-
en in das Schengen-System stärkt, und keine einseitige Aufrüstung 
von Frontex. Parallel dazu muss die EU-Asylbehörde in ihren Befug-
nissen so erweitert werden, dass sie gemeinsam mit den Mitglied-
staaten für eine schnelle Registrierung, eine humane Erstunterbrin-
gung mit medizinischer Versorgung und die anschließende schnelle 
und faire Verteilung sorgt. Sie muss die gemeinsamen europäischen 
Asylregeln gegenüber allen Mitgliedstaaten durchsetzen.

Essenziell dafür ist eine wirklich umfassende finanzielle, in-
fra strukturelle und personelle Ausstattung dieser europäischen  
Erstaufnahmeeinrichtungen, damit nach einer umfassenden Erstver-
sorgung und Registrierung die Menschen in die anderen EU-Staaten 
verteilt werden können. Dabei muss stets die Einhaltung menschen-
rechtlicher Standards kontrolliert werden. Geflüchtete Frauen, Kinder, 
LSBTIQ* und Menschen mit Behinderung müssen umfassend vor Ge-
walt geschützt und ihre spezifischen Belange berücksichtigt werden.  
Die Aufnahme an den Außengrenzen darf für Geflüchtete nicht zur 
Sackgasse in Massenlagern werden. Zustände wie zum Beispiel in 
dem Hotspot auf Lesbos sind mit den Werten Europas nicht verein-
bar und müssen dringend beendet werden, indem Menschen aus die-
sen Lagern in EU-Staaten aufgenommen werden.

Abgesperrte Massenlager in der EU, Transitzonen und europäi-
sche Außenlager in Drittstaaten lehnen wir ebenso ab wie Abschot-
tungsabkommen, mit denen Menschen in Drittstaaten zurückgeschickt 
werden. Sie treten die Menschenrechte und internationales Recht mit 
Füßen, schaffen zusätzliches Leid und stärken autokratische Regime. 
Die finanzielle Unterstützung von repressiven Regimen entlang der 
Fluchtrouten lehnen wir entschieden ab. Die EU muss den UNHCR 
besser und kontinuierlich dabei unterstützen, eine menschenwür-
dige Situation in ihren Lagern herzustellen.

Die Einstufung von Staaten als sichere Dritt- oder Herkunfts-
ländern ist aus unserer Sicht das falsche Instrument. Es beschleu-
nigt zudem keine Verfahren. Wir halten das Prinzip für falsch. Um 
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Verfahren zu beschleunigen, braucht es Personal und Priorisierungen.  
Rückführungen scheitern an fehlenden Rückführungsabkommen.

Dem Umbau des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems 
(GEAS) zu einem Programm zum Abbau von Flüchtlingsrechten treten  
wir entschieden entgegen.

Ein einheitliches europäisches Asylsystem mit einem solidarischen 
Verteilmechanismus voranbringen

Zu einer humanitären und geordneten Migrationspolitik sollten alle 
EU-Staaten beitragen. Das Dublin-System schiebt derzeit die Verant-
wortung einseitig auf Spanien, Italien, Malta und Griechenland ab und 
hat ein gemeinsames Vorgehen in Europa unmöglich gemacht. Eine Re-
form dieses Systems und ein fairer und solidarischer Verteilungsme-
chanismus sind deshalb überfällig und wurden vom Europäischen Par-
lament längst beschlossen. Die Minister*innen der Mitgliedstaaten im 
Rat der EU müssen für diese Beschlüsse nun endlich den Weg frei ma-
chen und ebenfalls zustimmen. Gleichzeitig gilt aber auch: Wenn sich 
nicht alle EU-Staaten auf ein einheitliches Vorgehen bei der Asyl- und 
Migrationspolitik einigen können, müssen die Länder, die die Notwen-
digkeit eines menschenrechtskonformen und abgestimmten Systems 
erkannt haben, vorangehen. Für Kommunen, die Flüchtlinge aufneh-
men möchten, fordern wir Direkthilfen der EU.

Viele europäische Kommunen haben als Reaktion auf die Schlie-
ßung von Häfen für aus Seenot Gerettete Solidarität gezeigt und die 
Aufnahme der Menschen angeboten. Wir wollen, dass die EU diese 
Solidarität unterstützt und Projekte im Rahmen der „Solidarity Cities“ 
finanziell verstärkt fördert.

Auch wenn längst nicht mehr so viele Menschen zu uns kom-
men wie zuvor, sind viele regionale und kommunale Behörden mit  
einer Fülle von konkreten Herausforderungen konfrontiert: Unterbrin-
gung, soziale Integration, medizinische Versorgung und Bildung. Dies 
spiegelt sich bisher nicht angemessen in den Fördermöglichkeiten, 
die die EU im Rahmen des Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds 
(AMIF) zur Verfügung stellt, wider. Die EU sollte daher Kommunen 
und Regionen bei der Aufnahme und Integration von Geflüchteten 
direkt mit einem kommunalen Integrationsfonds unterstützen. Wir 
wollen die Kommunen finanziell und rechtlich in die Lage versetzen 
und sie ermuntern, sich an Resettlement- und europäischen Umver-
teilungsprogrammen zu beteiligen und Flüchtlinge auch in eigener 
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Verantwortung aufzunehmen. Grundlage dafür müssen gemeinsame 
europäische Asylstandards sein, die nicht unter dem Existenzmini-
mum in den jeweiligen EU-Ländern liegen dürfen. Die Regelungen 
der Aufnahmerichtlinie zur medizinischen Versorgung schutzbedürf-
tiger Gruppen müssen konsequent umgesetzt werden. Das umfasst 
die Gewährleistung und den Zugang zur erforderlichen medizini-
schen Versorgung vor Ort.

Freiwillige Ausreise stärken – Spurwechsel ermöglichen

Jeder Mensch auf der Flucht hat den Anspruch auf ein faires Asyl-
verfahren, auch wenn dieses nicht für alle zu einer Aufenthaltser-
laubnis führt. Nicht alle, die kommen, können bleiben. Diejenigen, 
deren Asylanträge abgelehnt werden und bei denen keine ande-
ren Gründe gegen eine Rückkehr sprechen, müssen zurückgeführt 
werden. Aber Abschiebungen sind immer mit menschlichen Härten  
verbunden und in der Regel nicht freiwillig. Dies im Verfahren zu be-
rücksichtigen und menschliche Härten bei Rückführungen so weit 
wie möglich zu vermeiden, ist oberste Aufgabe einer verantwortli-
chen Asylpolitik. Freiwillige Rückkehr hat dabei immer Vorrang. Da-
neben setzen wir europaweit auf ergebnisoffene und unabhängige 
Rückkehrberatung. Auch eine angemessene Unterstützung für die 
Zeit nach der Rückkehr ist dabei wesentlich. Es muss außerdem si-
chergestellt sein, dass für diejenigen, die abgeschoben werden sol-
len, kein Verstoß gegen die Europäische Menschenrechtskonvention  
oder eine erhebliche Gefahr für Leib, Leben und Freiheit drohen. Der 
Abschluss von Rückführungsabkommen muss künftig menschen-
rechtsbasierten Grundsätzen folgen und darf nicht mehr nur den in-
nenpolitischen Interessen der EU-Mitgliedstaaten dienen. Der einsei-
tige Fokus auf Grenzpolitik und das Knüpfen von Entwicklungshilfe 
an Bedingungen sind der falsche Weg und führen nicht dazu, dass 
die Ursachen von Flucht behoben werden.

Abkommen mit Staaten, die eine fragwürdige Menschenrechts-
bilanz aufweisen, sollten vor allem dem Interesse dienen, Rechtsstaat-
lichkeit aufzubauen und Zivilgesellschaft vor Ort zu stärken. Beim Ab-
schluss von Rückführungsabkommen wollen wir denjenigen Ländern 
im Gegenzug Unterstützung anbieten, die ihre Staatsbürger*innen 
schnell und unbürokratisch wieder aufnehmen und ihnen Perspekti-
ven sowie ein Leben in Sicherheit garantieren. Dieser Weg ist erfolg-
reicher, als darauf zu bestehen, dass diese Länder zusätzlich zu ihren 
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eigenen Staatsbürger*innen auch sogenannte Drittstaatler*innen zu-
rücknehmen, also Menschen, die auf ihrem Weg das Land lediglich 
durchquert haben.

Abschiebungen in Kriegsgebiete wie Afghanistan lehnen wir 
ab. Menschen, die bereits in Europa sind und die in Beschäftigung 
stehen, sollen im Rahmen eines sogenannten Spurwechsels ins eu-
ropäische Einwanderungssystem wechseln und hier bleiben können.

Fluchtursachen anpacken – globale Gerechtigkeit verwirklichen

Wir stehen für eine Politik, die globale Gerechtigkeit zum Ziel hat. 
Diese Überzeugung leitet uns bei unseren politischen Entscheidun-
gen. Deshalb ist die beste Flüchtlingspolitik für uns diejenige, die 
vorausschauend dazu beiträgt, dass weniger Menschen auf der Welt 
gezwungen sind, ihre Heimat zu verlassen. Wir in Europa wollen dazu 
mehr beitragen, auch wenn viele Ursachen der Flucht nicht in unse-
ren Händen liegen. Denn oft stehen zum Beispiel korrupte und rück-
sichtslose Eliten einer nachhaltigen Entwicklung in den Herkunftslän-
dern im Weg. Und viele Menschen fliehen, weil ihnen grundlegende 
Freiheitsrechte fehlen. Doch es gibt auch Ursachen für Flucht, an de-
nen wir in Europa sehr wohl beteiligt sind. Sie haben mit der Art, wie 
wir konsumieren, wirtschaften und handeln, zu tun.

Deshalb darf europäische Wirtschafts-, Finanz-, Handels-, Ag-
rar- oder Rüstungsexportpolitik nicht nur an ihrem Nutzen für unse-
re Gesellschaften gemessen werden und auch nicht länger Nachhal-
tigkeitsziele wie Frieden, Menschenrechte und globale Gerechtigkeit 
konterkarieren. Wir stehen für eine Handelspolitik, die fair, ökologisch 
und gerecht gestaltet ist und Mensch und Umwelt in den Mittelpunkt 
stellt. Wir wollen die Entwicklung der Wirtschaft in den Partnerlän-
dern fördern, anstatt sie auszubeuten, und wollen wirkungsvoll gegen 
den Landraub internationaler Konzerne vorgehen. Wir unterstützen 
die globale Energiewende sowie die ärmsten Staaten beim Klima-
schutz und bei der Anpassung an Klimaveränderungen. Wir treten für 
eine ökologische Agrarwende und ökologisch gerechte Fischereiver-
träge ein. Außerdem gehören europäische Billigexporte in Entwick-
lungs- und Schwellenländer gestoppt, genauso wie Rüstungs- und 
Waffenexporte in Kriegs- und Krisengebiete und die Ausfuhr europä-
ischer Überwachungstechnologie an Diktaturen. Das internationale 
Versprechen, 0,7 Prozent der Wirtschaftsleistung in den jeweiligen 
EU-Mitgliedstaaten für Entwicklungszusammenarbeit zu verwenden, 
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wollen wir zuverlässig einhalten. Dauerhafter Frieden, Freiheit vor 
Verfolgung und nachhaltige Entwicklung in den Ländern des globa-
len Südens beginnen so auch bei uns.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

ein europäisches Einwanderungsrecht, das legale  
Migration ermöglicht

die Stärkung der Rechte und Interessen der (Arbeits-)
Migrant*innen und ihren Schutz vor Ausbeutung

einen europäischen Integrationsfonds, der Kommunen  
und Regionen unterstützt

ein einheitliches europäisches Asylsystem mit einem  
fairen und solidarischen Verteilungsmechanismus

ein europäisch organisiertes und finanziertes ziviles  
Seenotrettungssystem

3.4 EIN EUROPA DER GLEICH-
BERECHTIGUNG SCHAFFEN

Wir wollen, dass Frauen gleichberechtigt und selbstbestimmt alle ge-
sellschaftlichen Bereiche gestalten können. Die Gleichberechtigung 
der Geschlechter und die Selbstbestimmung sind lange Zeit durch 
Vorgaben aus Europa gestärkt und befördert worden. Dennoch ist 
noch einiges zu tun, um Europa zu einem Kontinent der wirklichen 
Gleichberechtigung zu machen.

Doch aktuell werden diese Errungenschaften massiv infrage  
gestellt. In Polen will die rechtskonservative Regierung das sehr rest-
riktive Abtreibungsrecht noch weiter verschärfen. In Ungarn soll nach 
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dem Willen der Orbán-Regierung die Geschlechterforschung an Univer-
sitäten verboten werden. Und in ganz Europa vernetzen sich antieman-
zipatorische Gruppierungen, um Kampagnen gegen legale Schwanger-
schaftsabbrüche, Sexualaufklärung und Gleichberechtigung zu starten.

Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit

Immer noch haben Frauen durchschnittlich weniger Geld und damit 
weniger Macht als Männer. Sie werden für gleichwertige Tätigkeiten 
schlechter bezahlt als ihre männlichen Kollegen. Viele Frauen arbei-
ten in Berufen, die finanziell viel zu gering entlohnt werden, etwa in 
der Pflege oder der Kinderbetreuung. Im MINT-Bereich dagegen sind 
sie stark unterrepräsentiert. In Deutschland klaffen die Löhne wei-
ter auseinander als in allen anderen europäischen Staaten. Dadurch 
besteht die Gefahr, dass Frauen langfristig die mühsam errungenen 
Verbesserungen in der Gleichstellung verlieren.

Um das zu ändern, fordern wir eine europaweite Richtlinie, die 
Kriterien für die Vergleichbarkeit von Tätigkeiten festlegt und Trans-
parenz über Löhne und Gehälter für alle schafft. Für Betroffene von 
Diskriminierung fordern wir die Möglichkeit, mit der Unterstützung 
von Verbänden und Gewerkschaften klagen zu können. So wären die 
Frauen nicht mehr auf sich allein gestellt, wenn sie vor Gericht zie-
hen müssen. Wir fordern die Hälfte der Macht für Frauen – das gilt 
auch für die großen europäischen Firmen. Deshalb treten wir für eine 
Frauenquote in Aufsichtsräten und Vorständen ein, die den Frauen-
anteil in Macht- und Führungspositionen so lange erhöht, bis die  
Parität erreicht ist. Wir wollen gleichzeitig auch dafür sorgen, dass die 
Führungsgremien der EU-Institutionen verpflichtend paritätisch be-
setzt werden. Mit einer starken Vereinbarkeitsrichtlinie kann Europa 
Familien unterstützen. Für uns GRÜNE ist sie ein wichtiges Instru-
ment der Arbeitszeitpolitik, um Familien zu entlasten und einen aus-
gewogenen Mix aus Erwerbs- und Familienarbeit sowie Freizeit und 
ehrenamtlichem Engagement zu ermöglichen.

Für sexuelle Selbstbestimmung, Schutz vor Gewalt und Ausbeutung

Wir kämpfen in ganz Europa für die Selbstbestimmung der Frau-
en über ihren eigenen Körper und ihre Sexualität. Solidarisch  
stehen wir an der Seite all derjenigen, die – wie in Polen – gegen 
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rechtskonservative Kräfte kämpfen, die legale Schwangerschaftsab-
brüche massiv einschränken oder gar abschaffen wollen. Das Recht 
auf körperliche Selbstbestimmung, selbstbestimmte Familienpla-
nung und Zugang zu sicherer Verhütung muss für alle sichergestellt 
sein und darf insbesondere nicht von den finanziellen Möglichkei-
ten abhängig sein. Deshalb wollen wir den kostenlosen Zugang zu 
Verhütungsmitteln stärken.

Erstmals gibt es für den europäischen Raum ein völkerrechtlich 
bindendes Instrument zur umfassenden Bekämpfung von Gewalt ge-
gen Frauen: die Istanbul-Konvention. Das ist eine große Errungen-
schaft, mit der überall in Europa der Schutz vor Gewalt verbessert 
werden kann. Nachdem auch die EU die Konvention ratifiziert hat, 
setzen wir uns nun dafür ein, dass diese wichtige Vereinbarung kon-
sequent in den EU-Staaten umgesetzt und eingehalten wird.

Dafür fordern wir eine Richtlinie gegen Gewalt an Frauen, die 
konkrete Ziele vorgibt, damit Frauen und Mädchen – unter anderem 
auch in den EU-Ländern, die die Konvention noch nicht ratifiziert ha-
ben – besser geschützt werden und Verletzungen sanktioniert und 
vor dem Europäischen Gerichtshof eingeklagt werden können. Die EU 
sollte bestehende Förderprogramme für Hilfs- und Beratungsange-
bote aufstocken, damit etwa Hilfsstrukturen ausreichend finanziert 
sind. Der Einsatz gegen Gewalt an Frauen umfasst für uns auch den 
Kampf gegen weibliche Genitalverstümmelung, sowohl inner- als 
auch außerhalb Europas.

Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung und 
der Ausbeutung von Arbeitskraft muss in Europa konsequent und 
wirkungsvoll bekämpft werden: mithilfe des Strafrechts, durch In-
formation und Beratung, durch die konsequente Durchsetzung der 
Arbeits- und Sozialrechte der Betroffenen sowie durch Schutz und 
Hilfe für die Opfer. Diese dürfen nicht einfach in ihre Herkunftslän-
der abgeschoben werden, sondern brauchen Schutzprogramme und 
ein dauerhaftes Bleiberecht. Nur so können wir die Anzeige- und 
Aussagebereitschaft deutlich erhöhen und damit Menschenhandel   
effektiv bekämpfen.

Gleichberechtigungs-Check in Politik und Haushalt

In einem Europa der Gleichberechtigung sollen Frauen und Männer 
zu gleichen Teilen von politischem Handeln erreicht werden. Des-
wegen wollen wir Gender Mainstreaming konsequent umsetzen. Das 
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bedeutet, alle politischen Maßnahmen werden auf ihre Auswirkun-
gen auf die Gleichstellung der Geschlechter überprüft. Außerdem 
müssen Frauen gleichermaßen von europäischen Geldern profitie-
ren. Damit das sichergestellt wird, braucht es einen „Gleichberechti-
gungs-Check“ des jährlichen EU-Haushalts, also ein Gender-Budge-
ting. Um gleichberechtigte Lebensverhältnisse erreichen zu können, 
bedarf es einer verlässlichen wissenschaftlichen Grundlage zu Anti-
diskriminierungspolitik und geschlechtsspezifischen Aspekten in allen  
Politikfeldern. Das Europäische Institut für Gleichstellungsfragen 
muss dafür besser finanziert werden.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

gleiche Bezahlung für gleiche und gleichwertige Arbeit

Schutz vor sexualisierter Gewalt für alle Frauen und Kinder

sexuelle Selbstbestimmung von Frauen

3.5 RECHTE VON LESBEN,  
SCHWULEN,  BISEXUELLEN, 
TRANS*, INTER* UND QUEER* 
MENSCHEN (LSBTIQ*) STÄRKEN

Die Mitgliedschaft in der Europäischen Union hat in vielen Ländern 
die Lebenssituation von LSBTIQ* erheblich verbessert. Die EU hat 
starke Impulse gesetzt für Gleichberechtigung und gegen Diskri-
minierung. Auch in Deutschland wäre es ohne die Antidiskriminie-
rungsrichtlinien der EU nicht gelungen, das Allgemeine Gleichbe-
handlungsgesetz durchzusetzen. Die EU-Grundrechtecharta enthält 
ein Verbot der Diskriminierung wegen der „sexuellen Ausrichtung“.
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Wir treten für ein Europa ein, in dem jeder Mensch frei leben 
kann – unabhängig von sexueller Orientierung und Geschlechtsiden-
tität. Das von der EU formulierte Ziel, einen Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts zu schaffen, muss für alle Menschen und 
Gruppen Wirklichkeit werden.

Nach jahrzehntelangem Kampf für die „Ehe für alle“ dürfen in 
Deutschland und ungefähr der Hälfte der anderen EU-Länder nun 
endlich gleichgeschlechtliche Paare heiraten. Weitere Mitgliedstaa-
ten bieten die Möglichkeit einer eingetragenen Partnerschaft. Nur 
in sechs Mitgliedstaaten ist noch keinerlei rechtliche Absicherung 
vorgesehen. Obwohl vielerorts Gleichberechtigung auf dem Papier 
besteht, werden Menschen aufgrund ihrer sexuellen Orientierung 
und Geschlechtsidentität immer noch abgewertet oder benachtei-
ligt. Rechtsnationale Kräfte versuchen, in ihrem Kampf gegen eine 
demokratische und freie Gesellschaft autoritäre und patriarchale 
Wertvorstellungen wieder zum Gesellschaftsideal zu machen. Der 
Schutz von Minderheiten gehört jedoch zu den Grundwerten der Eu-
ropäischen Union. Wir stehen in ganz Europa an der Seite der LSBTIQ* 
und stellen uns den Angriffen gegen ihre Gleichberechtigung ent-
gegen. Wir engagieren uns im Zuge der gemeinsamen Außenpolitik 
der EU sowie in der Entwicklungszusammenarbeit für ihre Rechte 
und wollen ihnen bei Verfolgung in der EU Schutz und Asyl bieten.

Wir wollen, dass die EU in ihrer Außen-, Handels- und Men-
schenrechtspolitik als Garantin der Grundrechte und Grundfreiheiten 
auftritt. Die EU-Förderung von gemeinsamen Projekten in Grenzre-
gionen muss die Themen Vielfalt und Antidiskriminierung mit ein-
schließen. Auch gegenüber ihren Dialogpartner*innen in aller Welt 
muss die EU immer betonen: Die Verfolgung von Menschen aufgrund 
ihrer sexuellen Orientierung und geschlechtlichen Identität ist eine 
schwere Verletzung der universellen Menschenrechte.

In einigen EU-Mitgliedstaaten gelten sogenannte „Anti-
Propaganda“-Gesetze, die Diskriminierung und Hass gegen Lesben, 
Schwule, Bisexuelle, Trans*, Inter* und Queer* Menschen befördern, 
indem etwa im Schulunterricht nicht mehr über Sexualität und Ho-
mosexualität gesprochen werden darf. In Ungarn gibt es staatlich 
orchestrierte Angriffe auf Wissenschaftler*innen, die sich mit Dis-
kriminierung aufgrund von sexueller und geschlechtlicher Identi-
tät befassen.

Wir packen die bestehenden Probleme an und stocken die Mit-
tel für Aufklärungsarbeit und das „Programm für die Förderung von 
Vielfalt“ auf.
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Wir fordern eine europaweite Anerkennung eingetragener Part-
nerschaften und gleichgeschlechtlicher Ehen und Regenbogenfami-
lien und die damit verbundene Anerkennung ihrer Rechte als ersten 
Schritt auf dem Weg zur Öffnung der Ehe in ganz Europa. Der Euro-
päische Gerichtshof hat im Frühjahr 2018 geurteilt, dass ein in einem 
Mitgliedsland anerkanntes eingetragenes Paar auch in einem ande-
ren als solches anerkannt werden muss. Jetzt gilt es, diese Rechtspre-
chung auch in allen Mitgliedsländern durchzusetzen.

Innerhalb der EU gibt es aber auch Positivbeispiele, von de-
nen wir lernen können. In Ländern wie Irland, Malta und Dänemark 
können Trans* Personen eine Anpassung der Geschlechtszugehö-
rigkeit vornehmen, ohne sich einem entwürdigenden Gutachten 
zu unterziehen.

Wir wollen, dass in allen EU-Staaten Vornamen- und Personen-
standsänderungen durch einen unkomplizierten Verwaltungsakt er-
möglicht werden. Eine Geschlechtszugehörigkeit kann schließlich nur 
von den betreffenden Menschen selbst festgelegt werden.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

mehr Geld für das „Programm für die Förderung von  
Vielfalt“

die europaweite Anerkennung eingetragener Partnerschaf-
ten, gleichgeschlechtlicher Ehen und Regenbogenfamilien

eine einfache Änderung des Personenstandes bei Anpassung 
der Geschlechtszugehörigkeit

den Wegfall von entwürdigenden Gutachten bei der  
Geschlechtsanpassung
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3.6 GEGEN DISKRIMINIERUNG UND 
AUSGRENZUNG – MENSCHEN-
FEINDLICHKEIT BEKÄMPFEN

Europa zeichnet sich durch Diversität und ein Miteinander verschie-
dener Religionen, Sprachen, Kulturen und Bräuche aus. Um noch 
besser zusammenzuwachsen, müssen wir stärker gegen Hass und 
Menschenfeindlichkeit gegenüber bestimmten Gruppen vorgehen 
und die Gleichheit vor dem Gesetz sicherstellen.

Niemand darf in Europa aufgrund seiner Herkunft, seines Aus-
sehens oder seines Glaubens diskriminiert oder angefeindet wer-
den. Das ist auch durch die Europäische Grundrechtecharta ver-
boten. Aber die Realität sieht anders aus: In den letzten Jahren 
steigen in einigen Mitgliedstaaten körperliche und verbale Angrif-
fe auf Minderheiten und Einzelpersonen wieder. Die EU muss des-
halb die Bekämpfung von gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit  
stärker voranbringen.

Rassismus nimmt zu. Menschen werden auch aufgrund ihrer 
Hautfarbe oder ethnischen Zugehörigkeit im öffentlichen Raum, bei 
der Arbeit, in der Schule oder Kita angefeindet oder gar angegriffen. 
Zusätzlich führen unterschwelliger Rassismus und Diskriminierun-
gen im Alltag, zum Beispiel bei der Wohnungssuche, zu einer kon-
tinuierlichen Benachteiligung und Belastung der betroffenen Men-
schen. Dem stellen wir uns entschieden entgegen und streiten für 
ein demokratisches Miteinander. Dafür braucht es gesellschaftlicher 
Sensibilisierung für das Problem Rassismus, den Abbau bestehender 
Diskriminierungen und effektiver Strategien, beispielsweise zur Stär-
kung von Betroffenen („Empowerment“).

Durch Antisemitismus im Alltag leben viele Jüd*innen in euro-
päischen Ländern nicht mehr sicher. Antisemitismus findet sich 
heute in vielen gesellschaftlichen Bereichen in unterschiedlichen 
Ausformungen, zum Beispiel an Schulen, wo es immer wieder zu 
psychischen und körperlichen Schikanen kommt. Das ist unerträg-
lich. Denn: „Nie wieder!“ lautet das Versprechen, dem sich Europa 
nach dem Zweiten Weltkrieg und der massenhaften Ermordung der 
jüdischen Bevölkerung Europas verpflichtet hat. „Nie wieder!“ muss  
Leitbild für Europas Zukunft sein.

Wir stellen uns jeder Art von Antisemitismus entschlossen ent-
gegen. Der Schutz vor antisemitischen Anfeindungen und Gewalt 
muss eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe sein und darf keinesfalls 
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auf die Betroffenen abgeschoben werden. Kosten für die Sicher-
heit jüdischer Einrichtungen dürfen nicht von EU-Mitgliedstaaten 
auf die jüdischen Gemeinden abgewälzt, sondern müssen staatlich 
finan ziert werden.

2017 gab es allein in Deutschland fast 1.500 antisemitische 
und mehr als 1.000 antimuslimische Straftaten. Es werden zum Bei-
spiel Frauen mit Kopftuch im öffentlichen Raum angegriffen. An-
timuslimischer Rassismus insgesamt ist dabei keine gesellschaft-
liche Randerscheinung, sondern findet sich auch in der Mitte der 
Gesellschaft. Rechtspopulist*innen nutzen dieses „Feindbild Musli-
me“ für ihre Zwecke. Wir stehen an der Seite der Muslim*innen, die 
friedlich, freundschaftlich und tolerant gegenüber anderen Lebens-
weisen in unserer multikulturellen Gesellschaft mit uns zusammen 
leben. Dem Hass und den stereotypen Feindbildern gegen sie stel-
len wir uns entschieden entgegen.

Eine säkulare und weltanschaulich neutrale Politik, die kon-
sequent an Menschenrechten und Grundfreiheiten ausgerichtet ist, 
macht Europa zu einem sicheren Ort für Menschen, die verschiedens-
ten Religionen oder Weltanschauungen angehören, und zugleich für 
alle, die keiner Religion angehören wollen. Religions- und Glaubens-
freiheit findet ihre Schranken, wo andere in ihren Rechten und Frei-
heiten verletzt werden. Religiösen Fanatismus, der die offene Gesell-
schaft und ihre Vielfalt angreift, dulden wir nicht.

Für Betroffene von Rassismus und gruppenbezogener Men-
schenfeindlichkeit sind Anlaufstellen ein wichtiger Ort, um sich über 
ihre Rechte zu informieren und sie mit Unterstützung dieser Stellen  
auch durchzusetzen. Diese müssen besser ausgestattet werden.

Demokratieinitiativen sind der Grundbaustein, der einen fried-
lichen Kampf gegen Rassismus, Faschismus, Sexismus, Antisemitis-
mus, Xenophobie, Homophobie, Islamophobie und Sozialdarwinismus 
möglich macht. Wir setzen uns dafür ein, dass sie in allen Ländern 
der EU aktiv sein können und ausreichend finanzielle Mittel für ihre 
wichtige Arbeit zur Verfügung gestellt bekommen. Nur mit einem 
breiten zivilgesellschaftlichen Engagement kann der Kampf für ein 
weltoffenes und demokratisches Europa und gegen den europäi-
schen Rechtsruck gewonnen werden.

Roma und Sinti gehören seit Hunderten von Jahren zu Euro-
pa. Ebenso lange werden sie diffamiert und diskriminiert. Antizi-
ganistische Diskriminierung ist der Hauptgrund dafür, dass Men-
schen mit Romno-Hintergrund oft arm und schlechter ausgebildet 
sind. Wir begrüßen, dass im Rahmen des EU-Plans für die Inklusion 
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der Roma bereits wichtige Maßnahmen auf den Weg gebracht wur-
den und die EU-Kommission im Fall von Ungarn ein Vertragsverlet-
zungsverfahren wegen anhaltender Diskriminierung von Roma im 
Bildungswesen angestrengt hat. Auch gegen die wachsende Unter-
drückung in einigen weiteren Mitgliedstaaten muss die EU-Kom-
mission wirksam vorgehen. Die Mittel im Kampf gegen Antiziganis-
mus müssen weiter aufgestockt, die europäische Roma-Strategie 
muss vollumfänglich auch in Deutschland umgesetzt und die ver-
bindliche Anwendung der Antirassismusrichtlinie noch konsequen-
ter vorangetrieben werden.

Zusätzlich kämpfen wir dafür, die Barrieren beim Abruf der 
Gelder zu verringern. Hierfür unterstützen wir die konkrete Pro jekt-
ar beit, insbesondere wenn sie strukturelle Veränderungen ermög-
licht. Ein essenzieller Bestandteil der Arbeit muss immer die Ein-
bindung der Betroffenen auf Augenhöhe sein. Es braucht insgesamt 
intensivere Anstrengungen, um Betroffene zu empowern und zu  
fördern. Erst mit echter Hilfe zur Selbsthilfe können wir eine lang-
fristige und nachhaltige Verbesserung der Bedingungen erreichen. 
Es besteht ein rechtlicher Anspruch auf Teilhabe in den Bereichen 
Arbeit, Bildung, Wohnen und Gesundheit. Die Defizite bei der Durch-
setzung dieses Anspruchs wollen wir sichtbar machen und aufhe-
ben. Präventionsprogramme leisten wichtige Arbeit, um gruppenbe-
zogener Menschenfeindlichkeit effektiv vorzubeugen. Daher wollen 
wir sie stärken und langfristig absichern.

Hass und Hetze finden heute nicht nur auf der Straße, son-
dern vermehrt auch im Internet und in sozialen Netzwerken statt. 
Dagegen wollen wir europäisch vorgehen. Wir GRÜNE streiten da-
für, dass strafbare Meinungsäußerungen schnellstmöglich nach 
klaren, rechtsstaatlichen Kriterien überprüft, gegebenenfalls ge-
löscht und tatsächlich verfolgt werden. Hierfür wollen wir das be-
reits heute im EU-Recht verankerte „Notice-and-take-down-Verfah-
ren“ weiter konkretisieren.

Rassistische und nationalistische Akteur*innen vernetzen sich 
derzeit massiv. Menschenfeindliche Denkmuster verbreiten sich ra-
sant. Beides geschieht europaweit. Um diese Netzwerke und Vor-
gänge analysieren und effektive Strategien zur Bekämpfung kon-
zipieren zu können, unterstützen wir die europaweite Forschung 
von Demokratie- und Zivilgesellschaftsinstituten und bauen ihre 
Förderung aus.
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Wer GRÜN wählt, stimmt für

eine europaweite, ständige, systematische Erfassung von 
Straftaten gegen Menschen, die zu einer bestimmten Gruppe 
gehören (gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit)

eine Aufstockung der Mittel im Kampf gegen gruppenbezo-
gene Menschenfeindlichkeit sowie einen erleichterten Zu-
gang zu diesen Mitteln für Förderung und Empowerment

eine bessere Ausstattung der unabhängigen Gleichbehand-
lungsstellen

eine wirksame europäische Rechtsgrundlage für die Bekämp-
fung von Hasskommentaren im Internet auch gegenüber in-
ternationalen Konzernen

3.7 IN UND MIT EUROPA INKLUSION  
UND BARRIEREFREIE TEILHABE  
VERWIRKLICHEN UND MEN-
SCHEN   RECHTE DURCH SETZEN!

Menschen mit Behinderungen müssen in ganz Europa selbstbestimmt 
und gleichberechtigt leben können.

Um ihre Rechte umzusetzen, wurden mit der UN-Behinderten-
rechtskonvention (UN-BRK) auch für die EU-Mitgliedstaaten verbind-
liche Vorgaben verankert. Menschen mit Behinderung müssen in 
allen Lebensbereichen – bei der Bildung und Erwerbsarbeit, beim 
Wohnen, bei Reisen und in ihrer Freizeit – den gleichen Zugang zur 
Teilhabe am politischen und gesellschaftlichen Leben haben wie 
Menschen ohne Behinderungen. Inklusion heißt, dass alle Menschen 
selbstbestimmt am gesellschaftlichen Leben teilnehmen können 
und niemand ausgegrenzt wird. Dafür müssen Barrieren aller Art 
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abgebaut und das Recht auf eine selbstbestimmte und eigenständi-
ge Lebensführung muss sichergestellt werden. Es darf kein Mensch 
gezwungen werden, in einer stationären Einrichtung leben zu  
müssen. (Art. 19 UN-BRK). Wir brauchen endlich einen „European  
Accessibilty Act“, der auch private Anbieter von Waren und Dienst-
leistungen zum Abbau von Barrieren verpflichtet.

Die europäische Barrierefreiheits-Richtlinie verpflichtet auch 
private Anbieter von Waren und Dienstleistungen zum Abbau von 
Barrieren. Wir setzen uns für einen barrierefreien öffentlichen Raum 
ein, in dem Gebäude, Medien, Produkte, Dienstleistungen und Ver-
anstaltungen für alle zugänglich und nutzbar sind. Dies gilt expli-
zit auch für Webseiten, Apps und sonstige digitale Angebote, soweit 
dies möglich ist. Hierzu ist es unumgänglich, auch für die Privatwirt-
schaft verbindliche Vorgaben für die Barrierefreiheit zu formulieren.

Der Fortschrittsbericht der Europäischen Kommission kommt 
ungeachtet aller politischen Reformen zu dem Schluss, dass nicht 
alle von der EU und deren Mitgliedstaaten ergriffenen Maßnahmen 
den menschenrechtsbezogenen Ansatz der UN-Behindertenrechts-
konvention verfolgen. Wir GRÜNEN werden uns daher mit Nachdruck 
dafür einsetzen, dass die Menschenrechte von Menschen mit Behin-
derung sichergestellt und die Vorgaben der UN-Behindertenrechts-
konvention in allen EU-Mitgliedstaaten voll umgesetzt werden. Hier-
zu gehört auch, dass der Wahlrechtsausschluss von Menschen unter 
ständiger gesetzlicher Betreuung aufgehoben wird.

Wir setzen uns dafür ein, dass die 5. Antidiskriminierungsricht-
linie endlich kommt, denn sie würde eine Lücke im europäischen 
Antidiskriminierungsrecht schließen. Wir halten es für dringend 
geboten, das flickwerkartige System der Gleichbehandlungsricht-
linien und -verordnungen zu vervollständigen und ein umfassen-
des Diskriminierungsverbot nicht nur aufgrund von Behinderung, 
sondern auch von Religion oder der Weltanschauung, des Alters 
oder der sexuellen Ausrichtung außerhalb des Arbeitsmarktes. In-
ternational anerkannte Menschenrechte würden in der EU eine 
Rechtsgrundlage erhalten, und die UN-Konvention über die Rech-
te von Menschen mit Behinderung würde auf europäischer Ebe-
ne rechtlich umgesetzt, wie zum Beispiel das Recht auf Zugang zu 
allen Bildungseinrichtungen und das Recht auf selbstbestimmtes  
Wohnen. Doch seit Jahren wird ihre Verabschiedung durch die  
deutsche Bundesregierung blockiert. Wir GRÜNEN kämpfen weiter  
gegen die Blockade und für den effektiven Schutz gegen Diskrimi-
nierung auch außerhalb des Arbeitsmarktes.
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Wir wollen, dass auch Menschen mit Behinderungen das Recht 
auf Freizügigkeit für sich nutzen können, ohne dass sozialrechtliche 
Vorschriften der Mitgliedstaaten das verhindern. Auch Menschen mit 
umfassender Betreuung sollen das Wahlrecht erhalten – das betrifft 
allein in Deutschland 81.000 Menschen.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in der EU

Inklusion, Selbstbestimmung und Barrierefreiheit

das Wahlrecht für alle Menschen mit Behinderung

3.8 EUROPAS VERBRAUCHER*INNEN 
STÄRKEN

Wir treten für ein Europa ein, in dem die Rechte der Verbrau cher*innen 
effektiv geschützt werden, auch grenzüberschreitend. Denn im euro-
päischen Binnenmarkt bewegen sich Waren, Kapital, Dienstleistun-
gen und Personen frei. Wir wollen sicherstellen, dass die Menschen 
in Europa vor gesundheitlichen und finanziellen Gefahren geschützt 
werden und dass sie wissen, was sie konsumieren. Sie müssen ihre 
Rechte gegenüber Unternehmen wirksam geltend machen können.

Der Verbraucher*innenschutz in der Europäischen Union ist 
eine Erfolgsgeschichte: Die Datenschutzgrundverordnung, die  
Abschaffung der Roaming-Gebühren, das Verbot von Tierversuchen 
zur Herstellung von Kosmetika, das „Bankkonto für alle“ und ein 
Schnellwarnsystem für als gefährlich gemeldete Produkte sind nur 
einige wenige Beispiele.

Doch es gibt auch Probleme. Schon im September 2015 wurden  
die Abgasmanipulationen an VW-Dieselautos bekannt – welche An-
sprüche die Kund*innen geltend machen können, ist aber noch immer 
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unklar. Das liegt daran, dass für einzelne Verbraucher*innen Aufwand 
und Risiko rechtlicher Schritte derart hoch sind, dass Unternehmen 
trotz betrügerischer Geschäftspraktiken selten Folgen fürchten müs-
sen. Die Möglichkeit kollektiven Rechtsschutzes, bei dem Geschädig-
te wahlweise als Gruppe gemeinsam oder mithilfe von Verbänden 
klagen können, muss daher europaweit eingeführt werden. 

Im europäischen Bahnverkehr wollen wir ein einheitliches Ti-
cketsystem schaffen. Der Flickenteppich nationaler Fahrkarten macht 
die Bahn grenzüberschreitend unattraktiv. Häufig werden nur Einzel-
tickets für die Strecken der jeweiligen nationalen Anbieter angeboten. 
Verpasst ein Fahrgast wegen einer verspäteten Bahn zum Beispiel in 
Deutschland seinen Anschlusszug nach Italien, muss er auf eigene 
Kosten ein neues Zugticket kaufen. Stattdessen brauchen Fahrgäste 
ein anbieterunabhängiges System, mit einem Ticket für alle Verkehrs-
träger für die gesamte EU – aus dem portugiesischen Dorf bis an die 
kroatische Küste oder aus Süditalien nach Lappland, egal ob mit Bus, 
Bahn oder Tram. Das Interrailticket, das wir allen Auszubildenden 
und Studierenden ein Jahr lang zur Verfügung stellen wollen, ist erst 
der Anfang und soll perspektivisch ergänzt werden durch attraktive 
Angebote, die sich jede*r leisten kann. Neue Serviceangebote wol-
len wir durch die Bereitstellung offener Daten (Open Data) befördern.

Wir brauchen auch endlich verständliche und realistische Kenn-
zeichnungen von Lebensmitteln. Nährwerte wollen wir durch die leicht 
verständliche Lebensmittelampel kenntlich machen. Es muss klar wer-
den, wie viel Zucker, Salz und Fett Lebensmittel enthalten. Für Trans-
fettsäuren wollen wir einen gesetzlichen Grenzwert einführen. Für 
sämtliche, auch verarbeitete Tierprodukte wollen wir eine EU-weite, 
verbindliche und umfassende Haltungskennzeichnung einführen, da-
mit Verbraucher*innen schnell erkennen können, wie ein Tier gehal-
ten wurde. Bereits die Einstiegsstufe soll so ausgestaltet sein, dass 
die Tiere ein Leben frei von Leid führen können. Die Kennzeichnung 
soll ein echter Anreiz für eine bessere Tierhaltung sein – und gleich-
zeitig dafür sorgen, dass Bäuer*innen angemessen entlohnt werden. 
Wenn tierische Erzeugnisse in Produkten enthalten sind oder bei der 
Herstellung verwendet werden, muss das angegeben werden.

Wir wollen einen starken Verbraucher*innenschutz bei Finanz-
produkten. Zu oft werden schlechte Produkte an Verbraucher*innen 
vertrieben, in der Regel spielen dabei hohe Provisionen eine große 
Rolle. Das wollen wir ändern. Deshalb wollen wir schrittweise eine 
komplette Abkehr von Provisionen hin zu einer qualitativ hochwer-
tigen Beratung auf Honorarbasis für alle. Beratung muss individuell 
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angepasst sein und den Anleger*innen stets den Weg zu guten Fi-
nanzprodukten weisen.

Digitale Verbraucher*innenrechte stärken

Datenschutz schützt nicht nur Daten, sondern vor allem unsere  
Privatsphäre und unsere Menschenwürde. Datenschutz ist auch Ver-
braucher*innenschutz. Vor allem unsere persönlichen Vorlieben und 
Interessen gehen niemanden etwas an. Informationelle Selbstbestim-
mung ist ein zentrales Grundrecht. Aber es ist gerade in Zeiten der Digi-
talisierung, der Plattformökonomie und des „Internets der Dinge“ neu 
herausgefordert.

Produkte und Kaufgewohnheiten haben sich fundamental geän-
dert. Aber welche personenbeziehbare Daten im Internet preisgege-
ben, gesammelt und gespeichert werden, das sollen die Betroffenen 
selbstbestimmt entscheiden können – und nicht Internet-Giganten 
wie Google oder Facebook.

Mit der von den europäischen GRÜNEN hart erkämpften Da-
tenschutzgrundverordnung (DSVGO) hat die EU einen Meilenstein für 
modernen Datenschutz gesetzt. Sie sorgt dafür, dass die weltweiten 
Datenkonzerne in die Schranken gewiesen werden, und zeigt, dass 
wir als Europäische Union gemeinsam Standards setzen können, die 
weltweite Ausstrahlung haben. Ihre Umsetzung in der Praxis werden 
wir genau beobachten, sie wo nötig konkretisieren und weiter verbes-
sern. Auch die zur Realisierung einer europaweit einheitlichen Aufsicht  
geschaffenen Strukturen wollen wir evaluieren und stärken.

So fordern wir bei der „E-Privacy“-Verordnung zum Schutz unse-
rer elektronischen Kommunikation unter anderem, dass mobile End-
geräte wie Smartphones, Tablets oder Sprachassistenzsystemen wie 
Alexa oder Siri schon vom Werk aus gemäß der Grundsätze „Privacy  
by design“ und „Privacy by default“ den bestmöglichen Privatsphären-
schutz garantieren. Zusätzlich erfordern es Wettbewerb und moderner 
Verbraucher*innenschutz, dass die Grundsätze der Interoperabilität 
wie wir sie aus dem Mobilfunk kennen, auch bei onlinegestützten An-
geboten gelten. Was heute bei Telefon, SMS und Mail selbstverständ-
lich ist, muss zum Beispiel auch bei Messengerdiensten oder sozialen 
Netzwerken gewährleistet werden, nämlich unkompliziert zwischen 
Anbietern und Plattformen kommunizieren und wechseln zu können.

Wir wollen, dass Browsereinstellungen wie „Do not track“ 
rechtsverbindlich werden, damit nicht automatisch ein Nutzungs - 
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profil erstellt wird. Damit unsere Grundrechte wirklich geschützt 
werden, brauchen wir die bestmöglichen Datenschutzgrundein-
stellungen und Aufsichtsbehörden, die über die personellen und 
finanziellen Mittel verfügen, die rechtlichen Vorgaben tatsächlich 
durchzusetzen. Wir dringen darauf, dass die derzeit in Verhand-
lung befindliche E-Privacy-Verordnung weder weiter verzögert 
noch verwässert wird.

Datenschutz und IT-Sicherheit sind für uns konstituierend. Des-
wegen setzen wir uns für verbindliche Ende-zu-Ende-Verschlüsse-
lung als Standard unserer elektronischen Kommunikation ein. Hinter-
türen und Sicherheitslücken sind ein strukturelles Risiko für unsere 
IT-Sicherheit. Deswegen dürfen staatliche Akteure Sicherheits lücken 
nicht ankaufen beziehungsweise mit ihnen hehlen. Statt dessen muss 
es eine Pflicht sicht, solche Lücken umgehend zu melden und sie 
schnellstmöglich zu schließen.

Technische Geräte mit Zugang zum Internet erobern zudem im-
mer mehr unseren Alltag. So reguliert die intelligente Heizung ent-
sprechend der Wettervorhersage selbstständig die Zimmertempera-
tur, und die Spielzeugpuppe kommuniziert mit Kindern. Sind diese 
Geräte nicht ausreichend geschützt, bieten sie ein Einfallstor für kri-
minelle Hacker, die sich in die Systeme einschalten könnten, um sie 
zu manipulieren.

Wir fordern verpflichtende Mindeststandards für die IT-Sicher-
heit von technischen Geräten. Dazu gehören Verschlüsselung, Soft-
ware, die auf dem neuesten Sicherheitsstand ist, und regelmäßige 
kostenlose Software-Updates sowie starke Authentifizierungsme-
chanismen bei vernetzten Geräten.

Wenn ein Sicherheitsproblem bei einem Auto festgestellt wird, 
wie zum Beispiel eine mangelhafte Bremse, ist klar, dass der Herstel-
ler dafür haftbar gemacht werden kann und die fehlerhaften Autos 
zurückrufen muss. Doch für Software gibt es bislang noch keiner-
lei Produkthaftung auf europäischer Ebene. Das muss sich ändern: 
Kommerzielle Hersteller von Software müssen haften, wenn sie  
regelmäßige Sicherheitsupdates nicht bereitstellen und bekannte 
Sicherheitslücken nicht schließen.

Bei dem Einsatz von Algorithmen muss gewährleistet wer-
den, dass die Entscheidungen für die Verbraucher*innen überprüf-
bar, transparent und diskriminierungsfrei erfolgen. Je sensibler und 
teilhaberelevanter die Anwendungsfelder, desto mehr Kontrolle 
durch staatliche Behörden ist notwendig. In Bereichen, die den Kern 
der persönlichen Grundrechte, unseres Rechtsstaates oder seiner 
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Solidarsysteme berühren, lehnen wir den bislang unregulierten Ein-
satz ab. Hier bedarf es europaweit geltender, verbindlicher Vorgaben.

Die illegitime Einflussnahme auf demokratische Willensbil-
dungsprozesse ist heute ein sehr ernst zu nehmendes Problem. Wir 
setzen uns dafür ein, dass politische Werbung im Internet und so-
genanntes Microtargeting streng reguliert werden. Das umfasst un-
ter anderem klare Vorgaben bezüglich eingesetzter Höchstbeträge 
und die Offenlegung und transparente Kennzeichnung von Werbung 
und parteipolitischer Information. Für den Empfänger muss jeder-
zeit ersichtlich sein, auf welcher Grundlage er welche Werbung erhält.  
Demokratische Diskurse, politische Willensbildungsprozesse und 
Wahlen müssen effektiv geschützt werden. Missbräuchlich eingesetzte 
„Social Bots“ können gezielt Desinformationen massenhaft verbreiten 
und Relevanz vortäuschen. Bei der notwendigen Bekämpfung wollen 
wir auch die Betreiber digitaler Plattformen in die Pflicht nehmen: 
Der Einsatz von Bots muss klar erkennbar sein. Auch hier bedarf es 
einer europaweit geltenden, verbindlichen Regelung.

Produkte nachhaltiger und sicherer machen

Produkte des alltäglichen Lebens, von Essen über Kleidung bis zu Kos-
metika oder Gebrauchsgegenständen, wollen wir sicher machen – durch 
strengere Grenzwerte bis hin zu Verboten gesundheitsgefährdender 
Stoffe. Aus PVC und PVC-Weichmachern wollen wir wegen der gesund-
heitlichen Risiken aussteigen. Nanopartikel kommen bereits in Le-
bensmitteln, Kosmetika oder Medikamenten zum Einsatz, ihre Unbe-
denklichkeit ist aber nicht eindeutig festgestellt. Wir fordern daher ein 
Register für Nanoprodukte. Die Definition von „Nanopartikeln“ muss so 
eng gefasst werden, dass es keine Schlupflöcher gibt.

Spätestens seit dem Unglück in der Textilfabrik Rana Plaza 2013 
hat bei vielen Menschen ein Umdenken stattgefunden: Die Nachfra-
ge nach fairer Kleidung steigt kontinuierlich. Wir wollen, dass fai-
re Mode Standard wird. Daher setzen wir uns für eine europäische 
Transparenzrichtlinie ein, die die gesamte Herstellungs- und Liefer-
kette der Textilindustrie umfasst und die Einhaltung konkreter Sorg-
faltspflichten auf allen Stufen garantiert.

Frühzeitiger Verschleiß von Produkten ist für die Verbrau-
cher*innen ein teures Ärgernis, verschwendet Ressourcen und lässt 
die Müllberge weiter wachsen. Unser Ziel sind langlebige Produkte, 
die repariert und recycelt werden können. Deswegen wollen wir ein 
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europäisches „Recht auf Reparatur“ schaffen, das Hersteller von Ge-
räten verpflichtet, langfristig Ersatzteile anzubieten sowie Reparatur-
anleitungen zu veröffentlichen. Wir fordern eine verbindliche europä-
ische Regelung gegen eine absichtliche Verkürzung der Lebensdauer 
von Produkten. Außerdem müssen die Hersteller einer Rücknahme-
pflicht unterliegen, die Recycling sicherstellt.

Für Soft- und Hardware braucht es Klarheit darüber, wie lange  
(Sicherheits-)Updates durch die Hersteller zur Verfügung gestellt 
werden. Zudem brauchen wir klare Anforderungen an die Lebensdau-
er und an die Kompatibilität mit Vorgängerversionen und -model-
len. Die europäischen Regelungen für die Gewährleistung wollen 
wir an die Lebensdauer von Produkten anpassen und auch auf kom-
merzielle Software ausweiten. Gleichzeitig wollen wir Open-Hard-
ware- und Open-Source-Software-Produkte besonders fördern, da 
diese auch nach Ende der Herstellerunterstützung noch weiterge-
nutzt werden können.

Oft braucht man für ein neues Gerät auch ein neues Ladekabel, 
weil das alte nicht passt. Für Ladegeräte und -kabel von Smart phones, 
Tablets und Laptops muss es einen einheitlichen und verbindlichen 
europäischen Standard geben.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

den Schutz der Privatsphäre bei Smartphones, Tablets  
und „smarten“ Assistenten von Anfang an

eine verbindliche Ende-zu-Ende-Verschlüsselung als  
Standard bei elektronischer Kommunikation

eine Rücknahmepflicht bei den Herstellern für ein  
sicheres Recycling unserer Produkte

einen einheitlichen europäischen Standard für  
Ladegeräte und -kabel
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3.9 KRIMINALITÄT UND TERROR  
BEKÄMPFEN, FREIHEIT SICHERN

Schlagbäume schaffen kein Mehr an Sicherheit. Zur Verteidigung 
unserer Freiheit und gegen Kriminalität und Terror brauchen wir 
eine stärkere europäische Kooperation der Sicherheitsbehörden. 
Zahlreiche Straftaten wie Wohnungseinbruchdiebstähle, Taschen-
diebstähle oder Betrugsdelikte erfolgen grenzübergreifend. Dem-
entsprechend muss die Polizei auch grenzübergreifend agieren. 
Auch islamistisch und rechtsextrem motivierter Terrorismus agiert 
grenzüberschreitend. Dem stellen wir uns zur Verteidigung unse-
rer Freiheit und zum Schutz der Bürger*innen entschlossen ent-
gegen. Hierfür setzen wir auf wirksame Prävention und effektive 
Strafverfolgung. Das gilt insbesondere für den EU-weiten Daten-
austausch und die Pflege von Datenbanken. Bei allen Maßnah-
men haben für uns rechtsstaatliche Standards wie Rechtsklarheit, 
der Bestimmtheitsgrundsatz und das Verhältnismäßigkeitsprin-
zip höchste Priorität. Das heißt, anders als die derzeit verfolgte 
Politik wollen wir nicht, dass unsere Sicherheitskräfte anlasslos 
jede Menge Daten sammeln oder dass veraltete Technik effekti-
ve Abgleiche verhindert. Wir wollen eine präzise und konsequen-
te Strafverfolgung. Eine maßlose Politik immer weiter reichen-
der Grundrechtseingriffe hingegen schwächt unsere Freiheit und 
sorgt nicht für mehr Sicherheit.

Europäisches Kriminalamt schaffen

Unsere Sicherheit darf nicht dadurch beeinträchtigt werden, dass 
die Polizeibehörden der Mitgliedstaaten bei der Zusammenarbeit 
versagen und die Überwachung von Verdächtigen an den inner-
europäischen Grenzen endet. Deshalb fordern wir den Aufbau ei-
nes Europäischen Kriminalamts (EKA). Das heißt, dass die derzeit 
weitgehend befugnisfreie europäische Polizeibehörde Europol 
zu einer europäischen Polizei nach dem Vorbild des Bundeskri-
minalamts mit eigenen Ermittlungsteams ausgebaut wird. Sie 
braucht eigenständige Ermittlungsmöglichkeiten und -befugnis-
se, um in relevanten Fällen grenzüberschreitender Kriminalität  
selbst einschreiten zu können. Sie muss ebenso effektiv wie rechts-
staatlich gegen Terrorismusverdächtige, Mafiaorganisationen, 
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Menschenhandel, aber auch länderübergreifend agierende Ein-
bruchsbanden und die gewaltbereite rechte Szene vorgehen. Da-
für braucht sie ausreichend Ressourcen und Personal. Kurzfris-
tig wollen wir im Rahmen des bestehenden Rechts Europol 
durch multinationale Ermittlungsgruppen (Joint Investiga tion  
Teams) stärken.

Europaweite Vernetzung der Polizei

Während andere Parteien reflexartig neue Eingriffsbefugnisse, 
Überwachungsgesetze und Grundrechtseingriffe fordern, wollen  
wir die Zusammenarbeit der Polizeibehörden der EU-Staaten  
verbessern. Dazu wollen wir ein europaweites Austauschprogramm  
für Polizist*innen ins Leben rufen. Die Zusammenarbeit von 
Polizist*innen in länderübergreifenden Ermittlungsteams wollen  
wir mit zusätzlichen Mitteln aus dem EU-Haushalt fördern. Denn 
wer gemeinsam im Team zusammengearbeitet hat, greift schneller  
zum Telefon, um seine Kolleg*innen aus anderen EU-Staaten zu 
informieren oder um Rat zu fragen. Dabei ist uns wichtig, dass 
diese Vernetzung höchsten datenschutz-, bürgerrechtlichen und 
rechtsstaatlichen Standards entspricht. Daher lehnen wir auch 
eine Weitergabe von sensiblen, personenbezogenen Daten an 
solche Staaten ab, die diese nicht einhalten. Unter dieser Bedin-
gung kann auch das bestehende Europol-Informations-System 
(EIS) weiter ausgebaut werden, so dass ein Abgleich der nationa-
len Polizeidatenbanken mit den Europol-Systemen möglich wird 
und Ermittler so vor Ort schneller feststellen können, ob Straftäter  
grenzüberschreitend agieren und die polizeiliche Rechtshilfe wei-
ter optimiert wird.

Geheimdienste einhegen und scharf kontrollieren

Die Veröffentlichungen von Edward Snowden haben ein System der 
globalen anlasslosen Massenüberwachung offenbart, die europä-
ischen Grundrechten diametral entgegenlaufen. Deswegen setzen 
wir Grüne uns für eine scharfe parlamentarische Kontrolle, kla-
re Rechtsgrundlagen, die Einhaltung des Trennungsgrundsatzes 
und eine europaweite Begrenzung nachrichtendienstlicher Be-
fugnisse ein.
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Europäische Staatsanwaltschaft ausbauen

Der künftigen Europäischen Staatsanwaltschaft stehen wir positiv 
gegenüber. Sie kann perspektivisch als zentrale Ermittlungs- und An-
klagebehörde eine entscheidende Rolle auch bei der Strafverfolgung 
von grenzüberschreitendem Terrorismus und organisierter Krimina-
lität einnehmen und sollte nicht auf die Verfolgung von Betrug zu-
lasten der EU beschränkt bleiben. Noch nehmen aber nicht alle Mit-
gliedstaaten an der Europäischen Staatsanwaltschaft teil. Dies ist 
nicht ausreichend. Wir werben dafür, dass alle Mitgliedstaaten mit-
wirken, und wollen, dass ein künftiges Europäisches Kriminalamt 
im Auftrag der Europäischen Staatsanwaltschaft die Ermittlungen 
durchführt. Rechtsstaatlichkeit und Opferschutz sowie Grundrechte, 
Beschuldigten- und Verteidigerrechte müssen ohne Absenkung des 
Schutzniveaus gewährleistet sein, auch bei grenzüberschreitender 
Herausgabe- und Speicheranordnung für elektronische Beweismit-
tel in Strafsachen (E-Evidence).

Organisierte Kriminalität bekämpfen – Terrorismusnetzwerke auf-
decken

Um die Finanzierungsquellen von Netzwerken im Bereich der orga-
nisierten Kriminalität und des Terrorismus auszutrocknen, möchten 
wir eine zentrale europäische Behörde für den Kampf gegen Geldwä-
sche schaffen. Wir wollen, dass Banken nur bei konkreten Verdachts-
fällen und unter höchsten rechtsstaatlichen Standards verdächtige 
Kontobewegungen direkt auch an die europäische Stelle melden.

Rechtswidrige, gewaltverherrlichende Propaganda und terroris-
tische Onlineinhalte müssen nicht nur nach transparenten rechts-
staatlichen Kriterien schnellstmöglich gelöscht, sondern auch von 
den nationalen Strafverfolgungsbehörden konsequent verfolgt wer-
den. Hierfür bedarf es einer zuverlässigen Kooperation der Plattfor-
men mit den Strafverfolgungsbehörden.

Prävention stärken und Waffenrecht verschärfen

Wir wollen Radikalisierung und Kriminalität von Anfang an verhin-
dern und Präventionsprogramme europaweit ausbauen. Insbeson-
dere Programme zur Deradikalisierung und für Aussteiger*innen 
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aus der islamistischen und gewaltbereiten rechten Szene wollen 
wir etablieren und stärken. Um schwere Straftaten wie etwa Amok-
taten zu verhindern, muss der Zugang zu Waffen erschwert werden. 
Es ist immer noch viel zu einfach, an illegale Schusswaffen und um-
gebaute Dekorationswaffen zu gelangen. Alle gefährlichen Waffen 
müssen lückenlos registriert und die Eignung und Zuverlässigkeit 
der Besitzer*innen regelmäßig geprüft werden. Wir wollen eine eu-
ropaweite einheitliche Kennzeichnung und gemeinsame Standards 
für die Deaktivierung von Feuerwaffen einführen.

Angesichts der Zunahme rassistisch motivierter Gewalttaten 
und der Ausbreitung rechten Gedankenguts muss die demokratische 
Zivilgesellschaft umso mehr gestärkt werden. Während demokra-
tiefeindliche Gruppen sich international austauschen und ihre Kräf-
te bündeln, verbleiben demokratische Initiativen meist sehr lokal   
verhaftet.

Wir setzen uns für die finanzielle Unterstützung, die Vernet-
zung und den internationalen Austausch der demokratischen Kräf-
te ein. Entsprechende Fördermittel und Programme auf EU-Ebene 
müssen aufgestockt werden. Eine besondere Rolle spielt dabei eine 
alltags- und lebensweltbezogene Bildungsarbeit in Schulen und Ju-
gendeinrichtungen.

Datenschutz sicherstellen

Die europäischen Innenminister, tatkräftig unterstützt von der Großen 
Koalition in Berlin, fordern nach jedem Terroranschlag geradezu re-
flexhaft zusätzliche Datenbanken und Massenüberwachung. Wer mit 
dem Flugzeug nach Europa reist, wird anlasslos registriert werden, 
egal ob es sich um Terrorverdächtige, Tourist*innen oder Geschäfts-
reisende handelt. Bestehende Polizei- und Grenzkontrollsysteme wer-
den gerade verschärft, neue befinden sich im Aufbau.

Die EU-Richtlinie zur Fluggastdatenspeicherung halten wir für 
rechtswidrig. Es ist nicht mit unseren Grundrechten vereinbar, dass 
alle, die einen Flug buchen, wie Verdächtige behandelt werden und 
hinnehmen müssen, dass ihre Daten fünf Jahre lang gespeichert und 
fortlaufend einer automatisierten Rasterfahndung unterzogen wer-
den. Auch die anlasslose Vorratsdatenspeicherung von Handy- und 
Kommunikationsdaten ist bereits zweimal vom Europäischen Ge-
richtshof als grundrechtswidrig aufgehoben worden. Einen neuen 
Anlauf zur europaweiten Kommunikationsüberwachung wird es mit 
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uns GRÜNEN nicht geben. Wir kämpfen weiterhin mit aller Vehemenz   
gegen alle Formen von anlasslosen Vorratsdatenspeicherungen.

Die angestrebte Datensammlung kostet viel Geld, das bei der 
gezielten Überwachung und Verfolgung von terroristischen und ande-
ren Gewaltbereiten fehlt. Während die EU-Staaten Milliarden in den 
Aufbau neuer Datenbanken investieren, hat die europäische Ermitt-
lungsbehörde Europol ein jährliches Budget von wenigen Hundert-
tausend Euro für Ermittlungsteams. Viel zu oft enden deshalb Ermitt-
lungen an nationalstaatlichen Grenzen.

Gleichzeitig werden bestehende Datenbanken, in denen Perso-
nen erfasst sind, wie zum Beispiel im Schengener oder im Europol-
Informationssystem, derzeit nicht richtig genutzt, weil es an Personal 
und Informationsaustausch zwischen den EU-Staaten mangelt. Hier 
gibt es dringenden Änderungsbedarf. Bei der notwendigen Effekti-
vierung des Informationsaustauschs und der Zusammenlegung von 
Datenbanken müssen höchste datenschutzrechtliche Standards be-
achtet werden.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

eine effektive wie rechtsstaatliche europäische Sicherheits-
architektur, die Freiheit schützt und Sicherheit garantiert

ein Europäisches Kriminalamt mit eigenen Ermittlungsteams 
und zusätzliche Kompetenzen für die Europäische Staatsan-
waltschaft

eine europäische Behörde zur Bekämpfung von Geldwäsche

eine konsequente Präventionsarbeit und eine EU-weite  
Verschärfung des Zugangs zu gefährlichen Waffen

die Wahrung und den Ausbau von Grund- und Freiheits-
rechten der Bürger*innen Europas
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4 GARANTIEREN, WAS 
UNS ALLE SCHÜTZT: 
FRIEDEN, SICHER -  
HEIT UND GLOBALE  
GERECHTIGKEIT  
FÖRDERN

Die internationale Staatenordnung befindet sich im Umbruch. Russ-
lands Präsident verletzt die territoriale Integrität anderer Staaten 
und verhindert eine demokratische Entwicklung im Inland. Chinas  
Führung verstärkt immer weiter die staatliche Überwachung und 
heizt Territorialkonflikte im Südchinesischen Meer an. In den Staa-
ten Nordafrikas und des Nahen Ostens konnte sich die Hoffnung 
der Menschen auf eine Demokratisierung der Region nicht erfül-
len. Iran und Saudi-Arabien führen stattdessen einen Kampf um 
die Vorherrschaft im Nahen Osten. In Syrien tobt nach wie vor ein 
brutaler Krieg, in dem sich sogar NATO-Partner feindlich gegen-
überstehen.

Und die USA, wichtige Initiatorin jener Regeln, die seit dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs einen großen Teil der Welt halbwegs 
zusammengehalten haben, haben sich als berechenbarer Akteur 
der Weltpolitik verabschiedet. Mit dem Krieg gegen den Irak 2003 
hat die US-Regierung einen heftigen Bruch mit dem Völkerrecht 
gesucht, in Guantánamo die Menschenrechte mit Füßen getre-
ten. Mit ihrem aktuellen Präsidenten steigt die US-Regierung aus 
dem Klimaabkommen aus, kündigt das Iran-Abkommen, agiert in 
Handelsfragen aggressiv und verachtet die internationalen Or-
ganisationen, die ihr Land selbst gegründet hat. Die EU sieht sie 
wirtschaftlich als Gegner. Garantien, auf die sich die Europäische 
Union sicher verlassen konnte, gelten so nicht mehr.

Währenddessen geht die globale Vermögensverteilung immer 
weiter auseinander. Zwar haben sich Armut und Kindersterblichkeit 
in den letzten Jahrzehnten halbiert, in vielen Ländern kann mittler-
weile die Mehrheit der Mädchen und Jungen lesen und schreiben. 
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Dennoch ist das eben nur die Hälfte und weltweit leidet weiter jeder 
neunte Mensch – 821 Millionen Menschen – an chronischem Hunger  
und 1,5 Milliarden Menschen sind mangel ernährt. Das reichste Pro-
zent der Weltbevölkerung besitzt über 50 Prozent des Gesamtver-
mögens und damit mehr als die übrigen 99 Prozent der Weltbe-
völkerung. Die Auswirkungen der Klimakrise vertreiben nicht nur 
immer mehr Menschen aus ihrer Heimat, weil sie auf ausgetrock-
neten oder überschwemmten Böden nicht mehr leben und keine 
Landwirtschaft betreiben können, sondern auch, weil die Auswirkun-
gen der Klimakrise vielerorts bestehende Konflikte und schlechte  
Regierungsführung verschärfen.

In dieser Situation muss sich die EU beweisen: als außenpoli-
tische Akteurin, als Wertegemeinschaft, in der der Mensch mit sei-
ner Würde, seiner Freiheit und seinen unveräußerlichen Rechten 
im Mittelpunkt steht – wissend, dass gerade in der Außenpolitik  
immer Kompromisse nötig sind und vielfältige Interessen ausba-
lanciert werden müssen. Will die EU bei der Reduzierung von In-
stabilität, der Bekämpfung von massiven Menschenrechtsverlet-
zungen und der Beendigung von Krisen in ihrer unmittelbaren 
Nachbarschaft und darüber hinaus eine Rolle spielen, müssen ihre 
Mitgliedstaaten im Bereich der Außen-, Sicherheits- und Friedens-
politik viel stärker kooperieren als bisher.

Die Europäische Union ist nie darauf angelegt gewesen, aber 
die Frage, die sich stellt, ist die nach der Weltpolitikfähigkeit. Wenn 
wir diese Frage nicht angehen, dann wird die Europäische Union, 
dann wird die globale Zusammenarbeit bedeutungslos. Dafür die 
Pflöcke entlang von Frieden, Menschenrechten und dem Völker-
recht zu setzen, ist für uns als GRÜNE die zentrale Aufgabe der 
nächsten Jahre.

Noch immer sind Frauen und Mädchen weltweit nicht gleich-
berechtigt. Das wollen wir ändern. Die Gleichberechtigung der 
Geschlechter ist nämlich nicht nur Menschenrecht, sondern 
Stabi lisator für nachhaltigen Frieden, ist Grundlage gerechter 
Gesellschaften und Motor wirtschaftlicher Entwicklung. Mit einer  
explizit feministischen EU-Außenpolitik wollen wir deshalb ge-
schlechtsspezifische Analysen und gleichberechtigte Teilhabe von 
Frauen und Minderheitengruppen auf allen Verhandlungs- und 
Umsetzungsebenen fördern. Wir rücken systematisch die Auswir-
kungen außenpolitischer Entscheidungen auf die Machtverhält-
nisse zwischen den Geschlechtern ins Zentrum sonst überwiegend  
männlicher Debattenverläufe und Analysen.
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4.1 MENSCHENRECHTE  
VERTEIDIGEN, DEMOKRATISCHE 
HANDLUNGSRÄUME SICHERN

Wir treten für eine gemeinsame europäische Außen- und Sicher-
heitspolitik ein, die sich für Menschenrechte stark macht und Frieden  
sichert. Statt Aufrüstung und einer Politik, die nur auf den nationalen 
Vorteil bedacht ist, brauchen wir eine EU, die friedens- und sicher-
heitspolitisch mit einer Stimme spricht.

Einen Schwerpunkt setzen wir in der Stärkung der Zivilgesellschaft. 
Denn die Handlungsmöglichkeiten zivilgesellschaftlicher Akteur*innen 
werden in vielen Ländern immer weiter eingeschränkt. Die Arbeit von 
Nichtregierungsorganisationen wird dort von staatlicher Seite syste-
matisch erschwert, diffamiert, behindert und kriminalisiert. Insbeson-
dere die Versammlungs-, Meinungs- und Pressefreiheit werden in vielen 
Staaten beschränkt oder ganz abgeschafft. Dies betrifft nicht nur auto-
ritäre Staaten, sondern auch Demokratien mitten in Europa, wie zum 
Beispiel Ungarn, Polen, Rumänien und Österreich, in denen Grundprin-
zipien wie Pluralismus, Gewaltenteilung, Unabhängigkeit der Medien 
und Rechtsstaatlichkeit infrage gestellt werden. Das ist fatal, denn so 
geraten die Fundamente der rechtsstaat lichen Demokratie unter Druck.

Wir sehen mit Sorge die weltweite Entwicklung des „shrinking 
space“, also der Einschränkung des öffentlichen Raumes für die Zivil-
gesellschaft. Die Europäische Union, der Europarat und die Vereinten  
Nationen sollten dieser entschieden entgegentreten. Das kann für 
die EU nur gelingen, wenn sie ihre Mitgliedstaaten selbst konsequent  
in die Pflicht nimmt. 

Wir wollen Nichtregierungsorganisationen unterstützen, de-
ren Arbeit von staatlicher Seite systematisch erschwert, diffamiert, 
behindert und kriminalisiert wird, und den Schutz von Menschen-
rechtsverteidigern verstärken. Die EU sollte die internationale Ver-
netzung und den Austausch von zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen fördern und unterstützen. Es ist auch ein wichtiges Signal 
an Menschenrechts verteidiger*innen, dass sie mit ihrem Engage-
ment nicht alleingelassen werden. Wir GRÜNEN wollen, dass die 
EU-Leitlinien zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern voll-
ständig umgesetzt und öffentlich stärker bekannt gemacht werden.  
Dafür ist es auch notwendig, das Europäische Instrument für Demo-
kratie und Menschenrechte zu stärken und finanziell besser auszustat-
ten. Die EU muss weiterhin den Sonderberichterstatter der Vereinten 
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Nationen zur Situation von Menschenrechtsverteidigern und für Ver-
sammlungs- und Vereinigungsfreiheit finanziell und politisch in- und  
außerhalb des UN-Menschenrechtsrates aktiv unterstützen und den 
Aktionsplan für Menschenrechte und Demokratie des Europäischen 
Rates vorantreiben.

Aber auch Städte und Regionen innerhalb der EU können  
einen wichtigen Beitrag zum Schutz von Menschenrechten und 
Menschenrechtsverteidiger*innen leisten. Wir wollen Initiativen wie 
kommunale Menschenrechtsbeauftragte, Aufnahmeprogramme für  
politisch Verfolgte oder Patenschaftsprogramme stärker durch die EU 
finanziell und institutionell unterstützen. Die EU-Mitgliedstaaten sind 
aufgefordert, alle menschenrechtlichen Konventionen zu ratifizieren.

Menschenrechte müssen stärker als bisher maßgeblich für die 
EU-Handelspolitik sein. Die Art und Weise, wie wir in Europa leben, 
hat weltweite Folgen: von der Klimakrise bis zu ausbeuterischen Ar-
beitsbedingungen, Zerstörung der Lebensgrundlagen, rücksichtslosem  
Ressourcenabbau und der Stärkung autoritärer Regime. Damit die EU 
zur Förderin von nachhaltiger Entwicklung sozialer und ökologischer 
Standards im Welthandel wird, bedarf es beherzter Schritte.

Transnationale Unternehmen mit Sitz in der EU müssen auch bei 
uns in Europa dafür haftbar gemacht werden können, wenn sie inner-
halb ihrer Produktions- und Ressourcenketten an Menschenrechts-
verletzungen beteiligt sind. Lieferketten wollen wir transparenter ma-
chen, sodass klar ist, unter welchen Bedingungen Produkte produziert 
wurden, die in die EU eingeführt werden. Wir wollen nicht, dass Krie-
ge, Menschenrechtsverletzungen und Ausbeutung durch Produkte fi-
nanziert werden, die in der EU verkauft werden. Wir GRÜNEN wollen 
eine konsequente Umsetzung der UN-Leitprinzipien für Wirtschaft 
und Menschenrechte und werden uns bei der anstehenden Novellie-
rung der CSR-Richtlinie für mehr Berichtspflichten und weniger Aus-
nahmeregelungen starkmachen.

Die EU als Vorreiterin einer feministischen Außen- und  
Sicherheitspolitik

Die Europäische Union muss das Prinzip einer feministischen Außen- 
und Sicherheitspolitik und damit die Gleichberechtigung von Frau-
en und Minderheitengruppen zu einer Leitlinie ihrer gemeinsamen  
Außen- und Sicherheitspolitik machen. Sie braucht dazu einen inter-
sektionalen Ansatz, der die Überschneidung verschiedener Formen der 
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Diskriminierung erkennt und ernst nimmt. Mit einer feministischen, 
menschenrechtsbasierten Außen- und Sicherheitspolitik ergänzen 
wir den traditionellen Sicherheitsbegriff um die menschliche Sicher-
heit und rücken damit die Bedürfnisse von Menschen statt Staaten  
in den Mittelpunkt. Grünes Ziel ist es, die Rechte von Frauen welt-
weit zu fördern und Frauen als Akteurinnen in Gesellschaft, Wirtschaft 
und Politik zu stärken sowie ihnen gleichwertigen Zugang zu sozia-
len, ökonomischen und politischen Ressourcen zu garantieren und 
die reproduktiven und sexuellen Rechte zu stärken. Dafür wollen wir 
in der EU die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und politischen 
Minderheiten auf allen Verhandlungs- und Umsetzungsebenen in den 
Organisationen der europäischen Außen- und Sicherheitspolitik stei-
gern. Damit durchbrechen wir die klassischen Strukturen im außen-, 
sicherheits- und entwicklungspolitischen Bereich, zeigen neue Pers-
pektiven, richten die Bereitstellung von Geldern neu aus und stellen 
Machtverhältnisse grundlegend infrage.

Der Schutz von Frauen und Minderheiten sowie deren Beteili-
gung an Friedensprozessen trägt in erheblichem Maße zur Wahrung 
von Frieden und Sicherheit bei. Wir wollen den UN-Sicherheitsrats-
beschluss 1325 „Frauen, Frieden und Sicherheit“ und seine Folgere-
solutionen mit Leben füllen, die Genderperspektive in sämtlichen 
außen politischen Bereichen und EU-Friedensoperationen verankern 
und dieses Gesamtvorhaben langfristig finanziell unterfüttern. Ziel ist 
die Gleichbehandlung und -beteiligung von Frauen und Minderheiten 
in der zivilen Krisenprävention, in Friedensverhandlungen und Frie-
densmissionen, in der Konfliktbearbeitung und beim Wiederaufbau 
nach Konflikten sowohl auf polizeilicher und militärischer Ebene. Da-
für soll die Beraterin des Auswärtigen Dienstes der EU für Gender ein 
eigenes Budget erhalten und an das Europaparlament berichten. Wir 
wollen zudem, dass die EU alle ihr zur Verfügung stehenden außen-
politischen Instrumente nutzt, um der systematischen Diskriminie-
rung von Frauen und Mädchen weltweit sowie sexualisierter und  
geschlechterbasierter Gewalt entgegenzuwirken.

Neben der Gleichberechtigung der Geschlechter und der Durch-
setzung der Frauenrechte treten wir dabei auch gegen die Dis-
kriminierung und für den Schutz der Menschenrechte von Lesben, 
Schwulen, Bisexuellen, Trans*, Inter* und Queeren (LSBTIQ*) Men-
schen ein. 2007 wurden in Yogyakarta Prinzipien zur Anwendung 
der Menschenrechte in Bezug auf die sexuelle Orientierung und die  
geschlechtliche Identität verabschiedet. Diese wollen wir weiter 
fördern und umsetzen.
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Wer GRÜN wählt, stimmt für

den aktiven Schutz von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, 
insbesondere durch die Stärkung von zivilgesellschaftlichen 
Akteur*innen und Menschenrechtsverteidiger*innen

eine verantwortungsvolle Handelspolitik, in der Menschen-
rechte auch gegenüber transnationalen Unternehmen  
einklag bar sind

eine feministische Außen- und Sicherheitspolitik

4.2 EINE GEMEINSAME EUROPÄISCHE  
AUSSENPOLITIKGESTALTEN

Die multilaterale Ordnung und ihre Institutionen sind unter Druck. 
Es kommt jetzt mehr denn je auf die EU als weltpolitikfähige Ak-
teurin an, die global gestaltet. Das kann nur gelingen, wenn die 
EU als dialogbereite und verlässliche Partnerin und gute Nachba-
rin agiert. Einen Rückfall in Nationalismus und Populismus zu ver-
hindern und die multilaterale Ordnung zu erhalten und gerechter 
zu gestalten, ist Aufgabe und Interesse der EU.

Ein friedliches Zusammenleben mit unseren europäischen 
Nachbarregionen ist zentrale Aufgabe europäischer Nachbarschafts-
politik. Die Kriege und Konflikte in den östlichen und südlichen 
Nachbarstaaten stellen die EU vor große Herausforderungen. Es 
kommt jetzt mehr denn je auf eine einheitliche und klar friedens- 
und menschenrechtsorientierte EU-Außenpolitik an. Die EU muss 
ihr politisches und diplomatisches Gewicht in die Waagschale 
werfen, um Schritte für Frieden und Sicherheit in ihrer Nachbar-
schaft zu ermöglichen. Und sie muss ihr Engagement für die an-
grenzenden Regionen deutlich ausweiten, um Stabilität und wirt-
schaftliche Entwicklung im gesamten Umfeld der Europäischen 
Union zu fördern.
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Stärkung der multilateralen Ordnung und ihrer Institutionen

Eine friedliche Welt braucht eine starke internationale Organisation 
der Zusammenarbeit. Gerade in einer Zeit, in der sich andere Staaten 
daraus zurückziehen, ist die Europäische Union gefragt, Verantwor-
tung zu übernehmen. Das betrifft sowohl die finanzielle Unterstüt-
zung von internationalen Organisationen und Programmen, wie dem 
Welternährungsprogramm, dem Umweltprogramm oder dem Flücht-
lingshilfswerk der Vereinten Nationen, als auch das Umsetzen von in-
ternationalen Verträgen, zum Beispiel dem Pariser Klimaabkommen.

In Zeiten, in denen einige Staatschefs wieder das Recht des Stär-
keren an die Stelle der Stärke des Rechts setzen wollen, braucht es 
eine Europäische Union, die das humanitäre Völkerrecht verteidigt. 
Wir GRÜNEN wollen, dass sich die EU für eine Stärkung und bes-
sere Funktionsfähigkeit des Internationalen Strafgerichtshofes ein-
setzt. Es ist überfällig, dass die EU neben den Mitgliedstaaten selbst 
Mitglied der Europäischen Menschenrechtskonvention wird, damit 
sich auch EU-Institutionen für ihr Handeln vor dem Europäischen 
Gerichts hof für Menschenrechte verantworten müssen.

Die schreckliche Situation in Syrien hat erneut verdeutlicht, 
welche negativen Auswirkungen die Handlungsunfähigkeit der Ver-
einten Nationen (UN) durch die Blockadehaltung eines Mitglieds 
im UN-Sicherheitsrat haben kann. Dadurch wird erschwert, dass die  
internationale Gemeinschaft ihrer Schutzverantwortung nachkom-
men kann. Eine Blockade des Sicherheitsrats bei zentralen Fragen 
schwächt das Völkerrecht und die UN insgesamt, da beispielsweise 
nicht einmal der Internationale Strafgerichtshof (IStGH) in Den Haag 
mit der Verfolgung von Kriegsverbrechen beauftragt werden kann.

Die Vereinten Nationen müssen wieder voll handlungsfähig 
werden. Der Sicherheitsrat sollte so reformiert werden, dass alle Welt-
regionen angemessen repräsentiert sind. So sollte zum Beispiel Indi-
en aufgenommen werden. Damit würde sich das Gleichgewicht zwi-
schen den Mitgliedstaaten verbessern. Dazu würde ein Sitz für die 
Europäische Union einen wichtigen Beitrag leisten.

Die Vetomöglichkeit im Sicherheitsrat wollen wir langfristig ab-
schaffen und kurzfristig mit einem Begründungszwang belegen, be-
sonders bei der Frage der Responsibility to Protect. Bis dahin sollte 
im Falle einer anhaltenden Blockade des Sicherheitsrats die Gene-
ralversammlung der UN das Recht beanspruchen, nach dem Vorbild 
der „Uniting For Peace-Resolution 377“ von 1950 mit qualifizierter 
Mehrheit den Sicherheitsrat für blockiert zu erklären und an seiner 
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Stelle friedenserzwingende Maßnahmen, also diplomatische Maß-
nahmen, Sanktionen oder militärische Maßnahmen, gemäß Kapitel 
VII der UN-Charta zu beschließen.

Neben den Vereinten Nationen wollen wir auch die Organisa-
tion für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) stärken. 
Dabei geht es darum, die Fähigkeiten der OSZE im Bereich ziviler 
Krisenprävention, Frühwarnung und Krisenbewältigung zu stär-
ken – materiell und finanziell. Das Konzept der menschlichen Di-
mension von Sicherheit war und bleibt eine zentrale Errungen-
schaft der OSZE. Es bildet den umfassenden Sicherheitsbegriff der 
OSZE ab und umfasst beispielsweise Aktivitäten in den Bereichen 
Medienfreiheit, Minderheitenrechte, Rechtsstaatlichkeit und Nicht-
diskriminierung. Dieses Engagement für die Förderung von Demo-
kratie, Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechten, Toleranz und Nicht-
diskriminierung wollen wir unterstützen. Wir fordern daher eine 
Stärkung des Hochkommissars für Nationale Minderheiten, des  
Büros für Demokratische Institutionen und Menschenrechte (ODIHR) 
und des OSZE-Beauftragten für Medienfreiheit. Wir weisen jegliche  
Versuche von OSZE-Mitgliedern, die Geltung dieser menschlichen 
Dimension infrage zu stellen oder ihre Instrumente zu diskredi-
tieren, zurück.

Konsequent für EU-Recht beim Brexit

Erstmals in der Geschichte der Europäischen Union verlässt ein Land 
das gemeinsame Haus der EU. Der Brexit verdeutlicht, wie gefähr-
lich es ist, wenn Regierungen mit dem Feuer spielen und Europa 
für nationale Machtkämpfe missbrauchen. Und er zeigt ein weiteres 
Mal, wie aus Russland heraus versucht wird, Wahlen in Demokratien  
zu beeinflussen.

Die Europäische Union muss weiter geschlossen zusammen-
stehen, damit ein Drittland nicht bessergestellt ist als ein Mitglieds-
land. Rosinenpickerei darf es nicht geben, der Brexit darf keine Blau-
pause für andere Staaten werden. Das würde auch diejenigen in 
Großbritannien unterstützen, die eine weitere Entscheidung der 
Bürger*innen über das finale Austrittsdokument fordern. Wir set-
zen uns dafür ein, dass eine Lösung gefunden wird, die den in der 
EU lebenden Brit*innen und den in Großbritannien lebenden EU-
Bürger*innen ermöglicht, ihre jetzigen Rechtsansprüche auch nach 
dem Brexit geltend zu machen.
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Bisher verhandelt die EU erfolgreich, besonders weil die ande-
ren 27 Mitgliedstaaten zusammenhalten. Wir unterstützen die Rolle 
der EU-Kommission als Verhandlungsführerin. Nationale Alleingän-
ge oder gar bilaterale Deals darf es nicht geben. Die Wahrung der 
vier EU-Grundfreiheiten – Freiheit von Warenverkehr, Dienstleistung, 
Personen- und Kapitalverkehr – müssen im Mittelpunkt stehen. Einen 
uneingeschränkten Zugang zum Binnenmarkt kann es ohne Perso-
nenfreizügigkeit und Anerkennung des EU-Rechts nicht geben. Einen 
Austritt mit Sonderstatus kann es nicht geben. Ebenso hat der Frieden  
auf der irischen Insel absolute Priorität. Insbesondere die britische Re-
gierung muss gewährleisten, dass eine harte Grenze auf der irischen  
Insel vermieden wird. Ein Abkommen über die zukünftigen Bezie-
hungen kann erst nach dem rechtskräftigen Austritt Großbritanniens 
fina lisiert werden. Die außenpolitische Zusammenarbeit mit Groß-
britannien wollen wir nach dem Austritt im Rahmen internationaler 
Organisationen (NATO, OSZE, Europarat) stärken.

Für eine verantwortungsvolle Erweiterungspolitik

Die Erweiterungspolitik der EU ist für uns eine Erfolgsgeschichte. Sie 
steht für Frieden, Demokratie und Stabilität in Europa. Die Europä-
ische Union hat allen Staaten des Westbalkans – Serbien, Bosnien-
Herzegowina, Montenegro, Kosovo, Albanien und Mazedonien – das 
Versprechen gegeben, der EU beitreten zu können, wie dies Slowe-
nien und Kroatien bereits erfolgreich getan haben. Albanien und  
Mazedonien standen im Juni 2018 kurz vor der Eröffnung der EU-Bei-
trittsverhandlungen, da alle zuvor festgelegten Bedingungen erfüllt 
wurden. Trotzdem verschob der Rat die Eröffnung auf Juni 2019. Wir 
GRÜNE werden uns dafür einsetzen, dass der Rat im Juni 2019 sein 
Versprechen auch in die Realität umsetzen wird, damit Albanien und 
Mazedonien einen wichtigen und verdienten Schritt im langjährigen 
EU-Beitrittsprozess vorankommen können. 

Die EU steht in der politischen Verantwortung, das Vertrauen  
in das Beitrittsversprechen nicht zu enttäuschen und gleichzeitig 
den notwendigen Reformprozess in diesen Ländern mitzugestal-
ten. Wir wollen dieses Versprechen durch eine engagiertere und tief 
greifende Zusammenarbeit mit möglichst vielen gesellschaftlichen 
Akteur*innen des Westbalkans glaubwürdig machen. Denn die Bei-
trittsperspektive ist ein wichtiger Motor für den sensiblen Friedens- 
und Aussöhnungsprozess, für Transformation und Modernisierung in 
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einer weiterhin fragilen Region. Und sie unterstützt vor allem dieje-
nigen, die sich schon heute für mehr Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, 
Menschenrechte und den Schutz der Umwelt einsetzen. Klar ist aber 
auch, dass ausschließlich der politische Reformwille vor Ort und die 
Erfüllung der Kopenhagener Kriterien über das Tempo des weiteren 
Beitrittsprozesses und den EU-Beitritt selbst entscheiden. Bei den 
dringend notwendigen Reformen darf es keinen Rabatt geben: Gerade 
in den Bereichen Rechtsstaatlichkeit, Grundwerte und Pressefreiheit, 
Bekämpfung von Korruption und organisierter Kriminalität, Aufar-
beitung von Kriegsverbrechen und Beilegung von bilateralen Kon-
flikten müssen noch viele Fortschritte erzielt werden. Diese Heraus-
forderungen bleiben für uns Ansporn für ein starkes Engagement.

Das bedeutet in jedem einzelnen Fall, dass die Beitrittsvor-
aussetzungen der Kopenhagener Kriterien erreicht werden müssen, 
also die europäischen Werte und Regeln vollständig erfüllt werden. 
Wir wollen außerdem, dass die EU die Erweiterungspolitik zum An-
lass nimmt, ihre innere Funktionsfähigkeit endlich entschlossen an-
zugehen.

Transatlantische Partnerschaft neu ausrichten

Der US-amerikanische Präsident Trump hat die transatlantische Part-
nerschaft in eine tiefe Krise gestürzt. Seine Präsidentschaft bringt 
massive Rückschritte beim Klimaschutz, bei der Anerkennung des Völ-
kerrechts und der Verrechtlichung der internationalen Beziehungen. 
Multilaterale Organisationen geraten so ins Wanken. Die US-Admi-
nistration versteht die EU als wirtschaftlichen Gegner und setzt auf 
eine nationalistische Strategie. Darauf braucht es eine geschlosse-
ne Antwort der EU-Mitgliedstaaten. Die EU darf sich von Präsident 
Trump nicht spalten lassen. Nur so kann Europa sich selbst behaupten.

Dennoch ist die transatlantische Partnerschaft für uns ein zen-
traler Bezugspunkt europäischer Außen- und Sicherheitspolitik. Die 
USA sind mehr als ihr derzeitiger Präsident. Eine enge Zusammen-
arbeit mit unseren amerikanischen Partnern und Netzwerken pro-
gressiver Kräfte, die eine soziale, ökologische, friedliche und men-
schenrechtsbasierte Politik verfolgen, bleiben wesentlicher Pfeiler 
unserer Politik. Daher sollte die Europäische Union viel stärker auf 
eine Zusammenarbeit mit den US-Bundesstaaten sowie zivilgesell-
schaftlichen Akteur*innen, vor allem in den Bereichen Ökologie, Bil-
dung, Energie, Klimaschutz sowie Digitalisierung, setzen.
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Das von Baden-Württemberg und Kalifornien angestoßene Kli-
maschutzbündnis auf der Ebene der Regionen, die Under2 Coalition, 
dem sich schon über 200 Regionen angeschlossen haben, kann hier 
einen wichtigen Beitrag leisten.

Östliche Partnerschaft und Russland: demokratische Kräfte  
stärken

Eine gute Partnerschaft mit den östlichen Nachbarn der EU ist im 
ureigenen Interesse Europas und wichtiger Baustein für Stabilität 
und Frieden in der Region. Die Östliche Partnerschaft der EU stärkt 
seit 2009 die Modernisierung, Demokratisierung und Durchsetzung 
von Menschenrechten in Armenien, Aserbaidschan, Belarus, Georgien, 
Moldau und der Ukraine. Daran wollen wir festhalten und sie weiter 
ausbauen. Die demokratischen Entwicklungen – sei es in der Ukraine 
oder Armenien – verdeutlichen uns die Kraft der Zivilgesellschaft in 
diesen Ländern. Wir halten an einer Visaliberalisierung für alle Län-
der der Östlichen Partnerschaft fest. Klar ist für uns aber auch, dass 
diese Partnerländer noch einen weiten Weg vor sich haben. Europäi-
sche Grundwerte dürfen nicht für wirtschaftliche Interessen geopfert  
werden. Der Kampf gegen Korruption, demokratische und rechts-
staatliche Reformen und die Wahrung der Menschenrechte müssen 
in diesen Ländern noch stärker von der EU eingefordert und unter-
stützt werden. Die wichtige Anbindung der östlichen Nachbarn an die 
EU ist gleichzeitig eine Herausforderung für das Verhältnis zu Russ-
land. Russland versucht, die engere Zusammenarbeit der östlichen 
Staaten mit der EU zu verhindern. Dennoch unterstützen wir weiter-
hin die Schritte insbesondere der EU-assoziierten Länder der Östli-
chen Partnerschaft – also der Ukraine, der Republik Moldau und Ge-
orgiens – in Richtung europäische Integration und wollen ihnen den 
Weg zu einem EU-Beitritt offenhalten.

Unter Präsident Putin hat Russland mit der völkerrechtswid-
rigen Annexion der Krim, dem militärischen Vorgehen in der Ost-
ukraine und mit dem militärischen Eingreifen in Syrien auf der Sei-
te Assads zu einer erheblichen Verschärfung der internationalen 
Spannungen beigetragen. Putin führt Russland nicht nur innen-
politisch immer weiter weg von Demokratie, Freiheit, der Achtung 
der Menschenrechte und einer dringend nötigen sozialen und 
ökonomischen Modernisierung des Landes und seiner Strukturen, 
sondern handelt internationalen Verpflichtungen und Standards 
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zuwider. Gerade bei unseren osteuropäischen Nachbarn hat das 
tiefe historische Erinnerungen hervorgerufen. Die Verletzung der 
territorialen Integrität anderer Staaten ist inakzeptabel. Die EU 
muss hier klar sein und ihre politischen und diplomatischen An-
strengungen für eine friedliche Lösung der Konflikte in Osteuro-
pa und im Südkaukasus verstärken.

Für uns ist klar: Es darf keine Abstriche in unserem Eintreten 
für Demokratie und Menschenrechte und die Einhaltung des Völ-
kerrechts geben. Die uneingeschränkte Gültigkeit der Schlussakte 
von Helsinki, die Charta von Paris sowie die Prinzipien der OSZE 
leiten unsere Politik gegenüber Russland. Eine Lösung des Kon-
fliktes in der Ukraine kann nur eine politische und diplomatische 
sein. Daher halten wir am Minsker Abkommen fest. Solange Russ-
land gegen dieses verstößt, muss die EU die gezielten Sanktio-
nen aufrechterhalten. Wir wenden uns gegen jede Verletzung der 
Grund- und Menschenrechte von Aktivist*innen, Journalist*innen, 
Oppositionellen und Minderheiten in Russland. Wir unterstützen 
das zivilgesellschaftliche Engagement in Russland. Gemeinsam 
mit unseren russischen Partnern fordern und fördern wir die stär-
kere Kooperation mit demokratischen Nichtregierungsorganisa-
tio nen und zivilgesellschaftlichen Initiativen. Denn diejenigen, die 
unter den Repressionen leiden, brauchen unsere volle Solidarität. 
Mit Sorge sehen wir Versuche von russischer Seite, die Europäi-
sche Union und ihre Mitgliedstaaten zu schwächen. Die russische  
Regierung hat kein Interesse an einem geschlossenen und de-
mokratischen Europa. Das wurde durch die Hacks, die Wahlbeein-
flussung über soziale Netzwerke und die erhebliche finanzielle 
Unterstützung antidemokratischer Kräfte in vielen europäischen 
Staaten deutlich. Darauf muss sich die Europäische Union noch 
besser einstellen. Die Antwort muss in einer Stärkung der EU und 
in einer Unterstützung demokratischer Kräfte in Russland liegen. 
Dabei sollte die Absicherung von sicherheits- und versorgungs-
relevanten digitalen Systemen im Vordergrund stehen. Hier gibt 
es noch hohen Abstimmungs- und Handlungsbedarf innerhalb 
der EU. Sich in starker europäischer Solidarität entschieden ge-
gen russische Menschen- und Völkerrechtsverletzungen zu stel-
len, bedeutet allerdings keinen Verzicht auf Selbstkritik. Wachsen-
der Rechtsautokratismus ist nicht allein ein russisches, sondern 
auch ein europäisches Gesellschaftsphänomen: Hier steht nicht 
Russland gegen Europa, sondern beiderseits Rechtsautokratismus 
gegen Demokratie und Menschenrechte. Wo immer es möglich  
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ist, suchen wir die Kooperation mit Russland, deshalb bleiben wir 
auch im Gespräch. Sicherheit, Frieden und Abrüstung lassen sich 
nicht erreichen, wenn man sich anschweigt.

Europäisches Engagement für Stabilität und Frieden im Nahen  
Osten

Der grausame Krieg in Syrien, der seit über sieben Jahren tobt, Hun-
derttausenden das Leben gekostet und Millionen von Menschen 
in die Flucht getrieben hat, findet vor Europas Haustür statt. Die 
EU sollte alle bestehenden Friedensinitiativen sowie alle Bestre-
bungen zur nationalen Aussöhnung und zur Aufarbeitung began-
gener Kriegsverbrechen unterstützen. Eine europäische Hilfe für 
den Wiederaufbau kann es nur geben, wenn diese nicht nur den 
Assad-Getreuen nützt, sondern allen Syrer*innen. Die EU muss di-
plomatische Initiativen ergreifen, damit die katastrophale huma-
nitäre Situation verbessert wird. Die Menschen benötigen drin-
gend Lebensmittel und sauberes Trinkwasser, insbesondere aber 
medizinische Versorgung mit Geräten, Instrumenten und Medika-
menten – all das ist nahezu vollständig durch Bomben und Gra-
naten zerstört und vernichtet worden. Solange der Krieg unge-
hindert fortgesetzt wird, müssen Sanktionen und Einreiseverbote 
gegen hochrangige syrische und russische Militärangehörige be-
stehen bleiben und ihre Konten in der EU eingefroren werden. Zu-
dem müssen Waffenlieferungen, die den Krieg in Syrien befeuern, 
gestoppt werden. Gerade wenn Ergebnisse im Sicherheitsrat nur 
schwer zu erzielen sind und immer wieder durch den Missbrauch 
des Vetorechts durch Russland oder andere Staaten blockiert wer-
den, bedarf es politischer Initiativen, um im Rahmen der General-
versammlung etwa eine unabhängige Untersuchung von Verstö-
ßen gegen das Völkerrecht durchzusetzen.

Die einseitige Aufkündigung des Atomabkommens mit dem 
Iran durch US-Präsident Trump könnte die ohnehin instabile Regi-
on in einen weiteren blutigen Konflikt stürzen. Es droht ein nuklea-
res Wettrüsten in der Region, das ganz konkret auch die Sicherheit 
in der Europäischen Union bedroht. Wir treten für eine atomwaffen-
freie Welt ein– dafür ist auch eine nukleare Abrüstung im Nahen  
Osten wichtig. Dazu kommt der Schaden für das transatlantische Ver-
hältnis und die multilaterale Ordnung insgesamt. Die EU muss jetzt 
alles daransetzen, das Iran-Abkommen am Leben zu halten und die 
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atomare Aufrüstung des Irans zu verhindern. Dies darf jedoch nicht 
zu einem selbst auferlegten Schweigen gegenüber der dramatischen 
Menschenrechtssituation, den Drohungen gegen Israel und der ag-
gressiven Regionalpolitik des Irans führen. Zusätzlich muss sich die 
EU gegenüber allen Regionalmächten um die Durchsetzung einer 
Friedensordnung bemühen.

Das deutsch-israelische Verhältnis ist durch die Verfolgung 
und Ermordung der europäischen Jüd*innen durch das nationalso-
zialistische Deutschland geprägt. Das Existenzrecht und die Sicher-
heit Israels mit gleichen Rechten für all seine Bürger*innen sind 
daher unverhandelbar. Wir GRÜNEN setzen uns weiterhin für eine 
Zweistaatenregelung ein, um die Sicherheit des Staates Israel als 
nationale Heimstätte des jüdischen Volkes und zum Wohle aller 
seiner Bewohner*innen sowie die Schaffung eines souveränen, le-
bensfähigen und demokratischen Staates Palästina auf der Grund-
lage der Grenzen von 1967 zu gewährleisten. Es kann nur eine ge-
waltfreie Lösung geben. Wir wenden uns mit aller Entschiedenheit 
gegen den Terror der Hamas. Die zunehmende Diskriminierung 
von Minderheiten in Israel lehnen wir genauso ab wie den illega-
len Siedlungsbau. Während wir der palästinensischen Zivilgesell-
schaft nicht absprechen, selbst über gewaltfreie Strategien zur Be-
endigung der Besatzung zu entscheiden, lehnen wir einen Boykott 
Israels als Instrument deutscher und europäischer Außenpolitik 
ab. Wir wollen weiterhin mit allen Kräften in Israel und Palästi na 
zusammenarbeiten, die sich gegen eine Fortdauer der Besatzung,  
gegen eine Spaltung der israelischen Gesellschaft und für eine 
Zweistaatenlösung einsetzen.

Seit drei Jahren tobt auch im Jemen ein brutaler Krieg, in dem 
die Huthi-Rebellen mit Unterstützung des Irans gegen die jemeni-
tische Regierung und die von Saudi-Arabien angeführte Militäral-
lianz kämpfen. In dem unerbittlichen Krieg sind bereits mehr als 
10.000 Menschen ums Leben gekommen, 80 Prozent der Bevölke-
rung sind auf humanitäre Hilfe angewiesen, darunter viele Kinder. 
Die EU muss ihrer humanitären Verantwortung gerecht werden und 
alles dafür tun, um einen sofortigen Waffenstillstand der beteiligten 
Militärmächte und der Rebellen zu erreichen. Politisch muss auf die 
Kriegsparteien eingewirkt werden, um die Kampfhandlungen um-
gehend zu stoppen, die durch Saudi-Arabien errichtete Seeblocka-
de auf zulösen und Hilfsgüter ins Land zu lassen. Jegliche Lieferung 
von Waffen und Rüstungsgütern an Saudi-Arabien und die anderen 
kriegführenden Mitglieder der saudisch geführten Allianz muss ein 
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Ende haben. Es darf nicht sein, dass die Europäische Union indirekt 
diesen Krieg auch noch anheizt.

Demokratische Kräfte in der Türkei stärken

Die Türkei ist nicht Erdoğan, Erdoğan ist nicht die Türkei. Alle Abstim-
mungen der vergangenen Jahre haben gezeigt: Rund die Hälfte der 
türkischen Wähler*innen wünscht sich eine demokratische und rechts-
staatliche Zukunft. Diese Kräfte – die trotz schwerster Repressalien 
und systematischer Verfolgung durch eine autoritäre und autokra-
tische Regierung in der Türkei für Weltoffenheit eintreten – müssen  
wir unterstützen. Wir wollen deshalb alles politische Handeln auf 
europäischer Ebene und in den Mitgliedstaaten konsequent auf die 
Unterstützung der demokratischen Kräfte in der Türkei ausrichten. 
Wir verurteilen die von Präsident Erdoğan eingeschlagene Politik 
hin zu einem autoritären Präsidialsystem und die massiven Angriffe  
auf Oppositionelle, die Zivilgesellschaft, die Meinungs- und Presse-
freiheit, die völkerrechtswidrigen Angriffe des türkischen Militärs 
auf Syrien und den Nordirak sowie die Abkehr von einem friedlichen 
und politischen Lösungsprozess in der Kurdenfrage. Es braucht nun 
eine grundlegende Neuvermessung der europäisch-türkischen Be-
ziehungen. Mehr denn je muss die EU eine klare Haltung für Demo-
kratie und Menschenrechte zeigen. Für die europäische Ebene be-
deutet das unter anderem: Über eine Ausweitung der Zollunion kann 
erst verhandelt werden, wenn die Türkei eine Kehrtwende zurück zu  
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit vollzieht. Alle Rüstungsexpor-
te europäischer Mitgliedstaaten gehören beendet, ebenso wie die 
Beteiligung europäischer Unternehmen an Rüstungskonsortien in 
der Türkei.

Die Türkei hat über 3 Millionen Flüchtlinge aus Syrien aufge-
nommen. Deren Versorgung nach humanitären Standards muss die 
EU finanziell unterstützen. Auch sollten die EU-Staaten dringend Kon-
tingente zur Entlastung der dortigen Strukturen anbieten.

Das Flüchtlingsabkommen mit der Türkei ist eine Folge der Wei-
gerung der EU-Mitgliedstaaten, zu einer gemeinsamen solidarischen 
Lösung in der Flüchtlingskrise zu kommen. Es hat zu katastrophalen 
Lagern auf Lesbos und anderen griechischen Inseln geführt und un-
tergräbt durch Abschiebungen ohne Asylrechtsprüfung das Recht auf 
Asyl. Damit hat die Türkei einen nicht unerheblichen Anteil an einer 
EU-Abschottungspolitik. Diesen EU-Türkei-Deal wollen wir beenden.
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Praktisch liegen die Beitrittsgespräche mit der Türkei bereits 
auf Eis. Die Wiederaufnahme der Verhandlungen muss an strenge, 
messbare Bedingungen geknüpft sein. Insbesondere mit Blick auf 
die Verfassungsreform und die jüngsten Wahlen in der Türkei ist ei-
nes deutlich: Ein EU-Beitritt der Türkei ist mit der derzeit unter Prä-
sident Erdoğan verfolgten Linie zur Aushöhlung des Rechtsstaats, 
von demokratischen Rechten und von gesellschaftlichen Freiheiten 
nicht vorstellbar. Zugleich gilt: Für eine demokratische und weltof-
fene Türkei müssen die Türen zur EU offen bleiben. Ein formaler Ab-
bruch der Beitrittsgespräche wäre falsch. Die vielen proeuropäischen 
Kräfte in der Türkei brauchen dieses Signal und weiterhin unsere Un-
terstützung. Umso bedeutender ist es deshalb, die noch bestehenden 
EU-Beitrittshilfen ausschließlich an prodemokratische Organisatio-
nen auszuzahlen und die Verwendung der Gelder deutlich strenger 
zu kontrollieren als bislang.

Partnerschaft auf Augenhöhe mit Afrika

Afrika und Europa sind einander eng verbunden – durch die kolo-
niale Vergangenheit hat Europa eine besondere historische Verant-
wortung. Statt aber eine Partnerschaft auf Augenhöhe anzustreben, 
stehen derzeit für die EU vor allem Migrationskontrolle und poli-
zeiliche bzw. militärische Zusammenarbeit im Vordergrund. Die ge-
genwärtige europäische Agrar-, Fischerei-, Handels- und Ressour-
cenpolitik verhindert eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung 
in Afrika. Diese Politik bekämpft keine Probleme, sondern verschärft 
die Situation derjenigen, die am meisten unter Armut und globaler 
Ungerechtigkeit zu leiden haben. Wir wollen eine Wende in den Be-
ziehungen zu unserem Nachbarkontinent und unsere afrikanischen 
Partner dabei unterstützen, lebenswerte Perspektiven für die Men-
schen vor Ort, besonders für die Jugend, zu schaffen und damit auch 
langfristig Fluchtgründe zu bekämpfen. Dies wollen wir vor allem 
durch eine Stärkung afrikanischer Organisationen wie der Afrikani-
schen Union oder der Afrikanischen Entwicklungsbank erreichen. Da 
die Voraussetzung für gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und po-
litischen Fortschritt oftmals die Teilhabe von Frauen ist, wollen wir 
gemeinsam mit unseren Partner*innen unser Engagement für Ge-
schlechtergerechtigkeit verstärken.

Fokus unserer vertieften Zusammenarbeit ist eine nachhaltige 
wirtschaftliche Entwicklung durch sozialökologische Investitionen. 
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Dabei wollen wir besonders mit kleinen und mittleren Unternehmen 
zusammenarbeiten. Diese neue Partnerschaft Afrika-EU, die das Ab-
kommen von Cotonou ablösen wird, muss auf einem offenen und 
transparenten Ausgleich gegenseitiger Interessen und Forderun-
gen sowie auf Menschenrechten basieren. Um eine nachhaltige Ent-
wicklung im globalen Süden einzuleiten, braucht es eine kohärente 
Politik in der EU, die sich an der Agenda 2030 der Vereinten Natio-
nen, am Klimaabkommen von Paris, an der Aktionsagenda von Addis 
Abeba und an der Agenda 2063 der Afrikanischen Union orientiert.

Europäische China-Politik: Kooperation auf Basis klarer Werte

Europas Verhältnis zu China ist über die letzten Jahre wichtiger, aber 
auch schwieriger geworden. Deutschlands Beziehungen zur Volksre-
publik sind besonders eng. Daraus erwächst eine hohe Verantwortung 
dafür, dazu beizutragen, dass die EU gegenüber China vermehrt mit 
einer Stimme spricht. Das gilt für die Abwehr chinesischer Dumping-
exporte, für den verantwortlichen Umgang mit Investitionen, die Be-
lange der Sicherheit oder der öffentlichen Ordnung beeinträchtigen 
könnten, oder für faire Chancen europäischer Unternehmen in China.  
Es gilt nicht weniger für die gemeinsame Vertretung unserer gemein-
samen Werte, vornan der Menschenrechte. Und es gilt auch gegenüber 
Chinas Außenpolitik, die zunehmend eine Politik der harten Hand ist 
und zunehmende Drohungen gegenüber der Selbstverwaltung Tai-
wans einschließt. Wir unterstützen Europas „Ein-China-Politik“ und 
teilen die Auffassung, dass Chinas Vereinigung nicht gegen den Willen  
der Bevölkerung Taiwans erzwungen werden darf.

Chinas heutige Führung, die im Inneren zum Totalitarismus 
zurückkehrt, befindet sich mit ihren Konzepten der „neuen Seiden-
straße“, des „Made in China 2025“ und der „globalen Schicksalsge-
meinschaft“ auf dem Weg zur globalen Supermacht, die Multilate-
ralismus nur mitmacht, wo er ihr nutzt, und kritische Äußerungen 
von innen und außen rigoros sanktioniert. Die Europäische Union  
muss der chinesischen Herausforderung mit der Bereitschaft zur 
Kooperation – der Erhöhung der China-Kompetenz in der EU, etwa 
durch Ausbau der öffentlichen Forschungsförderung, und dem Aus-
bau von kulturellem und Jugendaustausch –, aber auch mit Klarheit 
in der Vertretung der eigenen Werte und Interessen und mit Selbst-
bewusstsein begegnen. Dabei muss auch darauf hingewirkt werden, 
dass die enormen Investitionen, die China in anderen Ländern plant, 

EUROPAWAHLPROGRAMM 2019

Europawahlprogramm 2019

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

137

Ga
ra

nt
ie

re
n,

 w
as

 u
ns

 a
lle

 s
ch

üt
zt

auf eine nachhaltige Entwicklung einzahlen, um die globalen und 
lokalen Umweltgüter, den sozialen Frieden sowie die internationa-
le Sicherheit zu bewahren.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

eine Initiative für die Reform und Stärkung der Vereinten  
Nationen

die materielle und finanzielle Stärkung der OSZE

die Stärkung des humanitären Völkerrechts und des  
internationalen Strafrechts zur Verfolgung schwerster  
Menschenrechtsverbrechen

eine vertiefte und wirtschaftlich nachhaltige Partnerschaft 
zwischen EU und Afrika auf Augenhöhe

4.3 KRISEN VERMEIDEN, FRIEDEN 
UND SICHERHEIT GARANTIEREN

Als Friedensmacht ist es oberste Pflicht von uns Europäer*innen,  
aktiv an einer globalen, multilateralen Friedensordnung im Rahmen 
der Vereinten Nationen mitzuarbeiten. Im Mittelpunkt muss eine 
Politik stehen, die verhindert, dass Krisen und Konflikte überhaupt 
entstehen. Von einer kohärenten, vollständig koordinierten Krisen-
prävention der EU sind wir noch weit entfernt. Wenn die EU ihre Rol-
le als zivile Macht ernst nimmt, darf sie nicht nur auf die Verteidi-
gung schauen. Zivile und präventive Maßnahmen sind frühzeitig zu 
ergrei fen und nicht erst, wenn Konflikte schon entflammt sind. Das 
gilt besonders auch für Post-Konflikt-Situationen, auch in Regionen, 
die nicht im Zentrum der öffentlichen Aufmerksamkeit stehen. Das 
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Wiederaufflammen von Kriegen und gewaltsamen Konflikten lässt 
sich am besten verhindern, wenn frühzeitig in Kooperation mit loka-
len Akteur*innen Strukturen vor Ort unterstützt und gegebenenfalls 
aufgebaut werden, die Sicherheit herstellen und die Versorgung al-
ler Menschen in einer Region ermöglichen.

Damit sich Friedenspolitik auf europäischer Ebene nicht nur 
am kleinsten gemeinsamen Nenner orientiert, setzen wir uns für das 
Prinzip von Mehrheitsentscheidungen in der Außen- und Sicherheits-
politik im Europäischen Rat ein. Eine zivile Säule des außenpoliti-
schen Handelns, die Diplomatie, ist der nachhaltigere, stärkere Pfei-
ler einer menschenrechtsorientierten Friedens- und Außenpolitik. 
Dementsprechend wollen wir den Europäischen Auswärtigen Dienst 
ausbauen und auch die Aus- und Weiterbildung der Diplomat*innen 
stärken. Wir plädieren dafür, die konsularischen Dienste der Mit-
gliedsländer gemeinsam in europäischen Botschaften zu bündeln 
und dadurch Personalkapazitäten für die eigentlichen diplomati-
schen Aufgaben freizusetzen.

Gerade in Zeiten zahlreicher Krisen und Konflikte wollen wir 
zugleich die auswärtige Bildungs- und Kulturpolitik nutzen und stär-
ken – als dritte Säule der Außenpolitik und wirkungsmächtiges In-
strument europäischen Handelns, das den Kontakt mit der globa-
len Zivilgesellschaft sichert und Gesprächskanäle öffnet, wo sonst 
Schweigen und Blockade herrschen.

Wir unterstützen den Europäischen Auswärtigen Dienst in sei-
nen Bestrebungen, auch für den zivilen Bereich feste Ausbauziele und 
gemeinsame Schwerpunkte festzulegen. Ähnlich wie die Battlegroups 
im militärischen Bereich brauchen wir auch ein ziviles Einsatzteam, 
damit im Krisenfall schnell zivile staatliche und nicht staatliche Ex-
perten wie Polizisten, Juristen, Mediatoren oder Verfassungsexper-
ten entsandt werden können. Zivile Krisenprävention und Konflikt-
bearbeitung gehören ins Zentrum der europäischen Friedens- und 
Außenpolitik. Wir wollen die Mittel und das Personal, zum Beispiel 
für die EU- Polizei- und Rechtsstaatsmissionen, deutlich erhöhen.

Die Kapazitäten für Frühwarnung und Mediation wollen wir 
ausbauen und zivilgesellschaftliche Organisationen und NGOs stär-
ker einbinden. Das Europäische Friedensinstitut wollen wir stärken, 
gerade auch mit deutscher Beteiligung.

Wir stellen uns gegen den fatalen Paradigmenwechsel, zivile 
Gelder aus dem EU-Haushalt für militärische Zwecke oder zur Ab-
wehr von Geflüchteten umzuwidmen. Die Trennschärfe zwischen ent-
wicklungspolitischen und militärischen Maßnahmen muss bewahrt 
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werden. Wir lehnen sowohl die Öffnung des Instruments für Stabi-
lität und Frieden für militärische Zwecke als auch den Plan der EU-
Kommission ab, dieses Instrument ab 2021 gemeinsam mit den elf 
anderen außenpolitischen Finanzinstrumenten zum "Instrument 
für Nachbarschaft, Entwicklung und internationale Kooperation" 
zu verschmelzen. Dieser neue große Topf birgt die Gefahr, dass die  
Bekämpfung von Fluchtursachen militärisch gedacht wird. Stattdes-
sen fordern wir eine Verdoppelung der Mittel im Bereich der zivilen 
Krisenprävention.

Rüstungsexporte in Kriegs- und Krisengebiete stoppen

Europa exportiert Waffen und Rüstungsgüter in Kriegs- und Krisen-
gebiete sowie in Diktaturen. Das wollen wir stoppen. Wirtschaftsin-
teressen dürfen nicht den Frieden gefährden. Da viele Rüstungskon-
zerne über Grenzen hinweg eng zusammenarbeiten, brauchen wir 
auch eine effektive, strenge und gemeinsame Rüstungsexportkont-
rolle in der EU. Es braucht einklagbare strenge Regeln und Sanktions-
möglichkeiten. Deshalb wollen wir Nichtregierungsorganisationen 
ein Verbandsklagerecht einräumen, um die Rechtmäßigkeit geneh-
migter Rüstungsexporte überprüfen zu lassen. Besonders viele Opfer  
weltweit fordert der Einsatz von kleinen und leichten Waffen. Die 
Bundesregierung muss zunächst den Export dieser Waffen und ihrer  
Munition an Drittstaaten komplett verbieten und nur wenige und gut 
begründete Ausnahmen ausschließlich im Rahmen von Missionen  
mit UN-Mandat zulassen. Ein solches Exportverbot für Kleinwaffen  
fordern wir auch auf europäischer Ebene. Auch wollen wir nicht, 
dass Überwachungssysteme zur Unterdrückung von Menschen in 
Diktaturen genutzt werden. Wir fordern daher, dass die Einhaltung 
der gemeinsamen Regeln für die Ausfuhrkontrolle von Militärtech-
nologie und Militärgütern (gemeinsamer Standpunkt des Rats von 
2008) überprüft und Verstöße gerichtlich geahndet werden können. 
Im Rahmen der Überarbeitung der Dual-Use-Verordnung fordern wir 
die Einführung einer allgemeinen Menschenrechtsklausel, die nicht 
nur auf Überwachungstechnologie anzuwenden ist.

Der Vertrag über nukleare Mittelstreckensysteme (INF-Vertrag) 
zwischen den USA und Russland ist der wesentliche Pfeiler der inter-
nationalen Rüstungskontrolle und der europäischen Sicherheitsar-
chitektur. Die einseitige Aufkündigung dieses Vertrags durch die US-
Regierung wäre fatal. Seit 2014 gibt es substanzielle Vorwürfe gegen 
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Russland, den Vertrag durch die Entwicklung eines neuen Raketen-
systems zu verletzen. Dennoch halten wir es für falsch, dieses Abkom-
men zu verlassen. Denn so steigt die Gefahr eines weltweiten nukle-
aren Wettrüstens dramatisch an – nicht nur zwischen den USA und 
Russland, sondern auch mit Blick auf andere Atommächte wie China, 
Iran oder Indien. Gegenseitige Inspektionen der umstrittenen Waf-
fensysteme wären jetzt das Gebot der Stunde, so wie der INF-Vertrag 
es für den Streitfall vorsieht. Die EU muss jetzt alles dafür tun, dass 
der INF-Vertrag erhalten bleibt. Es ist nötiger denn je, glaubwürdig 
für den Erhalt und die Stärkung internationaler und regionaler Rüs-
tungskontrollregime einzutreten. Maßnahmen zur Abrüstung muss 
die EU auch auf neue Bereiche der Kriegsführung – wie das Inter-
net, den Weltraum und autonome Waffensysteme – ausdehnen. Wir 
wollen, dass die EU für die Einbeziehung bewaffneter unbemannter 
Luftfahrzeuge in internationale Abrüstungs- und Rüstungskontroll-
regime eintritt. Das gilt insbesondere für die Entwicklung, Herstel-
lung, Beschaffung und Verbreitung voll-autonomer Waffensysteme, 
bei denen Auswahl und Bekämpfung von Zielen keiner Steuerung 
durch den Menschen unterliegen. Sie können zu massiven Völker-
rechtsverletzungen führen und ein neues Wettrüsten ankurbeln. 
Deshalb soll sich die EU für eine umfassende völkerrechtliche Äch-
tung autonomer Waffensysteme (LAWs) einsetzen. Außerdem muss 
die EU zur atomaren Abrüstung beitragen, sowohl im Innern durch 
den Einsatz für ein atomwaffenfreies Europa als auch international, 
und ihre Mitglieder zur Unterzeichnung des UN-Vertrags auffordern.

Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik

Heutzutage werden Sicherheitsrisiken immer komplexer und rei-
chen von der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen und Cybe-
rangriffen bis hin zur Bedrohung der Energie- und Umweltsicherheit, 
während zugleich militärische Annexionen direkt vor unserer Haus-
tür stattfinden. Europa kommt gar nicht darum herum, sich diesen  
Herausforderungen stärker selbst zu stellen. Die NATO hat nach wie 
vor eine wichtige Bedeutung für die Sicherheit Europas. Doch auch 
angesichts der Spannungen und Konflikte im NATO-Bündnis ist es 
sinnvoll, die Sicherheit Europas stärker gemeinsam voranzutrei-
ben. An der Vision einer gesamteuropäischen Sicherheitsordnung, 
die den Raum der OSZE umfasst, halten wir fest. In diesem Sinne 
wollen wir an einer gemeinsamen europäischen Sicherheitsunion 
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arbeiten und die verstärkte Zusammenarbeit der Streitkräfte in der 
EU ausbauen, anstatt immer mehr Geld in nationale Rüstungssek-
toren zu pumpen. Den Aufbau einer europäischen Atommacht leh-
nen wir ab. Genauso wenig wollen wir, dass Deutschland sich ato-
mar bewaffnet oder sich unter den Schutzschild der französischen 
Atomstreitkräfte stellt.

Forderungen aus der NATO, die nationalen Militärausgaben auf 
2 Prozent des Bruttoinlandsprodukts zu steigern, lehnen wir ab. Aus 
Sicht der EU-Kommission würden sich schon jetzt durch eine tief 
gehende Kooperation im Verteidigungsbereich Einsparungsmög-
lichkeiten von 25 bis 100 Milliarden Euro pro Jahr ergeben. Statt 17 
nicht funktionsfähiger Systeme sollten wir besser ein funktionie-
rendes System schaffen. Wir unterstützen daher grundsätzlich die 
ständige und strukturierte Zusammenarbeit im Verteidigungsbe-
reich (PESCO), wobei die zivile Seite der Sicherheitskooperation bis-
lang deutlich hinterherhinkt. PESCO ist mit der Teilnahme von 25 der 
28 Mitgliedstaaten zu einem Projekt nahezu der gesamten Europä-
ischen Union geworden. Die Zusammenarbeit im Verteidigungsbe-
reich darf aber nicht dazu führen, dass wir zusätzliches Geld in ein 
ineffizientes System der Verteidigungsbeschaffung stecken. Was eu-
ropäisch getan wird, darf nicht noch parallel national weitergeführt 
und finanziert werden. Vielmehr wollen wir eine sicherheitspoliti-
sche Integration auf europäischer Ebene im Sinne einer echten Um-
setzung des „Pooling & Sharing“. Die europäischen Verteidigungs-
ausgaben dürfen auch nicht zulasten anderer Aufgaben der EU gehen. 
Die Umwidmung bisher ziviler Haushaltstitel auf EU-Ebene lehnen 
wir ab. Die Entwicklung des Europäischen Verteidigungsfonds verfol-
gen wir kritisch und setzen uns für mehr Transparenz und Kontroll-
möglichkeiten durch das Europäische Parlament ein. Der Fonds darf 
nicht zu Aufrüstung führen. Wir sind gegen eine Etablierung von Pa-
rallelstrukturen zur Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungs-
politik (GSVP) wie die Europäische Interventionsinitiative (EII). Ein 
gemeinsames außen- und sicherheitspolitisches Vorgehen Europas 
kann es nur innerhalb der Strukturen der Europäischen Union geben.

Damit der Einsatz des Militärs auch wirklich das äußerste Mittel 
bleibt, muss der zivile Aspekt der Sicherheit deutlich gestärkt wer-
den, wozu vor allem die Nichtverbreitung von Waffen, die Verhinde-
rung von Völkermord, die wirtschaftliche Entwicklung, die Rechts-
staatlichkeit, die Vermittlung und Versöhnung und die territoriale 
Integrität zählen. Wichtig ist für uns, dass die gemeinsamen Ver-
teidigungsprojekte auch parlamentarisch durch das Europäische 
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Parlament kontrolliert werden. Aus nationaler Erfahrung wissen wir, 
dass Großprojekte ohne Transparenz und echte Kontrollmöglichkei-
ten häufig in Missmanagement und Korruption enden.

Außerdem brauchen wir eine regelmäßige Debatte zu Einsätzen, 
die im Rahmen der Missionen der Gemeinsamen Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik (GSVP) der EU durchgeführt werden. Auch die Eva-
luierung solcher Missionen sollte durch das Europaparlament erfol-
gen. Nationale Parlamentsvorbehalte dürfen im Zuge einer stärkeren 
Rolle des Europäischen Parlaments aber nicht abgeschafft oder un-
terwandert werden. Mitgliedstaaten sollen auch in Zukunft die Mög-
lichkeit haben, nicht an GSVP-Missionen teilzunehmen.

Europäischer Beitrag zur Konfliktprävention, Friedenssicherung 
und Schutz vor Verbrechen gegen die Menschlichkeit

Eine an den Menschenrechten orientierte Außenpolitik, die dem 
Schutzprinzip des Völkerrechts verpflichtet ist, bedeutet auch, zu han-
deln, wenn Menschenrechte massiv verletzt werden. Wir setzen uns 
daher für den Ausbau der europäischen Polizei- und Rechts staats-
missionen ein sowie auch für Ausbildungs- und Unterstützungs-
missionen zur Vorsorge oder zur Stabilisierung von Friedens-
prozessen.

Wir stehen zu einer Kultur der militärischen Zurückhaltung 
und für das Primat des Zivilen. Die Anwendung militärischer Gewalt 
ist immer ein Übel. Es gibt jedoch Situationen, in denen militärische 
Gewalt unter eng begrenzten Bedingungen als äußerstes Mittel im 
Sinne der Schutzverantwortung der UN notwendig ist, weil nationa-
le Regierungen nicht in der Lage oder willens sind, Menschen vor 
schweren Menschenrechtsverbrechen zu schützen. Dabei steht an 
erster Stelle immer die Prävention, also das Verhindern gewaltsa-
mer Entwicklungen. Wir machen uns die Entscheidung über Militär-
einsätze niemals leicht, sondern prüfen mögliche Mandate kritisch  
und sorgfältig.

Für uns gelten die UN-Charta und das Völkerrecht. Wir werden 
Einsätzen der Bundeswehr nur auf Grundlage der UN-Charta und mit 
einem Mandat der Vereinten Nationen nach Kapitel VI oder VII der 
UN-Charta zustimmen. Allerdings kann ein Nichthandeln aufgrund 
einer Blockadehaltung einer oder mehrerer Vetomächte das Völker-
recht und die Vereinten Nationen ebenso massiv beschädigen wie 
das Handeln ohne ein Mandat. Wenn der Sicherheitsrat anhaltend 
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blockiert ist, muss die Generalversammlung an seiner Stelle friedens-
erzwingende Maßnahmen mit qualifizierter Mehrheit mandatieren, 
soweit sie das für notwendig befindet.

Einsätze müssen grundgesetzkonform sein und im Rahmen 
eines Systems kollektiver Sicherheit erfolgen. Ohne eine umfassen-
de zivile Gesamtstrategie und eine Einbettung in klare Konzepte für 
die Zukunft des betroffenen Staates dürfen militärische Interven-
tionen nicht erfolgen.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

mehr Finanzmittel und Personal für europäische Polizei-  
und Rechtsstaatsmissionen

eine europäische Sicherheitsunion, die parlamentarisch  
kontrolliert wird

nachhaltige Friedenspolitik statt Waffenlieferungen an  
Diktatoren und in Kriegs- und Krisengebiete

eine Verdoppelung der Mittel für zivile Krisenprävention

4.4 GLOBALE GERECHTIGKEIT  
UND ENTWICKLUNG FÖRDERN

Für eine gerechte Globalisierung brauchen wir eine EU, die eine 
menschenrechtsbasierte und auf die nachhaltigen Entwicklungs-
ziele ausgerichtete globale Strukturpolitik vorantreibt, aktiv wird 
und nicht in Nationalismen zurückfällt. Politikkohärenz im Sinne ei-
ner nachhaltigen Entwicklung ist unser Ziel, damit beispielsweise 
Handelspolitik nicht Entwicklungszusammenarbeit torpediert. Die 
17 globalen Nachhaltigkeitsziele, beschlossen im Jahr 2015 von den 
Vereinten Nationen, müssen innerhalb der EU und global umgesetzt 
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werden. Entwicklung gelingt nur dann, wenn wir soziale, ökologische  
und wirtschaftliche Kriterien zusammendenken. Ziele wie „Geschlech-
tergerechtigkeit“, „saubere Energie“, „gute Bildung“, „Frieden, Gerech-
tigkeit und starke Institutionen“ der Agenda 2030 müssen wir in der 
EU durch eine ambitionierte Nachhaltigkeitsstrategie verwirklichen. 
Die EU als eine der größten Geberinnen in der Entwicklungszusam-
menarbeit muss die Rolle von Frauen in Entwicklungsvorhaben und 
die Auswirkung von Entwicklungsmaßnahmen auf Frauen und ihre 
Gleichstellung ernst nehmen. Sie muss ihr selbst gesetztes Ziel, dass 
85 Prozent der Entwicklungsprogramme auch zur Geschlechtergleich-
stellung beitragen, endlich erreichen und mehr Mittel für Projekte 
zur Frauenförderung bereitstellen. Wir müssen unsere Politik än-
dern, wenn Agrarsubventionen Märkte in armen Ländern zerstören, 
wenn europäische Rechtsräume zur Geldwäsche oder für die Steuer-
vermeidung und Kapitalflucht missbraucht werden oder wenn un-
sere Handelspolitik Entwicklungschancen zerstört. Eine EU, die sich 
Nationalismus und antidemokratischen Kräften entgegenstellt und 
sich glaubhaft für nachhaltige Entwicklung engagiert, ist unser Ziel. 
Wichtig ist dabei, dass sie diese Ziele nach innen und nach außen 
kohärent verfolgt und Widersprüche auflöst.

Eine kohärente nachhaltige Politik ist nicht nur die beste Ant-
wort auf die Herausforderungen weltweiter Flucht- und Migrations-
bewegungen, sondern dient auch dem Recht aller Menschen auf ein 
gutes Leben und eine sichere Zukunft. Wir müssen endlich die struk-
turellen Ursachen der Zerstörung von Lebensgrundlagen konsequent 
angehen und globale Ungleichheit reduzieren. Unser Lebensstil, unse-
re Art zu konsumieren, unser Wirtschaftssystem zerstören die Lebens-
grundlagen von Millionen von Menschen im Süden unseres Planeten. 
Europäische Unternehmen exportieren  Rüstungsgüter in Krisenge-
biete, überfischen die Weltmeere, und unsere Gesellschaften nehmen 
in Kauf, dass unsere Agrarexporte andernorts die Existenz grundlage 
von Bäuer*innen wie auch der Kleinindustrie zerstören. Statt einer 
immer stärkeren Repression gegen Menschen auf der Flucht braucht 
es eine kohärente internationale Politik und strukturelle Reformen 
in Bereichen wie Handel, Landwirtschaft, Energie, Fischerei, Außen-
politik und Klimaschutz, wie sie die nachhaltigen Entwicklungsziele 
der UN vorgeben. Unser Ziel ist es auch, dass eine Wertschöpfung vor 
Ort passiert und eine weiterverarbeitende Industrie aufgebaut wird. 
Die Agenda 2030 definiert „wirtschaftliche Entwicklung“ nachhaltig. 
Es geht um verbesserte Lebensperspektiven und nötiges wirtschaft-
liches Wachstum nicht auf Kosten des sozialen Zusammenhalts oder 
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ökologischer Nachhaltigkeit zu erreichen. Arme Länder sollen bei der 
Entwicklung ihrer Volkswirtschaften konkrete Unterstützung erhal-
ten, damit dies nachhaltig und selbstbestimmt gelingt. Dies bedeu-
tet auch, dass wir globale Verteilungsgerechtigkeit in einem System 
natürlich begrenzter Ressourcen neu denken.

Die EU-Mitgliedstaaten haben sich schon lange zu einer Erhö-
hung der Entwicklungsfinanzierung auf 0,7 Prozent des Bruttona-
tionaleinkommens verpflichtet – die immer noch nicht erreicht sind. 
Wir sprechen uns klar dagegen aus, dass Ausgaben für Flüchtlinge 
im Inland und innerhalb der Europäischen Union als Ausgaben für 
die Entwicklungsfinanzierung gerechnet werden können. Vielmehr 
brauchen wir einen verbindlichen Stufenplan, um das 0,7 Prozent-
Ziel in der EU tatsächlich zu erreichen und zu halten. Die wirtschaft-
lich starken Länder der EU stehen hier besonders in der Pflicht und 
müssen gemeinsam vorangehen. Mittelfristig soll die Zusätzlichkeit 
der Zusagen zur internationalen Klimafinanzierung gegenüber dem 
0,7 Prozent Ziel sichergestellt werden. Die knappen Entwicklungs-
gelder sollen vor allem den bedürftigsten Ländern zukommen. Öf-
fentlich-private Partnerschaften sollen dem Gemeinwohl und einer 
nachhaltigen Entwicklung und nicht den Renditeerwartungen der 
Anleger dienen. Sie dürfen nicht zu neuen Schuldenkrisen führen. 
Eine Privatisierung der öffentlichen Daseinsvorsorge lehnen wir ab.

Die zunehmende Aushöhlung der Entwicklungszusammen-
arbeit lehnen wir ab. Daher stellen wir uns gegen den Vorschlag 
der Europäischen Kommission, das eigenständige Budget für die 
Entwicklungszusammenarbeit aufzulösen und einem allgemeinen  
Instrument für Außenpolitik unterzuordnen.

Dabei sind Entwicklungsgelder nicht alles. Wir setzen uns da-
für ein, dass die EU konsequent die Kapitalflucht und Steuervermei-
dung aus Entwicklungs- und Schwellenländern begrenzt. Dazu gehö-
ren Transparenzregister, das Austrocknen europäischer Steuersümpfe 
und die verpflichtende, länderbasierte Berichterstattung globaler 
Konzerne, die in der EU ihren Sitz haben.

Der humanitäre Bedarf der Vereinten Nationen zur Vermeidung 
von Hungersnöten und schlimmsten Katastrophen wird von der Staa-
tengemeinschaft immer wieder nicht erfüllt, allerhöchstens erst nach 
wiederholten Appellen und Sondergipfeln. Wir wollen eine Stärkung 
und ausreichende Finanzierung der europäischen und internationa-
len Organisationen in diesem Bereich; dazu zählt insbesondere auch 
eine finanziell bessere Ausstattung der europäischen Organisation 
für humanitäre Hilfe, ECHO. Auch die nationalen europäischen Hilfen 
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sollen besser koordiniert sein. Außerdem wollen wir in der Nothilfe 
stärker auf genderspezifische Bedürfnisse achten. Dazu gehören be-
sonders die Bereiche sexuelle und reproduktive Gesundheit, Mütter-
gesundheit und die Unterstützung von Überlebenden sexualisierter 
und geschlechtsspezifischer Gewalt.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

die Erhöhung der Entwicklungsfinanzierung

die Bekämpfung von Kapitalflucht und Steuervermeidung 
aus Entwicklungs- und Schwellenländern

eine Stärkung und bessere finanzielle Ausstattung der  
europäischen Organisation für humanitäre Hilfe

eine faire, nachhaltige Entwicklungspolitik, die zu globaler 
Gerechtigkeit beiträgt

4.5 FAIREN UND OFFENEN WELT-
HANDEL VORANBRINGEN

Die globale Arbeitsteilung hat unzähligen Ländern mehr Wohlstand 
gebracht. Millionen Menschen in sich entwickelnden Ländern haben 
auch dadurch den Sprung aus extremer Armut geschafft. Der Aus-
tausch von Waren und Dienstleistungen fördert die Verbreitung von 
Innovationen und trägt zu friedlichen Beziehungen zwischen den 
Nationen bei. Doch gleichzeitig führt eine unregulierte Globalisie-
rung viel zu oft zur Ausbeutung von Menschen und Umwelt und be-
schleunigt die Zerstörung unserer Lebensgrundlagen. Der aktuelle 
globale Wettbewerb setzt soziale und ökologische Standards in den 
Staaten unter Druck. Die Wohlstandsgewinne aus dem globalen Han-
del sind teilweise extrem ungleich verteilt.
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Der offene Welthandel soll fair, ökologisch und gerecht ge-
staltet sein und Mensch und Umwelt in den Mittelpunkt stellen. In 
diesem Sinne setzen wir uns dafür ein, dass die Europäische Union  
eine führende Rolle bei der sozialökologischen Regulierung des 
Welthandels einnimmt.

Global und demokratisch

Die Welthandelsordnung steht unter Druck. Verhandlungen in der 
Welthandelsorganisation (WTO) stecken in der Sackgasse. Immer 
mehr Staaten setzen darauf, nur mit einzelnen anderen Staaten 
Handelsabkommen abzuschließen. Die „America-first-Politik“ von 
Donald Trump oder Chinas aggressive Industriepolitik verstärken 
den Sog zu immer mehr bilateralen Abkommen. Wir sehen das skep-
tisch, denn dabei geraten die Interessen von Ländern, die keinen 
Platz am Verhandlungstisch haben, immer unter die Räder und die 
Verhandlungsposition ärmerer Länder wird geschwächt.

In einer echten globalen Partnerschaft dürfen nicht nur die 
wirtschaftlich Stärksten entscheiden. Deswegen fordern wir die 
Wiederbelebung der Verhandlungen im Rahmen der WTO. Dazu 
sollte die EU einen Vorschlag vorlegen, der die WTO und das Welt-
handelssystem reformiert und neu belebt und langfristig unter das 
Dach der Vereinten Nationen stellt.

Die Errichtung einer neuen globalen Welthandelsordnung 
wird Zeit brauchen. Daher können für den Übergang auch Abkom-
men zwischen einzelnen Staaten und Wirtschaftsräumen sinn-
voll sein. An diese Abkommen legen wir aber harte Kriterien an. 
Sie dürfen nicht zulasten Dritter gehen. Sie müssen demokratisch 
und transparent zustande kommen. Das Europaparlament muss 
über das Mandat mitbestimmen, und mehr Verhandlungsdoku-
mente sollen öffentlich sein. Die TTIP-Verhandlungen haben ge-
zeigt, dass mehr Transparenz möglich ist. Auch müssen die Abkom-
men Umwelt- und Klimaschutz, Menschenrechte, Entwicklung und 
soziale Gerechtigkeit voranbringen. Getrieben von einer konser-
vativ-neoliberalen Mehrheit, wurde in Europa eine Handelspoli-
tik vorangebracht, die diesen Grundsätzen widerspricht oder sie 
sogar in ihr Gegenteil verkehrt. Im Mittelpunkt stehen die Inter-
essen von großen Konzernen, während Verstöße gegen Umwelt-
schutz, Arbeitnehmer*innen- und Menschenrechte weiterhin nicht 
bestraft werden.
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Wir stehen für eine Handelspolitik, die die Globalisierung ge-
recht gestaltet, die in ihren Handelsabkommen verbindlich sozia-
le und ökologische Standards und das Vorsorgeprinzip festschreibt, 
die kommunale Daseinsvorsorge ausreichend schützt, den Pariser 
Klimavertrag als wesentlichen Bestandteil verankert und die parla-
mentarische Mitentscheidung bei der sogenannten regulatorischen 
Kooperation garantiert. Es ist nicht hinnehmbar, dass es Sonder-
schiedsgerichte für Investoren gibt, während Klimaschutz, Menschen-
rechte oder das Vorsorgeprinzip nur schmückende Prosa bleiben. Wir 
lehnen einseitige Gerichte und Sonderklagerechte für private Inves-
toren ab. Das sind unsere Maßstäbe für Handelsabkommen wie CETA, 
JEFTA und TTIP. Deshalb lehnen wir CETA in dieser Form weiterhin 
ab. Wir sind davon überzeugt, dass es möglich ist, das Abkommen im 
Sinne der oben genannten Kriterien zu verändern, solange es noch 
nicht endgültig in Kraft gesetzt ist. Die derzeit laufenden Vertrags-
anpassungen wollen wir nutzen.

Wir sind zusammen mit einer breiten europäischen Zivilge-
sellschaft erfolgreich dagegen auf die Straße gegangen und haben 
dazu beigetragen, dass TTIP nicht gekommen ist und bei CETA und 
JEFTA einseitige Gerichte für private Investoren erst einmal verhin-
dert werden konnten. Das macht deutlich, dass es sich lohnt, für fai-
re, ökologische, gerechte und demokratische Handelsabkommen zu 
streiten, auch wenn wir noch nicht am Ziel sind. Denn leider halten 
die Kommission und die Mehrheit der Mitgliedstaaten unbeirrt an 
ihrer falschen Agenda fest. Wir GRÜNEN treten auf allen Ebenen 
dafür ein, dass diese Politik geändert wird.

Wir GRÜNEN lehnen das Abkommen mit Japan (JEFTA) des-
halb in dieser Form ab, zum Beispiel wegen der mangelnden Veran-
kerung und Durchsetzung sozialer und ökologischer Standards, des 
Vorsorgeprinzips und des Pariser Klimaschutzabkommens im Ver-
tragstext. Gerade mit Ländern wie Japan bestünde die Chance, es 
endlich besser zu machen.

Auch beim Abkommen mit den südamerikanischen Staaten 
(Mercosur) fehlen verbindliche soziale und ökologische Standards. 
Die EU setzt auf die Liberalisierung bei Dienstleistungen, obwohl öf-
fentliche Wasser- und Stromversorgung gerade in den Ländern des 
Mercosur ein wichtiges Mittel zur Armutsbekämpfung ist. Das Vorsor-
geprinzip ist nicht verbindlich verankert. Stattdessen ist auf Bestre-
ben Brasiliens der Schutz des Amazonas-Regenwaldes aus dem Ver-
tragstext geflogen. Dabei ist der Amazonas aufgrund der durch das 
Abkommen weiter steigenden Rindfleischproduktion stark bedroht. 

EUROPAWAHLPROGRAMM 2019

Europawahlprogramm 2019

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

149

Ga
ra

nt
ie

re
n,

 w
as

 u
ns

 a
lle

 s
ch

üt
zt

Sie befeuert die Abholzung des Regenwaldes und erschwert die Ag-
rarwende in Europa.

Die EU sollte initiieren, dass die Mitgliedstaaten ihre beste-
henden nationalen Investitionsschutzabkommen nachverhandeln, 
um die Investor-Staats-Schiedsgerichte zu beenden. Wir unterstüt-
zen die EU-Kommission bei ihrem Vorhaben, die existierenden inner-
europäischen Investitionsabkommen zu beenden.

Wir setzen uns stattdessen für einen ständigen internationa-
len Handelsgerichtshof ein, vor dem nicht nur Unternehmen klagen 
können, sondern auch Betroffene gegen die Verletzung menschen-
rechtlicher, sozialer und umweltrelevanter Verpflichtungen durch 
transnationale Unternehmen. Der Vorschlag der EU-Kommission für 
einen multilateralen Investitionsgerichtshof (MIC) erfüllt diese Vor-
aussetzungen nicht. Parlamente dürfen durch Regeln zur regulatori-
schen Zusammenarbeit in Handelsabkommen nicht umgangen oder 
geschwächt werden. Regulatorische Kooperation darf nicht Standards 
absenken, sondern muss diese verbessern.

Das Vorsorgeprinzip, nach dem die Unbedenklichkeit von 
Produkten vor der Zulassung nachgewiesen werden muss, ist 
die tragende Säule des europäischen Schutzes von Umwelt und 
Verbraucher*innen. Die bestehende Verankerung des Vorsorgeprin-
zips im Primärrecht der EU reicht hierzu nicht aus. Deshalb wollen 
wir, dass es für alle Bereiche der EU-Handelsabkommen gilt. Auch 
Produkte, deren Verkauf in Europa verboten ist, wie bestimmte Gift-
stoffe und Waffen, sollten hier auch nicht produziert und dann ex-
portiert werden dürfen.

Wir wollen im Handel auch die Interessen von kleinen und mitt-
leren Unternehmen stärken und damit der Konzentration von wirt-
schaftlicher Macht entgegenwirken. Sie profitieren von Zoll reduk-
tion und einheitlichen technischen Standards.

Für faire Arbeits- und Produktionsbedingungen, Klimaschutz und 
Menschenrechte

Handel sollte soziale Gerechtigkeit, faire Produktions- und Arbeitsbe-
dingungen und Menschenrechte unterstützen. Menschenrechte und 
die Arbeitnehmerschutzrechte der Internationalen Arbeits or ga ni  sa-
tion, also die ILO-Kernarbeitsnormen, müssen im Handel fest verankert 
werden, und ihre Verletzung muss einklagbar sein. Bei Verstößen muss 
die EU Handelsvergünstigungen auch entziehen. Die EU-Kommission 
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setzt in erster Linie auf freiwillige Selbstverpflichtungen. Die Erfah-
rung zeigt: Das reicht nicht. Unsere Kleidung wird meist unter gefähr-
lichen Bedingungen für extrem niedrige Löhne produziert.

Notwendig sind deshalb gesetzliche Sorgfaltspflichten, neue 
Haftungsregeln und bessere Klagemöglichkeiten innerhalb der 
EU – auch für Opfer schwerer Menschenrechtsverletzungen, die 
von europäischen Unternehmen verursacht werden. Wir wollen Un-
ternehmen gesetzlich zu mehr Verantwortung und Transparenz in 
Bezug auf ihre Lieferketten verpflichten sowie dazu, Menschen- und 
Arbeiter*innenrechte einzuhalten und fairer und ökologischer Be-
schaffung den Vorrang zu geben. Für Textileinfuhren nach Europa 
wollen wir gesetzliche Mindeststandards verankern.

Innerhalb der WTO sollte die EU eine Initiative starten, die so-
ziale und ökologische Regeln für die gesamte Lieferkette im Textil-
bereich verankert. Diese Regeln können dann nach und nach auf an-
dere Sektoren ausgedehnt werden.

Die Klimaziele von Paris müssen fester Bestandteil des Welt-
handels werden. Wir unterstützen den Vorschlag des französischen 
Präsidenten Emmanuel Macron, die Klimaziele von Paris als wesent-
lichen Bestandteil in Handelsabkommen zu verankern und damit ver-
bindlich umzusetzen.

Wir müssen Handel und Klima in Einklang bringen. Eine Vor-
reiterrolle im Klimaschutz darf nicht zu Nachteilen im internationa-
len Wettbewerb führen. Im Gegenteil wollen wir erreichen, dass sich 
ein ambitionierter Klimaschutz auch ökonomisch rechnet. Dies kann 
zum Beispiel über eine zu entwickelnde Klimaabgabe auf schmutzi-
ge Importe erfolgen, die aber WTO- und entwicklungskonform aus-
gestaltet sein muss.

Unfairen Wettbewerb durch Preis- oder Standarddumping wol-
len wir verhindern. Die letzte Reform der europäischen Anti-Dumping-
Instrumente war ein wichtiger Schritt. Es ist ein Erfolg grüner Politik 
im Europaparlament, dass Marktverzerrung nun auch bei Ver stößen 
gegen internationale Arbeitnehmer- und Umweltstandards festge-
stellt werden kann. Wir wollen in kritischen Bereichen strategische 
Infrastruktur schützen.

Handelsabkommen dürfen keine Treiber von Liberalisierung, 
Deregulierung und Privatisierung werden. Wo sich Privatisierungen  
als Holzweg erwiesen haben, wollen wir diese rückgängig machen  
können. Die öffentliche Daseinsvorsorge muss umfassend geschützt 
werden. Kommunen dürfen in ihrer Handlungsfreiheit nicht be-
schränkt werden.
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Faire Rohstoffpolitik

Durch viele Produkte des Alltags sind wir mit der ganzen Welt ver-
bunden: Die Produktion findet in Asien statt, die Rohstoffe kommen 
vom afrikanischen Kontinent und konsumiert wird bei uns. Wir wol-
len die Lieferketten besser kontrollieren. Deshalb wollen wir transpa-
rente Lieferketten mit sozialen und ökologischen Mindeststandards 
durch entsprechende Offenlegungs- und Sorgfaltspflichten erreichen. 
Was in der Europäischen Union konsumiert wird, darf nicht zu Krieg 
und Ausbeutung beitragen.

Wir stehen für eine andere Rohstoffpolitik. Die Rohstoffe, die 
wir für unsere Handys oder Tablets benötigen, werden oft unter mise-
rablen Bedingungen abgebaut und gehen mit Menschenrechtsver-
letzungen, Konflikten und Umweltzerstörungen einher. Ausbeutung 
darf aber nicht Grundlage der Digitalisierung und unseres Konsums 
sein. Wir treten ein für faire Rohstoffpartnerschaften, die die Bedürf-
nisse der Abbauländer berücksichtigen, für Einsparung des Rohstoff-
verbrauchs und eine nachhaltige Nutzung in Europa. Wir wollen ver-
bindliche Standards bei Abbau, Weiterverarbeitung und Handel von 
Rohstoffen im Rahmen eines transparenten Verfahrens, das auch ge-
gen Korruption und Steuervermeidung wirkt. Besonders Konfliktmi-
neralien müssen besser kontrolliert werden.

Europa trägt durch den Import von Soja, Palmöl und Holz in 
einem hohen Umfang zur weltweit fortschreitenden Entwaldung 
bei. Wir wollen, dass die Europäische Holzhandelsverordnung künf-
tig für alle Holz- und Papierprodukte gilt und durch ein effektives 
Überwachungs- und Sanktionssystem scharf gestellt wird. Sie muss 
für alle Liefer- und Verarbeitungsschritte gelten. Außerdem engagie-
ren wir uns für europaweit wirksame Regelungen, die den Handel 
mit Gütern ausschließen, wenn ihre Herstellung direkt oder indirekt 
mit Waldvernichtung, insbesondere der Vernichtung von tropischen 
und borealen Wäldern oder vergleichbaren Ökosystemen, einhergeht.

Entwicklungspartnerschaft auf Augenhöhe

Die gegenwärtige Handelspolitik der EU gegenüber Entwicklungslän-
dern ist einseitig von den wirtschaftlichen Interessen europäischer 
Unternehmen dominiert. Durch den Abbau von Zöllen werden Indus-
trie, Handwerk und Landwirtschaft, die in Entwicklungsländern hei-
misch sind durch Billigimporte aus der EU bedroht. Die EU ist durch 
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ihre starke Verhandlungsposition in der Lage, den Entwicklungslän-
dern Bedingungen zu diktieren. Die derzeitigen Wirtschaftspartner-
schaftsabkommen (EPAs) mit Afrika verhindern den Aufbau einer ei-
genen Wirtschaft in diesen Ländern, statt ihn zu fördern. Wir wollen 
diese Abkommen stoppen und zu einer echten Entwicklungspartner-
schaft auf Augenhöhe übergehen. Die Entwicklungsländer müssen 
ihren Weg einer nachhaltigen Entwicklung selbst bestimmen kön-
nen. Gleiche Rechte sind nur zwischen gleich starken Partnern ge-
recht. Bei der Partnerschaft auf Augenhöhe spielen für uns auch zivil-
gesellschaftliche Akteure eine wichtige Rolle.

Wir wollen Entwicklungsländern ausreichend Raum für han-
delspolitische Schutzmaßnahmen lassen, damit sie ihre heimische 
Wirtschaft aufbauen und junge Industrien schützen können. Zollein-
nahmen sind eine wichtige Einnahmequelle für Entwicklungsländer. 
Ohne sie werden die mageren Staatseinnahmen stark belastet und es 
fehlen Mittel für Investitionen in öffentliche Güter wie Bildung, Ba-
sisgesundheitsdienste und andere Aspekte der öffentlichen Daseins-
vorsorge. Die EU hingegen sollte ihre Zölle auf verarbeitete Produkte 
aus Entwicklungsländern abschaffen, um eine diversifizierte Indus-
trie und Wertschöpfung vor Ort zu ermöglichen.

Fairer Handel auch in der Landwirtschaft

Europäische Agrarsubventionen zerstören kleinbäuerliche Struk-
turen im globalen Süden und schaffen so Abhängigkeiten, vernich-
ten Existenzen und zementieren Armut. Das muss ein Ende haben.

Wir brauchen einen Neustart des europäischen Agrarhandels, 
der nicht länger mit Dumpingpreisen Märkte im globalen Süden zer-
stört. Wenn Produkte in die EU importiert werden, müssen Mindest-
standards, beispielsweise die Arbeitsnormen der ILO, gelten.

Die Patentierung von Saatgut sowie Landgrabbing wollen 
wir bekämpfen. Die EU muss Investoren und staatliche Institutio-
nen dazu drängen, die Leitlinien der Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der UN zu Landrechten, Fischgründen und 
Wäldern einzuhalten. Agrochemiekonzerne wie Bayer, der durch 
die Übernahme von Monsanto zum Marktbeherrscher geworden 
ist, kontrollieren bereits jetzt große Teile des weltweiten Saat-
gut-, Düngemittel- und Pestizidmarkts. Mit ihren Patenten werden 
Kleinbäuer*innen in teure Abhängigkeiten gezwungen und die  
Artenvielfalt wird zerstört.
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Wir wollen die Rechte der Kleinbäuer*innen in Entwicklungs-
ländern auf freien Austausch und kostenlose Wiederaussaat von Saat-
gut sichern. Darüber hinaus wollen wir den Auf- und Ausbau lokaler 
Saatgutbanken fördern, damit traditionelles Wissen und die biologi-
sche Vielfalt erhalten und zugänglich bleiben. Sortenvielfalt ist ein 
wichtiger Baustein, um das Recht auf Nahrung zu verwirklichen und 
die Landwirtschaft widerstandsfähiger gegen die Folgen des Klima-
wandels zu machen.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

die Verankerung des Pariser Klimaschutzabkommens und  
des Vorsorgeprinzips in allen Handelsverträgen der EU

WTO-konforme Klimaabgaben auf schmutzige Importe

die Abschaffung von Zöllen auf verarbeitete Produkte aus 
Entwicklungsländern

4.6 DROGENKRIEGE BEENDEN

Der globale Krieg gegen Drogen ist gescheitert. Er fördert orga-
nisierte Kriminalität, unterminiert die Gesundheit der Drogenkon su-
me nt*innen, verletzt Menschenrechte und trägt zur Destabilisierung 
von Staaten bei. Damit verhindert er die politische und wirtschaft-
liche Entwicklung der betroffenen Länder. Europa trägt als Konsumen-
tenregion Verantwortung für die Auswirkungen der Nachfrage nach 
Drogen. Wir wollen deshalb, dass die Europäische Union sich auf der 
Ebene der Vereinten Nationen dafür einsetzt, dass der Drogenkrieg 
beendet wird. Nationale Schritte für eine Reform der Drogenpolitik 
wie in verschiedenen Ländern Lateinamerikas sollten unterstützt 
und nicht behindert werden. Die Europäische Union soll eine Reform 
der Drogenpolitik in den Mitgliedstaaten unterstützen, die zualler-
erst auf Prävention, Hilfe, Schadensminderung, Entkriminalisierung 
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und Regulierung setzt – und nicht auf Verbote und Repression. Die 
kontrollierte Abgabe von Cannabis in einzelnen Mitgliedstaaten so-
wie Modellprojekte auf regionaler Ebene können dazu beitragen, die  
organisierte Kriminalität innerhalb der EU zu verringern.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

eine globale Reform der Drogenpolitik

eine an den gesundheitlichen Risiken orientierte Regulierung  
von Drogen
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5 VORANBRINGEN, WAS 
UNS VORANBRINGT:  
INNOVATION, BILDUNG 
UND KULTUR

In atemberaubender Geschwindigkeit greift der wissenschaftliche 
und technische Fortschritt immer tiefer in unsere Leben ein. Die Di-
gitalisierung prägt, wie wir arbeiten, wie wir kommunizieren, wie 
wir denken, wie wir lernen, wie wir reden. Sie wird immer noch stark 
von Männern dominiert. Sie stellt die Wirtschaft auf den Kopf und 
vieles infrage. Es öffnet sich ein Raum von ungeahnten Möglichkei-
ten und Herausforderungen: nicht nur, dass Roboter Rasen mähen 
und Post austragen, sondern auch, dass sie unsere Eltern und Groß-
eltern im Heim pflegen. Dass ferngesteuerte Maschinen die Felder 
so passgenau düngen, dass keine Nährstoffüberschüsse mehr ent-
stehen. Dass Roboter Kriege führen und über Leben und Tod bestim-
men. Neue Konzerne dominieren die Märkte, und ihre handelbare 
Ware sind unsere persönlichen, intimsten Daten. Aus Forschungen 
werden neue Techniken. Es entsteht neue Arbeit, alte geht verloren 
und unsere Art zu arbeiten ändert sich.

Vieles klingt verheißungsvoll, anderes scheint unheimlich, aber 
in jedem Fall gilt: Technischen Fortschritt kann man nicht aufhalten 
und auch nicht rückgängig machen.

Es ist deshalb an der Politik, die Veränderungen entlang der 
europäischen Werte zu gestalten. Das bedeutet, Entwicklungen zu 
fördern, aber auch zu entscheiden, was man zulassen will und wie 
Anwendungen zu regulieren sind. Sinnvoll geht das nur auf europä-
ischer Ebene. Wenn wir wissen wollen, nach welchen Kriterien Algo-
rithmen bestimmen, wer wie viel für einen Flug bezahlen muss oder 
wer in die engere Auswahl für Jobs kommt, dann wird das kaum na-
tional möglich sein. Sonst können sich global agierende Konzerne 
den niedrigsten nationalen Standard aussuchen.

Europa dagegen ist eine Macht. Wenn die EU will, kann sie die 
digitale Welt zivilisieren. Sie muss aus unserer Sicht geeignete Regeln 
für die Haftung von Maschinen und für die Transparenz und Über-
prüfbarkeit von Algorithmen schaffen, sie muss die Diskriminierung 
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durch Suchmaschinen, Filter und Co. verbieten. Andererseits gilt es, 
die Chancen, die sich auftun, wirklich zu nutzen: Schlüsseltechno-
logien und Start-ups mit nachhaltigen Geschäftsmodellen fördern; 
ein neues Forschungsprogramm auflegen, damit Ideen und Zukunfts-
technologien zum Nutzen der Gesellschaft entwickelt werden und 
der Technologietransfer in die Praxis beschleunigt wird; an neu zu 
gründenden europäischen Universitäten Wissen bündeln und so die 
Innovationskraft vervielfachen.

Und für all das gilt: Die Freiheit von Wissenschaft und Forschung 
und genauso von Kunst muss garantiert sein. Kultur und Kreativität 
müssen sich frei entfalten können, was angesichts des Drucks, unter 
dem Kulturschaffende in Ländern wie Ungarn stehen, keine Selbst-
verständlichkeit mehr ist.

Bildung ist dabei der Schlüssel, damit wir für die rasanten Än-
derungen gewappnet sind. Das gilt für Kinder und Jugendliche ge-
nauso wie für Erwachsene. Wir wollen ein Recht auf Weiterbildung 
und lebenslanges Lernen EU-weit verankern. Schüler*innen, Auszu-
bildende und Student*innen sollen Europa konkret erfahren können. 
Dafür etwa wollen wir das europäische Erasmus-Programm massiv 
ausbauen, damit Europa nicht nur für Akademiker erlebbar wird. So 
schaffen wir ein Europa als Raum der Kreativität und Innovation, ein 
Europa, das auf der Höhe der Zeit ist und die Entwicklungen steuert, 
statt ihnen hinterherzulaufen.

5.1 DIE DIGITALISIERUNG ZUM WOHL 
DER MENSCHEN STEUERN

Die Digitalisierung kann uns helfen, effizienter und ökologischer zu 
handeln, Informationen leichter zu verbreiten und mehr Transparenz 
herzustellen. Wir wollen den digitalen Wandel demokratisch, ökolo-
gisch, sozial und feministisch gestalten. Wir wollen die Chancen er-
greifen, um Arbeit zu erleichtern, um die Vereinbarkeit von Beruf und 
Care-Arbeit zu verbessern genauso wie die medizinische Versorgung, 
Ressourcen zu sparen, Verkehrsunfälle zu vermeiden und Bildungs-
chancen zu erhöhen sowie Innovationen zu fördern.

Als GRÜNE haben wir in Europa mit der Datenschutzgrund-
verordnung, die wir maßgeblich mit auf den Weg gebracht haben, 
einen internationalen Standard gesetzt und schon viel erreicht. 
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Bürger*innen müssen sich selbstbestimmt im digitalen Raum be-
wegen können und die volle Souveränität über ihre Daten behalten.

Beim Datenschutz und bei der Daten- und der IT-Sicherheit kann 
Europa mit einheitlichen Sicherheitsnormen voranschreiten und so-
mit Wettbewerbsvorteile durch eine an unseren Grundrechten orien-
tierte Digitalpolitik erreichen. Gerade angesichts der zunehmenden 
Bedeutung des „Internets der Dinge“ sind höchste Sicherheitsstan-
dards essenziell und sollten gesetzlich verankert werden.

Die Digitalisierung trifft auf eine Wirtschaft, in der mit öko-
logischen Langzeitschäden, Investitions- und Nachfrageschwäche, 
zu starker Konzentration von Vermögen und zu großem Ressourcen-
hunger einiges im Argen liegt. Insbesondere die Plattformökonomie 
mit ihren Netzwerkeffekten schafft zunehmend Monopole und ge-
schlossene Strukturen. Wir wollen Ordnung in dieses System bringen.  
Dafür brauchen wir mehr Investitionen, damit unsere Wirtschaft 
krisen fester und dynamischer wird. Unser Ziel ist eine nachhaltige  
Digitalökonomie. Um sie zu erreichen, setzen wir auf eine echte Netz-
neutralität, freie und überprüfbare Software, offene Schnittstellen, 
Interoperabilität und eine vitale Entwickler*Innencommunity, deren 
Bemühungen für ein offenes und innovationsfreundliches Internet 
wir beispielsweise durch die Anerkennung der Gemeinnützig keit 
unterstützen. Gegenüber marktmächtigen Plattformen und Anbie-
tern brauchen wir ein Europa, das mit einer Stimme spricht, um für 
den Schutz von Verbraucher*innenrechten, fairen Wettbewerb und 
den Erhalt öffentlicher Güter zu sorgen. Trivial- und Softwarepatente  
lehnen wir ab.

Mit Digitalisierung Ökonomie und Ökologie zusammenführen

Wir wollen die Digitalisierung nutzen, um Ökonomie und Ökologie 
weiter zusammenzuführen. Sie schafft enorme Chancen für Ökoeffi-
zienz und Kreislaufwirtschaft. Mit Videokonferenzen lässt sich Team-
arbeit weltweit vernetzen und damit der CO₂-Ausstoß durch Reisen 
reduzieren. Mit intelligenten Stromnetzen und intelligent vernetzten 
Transportsystemen können wir unseren Energieverbrauch reduzieren 
und die Energiewende beschleunigen, mit einer intelligenten Mobi-
litätsplanung und -steuerung bringen wir die Verkehrswende voran.

Dafür wollen wir ein EU-Förderprogramm, das sich exklusiv 
dem ökologischen Potenzial der Digitalisierung widmet und die 
Ökoeffizienz in Unternehmen fördert. Die Digitalisierung kann also 
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zum ökologischen Umbau unserer Gesellschaft beitragen. Gleich-
zeitig frisst sie aber auch Ressourcen und Energie. So werden wert-
volle Rohstoffe zunehmend für die Digitalisierung gebraucht und 
der Energiebedarf für digitale Prozesse wächst jedes Jahr massiv. 
Expert*innen zufolge wird der digitale Energiebedarf 2040 die welt-
weite Energieproduktion übersteigen, falls nicht umgesteuert wird. 
Deswegen wollen wir ein europäisches „Recht auf Reparatur“ schaf-
fen, das Hersteller von Geräten verpflichtet, langfristig Ersatzteile 
anzubieten sowie Reparaturanleitungen zu veröffentlichen. Wir for-
dern, dass der Zeitraum, in dem Produkte mit zeitnahen Sicherheits-
updates versorgt werden, für Verbraucher*innen einheitlich und gut 
sichtbar gekennzeichnet ist und für eine typabhängige Mindestfrist 
garantiert werden muss. Gleichzeitig wollen wir Open-Hardware-  
und Open-Source-Software-Produkte besonders fördern, da diese 
auch nach Ende der Herstellerunterstützung noch weitergenutzt 
werden können.

Wir wollen als Teil der europäischen Energiewende energiear-
me IT-Technik voranbringen und eine europäische „Green-IT“-Strate-
gie auflegen. Diese Strategie soll die Forschung und Entwicklung von 
ultraeffizienten Chips fördern und die europäische Halbleiterindust-
rie – eine technologische Schlüsselbranche – in Richtung Nachhal-
tigkeit stärken. Darüber hinaus setzen wir uns für „Green-IT“-Kriteri-
en bei der öffentlichen Vergabe und ein Label für energieeffiziente, 
nachhaltige Rechenzentren ein. Gerade die europäische Verwaltung 
soll in Zukunft „Green-IT“-Systeme nutzen. Damit Fortschritte bei der 
Energie- und Ressourceneffizienz von digitalen Technologien eine 
größere Verbreitung finden, wollen wir vor allem Open-Hardware- 
und Open-Software-Lösungen unterstützen. Zahlreiche Projekte in 
diesen Bereichen haben gezeigt, wie der Energieverbrauch und da-
mit auch die Kosten gesenkt werden können.

Digitalen Wandel in der Wirtschaft entschlossen vorantreiben

Europas Industrie steht mitten in einem bahnbrechenden Umbruch: 
Neue Technologien und Innovationen fassen Fuß, neue Märkte ent-
stehen und neue Wettbewerber treten auf. In zahlreichen Zukunfts-
technologien, wie der künstlichen Intelligenz oder autonomen Sys-
temen, befinden wir uns in einer Aufholjagd gegenüber anderen 
Weltregionen. Nur gemeinsam, mutig und visionär kann Europa inno-
vationsstärker werden.
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Wir wollen, dass die EU kleine und mittlere Unternehmen und 
das Handwerk bei der Digitalisierung mit unbürokratischen Bera-
tungsangeboten oder Förderprogrammen unterstützt.

Auch wollen wir, dass die jetzt schon an vielen Stellen etablier-
ten und kommenden Möglichkeiten der digitalisierten Arbeitswelt für 
mehr Freiheit der Arbeitnehmer*innen genutzt werden. Die digitale 
Arbeitswelt birgt aber auch Fallen: Unfreiwillige Mehrarbeit, dauern-
de Verfügbarkeit, Arbeitsverdichtung und ständige digitale Leistungs-
kontrolle werden einfacher. Es braucht daher einen guten Arbeitsschutz 
für Beschäftigte und Selbstständige – sowohl gesetzlich wie tariflich. 
Dienstleistungsplattformen müssen sich ihrer Verantwortung bei den 
Arbeitsbedingungen, der Mitbestimmung und der Entlohnung stellen. 
Um Menschen eine Perspektive zu bieten, deren Arbeitsplatz im Zuge 
der Digitalisierung wegfällt, wollen wir europäische Aus- und Weiter-
bildungsprogramme stärken. Dazu möchten wir das Recht auf Weiter-
bildung europäisch verankern. Fortbildungen allein schaffen allerdings 
keine neuen Arbeitsplätze. Durch Digitalisierung ersparte Arbeit darf 
nicht Gewinn für die einen und Existenzvernichtung für die anderen 
bedeuten: Durch Digitalisierung ermöglichte Profite und Zeitkontin-
gente müssen gerecht an alle verteilt werden. Wir müssen daher neue 
Sozialabgaben- und Besteuerungsmodelle für Wertschöpfung durch 
Maschinen und Algorithmen entwickeln und Grundsicherung für Men-
schen von Lohnarbeit entkoppeln. Digitalisierung als Gemeinwohl wird 
so zur Chance für neue menschliche Entfaltungsräume.

Wir wollen die Chancen der Digitalisierung nutzen, um die 
Freiheit im Netz zu stärken und um eine angemessene Vergütung 
für Künstler*innen und Kulturschaffende sicherzustellen. Wir setzen 
uns für ein europäisches und zukunftsfestes Urheberrecht ein, das 
auf den technischen Wandel eingeht. Es muss bürgerrechtskonform 
sein, die Interessen von Verbraucher*innen, Verwerter*innen und 
Urheber*innen fair ausgleichen und die finanzielle Absicherung von 
Künstler*innen ermöglichen.

Es gibt eine florierende kriminelle Industrie, die mit illegalen 
Kopien gigantische Umsätze generiert, ohne die Urheber*innen in 
irgendeiner Weise zu beteiligen. Um gegen diese illegalen Struktu-
ren vorzugehen, müssen die Täter strafrechtlich verfolgt und entspre-
chende Inhalte gelöscht werden. Mit Drittstaaten müssen Vereinba-
rungen zur Rechtsdurchsetzung geschlossen und Täter grundlegend 
vom Geldfluss abgeschnitten werden, indem wir Werbetreibende und 
Finanzdienstleister, die das illegale System stützen, mit in die Ver-
antwortung nehmen.
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Die aufwendige Verfolgung von Nutzer*innen war und ist un-
verhältnismäßig und nicht zielführend. Wir halten Uploadfilter für 
den falschen Ansatz und eine fehlerhafte Technologie. An ihrer Stelle  
müssen neue Vergütungsmodelle eingeführt werden, die eine ein-
fache und legale Onlinenutzung von geschützten Werken ermögli-
chen, wie zum Beispiel eine Pauschalabgabe für Onlineplattformen, 
die Inhalte kuratieren.

Ein Leistungsschutzrecht für Presseverleger lehnen wir ab und es 
muss klargestellt werden, dass die Verwendung von Hyperlinks nicht 
unter das Urheberrecht fällt. Dies gefährdet die Grundrechte auf Mei-
nungs- und Informationsfreiheit, die offene Architektur des Internets 
und ist in Deutschland bereits grandios gescheitert. Wir setzen uns für 
eine europäische Schranke für das „Recht auf Remix“ (transformatori-
sche Nutzung) ein. So erhalten wir die Remixkultur im Internet, hören 
auf, Nutzer*innen zu kriminalisieren, und erleichtern Künstler*innen 
eine Vergütung für ihre Leistungen. Nutzer*innen digitaler Inhalte sollen 
bei Ausleihe und Weiterveräußerung nicht schlechter gestellt werden 
als bei analogen Gütern. Für die Digitalisierung des kulturellen Erbes 
sollen die Fördermittel erhöht und die Gemeinfreiheit erhalten werden.

In einem vereinten Europa wollen wir einen offenen Zugang 
zu Angeboten und Inhalten einer vielfältigen Kultur sicherstellen 
und eine europäische Öffentlichkeit fördern. Zur Verbesserung des 
grenzüberschreitenden Informationsflusses sprechen wir uns für 
eine weitere Reduzierung des Geoblockings im Internet zum Beispiel 
beim Zugang zu öffentlichen Fernsehsendern und Mediatheken aus.

EU-Forschungsprogramme wollen wir stärken, um bahnbrechen-
de digitale Technologien zu entwickeln. Gerade bei der Erforschung 
von künstlicher Intelligenz (KI) wollen wir gesamteuropäisch vorange-
hen. Deswegen setzen wir uns für ein europäisches Zentrum für künst-
liche Intelligenz ein.

Europa soll Vorreiter im Datenschutz bleiben. Auf der Basis der 
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) wollen wir deshalb innova-
tive und datenschutzfreundliche Unternehmen als digitales Allein-
stellungsmerkmal Europas fördern und „Privacy by Design“ und „Data 
Protection made in Europe“ zum Wettbewerbsvorteil machen. Dazu 
gehören Investitionen in technische Datenschutzforschung und Ano-
nymisierungstechnologien, insbesondere im Zusammenhang mit „Big 
Data“ und Algorithmen. Die öffentliche Hand muss bei der IT-Sicher-
heit Vorreiter sein. Bei der Bereitstellung neuer E-Government-Ange-
bote muss sie auf höchste Datenschutz- und IT-Sicherheitsstandards 
setzen und Projekte, die diese Ziele befördern, stärker unterstützen.
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Nicht nur im Datenschutz braucht es einen gesamteuro-
päischen Ordnungsrahmen, sondern auch für die von uns 
Verbraucher*innen genutzten Plattformen. Wie bereits bei SMS 
und Telefonie soll es möglich werden, zwischen den verschiede-
nen Plattformen und Messenger-Apps wie Threema und WhatsApp 
zu kommunizieren. Außerdem müssen Nutzer*innen, die die Platt-
form wechseln, künftig ihre Daten mitnehmen können. Auch digi-
tale Unternehmen können und müssen im Sinne der Nutzer*innen 
reguliert werden.

Damit Unternehmen und Verbraucher*innen von der Digitali-
sierung profitieren können, braucht Europa eine flächendeckende 
digitale Infrastruktur. Ohne sie wird es keinen vollendeten europä-
ischen digitalen Binnenmarkt geben. Für die digitale Infrastruktur 
Glasfaser und 5G-Mobilfunk gibt es Investitionslücken von Hunder-
ten Milliarden Euro. Deswegen setzen wir uns für eine umfassen-
de europäische Investitionsoffensive für den Glasfaserausbau und 
für eine Förderung offener und freier WLAN-Netze ein. Den Ausbau 
der digitalen Infrastruktur wollen wir an eine weitere rechtliche  
Stärkung der Netzneutralität koppeln, es darf kein „Zweiklassen-
internet“ geben.

Wir wollen, dass Investitionen aus Nicht-EU-Ländern durch 
eine Prüfung der Belange von Sicherheit und der öffentlichen Ord-
nung („investment screening“) kritisch überprüft und gegebenen-
falls untersagt werden können.

Digitalisierung und Gleichheit: Schutz vor Diskriminierung

Große Fortschritte bei den digitalen Technologien und der Automa-
tisierung stellen uns als europäische Gesellschaft vor grundlegend 
neue Fragestellungen. In China sehen wir zum Beispiel, wie digitale  
Technologien zur Massenüberwachung und Verhaltenskontrolle ge-
nutzt werden.

Digitale Angebote gestalten unser gesellschaftliches Zusam-
menleben und haben einen starken Einfluss auf Rollenbilder und 
Chancengleichheit, sie sind nicht geschlechtsneutral. Wir brauchen 
daher mehr Frauen als Führungskräfte in Digitalunternehmen, Grün-
derinnen, Urheberinnen und Entwicklerinnen von digitalen Produk-
ten und Angeboten. Mit speziellen Programmen und gendersensibler 
Bildung sollen Mädchen und Frauen ermutigt werden, die Digitali-
sierung aktiv mitzugestalten.
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Immer stärker beruhen diese Technologien auf Algorithmen 
und künstlicher Intelligenz, die zunehmend Entscheidungen für 
und über die Bürger*innen treffen. Wir GRÜNEN wollen jeglicher 
Diskriminierung durch algorithmische Entscheidungen vorbeugen 
und verhindern, dass bestehende gesellschaftliche Ungerechtig-
keiten durch selbstlernende Systeme verstetigt werden. Beson-
ders betroffen sind in diesem Zusammenhang ohnehin diskrimi-
nierungsgefährdete Gruppen wie Frauen, Minderheiten und ärmere 
Menschen. Zum Beispiel ändert sich personenspezifisch, wer beim 
Onlineeinkauf wie viel bezahlen muss und wer bei Straftaten zuerst 
verdächtigt wird. Es werden gruppenspezifische Werbungen ange-
zeigt oder Kredite aufgrund von Wohnorten automatisiert verwei-
gert. Wir wollen die ethischen Implikationen neuer Technologien 
stärker erforschen und politisch berücksichtigen. Wir wollen auf 
Europaebene rechtlich verankern, dass algorithmische Entschei-
dungssysteme generell überprüfbar, anfechtbar und entsprechend 
ihrer gesellschaftlichen Wirkung reguliert werden. Wir fordern 
spezialisierte Schiedsstellen und ein erweitertes Verbandsklage-
recht, um den Schutz vor algorithmischer Diskriminierung zu ge-
währleisten. Gerade die europäischen Antidiskriminierungsstellen 
müssen diesbezüglich stärker ausgestattet werden. Alle Gremien 
zur Überprüfung von Algorithmen müssen paritätisch mit Frauen 
und Männern besetzt sein.

Es stellt sich aber auch die Frage, wer wie für eine Fehlent-
scheidung haftet, die durch einen Algorithmus getroffen wurde. Die 
Diskussion über einen ethischen Rahmen für Roboter und künstli-
che Intelligenz ist deshalb wahrscheinlich eine der wichtigsten Zu-
kunftsaufgaben. Wir begrüßen, dass es seit Kurzem eine europäische 
Expertenkommission gibt, die sich mit grundsätzlichen ethischen 
und rechtlichen Fragen bezüglich Algorithmen, künstlicher Intelli-
genz und digitaler Innovationen auseinandersetzt. Auch für andere  
autonome Systeme, ob im Bereich der Mobilität, der Arbeit oder 
beim Militär, muss eine europäische Digitalethik entwickelt werden. 
Wir fordern, dass diese Kommission konkrete Vorschläge für einen 
Rechtsrahmen entwickelt.

Für uns als GRÜNE ist es jedoch noch wichtiger, dass die Dis-
kussion um eine neue Digitalethik als gesamtgesellschaftliche 
Debatte geführt wird. Wir wollen, dass die Europäische Union bei  
dieser Frage innovativ vorangeht und nach dem Vorbild der irischen 
„Convention on the Constitution“ Bürger*innen der EU auswählt, die 
die Fragen einer neuen Digitalethik diskutieren und Vorschläge für 
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eine neue Digitalethik für das Europäische Parlament machen. Damit 
kann eine gute gesamtgesellschaftliche Debatte begonnen werden.

Digitalisierung und Freiheit: soziale Medien sozial machen

Wir als GRÜNE wollen erreichen, dass digitale Technologien das all-
tägliche Leben aller Europäer*innen vereinfachen und den Menschen 
einen leichteren Zugang zu Informationen ermöglichen.

Mit Facebook, Twitter und Co. ist ein digitaler öffentlicher Raum 
entstanden. Lange Zeit war damit ein Optimismus verbunden, dass 
der einzelne Mensch durch die sozialen Medien nicht mehr bloßer 
Informationsempfänger, sondern auch Sender und Multiplikator von 
Informationen werden kann und so mehr Freiheit und Aufklärung er-
reicht wird. In Diktaturen und Autokratien bieten in der Tat verschie-
dene internetbasierte Anwendungen Oppositionellen die Chance, 
sich zu vernetzen und Inhalte zu verbreiten, die in der kontrollier-
ten Presse verschwiegen werden.

Auf der anderen Seite müssen wir aber feststellen, dass die 
digitale Welt von Diktaturen und autoritären Regimes zur Festi-
gung ihrer Herrschaft genutzt wird. Hass, Lügen und Unwahrheiten 
verbreiten sich so leicht wie nie. Auch die völkisch-nationalis tische 
Rechte organisiert und koordiniert sich über Social Media und 
nutzt Onlineplattformen für ihre Hetze gegen Antifaschist*innen, 
demokratische Politiker*innen, Andersdenkende, Geflüchtete und 
Minderheiten. Besonders stark betroffen sind Frauen. Beleidigun-
gen, Vergewaltigungs- und Todesdrohungen sind für im Netz aktive 
Frauen an der Tagesordnung. Dadurch werden viele Frauenstim-
men zum Schweigen gebracht und aus der Debatte im digitalen 
öffentlichen Raum herausgedrängt. Doch ein von Männern domi-
niertes Internet gefährdet auch die in der analogen Gesellschaft 
erreichten Fortschritte von Frauen und somit die Demokratie. Die 
Verifikation und Filterung von Quellen und Informationen durch 
professionelle Journalist*innen entfällt, wenn Nutzer*innen alles  
einfach direkt in sozialen Medien verbreiten. Durch die Macht der 
Lügen und Unwahrheiten bröckelt der gesellschaftliche Zusam-
menhalt. Um dem entgegenzuwirken, wollen wir den investiga-
tiven Journalismus genauso stärken wie die Medienbildung in 
Schule und Weiterbildung, damit sich Bürger*innen kritisch mit 
den Wirkungsweisen und Dynamiken sozialer Medien auseinan-
dersetzen können.
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Wir brauchen in Europa eine vielstimmige Öffentlichkeit, die ei-
nen lebendigen Eindruck von der gesellschaftlichen und kulturellen 
Vielfalt Europas vermittelt. Die Digitalisierung erlaubt Bürger*innen, 
mit eigener Stimme an solchen Debatten teilzuhaben. Eine parti-
zipative Medienöffentlichkeit trägt zur gesellschaftlichen Selbst-
verständigung bei. Gleichzeitig können wir die Definition dessen, 
was auf den Plattformen erlaubt ist und was nicht, nicht allein den 
Betreiber*innen überlassen, sondern müssen dies politisch regeln. Zu-
dem ist bis heute völlig unklar, nach welchen Kriterien Algorithmen 
bestimmte Inhalte wem und warum anzeigen. Das ist intransparent 
und verhindert einen selbstbestimmten Umgang mit dem Internet.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

ein Verbot von Diskriminierungen durch Algorithmen und  
eine Verpflichtung zu deren Transparenz

den europaweiten Ausbau digitaler Infrastruktur und ein  
freies und offenes Internet für alle

ein Ende der anlasslosen Massenüberwachung

Regeln für soziale Medien, damit wir Hass und Hetze wirk-
sam entgegentreten können

5.2 EUROPÄISCHE FORSCHUNG  
FÖRDERN UND START-UPS  
STÄRKEN

Forschung und Entwicklung bilden die Basis, um den Herausfor-
derungen der Zukunft zu begegnen und unser Leben noch lebens-
werter zu gestalten. Ein vertiefter, dynamischer und weltoffener  
Forschungsraum in Europa ist von zentraler Bedeutung.
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Zu Beginn des 21. Jahrhunderts hat sich die Europäische Union 
zum Ziel gesetzt, weltweit führender Innovations- und Forschungs-
standort zu werden. Bisher bleibt dieses Ziel unerreicht. Vielmehr 
konnten die USA ihre Führungsrolle behaupten und China konnte  
die EU bei der Höhe der Investitionen in Forschung und Entwick-
lung überholen. Dies spiegelt sich in der Entwicklung neuer Tech-
nologien wider.

Wir wollen Europa als Forschungs- und Entwicklungsregion 
unterstützen. Besonders im Bereich der Digitalisierung und Robo-
tik, der Biotechnologie und Nanotechnologie finden derzeit rasan-
te Entwicklungen statt, und die Europäische Union muss aufpas-
sen, weltweit den Anschluss nicht zu verlieren. Forschung, die uns 
bei der Bewältigung des Klimawandels unterstützt, muss nachhal-
tig und langfristig unterstützt werden, nicht nur durch einzelne 
Forschungsprojekte, sondern auch durch den Aufbau von europä-
ischen Innovationszentren und umfangreiche Grundfinanzierung. 
Neue Entwicklungen in der Batterietechnologie, im Recycling, in 
der Verwendung nachhaltiger Ressourcen, in der Wasseraufberei-
tung und in der Erzeugung erneuerbarer Energie müssen in Europa  
vorangetrieben werden.

Die Freiheit von Wissenschaft und Forschung ist ein zentraler 
Wert demokratischer Verfassungen. Ihre Grenzen liegen in der Men-
schenwürde, bei tierethischen Prinzipien und dort, wo hohe Umwelt-
risiken entstehen. Welche Erkenntnisse und Ergebnisse wir nutzen 
wollen, muss immer gesellschaftlich verhandelt werden. Die euro-
päische Forschungslandschaft besteht heute noch zu sehr aus einem 
Flickenteppich nationaler Forschungsprogramme, ineffizienten Dop-
pelungen und einer massiven Spaltung zwischen forschungsstarken 
und forschungsschwachen Mitgliedstaaten – und das in einer Zeit, 
in der angesichts der zahlreichen globalen Herausforderungen so-
wie des Drucks populistischer Kräfte auf die Wissenschaftsfreiheit 
mehr internationale und europäische Zusammenarbeit dringend 
notwendig ist. Einzeln für sich haben die Mitgliedstaaten nicht die 
finanzielle Durchschlags- und internationale Strahlkraft entwickelt, 
die es im globalen Wettlauf der Innovationen braucht. Dafür benö-
tigt es einen ganzheitlichen Ansatz. Noch immer wird das selbst  
gesetzte Ziel, 3 Prozent des BIP für Forschung und Entwicklung zu 
investieren, verfehlt. Noch immer stehen nationale Interessen beim 
Kernfusionsprojekt ITER über dem Streben nach wissenschaftlichen 
Erkenntnissen. Noch immer scheitern viele kleine und mittlere Un-
ternehmen an einer Teilnahme an den EU-Forschungsprogrammen, 
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weil die Hürden zu hoch, zu kompliziert, zu bürokratisch sind. Und 
noch immer bleiben viele gute Ideen aus der Spitzenforschung auf 
der Strecke oder werden in anderen Regionen zu Geld gemacht, weil 
sie nicht in den Markt überführt werden.

Ein neues Forschungsprogramm ab 2020

Der Zeitpunkt, um dies zu ändern, ist genau richtig. Das aktuelle euro-
päische Forschungsrahmenprogramm „Horizon 2020“ läuft aus. Jetzt 
können wir ein schlagkräftiges Nachfolgeprogramm auf die Beine 
stellen, das die europäische Forschungslandschaft vernetzt, Schlüs-
seltechnologien fördert, den Nährboden für innovative, nachhaltige 
Start-ups schafft und die angewandte Forschung und Grundlagen-
forschung stärkt. Wichtig ist uns dabei der Beitrag der Geistes- und 
Gesellschaftswissenschaften zu einem Europa der Innovation. Bei 
Förderprogrammen wie „Horizon Europe“ muss darauf geachtet wer-
den, dass die Kultur-, Geistes- und Sozialwissenschaften verstärkt 
eingebunden und gefördert werden. Auch darf die Erforschung ge-
sellschaftlicher Auswirkungen nicht erst nachrangig erfolgen, wenn 
technologische Fakten bereits geschaffen sind. Transformative For-
schung geht für uns dabei Hand in Hand mit nachhaltiger und ge-
rechter sozialer Innovation.

Auch ist es uns wichtig, Forschungsergebnisse durch das ge-
zielte Fördern von Open-Access-Publikationen allen frei zugänglich 
zu machen. Dazu wollen wir etwa Projekte wie cOAlition S, die öf-
fentlich geförderte Publikationen frei zugänglich machen, auf euro-
päischer Ebene vorantreiben.

Forschungs- und Innovationsförderung soll auf die großen 
gesellschaftlichen Herausforderungen von Klimawandel, Biodiver-
sitätsverlust, Ressourcenknappheit sowie Krebs- und Demografie-
forschung bis hin zu Machtfragen, wie patriarchiale Strukturen, aus-
gerichtet werden. Das Nachfolgeprogramm „Horizon Europe“ muss 
dafür sorgen, dass neue Ideen schneller marktreif werden und der 
Technolo gietransfer in die Praxis beschleunigt wird. Dabei soll früh-
zeitig die Nachhaltigkeit und Wirkung des Geschäftsmodells einge-
schätzt und berücksichtigt werden. Für umweltverträgliche Zukunfts-
technologien wollen wir die Markteinstiegsphase beschleunigen.  
Die Umwidmung ziviler Forschungsmittel für die Rüstungsforschung 
lehnen wir strikt ab.
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Wir wollen ein neues Kapitel europäischer Weltraumforschung 
aufschlagen: Als Wissenschaftspartei wollen wir die Grenzen mensch-
lichen Wissens ausweiten und die fundamentalen Fragen der Physik,  
des Universums und unserer Existenz erforschen. Raumfahrt hilft uns, 
Erkenntnisse über unseren Planeten zu gewinnen (zum Beispiel Kli-
maforschung, Landwirtschaft, Katastrophenschutz, Wetterprogno-
sen), und trägt zur friedlichen Kooperation vieler Nationen bei, zum 
Beispiel durch die Zusammenarbeit mit Russland bei der internatio-
nalen Raumstation. Die globale Raumfahrtindustrie ist im Umbruch; 
für Europa geht es jetzt darum, souverän in der Weltraumforschung 
zu bestehen und damit europäische Innovationen zu befördern. Die 
EU-Staaten sollten dazu ihre finanziellen Anstrengungen inten-
sivieren. Wir schlagen eine verstärkte Beteiligung der EU bei der  
Europäischen Weltraumorganisation (ESA) und eine noch engere Ko-
operation mit den nationalen Raumfahrtbehörden vor.

Im Bereich Wirtschaftswissenschaften wird die Pluralität der 
geförderten Denkschulen und methodischen Ansätze erweitert. Wir 
wollen uns dafür einsetzen, dass die EU Forschungen zur Behandlung 
vernachlässigter Tropenkrankheiten sowie für bessere Medikamente 
gegen armutsbegünstigte Krankheiten wie Tuberkulose, Malaria und 
Ebola fördert. Ebenso dürfen Forschungsgelder für Klimaschutz- und 
Klimaanpassungsmaßnahmen nicht für Geo-Engineering-Projekte  
und -Forschung zweckentfremdet werden.

Forschung wird aber nicht nur durch bessere materielle 
Ausstattung attraktiv, sondern auch durch ein attraktives Umfeld 
und soziale Faktoren, wie eine gute Kinderbetreuung. Wir wollen 
in allen EU-Mitgliedsländern faire statt prekäre Karrierewege für 
Wissenschaftler*innen schaffen, damit sie uns erhalten bleiben. Ech-
te Wissenschaftsfreiheit setzt eine solide Grundfinanzierung voraus, 
sodass nicht nur für Unternehmen lukrative Forschungsgebiete be-
stehen, sondern auch Grundlagen- und kritische Forschung langfris-
tig in der EU eine Heimat haben. Das muss durch die Förder politik 
gesichert werden.

Schutz für bedrohte Wissenschaftler*innen

Mit großer Sorge sehen wir, dass international zunehmend politischer 
Druck auf Wissenschaftler*innen ausgeübt wird. Die Wissenschaftsfrei-
heit ist ein demokratisch verbrieftes Grundrecht. Wenn in der Türkei  
mehrere Tausend Wissenschaftler*innen aus politischen Gründen 
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entlassen oder verhaftet werden, wenn in Ungarn Universitäten be-
droht werden, dann ist das eine dramatische Abkehr von der Wissen-
schaftsfreiheit. Wir setzen uns dafür ein, dass Wissenschaftler*innen, 
die wegen ihrer Tätigkeit verfolgt werden und ihr Land verlassen 
müssen, in der EU Schutz finden und ihre Forschung frei fortfüh-
ren können. Es ist daher unser Ziel, dass die EU einen europäischen 
„Fonds für verfolgte Wissenschaftler*innen“ einrichtet, aus dem For-
schungsaufenthalte an Universitäten, Hochschulen und weiteren  
Forschungseinrichtungen für solche Gastwissenschaftler*innen finan-
ziert werden können. In mehreren grün mitregierten Bundesländern 
haben wir mit einem solchen Fonds schon erste Erfolge erzielt. Zu-
dem kommt dadurch auch neue, inspirierende wissenschaftliche  
Expertise in die EU. Dies stärkt den Wissenschaftsstandort, aber auch 
den Ruf und das Ansehen Europas als Kontinent des politisch geleb-
ten Humanismus.

Rückenwind für Start-ups

Gerade den Pionieren – den Start-ups – wollen wir Rückenwind geben 
und dafür sorgen, dass sie mit frühzeitigen Finanzierungsprogram-
men und Infrastruktur unterstützt werden. Insbesondere Frauen wol-
len wir bei der Gründung von Unternehmen und bei der Forschungs-
förderung unterstützen. Für die erfolgversprechendsten Start-ups 
fordern wir einen Europäischen Start-up-Pass. Dieser soll ihnen die 
Möglichkeit geben, an allen europäischen und nationalen Start-up-
Förderprogrammen teilzunehmen und Unterstützung durch soge-
nannte Inkubatoren, also Einrichtungen, die sie auf dem Weg in die 
Selbststständigkeit begleiten, zu erhalten. Sie sollen außerdem brei-
te Unterstützung durch Informationen und Beratung zur Rechts-
lage und zu Pa tenten bis hin zu vereinfachten Visa für ausländische 
Mitarbeiter*innen des Start-ups bekommen. Um die europäische 
Start-up-Landschaft weiter zu fördern und zu stärken, wollen wir auch 
mit den Mitteln des Euro päischen Fonds für regionale Entwicklung 
dafür sorgen, dass in jedem EU-Mitgliedsland ein One-Stop-Shop 
für Start-ups mit niedrigschwelliger Beratung verfügbar ist. Diese 
niedrigschwelligen Beratungen wollen wir untereinander vernet-
zen, damit die europäische Start-up-Szene weiter zusammenwächst.  
Jungen Menschen wollen wir durch ein Förderprogramm für Start-ups 
dabei helfen, Jobs zu schaffen, wo kaum noch welche zu finden sind.
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Auch Erfolg versprechende nichteuropäische Start-ups wollen wir ge-
winnen. Dafür fordern wir ein Europäisches Start-up-Visum ähnlich 
dem französischen „Tech Ticket“. Neben dem Visum sollen ausländi-
schen Start-ups auch Beratung und finanzielle Unterstützung ange-
boten werden, damit sie sich in Europa ansiedeln.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

ein neues Forschungsprogramm, das angewandte und  
Grundlagenforschung gleichermaßen in den Blick nimmt

Wissenschaftsfreiheit und den Schutz von bedrohten 
Wissenschaftler*innen

eine Gründerförderung durch einen Start-up-Pass und  
durch Start-up-Visa

5.3 EIN VERSPRECHEN AN DIE 
NÄCHSTE GENERATION

Europas Zukunft ist die Jugend. Die Europäische Kommission hat eine 
Initiative gestartet, die Europas Jugend kostenloses Reisen verspricht, 
um so junge Europäer*innen von Europa zu begeistern (DiscoverEU). 
Für uns ist klar, dass dies nicht zulasten bestehender und erfolgrei-
cher Projekte innerhalb des Jugendbudgets gehen darf. Wir setzen 
uns dafür ein, dass das Programm für alle jungen Menschen in Euro-
pa zugänglich wird und um wichtige interkulturelle Bildungskompo-
nenten ergänzt wird. Nur im Rahmen der gesamten Jugendstrategie 
und durch zusätzliche Möglichkeiten wie temporäre Freiwilligen-
dienste und die Pflege eines Netzwerkes unter den Jugendlichen 
kann ermöglicht werden, dass #discoverEU tatsächlich zur Bildung 
einer euro päischen Identität beiträgt und nicht nur Tausende paral-
lele individuelle Reisen beinhaltet.
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Jugendverbände und Jugendgruppen sind Grundlage für die 
Gestaltung von Freizeit und Bildung von Millionen Jugendlichen in 
Europa. In unserer Zivilgesellschaft muss sichergestellt werden, dass 
ehrenamtliches Engagement von Jugendlichen wertgeschätzt wird 
und Jugendarbeit nicht an bürokratischen Hürden scheitert. Wir spre-
chen uns daher für eine Stärkung und Vereinfachung der Projektför-
derung über Erasmus+ aus.

Die Vielfalt der Sprachen innerhalb Europas ist eine unserer 
stärksten kulturellen Bereicherungen. Das Erlernen von neuen Spra-
chen öffnet neue Realitäten; und trotzdem ist dies für viele Kinder 
und Jugendliche derzeit abhängig von der jeweiligen Qualität der 
Schulbildung oder dem Einkommen der Erziehungsberechtigten, 
die Sprachaufenthalte oder Sprachunterricht finanzieren können. 
Gleichzeitig bietet das Internet Chancen für kostengünstige, effek-
tive und breit gestreute Weiterbildung. Die Institutionen der Euro-
päischen Union verwenden bereits jetzt viele Sprachen alltäglich, 
unterstützt durch eine Vielzahl von Dolmetscher*innen. Wir wollen 
eine offene digitale Plattform entwickeln, über die sich alle euro-
päischen Bürger*innen andere europäische Sprachen einfach und  
effektiv aneignen können.

Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene sind derzeit im po-
litischen Geschehen massiv unterrepräsentiert. Dabei haben politi-
sche Entscheidungen, die wir heute treffen, für genau sie die größte 
Auswirkung. Wir denken, dass Kinder und Jugendliche ein Mitspra-
cherecht für das Europa und die Welt, in der sie leben möchten, ha-
ben sollen. Daher erschaffen wir ein Europäisches Jugendparlament, 
dessen Mitglieder durch ein Losverfahren bestimmt werden und in 
dem selbst Jugendliche sitzen, debattieren und abstimmen. Das Eu-
ropäische Jugendparlament berät das Europäische Parlament und 
wird strukturell garantieren, dass die Stimme der jeweils nächsten 
Generation gehört wird.
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Wer GRÜN wählt, stimmt für

die zielgerichtete Implementierung des #discoverEU-Projekts

die Unterstützung von Jugendinitiativen und Jugendverbänden

die Entwicklung eines kostenlosen digitalen Sprachen-
zentrums

die Einrichtung eines Europäischen Jugendparlaments zur  
besseren Partizipation junger Menschen

5.4 BILDUNG EUROPÄISCH LEBEN

Wir wollen grenzüberschreitende Bildungsangebote. In einem an-
deren europäischen Land die Schule zu besuchen, zu studieren oder 
eine Ausbildung oder Praktika zu machen, dort zu leben und zu ler-
nen, hat heute schon für Millionen Menschen die europäische Ge-
meinschaft konkret erfahrbar gemacht. Wenn der Austausch über 
nationale Grenzen hinweg zu einem selbstverständlichen Bestand-
teil der Bildungsbiografie aller Unionsbürger*innen wird, ist ein 
wichtiger Schritt zur Stärkung der europäischen Gemeinschaft ge-
schafft. Bisher reicht der Horizont von Bildungspolitik jedoch viel 
zu oft nur bis zur Landes- oder Staatsgrenze. Bildungserfahrungen 
im Ausland sind viel zu oft noch ein Privileg für Akademiker*innen 
und Menschen mit gutem Einkommen.

In der Geschichte Europas war und ist Diskriminierung immer 
wieder auch mit dem Ausschluss von formaler Bildung verbunden. 
Ein Beispiel hierfür ist das Beschulungsverbot von Sinti und Roma 
unter den Nationalsozialisten, das sich heute noch negativ auswirkt. 
Wir wollen, dass Europa für solche Bevölkerungsgruppen die Tür zur 
Bildung aufstößt. Dafür wollen wir einen EU-Bildungsfonds einrich-
ten für Menschen, die selbst oder deren Familien strukturell von 
forma ler Bildung ausgeschlossen waren oder sind. Daraus sollen 
Stipendien finanziert werden, um Schulausbildungen nachzuholen 
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oder Berufsausbildungen zu finanzieren. In Zukunft müssen nicht 
nur Universitätsabschlüsse, sondern auch Berufsausbildungen so-
wie Fort- und Weiterbildungen innerhalb Europas in jedem Land der 
EU anerkannt werden.

Wir wollen auf der europäischen Ebene in allen Bildungsberei-
chen die Vernetzung und gemeinsame Arbeit in Projekten der „Bildung 
für nachhaltige Entwicklung“ fördern. Dabei sind für uns insbesondere 
Großschutzgebiete wie Nationalparks wichtige Partner in der Umwelt-
bildung. Deshalb werden wir uns auch für die Bereitstellung von För-
dermitteln für bi- und multilaterale europäische Bildungsprojekte und 
Netzwerke für nachhaltige Entwicklung starkmachen. So erreichen wir, 
dass sich viele aktiv an der Gestaltung einer ökologisch verträglichen, 
wirtschaftlich leistungsfähigen und sozial gerechten Gesellschaft be-
teiligen und somit das Zusammenleben in Europa gestärkt wird.

Wir wollen, dass in der gesamten Europäischen Union der freie 
Zugang zu qualitativ hochwertiger Bildung garantiert wird.

Jugendfreiwilligendienst in Europa garantieren

Wir stehen für ein Europa der engagierten Zivilgesellschaft. Wir wol-
len das große Engagement gerade von jungen Europäer*innen in der 
Gesellschaft für und mit anderen fördern und unterstützen.

Alle jungen Menschen in Europa, die sich für die Gesellschaft 
in Form eines freiwilligen Dienstes für ein Jahr engagieren möchten, 
müssen dies auch können. Deswegen setzen wir uns für eine euro-
paweite Garantie ein. Sowohl der europäische Dienst als auch die 
nationalen Dienste müssen so ausfinanziert sein, dass auch Jugend-
liche aus Elternhäusern mit geringem Einkommen diese Möglichkeit 
nutzen können. Dafür wollen wir 1 Million Plätze im europäischen 
Freiwilligendienst schaffen und über Erasmus+ hinaus zusätzliche 
europäische Mittel zur Finanzierung einsetzen.

Erasmus für alle

Das europäische Austauschprogramm Erasmus ist ein Markenzeichen 
und eine der großen Erfolgsgeschichten Europas. Es hat in den 30 
Jahren seines Bestehens die Biografien vieler junger Europäer*innen 
geprägt. Der Freiheitsraum Europa wurde so für Millionen Menschen 
Teil ihres Lebensgefühls.
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Wir wollen, dass alle jungen Menschen in der EU unabhän-
gig vom Geldbeutel ihrer Eltern und von der Schule, die sie besu-
chen, während ihrer Schulzeit, ihrer Ausbildung oder ihres Studium 
die Chance haben, an einem Austausch mit dem europäischen Aus-
land teilzunehmen. Dazu möchten wir das Erasmus-Programm mas-
siv ausbauen, für Schüler*innen, Auszubildende und Studierende.

Eine oder zwei Wochen als Schüler*in in ein anderes europä-
isches Land zu reisen, dort den Alltag in einer Familie zu erleben 
und die Schule zu besuchen – diese Erfahrungen so vielen jungen 
Europäer*innen wie möglich zu eröffnen, ist eine der besten Investi-
tionen in den Zusammenhalt Europas. Wir wollen Lust und Neugier-
de auf Europa wecken, unabhängig vom Geldbeutel der Eltern und 
auch für die Länder Europas, deren Sprache nur selten in Deutsch-
land auf dem Lehrplan steht.

Dafür muss Erasmus+ beim Schulaustausch aber viel einfacher 
zugänglich gemacht werden. Heute können oft nur die Lehrkräfte 
an gut ausgestatteten Schulen den Aufwand betreiben, den die EU 
verlangt. Zu detaillierte Voraussetzungen, wie zum Beispiel das Kri-
terium, dass an dem Austausch junge Menschen aus mehreren Län-
dern und nicht nur aus zwei Ländern teilnehmen müssen, stellen 
unnötige Hürden dar.

Statt absurd überbürokratisierter Programme wie Move2Learn, 
Learn2Move, die auf nur ca. 5.000 Teilnehmer*innen EU-weit pro Jahr 
ausgelegt sind, wollen wir breit zugängliche, einfache und pauscha-
lierte Antrags- und Förderverfahren für Schulen, sodass die Program-
me wirklich genutzt werden können. Wir wollen einen rechtlichen 
Rahmen für Schüleraustauschprogramme anbieten, damit der Auf-
wand für Lehrer*innen und Schulen so gering wie möglich ist.

Nach wie vor erreichen die Angebote zu wenige Azubis und 
junge Arbeitnehmer*innen. Dabei sind Auslandspraktika in der be-
ruflichen Aus- und Weiterbildung eine hervorragende Möglichkeit, 
interkulturelle und zusätzliche fachliche Kompetenzen zu erwerben. 
Hier geht also noch mehr: Wir wollen das Informationsangebot ver-
bessern, Antrags- und Anerkennungsverfahren einfacher gestalten 
und passgenaue Unterstützungsangebote einrichten.

Das bisherige Ziel der EU, der Hälfte eines Jahrgangs von 
Studierenden einen Auslandsaufenthalt in einem anderen euro-
päischen Land zu ermöglichen, wurde noch nicht erreicht. Um in 
die Welt zu gehen, braucht man eine soziale Absicherung. Daher 
wollen wir Risiken und Barrieren, die der Mobilität von Studieren-
den im Wege stehen, ausräumen und eine soziale Staffelung der 
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Erasmus-Unterstützung verbindlich machen. Sie kann für weniger 
wohlhabende Studierende bis zu einem Vollstipendium reichen. Auch 
für Menschen mit Kind(ern) soll ein Auslandsaufenthalt durch ent-
sprechende Unterstützung möglich sein.

Eine europäische Gesellschaft braucht Europäische Universitäten

Wir GRÜNEN unterstützen die Idee der Gründung Europäischer Univer-
sitäten. Hochschulen sind eine europäische Erfindung, sie prägen Geis-
tesleben, Wissenschaft und Kultur unseres Kontinents seit Jahrhunder-
ten. Aufgabe einer Europäischen Universität ist es, eine ganz Europa 
umfassende wissenschaftliche Bildung zu verankern und die Verknüp-
fung bislang national geprägter Wissenschaftsdisziplinen zu fördern. In 
Lehre und Forschung bündelt sie vorhandene Kräfte und Kompetenzen 
mit dem Anspruch, zu den besten Hochschulen der Welt zu gehören.

Institutionelles Vorbild bzw. Kern für Europäische Universitä-
ten können das Europäische Hochschulinstitut in Florenz, die Euro-
pa-Universität Viadrina, die Europa-Universität Flensburg oder be-
stehende Kooperationen, wie zum Beispiel der Hochschulverbund 
Eucor – The European Campus – sein. Dort arbeiten fünf Universitä-
ten am Oberrhein bereits seit Jahrzehnten zusammen und kooperie-
ren in vier strategisch bedeutenden Forschungsschwerpunkten. Wir 
wollen europäischen Austausch in jedem Lebensabschnitt fördern. 
Dafür streben wir ein EU-Austauschprogramm an, in dem Berufstä-
tige ihren erlernten Beruf für eine Weile in einem anderen Mitglieds-
staat ausüben können.

Eine europäische Zentrale für politische Bildung

Wir GRÜNEN fordern den Aufbau einer europäischen Zentrale für 
politische Bildung und unterstützen Vorhaben, die den institutio-
nalisierten Aufbau einer unabhängigen und wissenschaftsorien-
tierten Institution auf europäischer Ebene zum Ziel haben. Diese 
Zentrale soll unter dem Eindruck des Beutelsbacher Konsenses von 
1976 stehen und Kontroversität, das Überwältigungsverbot und eine 
Schüler*innenorientierung (Studierendenorientierung) berücksich-
tigen. Wir erhoffen uns von einer solchen Zentrale europaweit neue 
Impulse für die politische Bildung und ein verbessertes Angebot für 
Schulen und Universitäten. Forschung und Aufklärung im Bereich 
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der politischen Bildung werden in Zeiten von Fake News und stärker 
werdenden rechtspopulistischen Strömungen ein immer wichtigerer 
Bestandteil für die Gesellschaft werden. Um auf diese Tendenzen an-
gemessen reagieren zu können, ist eine Vernetzung der Akteur*innen 
immens wichtig. Eine Zentrale für politische Bildung kann genau hier 
ansetzen und Europa politisch weiterbilden.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

den Ausbau des europäischen Freiwilligendienstes

ein Erasmus-Programm für alle

Europäische Universitäten

sozialökologische Bildungsprogramme

5.5 EUROPAS KULTURELLE  
VIELFALT FÖRDERN

Die europäische Idee lebt durch die Inspiration kultureller Vielfalt, 
durch das seit nunmehr 70 Jahren weitestgehend friedliche Mitein-
ander der Europäer*innen und durch die Verständigung auf Freiheit 
und Recht als fundamentale Grundwerte. Nur wenn es gelingt, Eu-
ropa auch als einen transnationalen Kulturkosmos in gegenseitiger 
Wertschätzung seiner verschiedenen kulturellen Identitäten zu be-
greifen, kann es seine ökonomische und ökologische Bedeutung in 
der Welt nachhaltig weiterentwickeln. Kultur und Kunst sind beson-
ders dazu geeignet, für die europäische Öffentlichkeit identitätsstif-
tende Bindungskräfte zu entfalten und die Institutionen und Regeln 
eines nachnationalen Europa mit Leben zu erfüllen. Grüne Kultur-
politik beruht auf dem Grundverständnis, dass Kultur elementarer  
Bestandteil menschlichen (Zusammen-)Lebens ist.
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Wir wollen europaweit die Investitionen in Kultur und Kunst aus-
weiten und den Kulturaustausch zwischen Europa und der Welt fördern. 
Europa hat in seiner wechselhaften und oft dramatischen Geschichte ein 
kulturelles Verständnis ausgeprägt, das weit über seine Grenzen hinaus 
eine hohe Anziehungskraft entfaltet. Die Dichte der Theaterlandschaft, 
seine vielfältige Musik, bildende Kunst und Literatur, seine Museen,  
Bibliotheken und Architektur formen in ihrem historischen Bewusst-
sein und in immer wieder neuen Gestaltungen kulturelle Bezugspunkte 
in unseren Städten und Gemeinden. Wir wollen eine europäische Kul-
turpolitik, die die vielen regionalen kulturellen Ausprägungen der 500 
Millionen Bewohner*innen Europas lebendig hält. Gleichzeitig wollen 
wir die Idee einer gemeinsamen Kultur durch die Reflexion der euro-
päischen Aufklärung, die Erinnerung und Aufarbeitung der Geschichte 
sowie die wechselseitige Neugier auf kulturelle Werte der Nachbarn 
durch eine Förderung grenzüberschreitender Kulturprojekte auch mit 
anderen Regionen dieser Welt fördern. Dazu gehört auch das Geden-
ken an die gemeinsamen Kolonialgeschichte Europas und deren sys-
tematische Aufarbeitung. Eine lebendige Kulturpolitik, die Vielfalt und 
Innovation zulässt und fördert, ist eine wichtige Grundlage zur Weiter-
entwicklung der Demokratie in Europa.

Der Kulturreichtum Europas macht unsere Gesellschaften nicht 
immun gegen Populisten und den neuen Nationalismus von rechts 
und links. Allzu oft werden Kulturgüter und Bräuche von demokratie-
feindlichen Gruppen für ihre Zwecke missbraucht. Aber Kultur ist 
auch das Banner, unter dem sich die Kräfte der Freiheit vereinen. Oft-
mals gehen gerade Kulturschaffende für ein vereintes Europa, gegen 
rechte Gewalt und für die Rechte von Minderheiten und Geflüchte-
ten auf die Straße.

Wir wollen, dass Europa die Kraft der Kultur als zentrales In-
strument der Demokratieförderung viel stärker in den Blick nimmt. 
Wir unterstützen eine selbstbestimmte und unabhängige Kultursze-
ne. Dabei gilt es, möglichst viele Menschen in Europa an kulturellen 
Diskursen zu beteiligen, das wechselseitige Kennenlernen und die 
Auseinandersetzung mit den Werten der jeweils anderen zu beför-
dern, die Diversität in Kultureinrichtungen und bei Projektförderun-
gen zu erhöhen und Gendergerechtigkeit zu gewährleisten. Auch für 
bislang ausgeschlossene und sozial benachteiligte Menschen soll 
kulturelle Teilhabe selbstverständlich möglich sein. Es ist zudem Auf-
gabe der Politik, für die faire Bezahlung künstlerischer Leistungen 
zu sorgen. Die Vergabe von Fördermitteln muss transparent und ge-
recht erfolgen, gleichwohl sollte das Verfahren auch kleineren und 
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diversen Projektträgern eine erfolgreiche Teilnahme ermöglichen. 
Aufgrund der innerhalb Europas unterschiedlich guten Ausbau der 
Förder systeme müssen die Anforderungen an die Kofinanzierung 
nach Ländern verbessert werden.

Wir wollen Künstler*innen und Kreative in die Lage versetzen, 
dass ihre Werke angemessen vergütet werden. Wir setzen uns daher 
dafür ein, die Vergütungslücke zwischen Urheber*innen, ihren Labels 
und Verlagen sowie zu Onlineplattformen („Value Gap“) zu schlie-
ßen. Dazu gehören auch ein modernes Urheber*innenvertragsrecht 
und eine adäquate Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik für Kreative und 
Künstler*innen auf europäischer und nationaler Ebene.

Wir wollen den europäischen Film – vor allem regionale Produk-
tionen – stärken und eine ökologisch und sozial nachhaltige Filmpro-
duktion befördern, geschlechtergerechte Zugänge zu Fördermitteln 
ermöglichen, künstlerische Qualität befördern und den Vertrieb eu-
ropäischer Filme und die Entwicklung qualitativ hochwertiger Com-
puterspiele stärker unterstützen.

Der deutsch-französische Fernsehkanal ARTE ist ein Beispiel 
für mediale Zusammenarbeit, die länderübergreifendes Verständnis 
und damit europäisches Zusammengehörigkeitsgefühl stärkt. Wir 
wollen einen europäischen Fernsehsender, der mit Produktionen in 
den verschiedenen Sprachen und aus den Mitgliedstaaten, mit eu-
ropäischen Nachrichten aus Politik, Kultur und Wirtschaft bis hin zu 
einem Vollprogramm mit Sport und Unterhaltung das gegenseitige 
Verständnis stärkt und deutlich macht, dass Europa ein Kontinent 
der Einheit in Vielfalt ist.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

europaweite Investitionen in Kultur und Kunst

die Förderung des europäischen Kulturaustauschs

die Förderung des europäischen Films

die Förderung der europäischen Computerspielentwicklung
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6 ERMÖGLICHEN, WAS 
VOR ORT AM BESTEN  
GELINGT: EUROPA  
DER REGIONEN UND  
KOMMUNEN

Die Stärke und Attraktivität der EU liegt in ihrer Vielfalt. Diese Viel-
falt wird durch die europäische Gründungsidee geschützt. Die EU 
will keine übergeordnete Zentralmacht sein, sondern Mitgliedstaa-
ten, Regionen und Kommunen zu einem friedlichen und fruchtbaren 
Miteinander befähigen. Sie sollen ihre jeweils eigenen demokrati-
schen Entscheidungsspielräume behalten. Wir wollen, dass auch in 
Zukunft die politischen Entscheidungen dort verwirklicht werden,  
wo sie am besten gelingen: in den Dörfern und Städten.

Die Kommunen sind das Fundament der Europäischen Union. 
Hier organisieren die Bürger*innen ihr Zusammenleben im Alltag, 
hier wirkt europäische Politik unmittelbar, hier kann der Grundstein 
für mehr Europa gelegt werden. Hier findet Europa jeden Tag statt.

Es ist deshalb richtig, dass so viele Entscheidungen wie mög-
lich auf kommunaler Ebene getroffen werden. Das Subsidiaritäts-
prinzip – also Entscheidungen möglichst bürgernah zu treffen – ist 
die Grundlage für ein erfolgreiches Europa. Das bedeutet aber auch, 
dass Europa da unterstützend wirken soll, wo Kommunen an ihre 
Grenzen stoßen.

Nicht alles in Europa muss gleich gemacht werden. Und nicht 
jeder Lebensbereich soll reguliert werden. Der europäische Binnen-
markt ist eine wichtige Errungenschaft, aber die Umsetzung seiner 
Wettbewerbsregeln darf nicht dazu führen, dass Kommunen zum Bei-
spiel zur Privatisierung der öffentlichen Güter gezwungen werden. 
Ein Ausverkauf öffentlicher Aufgaben in der Daseinsvorsorge ist mit 
grünen Überzeugungen nicht vereinbar. Die Selbstbestimmung der 
Regionen und Kommunen muss auch in Zukunft fester Bestandteil 
eines geeinten Europas sein.

Wenn EU und Kommune Hand in Hand arbeiten, kann wirk-
lich etwas für die Bürger*innen verbessert werden. Beispielsweise 
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kümmert die EU sich darum, dass grenzüberschreitender Verkehr 
funktioniert, und die Kommune gestaltet den örtlichen Busfahrplan. 
Diese Prozesse müssen ineinandergreifen und funktionieren, denn 
Europa lebt von der Verständigung und dem Austausch über Gren-
zen hinweg. So entsteht ein europäisches Gemeinschaftsgefühl. Be-
reits jetzt gibt es eine europäische Zusammenarbeit in grenzüber-
schreitenden Metropolregionen, die Brücken nicht nur zwischen 
Ländern und Kommunen entstehen lässt, sondern vor allem auch 
zwischen den Menschen.

Der europäische Gedanke verankert sich in den Köpfen der 
Bürger*innen, wenn sie die Arbeit der EU in den Kommunen erleben, 
etwa wenn Straßen oder Gebäude mit Förderprogrammen der EU er-
richtet werden. Wir wollen den Kommunen einen einfachen, direk-
ten Zugang zu den Fördermitteln geben.

6.1 DASEINSVORSORGE VOR  
PRIVATISIERUNG SCHÜTZEN

Eine funktionierende Grundversorgung, also die Bereitstellung von 
Gütern wie Trinkwasser, aber auch der Zugang zu kulturellen Ein-
richtungen und schnellem Internet wie auch die Verfügbarkeit von 
öffentlichen Dienstleistungen wie der Feuerwehr bilden die Ba-
sis unseres gesellschaftlichen Zusammenlebens. Wir wollen nicht, 
dass beispielsweise das gut funktionierende lokale Wassernetz 
ein Spekulationsobjekt wird und darunter die Wasserqualität lei-
det. Eine funktionierende Daseinsvorsorge sichert die Lebensqua-
lität der Bürger*innen und trägt zum sozialen Zusammenhalt bei. Es 
macht einen Unterschied, ob sich Bürger*innen bei konkreten Pro-
blemen an ihre Gemeinde und an ihre gewählten Vertreter*innen 
wenden können oder in der Warteschleife einer anonymen Firmen-
zentrale hängen.

Die Europäische Union hat eine doppelte Bedeutung für Kom-
munalpolitik. Sie darf die kommunale Daseinsvorsorge nicht be-
hindern. Es wird aber oft übersehen, dass die EU die Kommunen 
auch vor Liberalisierungsdruck schützen kann. Das wollen wir 
stärken und ausbauen. Wo Kommunen und Regionen in eigener 
Verantwortung über Dienstleistungen der Daseinsvorsorge ent-
scheiden, dürfen ihre Handlungsspielräume nicht eingeschränkt 
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werden. Wir schützen die öffentliche Daseinsvorsorge vor Deregu-
lierung und Privatisierung. Dies gilt auch bei Verhandlungen über 
EU-Handelsabkommen mit anderen Wirtschaftsräumen, wie CETA 
mit Kanada oder JEFTA mit Japan. Wir wollen eindeutige Schutz-
klauseln gegen neue, zusätzliche Risiken, die soziale Dienstleis-
tungen, die Wasserversorgung oder den Bildungsbereich bedro-
hen können. Das größte Risiko geht von möglichen Investoren 
aus, die aufgrund von Gewinnerwartungen gegen soziale, gesund-
heits- oder umweltschützende Standards klagen. Es ist unser Ziel, 
dass die Europäische Union klare und umfassende Ausnahmen für 
die kommunale Daseinsvorsorge und für öffentliche und soziale 
Dienstleistungen schafft.

Sozialen Wohnungsbau unterstützen

Bezahlbarer Wohnraum ist in vielen Städten Europas zu einem so 
knappen Gut geworden, dass Menschen aus innerstädtischen Quar-
tieren verdrängt werden. Das gefährdet den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt. Die EU muss deshalb dazu beitragen, dass Mieten 
nicht zum Armutsrisiko wird. Diesem Ziel läuft eine Einschränkung 
der EU-Kommission von 2011 zuwider, wonach die Förderung von 
Sozialwohnungen nur unter ganz bestimmten restriktiven Kriterien 
wettbewerbskonform und damit erlaubt ist. Es gibt in den Kommu-
nen aber sehr unterschiedliche Probleme und Lösungsansätze, die 
nicht nach einem EU-weiten Schema zu bestimmen sind. Diese Ein-
schränkung der EU-Kommission wollen wir aufheben. Europa soll 
sozialen Wohnungsbau ermöglichen. Er kann zudem aus den Struk-
tur- und Investitionsfonds gefördert werden; die Europäische Inves-
titionsbank unterstützt bereits mit zinsgünstigen Krediten. Diese 
Programme wollen wir ausbauen und den Zugang für die Kommu-
nen einfacher gestalten.

Wasserversorgung schützen

Wir werden uns weiterhin jedem Versuch entgegenstellen, die 
öffent liche Wasserversorgung zum Investitionsobjekt für interna-
tionale Unternehmen zu machen, wie es zum Beispiel im Handels-
abkommen mit Japan (JEFTA) vereinbart wurde. 2013 konnten wir 
an der Seite der Europäischen Bürgerinitiative Right2Water die 
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Liberalisierungspläne der Europäischen Kommission zurückweisen 
und eine Ausnahmeregelung für Wasserdienstleistungen im euro-
päischen Vergaberecht durchsetzen. Damit bleiben die Kommunen 
und Gemeinden zunächst für die öffentliche Daseinsvorsorge bei der 
Wasserversorgung verantwortlich. Im April 2019 wird die Ausnah-
meregelung erneut von der Kommission überprüft. Wir werden uns 
dafür starkmachen, dass sie in ihrer jetzigen Form erhalten bleibt.

Energie in Bürgerhand

Bürger*innen, Kommunen und Regionen, aber auch regionale Unter-
nehmen und das Handwerk sind entscheidende Akteure der Ener-
giewende. Für eine erfolgreiche und bürgernahe europäische Ener-
gie- und Klimapolitik ist ihr Engagement unerlässlich. Wir wollen 
verhindern, dass die Chancen allein von Großunternehmen und  
wenigen finanzstarken Investoren genutzt werden – und den Men-
schen in den Dörfern und Städten dann ohne Beteiligung Großpro-
jekte vor die Nase gesetzt werden. Eine Bürger*innen-Energiewende 
kann monopolistische und oligopolistische wirtschaftliche Macht-
strukturen aufbrechen und Kooperativen, Genossenschaften sowie 
Kommunen und Regionen die Chance eröffnen, selbst über ihre Ener-
gieerzeugung zu bestimmen und davon zu profitieren. So könnten bis 
2050 rund 264 Millionen Energiebürger*innen 45 Prozent des Strom-
bedarfs der EU decken.

Menschen in allen Ländern Europas sollen ihren privat erzeug-
ten Strom ins Netz einspeisen und dafür eine auskömmliche Ver-
gütung erhalten. Sobald die Netze in Europa grenzüberschreitend 
ausgebaut sind, soll es so auch möglich werden, dass zum Beispiel 
griechische Haushalte mit ihrer Solaranlage Strom nach Deutsch-
land exportieren können.

Verantwortung für den ÖPNV bei den Kommunen

Die Verantwortung für die Organisation des öffentlichen Nahver-
kehrs (ÖPNV) soll bei Städten und Kommunen bleiben. Vorgaben  
für die Erstellung und Veröffentlichung von Nahverkehrsplänen 
helfen den Bürger*innen nicht, und genauso wenig ist es in ih-
rem Sinne, wenn die Auftragsvergabe an kommunale Betriebe 
erschwert wird. Europa sollte sich an dieser Stelle heraushalten. 
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Verordnungsvorschläge der EU-Kommission zur Liberalisierung 
und Öffnung des Marktes für Verkehrsunternehmen aber zielen in 
eine andere Richtung. Sie nehmen Kommunen und Regionen die-
ses wichtige Steuerungselement.
Kommunen und Regionen müssen, zum Beispiel als Betreiber öffent-
licher Busbahnhöfe, entscheiden können, inwieweit privaten Busun-
ternehmen der gleiche Zugang wie öffentlichen Verkehrsunterneh-
men gewährt wird. Die Rolle der EU muss sich darauf beschränken, 
Regeln für Transparenz und fairen Wettbewerb bei Großprojekten vor-
zugeben. Im Sinne einer nachhaltigen, umfassenden örtlichen und 
regionalen Mobilitätsstrategie, die die Mobilität von Bürger*innen 
und den Klimaschutz beachtet, ist eine starke Rolle von Kommunen 
und Regionen förderlich.

Sparkassen und andere kleine Banken stärken

Unsere mittelständische Wirtschaft braucht regional verwurzelte 
Banken, die die Versorgung ihrer Regionen mit Krediten und Finanz-
dienstleistungen im Auge haben. Wir GRÜNEN haben uns im Euro-
paparlament erfolgreich für einfachere Regeln für kleinere, solide 
Banken eingesetzt. Wir wollen die europäische Finanzmarktgesetz-
gebung weiter vereinfachen. Wer über solides Eigenkapital und ein 
konservatives Geschäftsmodell verfügt, soll bei Meldepflichten und 
laufender Aufsicht entlastet werden. So stärken wir regionale Ban-
ken für die Zukunft.

Das europäische Ausschreibungs- und Vergaberecht fördert 
Transparenz, es stärkt nicht nur den Binnenmarkt. Das Verfahren hat 
sich seit der letzten Reform erheblich verbessert und ermöglicht in-
zwischen auch die Festlegung von sozialen, ökologischen und ethi-
schen Kriterien. Das ist ein GRÜNER Erfolg! Es stellt aller dings Kom-
munen und kleine, lokale Anbieter von Dienstleistungen häufig immer 
noch vor hohe administrative Herausforderungen und dient zu oft 
als Sündenbock. Wir wollen deshalb die Schwellenwerte im Vergabe-
recht erhöhen. Außerdem wollen wir die aktive Kommunikation der 
Regeln und ihrer Chancen durch die EU verbessern und auch kleinen, 
lokalen Anbietern bei Ausschrei bungen mit Hinweisen zu den rechtli-
chen Rahmenbedingungen unter die Arme greifen. Auch Schulungen  
in den Kommunalverwaltungen können die Steuerungsfähigkeit von 
Kommunen im Vergabeverfahren stärken.
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Wer GRÜN wählt, stimmt für

den Schutz der öffentlichen Daseinsvorsorge

europäische Unterstützung im sozialen Wohnungsbau

den Schutz unseres Trinkwassers vor Privatisierung

öffentlichen Nahverkehr in kommunaler Hand

6.2 GRENZÜBERSCHREITEND  
ZUSAMMENLEBEN

Das Herz der EU sind ihre Bürger*innen. Städtepartnerschaften zwi-
schen zwei und mehr Ländern sorgen seit vielen Jahren dafür, dass 
sich Menschen näherkommen, über Landesgrenzen hinweg Freund-
schaften und gemeinsame Projekte entstehen und der europäische 
Gedanke mit Leben gefüllt wird. Wir wollen sie stärken, ihre Erneue-
rung wo nötig unterstützen und die europäischen Mittel entsprechend 
ausbauen. Programme und Fonds für Kleinprojekte, die die unmittel-
bare Begegnung europäischer Bürger*innen fördern, wie Erasmus+, 
Europa für Bürgerinnen und Bürger, Kreatives Europa und der Eu-
ropäische Sozialfonds (ESF) eröffnen Menschen aus unterschiedli-
chen EU-Staaten die Chance zu gemeinsamen Aktivitäten und Pro-
jekten und helfen somit bei der Herausbildung eines europäischen 
Gemeinschaftsgefühls.

Für grenzüberschreitende Zusammenarbeit sind die INTERREG- 
Programme der Europäischen Union wichtige Instrumente, da sie ge-
meinsame Herausforderungen von EU-Mitgliedstaaten und benach-
barten Staaten angehen. Statt einer Kürzung der Mittel wollen wir 
die INTERREG-Programme erweitern und setzen uns dafür ein, dass 
weiterhin auch Regionen, die keine direkte Landgrenze zu Nachbar-
staaten haben, förderfähig bleiben.
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Europa kann und soll die Förderung von Klein- und Begeg-
nungsprojekten mit niedrigschwelligem Ansatz verstärken. Wir un-
terstützen den Vorschlag zivilgesellschaftlicher Organisationen und 
des Europaparlaments, das Programm „Europa für Bürgerinnen und 
Bürger“, aus dem sich lokale Austauschprojekte finanzieren lassen, auf 
ein Budget von 1 Euro pro Bürger*in aufzustocken und es damit mehr  
als zu verdoppeln.

Grenzüberschreitende Metropolregionen (Euregios) und Kom-
munalverbünde (Eurodistrikte) leben diese europäische Zusammen-
arbeit auf Verwaltungsebene vor. In der Euregio Maas-Rhein, die sich 
über die belgische, niederländische und deutsche Grenze hinweg er-
streckt, lässt sich beispielsweise schon heute beobachten, dass Ko-
operation funktioniert. In vielen konkreten Alltagsfragen sind Eure-
gios und Eurodistrikte Vorreiter für transnationale Lösungen. Dafür 
brauchen sie Flexibilität. Sie sollen beispielsweise in die Lage ver-
setzt werden, die Trägerschaft von grenzüberschreitenden Einrich-
tungen wie Kindertagesstätten oder Gesundheitseinrichtungen zu 
übernehmen und grenzüberschreitenden öffentlichen Nahverkehr 
zu betreiben. Dieses Engagement darf nicht durch unnötige bürokra-
tische Hürden blockiert werden. Bisher ist es so, dass Behörden für 
solche transnationalen Projekte eine parallele Zertifizierung durch 
die EU sowie die Mitgliedstaaten brauchen. Das wollen wir ändern.

Zudem soll das Prinzip der „einzigen Prüfung“ (Single Audit 
Principle) angewandt und die Prüfung von Verwendungsnachwei-
sen in die Hände professioneller Auditstellen vor Ort gelegt werden. 
Mit solchen zentralen Anlaufstellen und einer gebündelten Zertifi-
zierung kann Europa den Verwaltungsaufwand für transnationale 
Projekte deutlich senken.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

mehr Möglichkeiten im Bereich der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit auf regionaler und kommunaler Ebene

weniger Bürokratie bei grenzüberschreitenden Kitas und  
Gesundheitseinrichtungen
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6.3 FÖRDERPOLITIK NEU  
AUSRICHTEN

Vielen Bürger*innen offenbart sich die EU durch Förderprogramme, 
etwa wenn sie in ihrem Dorf Schilder entdecken, auf denen der Hin-
weis steht, dass Gebäude und Projekte durch Mittel der EU finan-
ziert wurden. Ein Drittel des EU-Haushalts, rund 53 Milliarden Euro 
allein für 2018, wird für Förderprogramme verwendet, die überwie-
gend in regionale oder lokale Projekte fließen. Diese Struktur- und 
Kohäsionsfonds sind ein Mittel der EU, um wirtschaftlich schwächere  
Re gionen, beispielsweise durch den Aufbau einer modernen Infra-
struktur, zu unterstützen. Ziel dieser Umverteilung sind der Ausgleich 
regionaler Unterschiede und die Stärkung des wirtschaftlichen und 
sozialen Zusammenhalts, sowohl innerhalb der Mitgliedstaaten als 
auch zwischen ihnen. Die Förderpolitik muss die Vielfalt ländlicher 
Regionen in Europa abbilden und den Regionen bei der Mittelver-
wendung möglichst viel Entscheidungsfreiheit lassen. Die gezielte 
Stärkung ländlicher Räume ist auch ein wichtiger Beitrag, um den 
Siedlungsdruck auf die Ballungsräume abzumildern. Regionalfonds 
bieten den Regionen die Chance, ihre jeweiligen Herausforde rungen 
zielgerichtet anzugehen. Eine zentrale Rolle kommt dabei der regio-
nalen Daseinsvorsorge zu, die wir auch in diesem Aspekt besonders 
fördern wollen. Wir setzen uns für eine bessere Kombinierbarkeit 
und Vereinfachung der bestehenden Fördertöpfe auf europäischer,  
Bundes-, Länder- und regionaler Ebene ein.

Wir treten für ein Europa ein, in dem schwächere Regionen be-
sonders gefördert werden, in dem es lebendige ländliche Räume gibt, 
die von und mit der Landwirtschaft leben, und Naherholungs-, Indus-
trie- oder Dienstleistungsregionen. Europa kann durch seine Förder-
politik dazu beitragen, dass Jugendliche ihren Heimatort nicht ver-
lassen, ältere und andere hilfebedürftige Menschen in ihrem Umfeld 
die Hilfe bekommen, die sie benötigen, und Bäuer*innen im Einklang 
mit der Natur Landwirtschaft betreiben können. Dafür brauchen wir 
eine zielgerichtete Förderung, die sich am sozialen Zusammenhalt, 
an der Geschlechtergerechtigkeit, der öffentlichen Infrastruktur und 
ökologischen Zielsetzungen orientiert. Wir haben uns in der laufen-
den Förderperiode erfolgreich dafür eingesetzt, dass mehr Mittel für 
diese Schwerpunkte verwendet werden können.
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Zugang zu Fördermitteln vereinfachen und entbürokratisieren

Europäische Fördermittel bieten für Kommunen wie auch für Nichtre-
gierungsorganisationen eine Chance, zusätzliche, innovative Projekte 
zu entwickeln. Die Beantragung der Mittel ist jedoch oft zu kompli-
ziert. Dadurch werden manche Antragsteller abgeschreckt und gute 
Projekte nicht verwirklicht. Für die kommende Haushaltsperiode ab 
2020 braucht es daher ein Umsteuern. Der Verwaltungsaufwand der 
EU-Förderprogramme, insbesondere für Kleinprojekte, muss erheb-
lich reduziert werden. Bei der Bewilligung und Prüfung von Förder-
programmen sollte überprüft werden, ob die wesentlichen Ziele des 
Programms erreicht werden.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

einen vereinfachten Zugang zu EU-Fördermitteln

EU-Förderprogramme, die Armut bekämpfen, Natur und  
Umwelt schützen und den sozialen Zusammenhalt stärken

6.4 STÄDTEN UND REGIONEN EINE 
STIMME GEBEN

Es ist längst offensichtlich, dass die Umsetzung europäischer Zie-
le – Umwelt- und Klimaschutz, nachhaltige Stadtentwicklung, Bil-
dung, Armutsbekämpfung und Integration – nur mit aktiver Betei-
ligung der Kommunen und Regionen sowie zivilgesellschaftlichem 
Engagement gelingen kann. In vielen Förderprogrammen der EU 
werden Kommunen unmittelbar einbezogen; eine transnationale 
Kooperation auf kommunaler Ebene wird häufig ausdrücklich ge-
fördert. Dies ist auch sinnvoll, da der Binnenmarkt und andere EU-
Politikbereiche den Handlungsrahmen von Kommunen und Regio-
nen setzen und bestimmen. Trotzdem wird die Frage, ob und wie 
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Kommunen und Regionen oder auch gemeinnützige Organisationen 
in formelle europäische Entscheidungsprozesse einbezogen werden, 
oft als innerstaatliche Angelegenheit betrachtet. Dies entspricht aber 
schon lange nicht mehr ihrer gewachsenen Bedeutung als kulturel-
le Bezugsebene. Wir setzen uns dafür ein, dass ihre direkte politi-
sche Beteiligung gestärkt wird. Kommunen und Regionen müssen 
regelmäßig in Konsultationen, Anhörungen und Feedbacks in Ge-
setzgebungsverfahren sowie beim Design von Förderprogrammen, 
die sie betreffen, einbezogen werden. So können sie ihre Expertise 
eigenständig einbringen. Ein wichtiger Hebel besteht hier auch in 
der Stärkung der Rechte des Europäischen Ausschusses der Regio-
nen (AdR), der Versammlung der Regional- und Kommunalvertreter 
der EU. Es ist wichtig, dass auch weiterhin bei der Gestaltung und 
Vergabe von Förderprogrammen das Partnerschaftsprinzip zur An-
wendung kommt. Durch die gesetzlich sichergestellte Einbindung 
von lokalen und regionalen Behörden und Nichtregierungsorgani-
sationen in der europäischen Förderpolitik kann garantiert werden, 
dass deren Know-how berücksichtigt wird.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

ein gesichertes Mitspracherecht von Kommunen, Regionen 
und Nichtregierungsorganisationen bei europäischen Ge-
setzgebungsverfahren und Förderprogrammen
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A
Abfall 46f
Abrüstung 132, 140
Afrika 36f, 120, 135-137, 151f 
Agrarpolitik 14, 36f, 42, 52
Antidiskriminierung 76, 101f, 104-108 
Antisemitismus 104f
Antiziganismus 106
Arbeit 7, 15, 20f, 23, 26, 28f, 49f, 54, 56-58, 60, 62, 71-73, 75-78, 89, 91f,  
98-101, 107f, 149f, 152, 155-159, 162, 173, 177
Arbeitsbedingungen 50, 56, 91, 123, 149, 152, 159
Arbeitsmarkt 89, 177
Armutsbekämpfung 148, 186
Artenschutz 32-34, 36, 39, 42, 44
Asylpolitik 10, 90-95, 98, 102, 124, 134
Atomausstieg 14, 16f, 23
Aufrüstung 94, 122, 133, 141
Ausbildung 9, 56f, 142, 171-173
Außenpolitik 14, 102, 121, 125, 133, 136, 138, 142, 144f

B
Bahnverkehr 24-27, 55, 110
Bankenunion 9, 58, 62-64
Barrierefreiheit 108f
Behinderung, Menschen mit 76, 79, 94, 107-109
Betriebliche Mitbestimmung 72, 159
Bildung 9, 20, 54, 56f, 62, 77, 81, 84, 95, 106-108, 118, 129, 138, 159, 161, 163, 
169-175, 180, 186
Bisexuelle 77, 94, 101f, 124
Bürgerinitiative 36, 38, 87-89, 180

C
Cannabis 74, 76, 154 
CETA 148, 180
China 120, 136, 140, 147, 161, 165
CO₂-Ausstoß 9, 15-17, 19, 21, 23, 157 
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D
Daseinsvorsorge 54, 72, 145, 148, 150, 152, 178-183, 185
Datenschutz 8, 43, 92, 109, 111f, 116, 118f, 156f, 160f
Datenschutzgrundverordnung 8, 109, 111, 156, 160
Demokratie 7f, 10-13, 60, 79-89, 105f, 118, 122-125, 127-131, 134, 163, 176
Digitalisierung 7, 22, 49, 111, 129, 151, 155-165
Direkte Demokratie 89
Diskriminierung 99, 101f, 104-106, 108, 112, 124, 133, 155, 161f, 164, 171
Divestment 15, 30, 32
Drogenpolitik 74, 153f

E
Einwanderung 80, 89-91, 97f
Elektromobilität 22, 26
Energie 9, 13-23, 26, 29-31, 50f, 54f, 57, 73, 86, 97, 129, 140, 144, 157f, 165, 
181
Energiewende 16, 18, 20f, 30, 55, 73, 97, 157f, 181
Entwicklungszusammenarbeit 97, 102, 143-145
Ernährung 22, 35-37, 42f, 126, 152
Erneuerbare Energien 16, 18, 20, 22f, 26, 54
EU-Haushalt 31, 51-53, 58f, 101, 116, 138, 185
EU-Parlament 22, 31
Euro 54, 57-64
Europäische Außenpolitik 125-137
Europäische Bürgerinitiative 36, 38, 87-89
Europäische Demokratie 12, 60, 85
Eurozone 57-59

F
Familie 77f, 89, 91f, 99-103173, 171
Finanzmarkt 15, 30f, 61, 63, 182
Finanztransaktionssteuer 53
Fischerei 44f, 97, 135, 144
Flucht 13, 18, 80, 89-97, 126, 132, 134f, 139, 144
Flüchtlinge 10, 89, 90-95, 134, 138, 145, 163, 176
Förderpolitik 36, 84, 167, 185, 187
Forschung 155f, 158, 160, 164-169, 174
Frauen 13, 88, 94, 98-101, 105, 121, 123f, 135, 144, 161-163, 168   
Freihandel 147f, 180
Freiheit 7, 10f, 13, 50, 54, 79-82, 84, 89f, 93, 98f, 102, 105, 115, 119, 121f, 128f, 
130, 134f, 156, 159f, 163, 165, 168f, 175f  
Freizügigkeit 72, 77f, 89, 109, 128
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Frieden 7, 10f, 14, 86, 97f, 120-125, 128, 130, 132f, 137-139, 142-144

G
Geflüchtete 10, 89, 90-95, 134, 138, 145, 163, 176
Generationengerechtigkeit 13, 17, 22, 49, 54, 169f
Gentechnik 35, 40-42
Gerechtigkeit 10, 13, 28, 49f, 54, 57, 97, 120, 143-147, 149, 176, 185
Gesundheit 16, 21, 23f, 26, 38, 42, 45, 71f, 74, 81, 106, 113, 146, 152-154, 180, 
184
Gewaltschutz 77, 81, 92, 94, 99-101, 104, 124, 163 
Gewässerschutz 9, 15, 27, 38f
Gleichberechtigung 7, 79, 98-102, 121, 123f
Globalisierung 7, 49, 68, 143, 146, 148
Green New Deal 54
Gründer*innen 38, 57, 161, 169
Grüne Mobilität 23, 26
Grundrechte 71, 76f, 79-82, 85, 87, 91, 101f, 104, 112f, 116-118, 157, 160
Grundsicherung 71f, 76, 159
Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit 104-107 

H
Handelsabkommen 147-150, 180
Handelspolitik 97, 123, 125, 143f, 147f, 151 
Hochschulen 168, 174
Humanitäre Hilfe 133, 145f
Hunger 7, 90, 92, 121, 145 

I
Industriepolitik 21, 25,29, 34, 36f, 39f, 42, 74, 113, 144, 147, 152, 158, 167, 
185 
Inklusion 105, 107, 109
Innere Sicherheit 56
Integration 75, 86, 95, 98, 130, 186
Intersexuelle 77, 94, 101f, 124 

J
Jugendliche 9, 50, 54, 56f, 74, 93, 156, 169, 170, 172, 185
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Präambel

Liebe Wählerin, lieber Wähler,

gemeinsam mit Ihnen möchten wir die Europäische Union er-
neuern.

Die europäische Einigung ist eine beispiellose Erfolgsgeschichte. 
Sie hat Frieden, Freiheit und Demokratie verankert und Gerech-
tigkeit befördert. 100 Jahre nach Ausbruch des Ersten Weltkriegs 
und 75 Jahre nach Ausbruch des Zweiten Weltkriegs ist Frieden 
der Normalzustand im vereinten Europa. Die Europäische  Union 
ist die erfolgreiche Antwort auf engstirnigen Nationalismus, der 
in Europa so lange seine zerstörerische Kraft entfaltet hat. Die 
friedlichen Revolutionen vor 25 Jahren in Ostmitteleuropa, der 
Fall der Mauer und des Eisernen Vorhangs in Europa waren die 
Voraussetzung für die Osterweiterung der EU. All das waren 
 große Schritte für die europäische Einigung.

Die europäische Integration hat dafür gesorgt, dass wir heute 
weitgehend ohne Grenzkontrollen reisen können. Unternehmen 
sind durch den Binnenmarkt ganz selbstverständlich EU-weit tä-
tig. In vielen Ländern der EU bezahlen wir in derselben Währung. 
Millionen Studierende der „Generation Erasmus“ stehen für ein 
europaweites Lernen. Ein riesiger europäischer Arbeitsmarkt, For-
schungs- und Hochschulraum eröffnet uns grenzüberschreitende 
berufliche Chancen. Bei Umwelt- und Naturschutz hat die EU viel 
bewegt. Sie ist eine Vorreiterin für Gleichberechtigung; Bürge-
rInnenrechte und Menschenrechte sind auch vor europäischen 
Gerichten einklagbar.

Gemeinsam kann Europa mehr bewegen und die Zukunftsauf-
gaben bewältigen: die Bewahrung unserer natürlichen Lebens-
grundlagen, den Schutz der Menschen- und BürgerInnenrechte, 
den Kampf gegen Arbeitslosigkeit, Diskriminierung, Armut und Un-
gleichheit und die Überwindung der Finanz- und Wirtschaftskrise. 
Als Wertegemeinschaft hat die Europäische Union ein starkes Fun-
dament, um gemeinsam nach Antworten und Lösungen zu suchen. 
Die Mitgliedstaaten haben allein nicht genug Gewicht, um die 
globalen Herausforderungen zu bewältigen und die  Globalisierung 
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positiv zu gestalten. Je größer der Zusammenhalt in Europa, desto 
kraftvoller können wir diese Aufgaben anpacken.

Dafür brauchen wir eine Erneuerung der Europäischen Union. 
Die Wirtschafts- und Finanzkrise zeigt Konstruktionsfehler und 
gefährliche Risse im Fundament und ruft nationale Fliehkräfte 
hervor. Einer ganzen Generation werden die Perspektiven und 
Chancen geraubt. Der Zusammenhalt in der Union steht in Frage, 
die Möglichkeiten der Mitbestimmung drohen weiter zu erodieren. 
Statt der Suche nach gemeinsamen Antworten droht ein Rückzug 
in die jeweils eigenen nationalen Grenzen.

Wir wollen mit unserem Programm ein Angebot für ein ande-
res, ein besseres Europa machen. Ein Europa, in dem BürgerInnen 
selbst über ihre Zukunft entscheiden können und Lobbyinteressen 
zurückgedrängt werden. Ein Europa, das seine Wirtschaft und 
Energieversorgung auf eine umweltfreundliche und nachhaltige 
Basis stellt. Ein Europa, das gemeinsam, fair und solidarisch vor 
allem das Gemeinwohl im Auge hat. Ein Europa, in dem die Krise 
nicht länger durch eine einseitige Kürzungspolitik verschärft wird, 
in dem der grüne Umbau der Wirtschaft, sinnvolle Investitionen 
und vermehrte Bildungsausgaben den Menschen wieder Perspek-
tiven und Arbeitsplätze bieten. Ein Europa, das jeden Menschen 
akzeptiert und schützt, unabhängig von Geschlecht, Religion, eth-
nischer Zugehörigkeit oder sexueller Identität. Ein Europa, das die 
Privatsphäre seiner BürgerInnen verteidigt und die Rechte und die 
Würde auch von Flüchtlingen schützt.

Mit Ihrer Stimme bei den Wahlen zum Europäischen Parlament 
am 25. Mai 2014 bestimmen Sie mit, welchen Kurs die Europäische 
Union in den nächsten fünf Jahren einschlägt. Das Europäische Par-
lament ist in den vergangenen Jahren immer einflussreicher gewor-
den. Daher ist es nicht egal, wer uns in Brüssel vertritt und welche 
Mehrheiten es im Europäischen Parlament gibt. Darüber entschei-
den Sie! Gemeinsam können wir Europäer und  Europäerinnen viel 
erreichen. Gemeinsam kommen wir gestärkt aus der Krise. Wir 
streiten mit Überzeugung für die weitere europäische Einigung, den 
Euro und den Zusammenhalt in Europa. Dem anti-europäischen 
Populismus von rechts und links stellen wir eine klare Botschaft 
entgegen: Wir wollen ein besseres Europa, denn Europa ist unsere 
gemeinsame Zukunft.
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1. MIT MUT FÜR EINEN RICHTUNGSWECHSEL IN EUROPA 

Europa ist Teil unserer Identität geworden, so wie es für viele auch 
Deutschland, ihre Region, Stadt oder Gemeinde ist. Wir sind in 
Europa zu Hause.

Die Krise und die Politik der letzten Jahre haben viele Menschen 
verunsichert. Sie lehnen mittlerweile die europäische Idee ab oder 
zweifeln an ihr. Wir nehmen diese Zweifel ernst, doch der Ableh-
nung widersprechen wir.

Darum treten wir für andere politische Mehrheiten in der Eu-
ropäischen Union ein und wollen mit ihnen gemeinsam für die 
europäische Idee streiten und die gravierenden Missstände in der 
EU angehen: Menschen sterben an den Grenzen Europas. Der 
Klimaschutz kommt unter die Räder. Lobbyinteressen haben zu 
großen Einfluss in Brüssel. All das muss sich ändern. Aber nicht 
gegen, sondern mit und in Europa. Wir brauchen ein mutiges, 
innovatives und gerechtes Krisenmanagement und nachhaltige 
Lösungen. Gemeinsam können wir Europa verändern.

Wir wollen eine starke und handlungsfähige EU, um für die 
großen Zukunftsaufgaben starke europäische Lösungen zu formu-
lieren. Wir kämpfen für ein grüneres Europa, für einen solidarischen 
Weg aus der Krise, für mehr Demokratie und eine verantwor-
tungsvolle Rolle der EU in der Welt. Wir geben Europa eine neue 
Richtung!

Nachhaltig wirtschaften, gut leben 

Wir wollen Nachhaltigkeit zur Grundlage unseres Wirtschaftens 
machen, denn wir leben heute von der Substanz. Anstatt am 
schnellen Gewinn und an der rücksichtslosen Plünderung endli-
cher Ressourcen richtet sich grüne Wirtschafts- und Finanzpolitik 
am Gemeinwohl und an der Förderung sozialer Gerechtigkeit aus. 
Dazu gehören konsequenter Klimaschutz, ein verantwortlicher 
Umgang mit Ressourcen, eine neue Agrarwirtschaft ohne indus-
trielle Massentierhaltung und eine Stärkung der solidarischen 
Ökonomie. Nur mit einem solchen Umbau unseres Wirtschaftens 
bleibt unsere Erde auch für unsere Kinder noch lebenswert. So 
liefern wir entscheidende Impulse, um eine neue wirtschaftliche 
Dynamik für die von der Krise besonders hart getroffenen Länder 
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zu erzeugen und Europa aus der Krise zu führen. Mit der Investi-
tion in grüne Technologien – und das sind nicht nur Erneuerbare 
Energien, Elektromobilität und effizientere Gebäudetechnik – 
schaffen wir neue Jobs und stärken unser Innovationspotenzial 
überall in der EU.

Wir GRÜNE stehen für ein Europa, das gerecht und planbar auf 
Erneuerbare Energien umsteigt. EU-Energiekommissar Günther 
Oettinger versucht aber die Energiewende auszubremsen. Atom-
kraftwerke werden weiter gefördert und Laufzeiten verlängert, 
statt den Atomausstieg anzugehen. Die deutsche Kanzlerin schützt 
in Brüssel einseitig die Interessen der deutschen Automobilindustrie 
mit ihren großen Spritfressern und verhindert damit die ökologi-
sche Verkehrswende. Hinter dieser Politik steht eine Haltung, die 
Ökologie und Ökonomie als Gegensätze behandelt. Das ist nicht 
unsere Politik, weil sie Probleme verschärft und nicht löst. Wir 
wollen ein Wirtschaften nicht gegen, sondern im Einklang mit der 
Natur und stellen den Menschen, das Klima und unsere Umwelt in 
den Mittelpunkt. Wir kämpfen dagegen, unsere Böden und unser 
Grundwasser durch Fracking zu gefährden. Wir streiten für einen 
Ausstieg aus dem Klimakiller Kohle, statt die Gesundheit zahlloser 
UnionsbürgerInnen durch Luftverschmutzung zu ruinieren und 
ganze Landschaften durch Braunkohletagebaue zu verwüsten.

Zusammen aus der Krise: Gerecht sparen, grün investieren 

Die Wirtschafts- und Finanzkrise ist noch nicht vorbei. Die 
Schuldenberge in der Eurozone wachsen weiter an. Es war gut 
und richtig, den Euro zu verteidigen. Denn er ist als unsere ge-
meinsame Währung enorm wichtig für den wirtschaftlichen und 
politischen Erfolg Europas. Doch in der Ausgestaltung der Euro-
Rettungspolitik wurden schwerwiegende Fehler gemacht – von 
der deutschen Bundesregierung und anderen nationalen Regie-
rungen, von der Troika und den europäischen Institutionen. Und 
von Angela Merkel gab es zweieinhalb Jahre lang keine klare Hal-
tung, ob Griechenland im Euro bleiben soll oder nicht. Die Kre-
ditklemme für kleine und mittlere Unternehmen in Spanien und 
Griechenland wurde viel zu spät angegangen. Mit Aussagen über 
vermeintlich faule SüdeuropäerInnen befeuerte die Kanzlerin 
böse Klischees, statt in Deutschland die schwierigen Reform be-
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mühungen unserer europäischen Partner zu erklären. Vielfach hat 
das Krisenmanagement mit seinem einseitigen Fokus auf staatli-
che Sparmaßnahmen und Lohnsenkungen die Wirtschaftskrise in 
den überschuldeten Ländern mit verschärft. Zu wenig wurde ge-
tan, um neben den notwendigen Strukturreformen und Sparmaß-
nahmen auch positive Impulse für die Wirtschaft zu setzen. Diese 
unsolidarische Politik wird uns nicht aus der Krise führen. Nur in 
einem erfolgreichen Europa kann Deutschland selbst erfolgreich 
sein. Wir GRÜNE setzen uns weiterhin gegen eine Politik des ein-
seitigen Sparens ein, die Sozialabbau und Armut befördert und 
die Arbeitslosigkeit in vielen Ländern Europas in skandalöse Hö-
hen getrieben hat.

Wir brauchen eine Politik, die uns solide, solidarisch und nach-
haltig aus der Krise führt. Damit es keine Spaltung der EU in Nord 
und Süd, Ost und West oder Eurozone und Peripherie gibt. Damit 
nicht auseinanderbricht, was zusammengehört. EU-kritische, teil-
weise sogar rechtspopulistische oder extreme Parteien erfahren in 
vielen Mitgliedstaaten starken Zulauf. Wir kämpfen dagegen an 
und setzen dem unsere Alternative entgegen.

Mit dem Green New Deal setzen wir an den Wurzeln der Krise 
an: Wir wollen ein europäisches Investitionsprogramm, das gerade 
in den Staaten unter dem Euro-Rettungsschirm die ökologische 
Modernisierung und die Energiewende voranbringt und so neue 
Jobs und Zukunftsperspektiven schafft. Das Problem zu hoher 
Staats- und Bankschulden wollen wir nachhaltig angehen. Für 
das Abtragen dieser Schulden darf sich niemand seiner Verant-
wortung entziehen – die Banken nicht, indem sie ihre Schulden 
auf die Gemeinschaft abwälzen, und ebenso wenig die Staaten. 
Wir GRÜNE wollen deshalb im Rahmen einer Europäischen Ban-
kenunion die Banken über einen Bankenabwicklungsfonds selbst 
für die Kosten der Bankenabwicklungen aufkommen lassen, und 
wir wollen durch einen europäischen Schuldentilgungspakt die 
Krisenländer überhaupt erst in die Lage versetzen, ihre Schulden 
abzutragen. Uns geht es also um Hilfe zur Selbsthilfe. Es ist richtig, 
von den Ländern, die Kredithilfe bekommen, Reformen einzufor-
dern. Zu lasche Regulierungen des eigenen Bankensektors, sozial 
unausgewogene Steuersysteme und Klientelwirtschaft haben die 
Krise mit verschärft. Aber gleichzeitig brauchen diese Länder eine 
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zukunftsfeste Perspektive, um einen Ausweg aus der Schulden-
spirale zu finden. Denn man kann sich aus einer Krise nicht einfach 
„heraussparen“. Notwendige Reformen müssen sozial ausgewogen 
gestaltet werden. Sie dürfen nicht dazu führen, dass die sozialen 
Sicherungssysteme zusammenbrechen, Wasserversorgung und 
Bildung privatisiert werden oder die Gesundheitsversorgung leidet. 
Wir müssen dafür sorgen, dass Banken nicht mehr Milliardenbe-
träge zu Lasten der Allgemeinheit verzocken. Die Kosten der Krise 
wollen wir gerecht verteilen. Starke Schultern sollen dabei mehr 
tragen als schwache.

Wir wollen insbesondere die Jugendlichen in Europa in den Blick 
nehmen. Denn diese sind durch hohe Arbeitslosenraten besonders 
stark von der Krise in Europa betroffen. Durch falsche Finanzpolitik, 
Sparmaßnahmen und Krisenpolitik droht die EU eine Generation 
zu verlieren, die in einem vereinten Europa aufgewachsen und 
mehrheitlich von der europäischen Idee überzeugt ist.

Mehr Europa braucht mehr Demokratie 

Über die Zukunft der Europäischen Union darf nicht von Regie-
rungschefInnen in Hinterzimmern entschieden werden. Der Ver-
trag von Lissabon war ein Schritt nach vorn für die Demokratie in 
der EU. Doch die Regierungen nutzen diese neuen Möglichkeiten 
nicht aus. Statt beispielsweise eine demokratische Auseinander-
setzung über die weitreichenden Konsequenzen der Krisenpolitik 
im Parlament zu führen, muteten sie den BürgerInnen undurch-
sichtige Entscheidungen der Staats- und RegierungschefInnen zu. 
Diesen Kurs wollen wir ändern – für mehr Demokratie in Europa.

Wir streiten für mehr Mitbestimmung für die BürgerInnen und 
mehr Macht für die Parlamente – vor Ort, in den Ländern, im Bund 
und auf europäischer Ebene. Mehr Demokratie bezieht die Bürge-
rInnen stärker direkt ein, wie etwa durch die Europäische Bürger-
initiative. Entscheidungen sollen möglichst bürgerInnennah fallen. 
Wir wollen hin zu einer europäischen BürgerInnengesellschaft, die 
auch zwischen den Wahlen mehr Mitbestimmung einfordert und 
sich aktiv einmischen kann. Bestehende Partizipationsinstrumente 
wollen wir gemeinsam mit den BürgerInnen weiterentwickeln und 
ausbauen. Starke Kommunen und Regionen können selbstbewusst 
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ihre Interessen in der EU vertreten, gerade auch bei öffentlichen 
Dienstleistungen zur Daseinsvorsorge. Nicht alles muss von der 
EU entschieden werden, vieles kann vor Ort besser entschieden 
werden. Deshalb treten wir für das Prinzip der Subsidiarität ein.

Demokratie und Menschenrechte müssen überall in Europa 
und für alle durchgesetzt werden. Wir wollen mehr Transparenz 
durch striktere Lobbykontrollen. Wir treten für den Schutz vor 
Diskriminierung ein und streiten für volle Gleichberechtigung. Wir 
kämpfen gegen Datenschnüffelei und für ein starkes Datenschutz-
recht in der EU. Wir setzen uns für einen Europäischen Konvent ein, 
der im Dialog mit Zivilgesellschaft und Sozialpartnern Vorschläge 
erarbeitet, wie die europäische Demokratie und die Wirtschafts-, 
Finanz- und Sozialpolitik weiterentwickelt werden sollen.

Verantwortung für eine solidarische Welt 

Globale Probleme wie Klimawandel, Hunger und Armut erfordern 
eine gemeinsame Antwort Europas. Die EU muss Vorreiterin sein 
für Demokratie und Menschenrechte. Nur zusammen haben wir 
die Chance, soziale und ökologische Regeln für die Globalisierung 
durchzusetzen. Eine Absenkung der ökologischen und sozialen 
Standards, wie sie mit den intransparenten Verhandlungen zwi-
schen der EU und den USA über das Transatlantische Freihan-
delsabkommen (TTIP) droht, lehnen wir dagegen ab. Wir stehen 
für eine Fortsetzung der Erweiterungspolitik, denn davon können 
die Menschen sowohl in der Europäischen Union als auch in den 
Beitrittsländern profitieren. Europa muss Flüchtlinge schützen, 
Migration als Chance begreifen und legale Einwanderungspers-
pektiven schaffen, statt die Mauern hochzuziehen und sich ab-
zuschotten.

Die EU-Außenpolitik ist im Entstehen begriffen. Doch statt sie 
als Politik einer Wertegemeinschaft zu entwickeln, orientieren sich 
Europas Regierungen in erster Linie an ihren kurzsichtigen Interes-
sen. Sie handeln dabei oftmals verantwortungslos: Statt Frieden zu 
fördern, exportieren sie immer mehr Waffen in die Konfliktgebiete 
dieser Welt und in Länder, in denen Menschenrechte mit Füßen ge-
treten werden. Die Entwicklungszusammenarbeit der EU versucht 
Hunger und Armut zu bekämpfen, während ihre Handels- und 
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Agrarpolitik genau dies durch Dumpingexporte von Lebensmitteln 
konterkariert. Europa bekennt sich zum Schutz der Menschen-
rechte, doch an Europas Außengrenzen sterben jährlich tausende 
Flüchtlinge. Wir wenden uns gegen diese Doppelzüngigkeit: Unser 
Europa übernimmt Verantwortung für eine solidarische Welt.

2. EUROPA ERNEUERN – GRÜN WÄHLEN!

Ein anderes, ein besseres Europa ist möglich! Dafür bedarf es 
aber anderer politischer Mehrheiten. GRÜN macht dabei den 
Unterschied: Wir GRÜNE streiten seit 30 Jahren im Europäischen 
Parlament für ein demokratisches, nachhaltiges und solidarisches 
Europa. Viele unserer Positionen haben im Laufe dieser Zeit 
breite Zustimmung erhalten: Der ökologische Landbau genießt 
heute eine breite gesellschaftliche Unterstützung, und die grüne 
Forderung nach einer Verkehrswende wurde zum Leitmotiv der 
EU-Verkehrspolitik – wir bleiben dran, damit dem Umdenken ein 
Umlenken folgt.

Immer wieder haben wir in der vergangenen Legislaturperio-
de erfolgreich gegen mächtige Industrieinteressen gestritten: als 
wir zusammen mit Hunderttausenden auf der Straße das ACTA-
Abkommen zu Fall brachten, das eine weitgehende Überwachung 
des Internetverkehrs ermöglicht hätte. Als wir in der EU den Da-
tenschutz voranbrachten, um staatliche Überwachung zurückzu-
drängen und die Speicherung unseres Lebens durch Unternehmen 
zu unterbinden. Als wir uns als VorkämpferInnen der Finanzmarkt-
regulierung gegen eine starke und finanzkräftige Lobby durchsetz-
ten. Als wir uns zusammen mit der Europäischen Bürgerinitiative 
„Wasser ist Menschenrecht“ den Privatisierungsbestrebungen bei 
der kommunalen Wasserversorgung entgegenstellten und sie ver-
eitelten. Und als wir mit überzeugenden Argumenten im Europä-
ischen Parlament die Einführung einer Frauenquotenregelung für 
die Aufsichtsräte börsennotierter Unternehmen erwirkten.

Sie können mit Ihrer Stimme dafür sorgen, dass diese Erfolge 
weitergeführt werden und Europa demokratischer, nachhaltiger 
und solidarischer wird. Grüne Politik ist in der Europäischen Union 
notwendiger denn je. Wir wollen Mehrheiten gewinnen, um zu 
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verhindern, dass beim Weg aus der Krise Menschen und Umwelt 
ins Abseits geraten.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sind Mitglied der Europäischen 
Grünen Partei (EGP). Europaweit streiten wir als Familie der grünen 
Parteien für unsere Inhalte. Bereits 2004 trat die EGP als erste 
europäische Partei mit einem gemeinsamen Manifest, einer ge-
meinsamen Wahlkampagne und einem gemeinsamen Spitzenteam 
an. Die Präambel des aktuellen Manifests der EGP finden Sie am 
Ende dieses Wahlprogramms.

Gleichzeitig mit den Wahlen zum Europäischen Parlament fin-
den in zehn Bundesländern Kommunalwahlen statt. Nicht erst der 
Wahltag bringt die beiden Ebenen zusammen: Die Kommunen sind 
das Fundament der Europäischen Union. Dort organisieren die 
BürgerInnen ihr Zusammenleben im Alltag und die Daseinsvorsorge 
– wie Wasser- und Stromversorgung – im Rahmen europäischer 
Vorgaben und Fördermöglichkeiten. Wir GRÜNE machen uns in 
Europa für die Kommunen und ihre Selbstverwaltung stark. Denn 
die Kommunen brauchen eine starke Stimme in der EU.

Liebe Wählerinnen und Wähler, wir wollen die Europäische Uni-
on grün erneuern, wir wollen, dass Sie mitentscheiden, und wir 
wollen zusammenhalten in Europa.

Mit unseren grünen Konzepten und Ideen wollen wir Ihre Stim-
me und Ihr Vertrauen gewinnen. Packen Sie mit an, setzen Sie 
ein Zeichen gegen populistisches und nationalistisches Denken. 
Gemeinsam können wir Europa verändern und unsere Zukunft 
gestalten. Gehen Sie am 25. Mai 2014 wählen! Wählen Sie die 
GRÜNEN! Es kommt auf jede Einzelne und jeden Einzelnen an.
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A.  GUT LEBEN, NACHHALTIG 

WIRTSCHAFTEN – ÖKOLOGISCH 

UND GERECHT 

 
Für uns GRÜNE ist klar: Europa kann mehr, wenn es seine Chan-
cen nutzt. Um den Menschen in der EU heute und in Zukunft 
ein gutes Leben zu ermöglichen, ist eine veränderte Politik nötig. 
Dazu wollen wir über das Europäische Parlament den Umwelt- 
und Klimaschutz voranbringen und die gesellschaftliche Teilhabe 
aller stärken. Hierfür streben wir eine sozial-ökologische Moder-
nisierung der Wirtschaft an, die diesen Zielen dient und die Zu-
kunft unserer Kinder nicht verspielt.

Konservative und SozialdemokratInnen begegnen den Heraus-
forderungen von morgen mit energie- und wirtschaftspolitischen 
Konzepten von vorgestern. Zusammen mit mächtigen Wirtschafts-
lobbys versuchen sie immer noch, Ökologie und Ökonomie ge-
geneinander auszuspielen. Für den Klimaschutz entscheidende 
Reformen etwa des EU-Emissionshandels werden systematisch 
ausgebremst – auch von der deutschen Regierung unter Kanzlerin 
Angela Merkel. Der für Energie zuständige EU-Kommissar Günther 
Oettinger handelt als verlängerter Arm der Atom- und Kohlelobby. 
Konzepte für eine nachhaltige Energieversorgung werden nicht 
vorgelegt.

Wir wollen unsere natürlichen Lebensgrundlagen schützen und 
Europas Wirtschaft grün erneuern. Denn von ehrgeizigem Klima-
schutz, hohen Umweltstandards und einer europaweiten Ener-
giewende profitieren Mensch, Wirtschaft und Natur. Wir wollen 
einen Wettbewerb um die energieeffizientesten Produkte und die 
umweltfreundlichsten Mobilitätskonzepte entfachen. So schaffen 
wir durch Investitionen und Innovation eine grüne industrielle 
Revolution und neue Jobs mit Zukunft.

Wir halten zusammen, indem wir wirtschaftliche und soziale 
Chancen allen in Europa eröffnen. Gerade die krisengeplagten 
Länder Südeuropas wollen wir durch Investitionen in Klimaschutz, 
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Infrastruktur und Bildung unterstützen, ihre Wirtschaft zu beleben, 
auf nachhaltige Grundlage zu stellen und so die Arbeitslosigkeit 
langfristig zu bekämpfen. Entschieden wenden wir uns gegen alle 
Versuche, europäische Umweltstandards auszuhöhlen und in um-
weltpolitische Kleinstaaterei zurückzufallen.

Wir wollen die VerbraucherInnen in Europa auf Augenhöhe 
bringen mit den Unternehmen, damit sie stärker mit ent scheiden 
können, was und wie produziert wird. Deshalb setzen wir auf um-
fassende VerbraucherInneninformationen und starke Verbrauche-
rInnenorganisationen als Gegengewicht zu den Wirtschaftslobbys. 
Mit der Energiewende ermutigen wir BürgerInnen und Kommunen, 
ihre Energieversorgung in die eigene Hand zu nehmen und sich 
unabhängig zu machen von den großen Stromkonzernen.

Im Europäischen Parlament sind wir GRÜNE die einzige ver-
lässliche Stimme für eine konsequente Energiewende in der EU. 
Wir setzen uns für verbindliche und ambitionierte europäische 
Klima- und Energieziele ein und sagen: Atomkraft? Nein danke – 
in ganz Europa! Als einzige Fraktion im Europäischen Parlament 
stellen wir uns zudem entschieden gegen den Anbau gentechnisch 
veränderter Pflanzen und die Einführung gentechnisch veränderter 
Lebensmittel.

GRÜN macht den Unterschied: Grüner Umwelt- und Verbrau-
cherInnenschutz hat EU-weit die Luft sauberer, Flüsse gesünder 
und Produkte sicherer gemacht. Der ökologische Landbau genießt 
heute breite Unterstützung. Und dank der GRÜNEN im Europä-
ischen Parlament wird nun stärker gegen die Überfischung und 
Verschmutzung der Meere vorgegangen.

1. FÜR KLIMASCHUTZ UND EINE ENERGIEWENDE IN EUROPA 

Vorfahrt für Erneuerbare Energien

Unser Ziel ist ein Europa ohne Atom-, Kohleenergie und Fra-
cking. Ein Europa, dessen Wohlstand sich aus umwelt- und kli-
mafreundlichen Energiequellen speist. Seit Jahrzehnten warnt uns 
die Wissenschaft vor den Folgen des Klimawandels. Wir kennen 
das menschliche Leid und den wirtschaftlichen Schaden, den Stür-
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me, Dürren und Überflutungen verursachen, und wissen, dass es 
höchste Zeit ist zu handeln. Doch aller Dringlichkeit zum Trotz steht 
die europäische Klimapolitik still. Angesichts der Vorschläge zu den 
klima- und energiepolitischen Zielen der EU für das Jahr 2030 droht 
sogar eine Abkehr von der bisherigen Klimapolitik. Innerhalb der 
EU und auch auf internationaler Ebene fehlt die Entschlossenheit, 
sich auf verbindliche Abkommen zu einigen. Die Abhängigkeit 
Europas von Importen fossiler Rohstoffe ist bedrohlich stark und 
wächst ständig.

Das verursacht auch erhebliche direkte Kosten für Europas 
Wirtschaft. Da Europa heute nur noch halb so viel Öl fördert wie 
vor 15 Jahren und auch Schieferöl keine tragbare Alternative ist, 
wächst die Abhängigkeit der EU von Importen fossiler Rohstoffe 
ständig. Schon heute kosten die Importe die Volkswirtschaft der 
Europäischen Union mehr als 430 Milliarden Euro pro Jahr. Kosten, 
die vor allem auch die Krisenländer der EU stark schädigen. Eine 
Verringerung des europäischen Kohle-, Gas- und Erdölverbrauchs 
trägt daher nicht nur zum Klimaschutz bei, sondern stärkt auch 
Europas Wirtschaftskraft und beugt internationalen Konflikten 
um Rohstoffe vor.

Wir GRÜNE wollen als einzige Partei ein Europa der Erneuer-
baren Energien und der Energieeffizienz. Erneuerbare Energien 
schonen nicht nur das Klima. Anders als Atomkraft und fossile 
Brennstoffe sind sie sicher und umweltfreundlich. Und die beste 
Nachricht ist: Europa ist reich, sehr reich an erneuerbaren Ener-
giequellen. Die Potenziale an Windkraft, Sonnenenergie, Wasser-
kraft, Geothermie und Biomasse reichen bei weitem aus, um den 
gesamten Energiebedarf der EU in der Zukunft vollständig aus 
Erneuerbaren Energien zu decken. Erneuerbare Energien machen 
uns VerbraucherInnen weniger abhängig von RWE, Vattenfall und 
Co. und Europa unabhängiger von Russland und den Ölscheichs. 
Erneuerbare Energien bieten BürgerInnen die Chance, die Ener-
gieversorgung selbst in die Hand zu nehmen. So schützen wir die 
Umwelt und schaffen die Grundlage für Versorgungssicherheit, 
bezahlbare Energie sowie umweltverträgliche und zukunftsfähige 
Arbeitsplätze. Allein in Deutschland sind mit dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz 400.000 Jobs entstanden bzw. erhalten worden. 
Aber auch die starke Rolle der Erneuerbaren in anderen europä-
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ischen Ländern wie Österreich, Portugal oder Dänemark zeigt, 
dass die Energiewende in Europa nicht nur möglich, sondern auch 
wirtschaftlich ist.

Deshalb wollen wir den Erneuerbaren Energien Vorfahrt geben 
und sie weiter verlässlich und kosteneffizient fördern. Ein Ein-
speisevorrang, wie beispielsweise beim deutschen Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG), könnte in ganz Europa die notwendige 
Energiewende weiter voranbringen. Subventionen für Atom und 
Kohle erteilen wir dagegen eine klare Absage. Unser Ziel ist es, alle 
umweltschädlichen Subventionen abzubauen.

Wir wollen ein intelligentes Stromnetz, das die Erneuerbaren 
Energien dezentral verknüpft und überregional verbindet.

Wir wollen Strom- und Gasnetze, die der Energiewende die-
nen und helfen, die natürlichen Schwankungen der Erneuerbaren 
Energien auszugleichen. Dieses Prinzip muss Leitschnur für die 
Auswahl der transeuropäischen Netzbauprojekte sein. Wir wollen 
die Erzeugungspotenziale in Europa vernetzen und dabei Maß 
und Mitte halten zwischen zentralen und dezentralen Strukturen.

Neue Risikotechnologien wie die CO²-Abscheidung und -Spei-
cherung (CCS), also die Einlagerung von CO² in unterirdische 
Lagerstätten, und die Förderung von unkonventionellem Erdgas 
durch Fracking lehnen wir wegen der unabsehbaren Gefahren für 
Gesundheit und Umwelt ab. Frankreich ist mit seinem unbefristeten 
Fracking-Verbot ein Vorreiter.

Wir wollen die Energieversorgung in Europa sozial gerecht und 
bezahlbar für alle gestalten. Investitionen in Energieeffizienz und 
Erneuerbare schaffen Arbeitsplätze und reduzieren die Kosten. 
Wir wollen allerdings, dass alle davon profitieren. Unter anderem 
wollen wir durch die Förderung des Umstiegs auf Geräte mit ge-
ringerem Energieverbrauch privaten VerbraucherInnen und kleinen 
Unternehmen eine bezahlbare Grundversorgung mit Strom und 
Wärme ermöglichen. Wir setzen uns für die wirksame Umsetzung 
der europäischen Regelungen gegen Energiearmut ein.

Für ein besseres europa

europawahlprogramm 2014
bünDnis 90/Die Grünen18

 
G

U
T 

LE
B

EN
, N

A
C

H
H

A
LT

IG
 W

IR
TS

C
H

A
FT

EN
 –

 Ö
K

O
LO

G
IS

C
H

 U
N

D
 G

ER
EC

H
T

Klimaschutz verbindlich und ambitioniert gestalten 

Wir GRÜNE fordern ambitionierte, verbindliche und vor allem 
langfristige Ziele. Verlässliche Klimaschutzziele geben der Energie-
wende einen Rahmen, schaffen Planungssicherheit für Unterneh-
men, konkretisieren den europäischen Beitrag zur internationalen 
Klimapolitik und schützen damit Klima und Umwelt.

Unser Ziel ist es, einen unbeherrschbaren Klimawandel zu ver-
hindern und den globalen Temperaturanstieg auf maximal zwei 
Grad Celsius zu begrenzen. Das setzt voraus, dass die Europäische 
Union ihre klimaschädlichen Emissionen bis 2050 um 90 Prozent 
gegenüber dem Jahr 1990 reduziert. Auf dem Weg dahin setzen 
wir uns für eine Emissionsminderung um mindestens 30 Prozent bis 
2020 ein. Für 2030 fordern wir einen neuen Dreiklang der Ziele: 
mindestens 40 Prozent Energieeinsparung, mindestens 45 Prozent 
Erneuerbare Energien und mindestens 55 Prozent Reduzierung der 
Treibhausgase. Eigenständige Ziele für Erneuerbare Energien und 
Energieeffizienz sind unverzichtbar und klare Investitions- und 
Innovationssignale für die Wirtschaft.

Emissionshandel zum Klimaschutzinstrument machen 

Damit sich grünes Wirtschaften lohnt, müssen sich die gesell-
schaftlichen Kosten, die durch Verschmutzung und Ressourcen-
verbrauch entstehen, in den Preisen widerspiegeln. Aufgrund ei-
nes Überangebots an Zertifikaten im EU-Emissionshandel ist der 
Zertifikatpreis so stark eingebrochen, dass er keinen Anreiz mehr 
für Klimaschutzinvestitionen bietet. 

Wir GRÜNE wollen, dass Klimaschutz sich auszahlt. Wer das 
Klima schädigt, darf nicht billig davonkommen. Deshalb wollen wir 
den Emissionshandel grundlegend reformieren und einen Mindest-
preis für Emissionszertifikate einführen. Überschüssige Zertifikate 
müssen dauerhaft vom Markt genommen werden. Die Möglichkeit, 
europäische Klimaschutzvorgaben durch ökologisch fragwürdige 
Projekte außerhalb der EU zu unterlaufen, wollen wir wirksam 
verhindern. Die durch den Emissionshandel eingenommenen Gel-
der sollen in globale Klimaschutz- und Anpassungsmaßnahmen 
investiert werden.
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Der Flugverkehr und die Seeschifffahrt müssen in den EU-Emis-
sionshandel einbezogen werden. Wir wollen eine grüne Schiff-
fahrt – d. h. eine Verbesserung der Effizienz, eine Reduzierung der 
Emissionen und einen umweltfreundlichen Betrieb – insbesondere 
auch auf hoher See.

Energieeffizienz: Endlich Ernst machen

Energieeffizienz erhöht die Zukunftsfähigkeit unserer Wirtschaft 
und mindert die Abhängigkeit von Öl- und Gasimporten. Sie bie-
tet wirtschaftliches Potenzial für Anbieter von Effizienztechnolo-
gie sowie Einsparpotenzial für die EnergieverbraucherInnen. Die 
eingesparten Kosten helfen, höhere Energiepreise zu kompensie-
ren und damit steigende Lebenshaltungskosten sozial abzufedern 
sowie die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen zu schützen. 
Die EU-Kommission bestätigt: 20 Prozent mehr Energieeffizienz 
würden fast 200 Milliarden Euro einsparen und hunderte Kohle-
kraftwerke überflüssig machen. Trotzdem hat die Bundesregie-
rung die Energieeffizienz-Richtlinie der EU verwässert und aus-
gebremst.

Wir GRÜNE wollen dagegen Ernst machen mit Energieein-
sparung und Energieeffizienz. Das bereits beschlossene Ziel von 
20 Prozent Effizienzsteigerung bis 2020 muss endlich verbindlich 
gemacht und umgesetzt werden. Wir wollen einen Wettbewerb 
um die besten Lösungen entfachen, bei dem die effizientesten 
Geräte den Standard setzen und Stromfresser nach und nach aus 
den Regalen verschwinden (Top-Runner-Ansatz). Dazu bedarf es 
eines verbindlichen Effizienzziels für die EU, das den Energiever-
brauch insgesamt senkt, und ehrgeiziger Verbrauchsgrenzwerte 
für Autos und Elektrogeräte. Außerdem muss eine verständliche 
Kennzeichnung es VerbraucherInnen möglichst leicht machen, 
Energieverbrauch und Folgekosten von Produkten zu vergleichen. 
Die großen Energiesparpotenziale in Gebäuden wollen wir nutzen. 
Dazu muss die Gebäudeeffizienz-Richtlinie konsequent umgesetzt, 
evaluiert und weiterentwickelt werden. Forschungsnetzwerke und 
Informationsprogramme, die den Mitgliedstaaten bei der Um-
setzung dieser Richtlinie helfen, wollen wir fortführen. Auch bei 
den notwendigen Informations- und Weiterbildungsmaßnahmen 
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wollen wir die Mitgliedstaaten unterstützen sowie europaweite 
Investitionen in energetische Gebäudesanierung stärken. Hierin 
liegt ein enormes Arbeitsplatzpotenzial, das gerade in Krisenlän-
dern Wachstumschancen bietet und zur wirtschaftlichen Erholung 
beitragen kann.

Atomausstieg in der ganzen EU vorantreiben 

Wir wollen einen Atomausstieg in der ganzen EU. Noch wird in 
14 der 28 Mitgliedstaaten Atomstrom erzeugt. Aber die Hoch-
phase der Atomstromproduktion in der EU liegt zum Glück weit 
hinter uns. Die Anzahl der betriebenen Reaktoren und die er-
zeugte Menge an Atomstrom sind seit Jahren stark rückläufig. 
Wir wollen konsequent dafür sorgen, dass sich dieser Prozess 
raus aus Atom und rein in die Erneuerbaren in der ganzen EU 
beschleunigt. Dagegen verstecken sich CDU/CSU und besonders 
die FDP hinter dem Vertrag der Europäischen Atomgemeinschaft 
(Euratom) und der Regelung, dass jedes Land seinen Energiemix 
selbst bestimmen kann, und stimmen im Europäischen Parlament 
weiterhin pro Atomenergie.

Der Euratom-Vertrag ist ein Relikt aus einer anderen Zeit. Als 
Ziel wird in seiner Präambel die „Entwicklung einer mächtigen 
Kernindustrie“ genannt. Wir sagen dazu entschieden nein! Wir 
halten es nicht mehr für tragbar, dass nach den Katastrophen von 
Tschernobyl und Fukushima der Atomkraft als Hochrisikotechno-
logie immer noch strukturell und finanziell eine Sonderstellung 
eingeräumt wird. Atomkraft ist gefährlich, sie ist teuer und sie 
hinterlässt ein für Mensch und Umwelt gefährliches Erbe. Diese 
Gefahren machen nicht vor nationalen Grenzen Halt. Deshalb brau-
chen wir strikte gemeinsame Regeln in der EU, um diese Gefahren 
so weit wie möglich zu begrenzen und zu überwachen.

Wir setzen uns deshalb dafür ein, den Euratom-Vertrag grund-
legend zu reformieren und zu demokratisieren. Wir wollen, dass 
endlich das Europäische Parlament über entsprechende Gesetze 
mitentscheidet und die BürgerInnen das Recht erhalten, auch zu 
allen Fragen der Atomenergie eine Europäische Bürgerinitiative 
zu ergreifen. Es muss Schluss sein mit der Forschungsförderung 
zum Ausbau der Atomenergie, mit Genehmigungsprivilegien und 
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Begünstigung von Investitionen für Atomkraft. Stattdessen wol-
len wir die Forschung im Bereich Atomenergie auf Gesundheits-, 
auf Sicherheits- und auf Entsorgungsfragen konzentrieren. Es 
müssen gemeinsame strikte Sicherheitsstandards auf dem Stand 
von Wissenschaft und Technik eingeführt und strenge und steti-
ge Kontrollen garantiert werden. Der Export von Atommüll und 
abgebrannten Kernbrennstoffen über die Grenzen der EU hinaus 
soll verboten werden. Nukleare Proliferation muss konsequent 
verhindert werden. 

Wir fordern, dass europäische Atomkraftwerke endlich ange-
messen versichert werden und die Betreiber von AKW ausreichende 
Mittel für die Entsorgung des atomaren Mülls hinterlegen. Denn 
die absolut unzureichende Vorsorge europäischer Atomkraftwerks-
betreiber stellt eine substanzielle und inakzeptable Subvention aus 
öffentlichen Kassen dar. 

Eine realistische Versicherung der möglichen Schäden würde 
Atomstrom bereits heute unwirtschaftlich machen. Wir fordern 
EU-weit eine unbeschränkte Haftung der Betreiber sowie der Be-
treiberstaaten für den Fall von Atomunfällen. Für einen GAU eines 
seiner staatlichen Atomkraftwerke haftet bspw. Frankreich nur mit 
100 Millionen Euro. Fukushima hat bis heute bereits 100 Milliar-
den Euro gekostet.

Es ist Zeit für eine europäische Energiewende mit dem Aus-
stieg aus der Europäischen Gemeinschaft für Atomenergie und 
dem Einstieg in eine Europäische Gemeinschaft für Erneuerbare 
Energien (ERENE). Sie soll den effizienten Ausbau Erneuerbarer 
Energien innerhalb der EU fördern und Europa so zum Vorreiter 
der Energieversorgung des 21. Jahrhunderts machen.

Europäische Energiewende von unten 

BürgerInnen, Kommunen und Regionen, aber auch regionale 
Unternehmen und das Handwerk sind entscheidende Akteu-
re der Energiewende. Für eine erfolgreiche sowie bürgerInnen-
nahe europäische Energie- und Klimapolitik ist ihr Engagement 
unerlässlich. Sowohl Ballungszentren wie beispielsweise das 
Ruhrgebiet und die Rhein-Main-Region, Metropolregionen wie 
London und Paris, forschungs- und entwicklungsorientierte Kom-
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petenzzentren wie die Region Nordhessen als auch der ländliche 
Raum leisten an der Schnittstelle von Stadtentwicklung, Regio-
nalplanung und Energiepolitik entscheidende Beiträge für eine 
„ Energiewende von unten“. Dänische Kommunen wiederum 
gehen bei der Zusammenführung von Wärme- und Stromsektor 
voran. Auch davon kann Europa lernen. Die Rekommunalisierung 
von Energieversorgung und Energienetzen ist ein wichtiger Bau-
stein für Demokratisierung und Akzeptanz.

Um kommunales Handeln und Engagement zu fördern, muss 
die EU die regionalen und lokalen Potenziale durch kluge und un-
bürokratische Förderpolitik unterstützen. Technologien zur Kraft-
Wärme-Kopplung einschließlich der Fernwärmeinfrastruktur sowie 
den Aufbau von intelligenten Netzen wollen wir durch den Euro-
päischen Fonds für Regionale Entwicklung fördern.

Positive Beispiele zeigen, was möglich ist; so etwa der „Konvent 
der Bürgermeister“, in dem die EU einen Zusammenschluss von fast 
5.000 europäischen Kommunen in ihren Klimaschutzbestrebungen 
unterstützt, oder auch das Projekt „100%-Erneuerbare-Energie-
Regionen“ und die „Transition-Town-Bewegung“. Das ist auch 
ein grüner Erfolg.

2.  DIE WIRTSCHAFT AUF EINEN NACHHALTIGEN KURS 
BRINGEN 

Grüner wirtschaften 

Wir verstehen die Wirtschaft als Partnerin und wollen eine starke 
europäische Industrie, die schonend mit Ressourcen umgeht und 
emissionsarm produziert. Denn wir überfordern bereits heute 
die ökologische Leistungsfähigkeit unseres Planeten. Rohstoff-
verbrauch und Naturausbeutung erreichen jährlich neue Höchst-
stände. Doch unsere bisherige Art zu wirtschaften blendet Um-
weltschäden aus den Marktpreisen aus.

Europa braucht den Aufbau grüner Wirtschaftszweige und eine 
grundlegende Neuausrichtung ressourcenintensiver Industrien. Wir 
wissen, dass dies eine gewaltige Herausforderung für die Unter-
nehmen in Europa ist. Deshalb wollen wir die Unternehmen mit 

Für ein besseres europa

europawahlprogramm 2014
bünDnis 90/Die Grünen 23

 
G

U
T 

LE
B

EN
, N

A
C

H
H

A
LT

IG
 W

IR
TS

C
H

A
FT

EN
 –

 Ö
K

O
LO

G
IS

C
H

 U
N

D
 G

ER
EC

H
T

innovations- und investitionsfreundlichen Rahmenbedingungen 
bei diesem Prozess unterstützen. Dazu gehören steuerliche An-
reize für Investitionen und ein erleichterter Wissenstransfer, vor 
allem zu den kleinen und mittleren Unternehmen, z. B. indem eine 
engere Zusammenarbeit mit den Forschungszentren der EU geför-
dert wird. Dazu gehört mehr Transparenz über die ökologischen 
und gesellschaftlichen Kosten wirtschaftlichen Handelns, um die 
externen Kosten besser abschätzen und einpreisen zu können. 
Die Ökobilanzen verschiedener Unternehmen zeigen, wie mehr 
Transparenz geschaffen werden kann. Dazu gehört aber auch 
eine stärkere Produktverantwortung, um Wiederverwertung und 
Ressourceneffizienz zu verbessern. Grünes Wirtschaften heißt ge-
schlossene Stoffkreisläufe anzustreben – das muss schon bei der 
Produktentwicklung ansetzen. Das wollen wir fördern, indem wir 
vermehrt Ressourcenverbrauch statt Arbeitskraft besteuern und 
die europäische Ökodesign-Richtlinie um die Kriterien Wiederver-
wertung und Effizienz erweitern.

Mit einer innovativen Rohstoffpolitik wollen wir wertvolle Res-
sourcen weniger verwenden, wiederverwenden oder durch andere 
Materialien ersetzen. Das vermindert die Abhängigkeit von Impor-
ten und macht Europas Unternehmen wettbewerbsfähiger. Wir 
sind überzeugt, dass ein effizienterer Verbrauch von Rohstoffen 
gerade in Krisenzeiten wie ein Konjunkturprogramm wirken kann. 
So wird allein für Deutschland von einem Einsparpotenzial von 
bis zu 100 Milliarden Euro ausgegangen. Die von uns GRÜNEN 
durchgesetzten neuen Regeln zu Elektroschrott zeigen, wie es 
gehen kann: Sie verringern unsere Müllberge, sparen wertvolle 
Ressourcen und machen die Rückgabe alter Geräte für Verbrau-
cherInnen leichter. Der ökologische Umbau eröffnet vor allem 
auch große Chancen: Grüne Industrie- und Innovationspolitik will 
Europas Industrie dabei unterstützen, Kostensenkungspotenziale 
zu erschließen und einen wichtigen Platz auf dem globalen Markt 
für Umwelttechnik und Ressourceneffizienz zu sichern. Viele Un-
ternehmen sind deshalb längst ökologisch und hochgradig inno-
vativ, wenn es um Ressourcenschutz und -einsparung geht. Wir 
wollen sie als Partner gewinnen und mit ihnen das große Projekt 
unserer Zeit, den ökologischen Umbau unserer Wirtschaft und 
Industriegesellschaft, verwirklichen. Auch damit leisten wir einen 
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relevanten Beitrag zum Klimaschutz und schaffen bzw. sichern 
Arbeitsplätze in vielen Sektoren. Um die ArbeitnehmerInnen beim 
Umbau der Wirtschaft mitzunehmen, fordern wir für sie ein Recht 
auf Weiterbildung. Ökologische Inhalte sollten fester Bestandteil 
von Fortbildungen sein und eine entsprechende Rolle in der Zu-
sammenarbeit zwischen Unternehmen, Zulieferern, Dienstleistern, 
Bildungs- und Ausbildungseinrichtungen und Forschungszentren 
in der EU spielen.

Der grüne Umbau ist ein gewaltiges Investitionsprogramm mit 
großem Kapitalbedarf, gerade auch aufgrund grenzüberschrei-
tender Infrastrukturprojekte wie Stromnetze oder Verkehrswege. 
Damit schafft er attraktive grüne Anlagemöglichkeiten für öffent-
liches und privates Kapital und trägt dazu bei, den Anlagestau am 
Kapitalmarkt aufzulösen. Das für moderne Netze bereitgestellte 
Budget im EU-Haushalt – „Connecting Europe Facility“ – muss mit 
seinem ursprünglich geplanten Finanzvolumen von 50 Milliarden 
Euro ausgestattet und vor allem auf ökologische Projekte fokussiert 
werden. Eine wichtige Rolle bei der Mobilisierung privaten Kapitals 
spielt die Europäische Investitionsbank (EIB). Wir wollen bei der 
Investitionsstrategie der EIB klare Prioritäten für Energieeffizienz, 
Erneuerbare Energien und nachhaltige Infrastruktur, damit sie stär-
ker zum Motor der ökologischen Modernisierung wird.

Wirtschaftlichen Fortschritt neu denken 

Europa braucht dringend andere Indikatoren für die wirtschaftli-
che Entwicklung jenseits des Bruttoinlandsprodukts. Die soziale 
und ökologische Dimension darf nicht länger bei der Beurteilung 
unseres Wirtschaftens ausgespart werden. Wir wollen hierfür 
durch die europäische Statistikbehörde alternative Indikatoren 
weiterentwickeln lassen, um die konventionelle Erfassung unserer 
Wirtschaftsdaten zu erweitern. Unser Entscheiden und Handeln 
auf europäischer Ebene muss konsequent an diesen Indikatoren 
ausgerichtet werden. Außerdem wollen wir in der EU darauf hin-
wirken, Steuerausnahmen abzubauen.

Unternehmen aus der EU nehmen ihre gesamtgesellschaftliche 
Verantwortung oft nur ungenügend wahr. Die kurzfristige Siche-
rung von Aktionärsinteressen und Profitmaximierung stehen oft 

Für ein besseres europa

europawahlprogramm 2014
bünDnis 90/Die Grünen 25

 
G

U
T 

LE
B

EN
, N

A
C

H
H

A
LT

IG
 W

IR
TS

C
H

A
FT

EN
 –

 Ö
K

O
LO

G
IS

C
H

 U
N

D
 G

ER
EC

H
T

an erster Stelle. Hier wollen wir durch Reformen des EU-Unter-
nehmensrechts Anreize zu nachhaltigen, partizipativen und sozial 
ausgewogenen Unternehmensentscheidungen setzen: Geschlech-
tergerechtigkeit durch die Sicherung des Prinzips „Gleicher Lohn für 
gleiche und gleichwertige Arbeit“, Quotenregelungen, Steuertrans-
parenz, verbindliche ökologische und soziale Ziele für Unternehmen 
sowie Stärkung der MitarbeiterInnenmitbestimmung.

Wir wollen Unternehmen Solidarischer Ökonomie besonders 
unterstützen, weil sie eine wichtige Rolle in Bezug auf den sozialen 
Zusammenhalt unserer Gesellschaft spielen. Unternehmen Solida-
rischer Ökonomie setzen mit unternehmerischen Mitteln soziale 
und ökologische Ziele um: Stadtteilgenossenschaften, die arme 
Quartiere mit neuem Leben erfüllen. Sozialunternehmen, die nicht 
einfach den Unternehmenswert maximieren wollen, sondern auf 
den gesellschaftlichen Nutzen ihrer Produkte und Dienstleistungen 
abzielen. Bürgerenergieinitiativen, die sich mit dezentraler Ener-
gieerzeugung die Macht von den Energiekonzernen zurückholen 
und die Produktionsprozesse demokratisch gestalten. Vereine und 
Stiftungen brauchen eigene europäische Rechtsformen. Gemein-
wohlorientierte Unternehmen brauchen einen besseren Zugang 
zur öffentlichen Auftragsvergabe und zu unbürokratischer Hilfe 
und Darlehen.

3. INNOVATIONSKRAFT STÄRKEN 

Europa braucht Forschung 

Wir brauchen innovative wissenschaftliche und technologische 
Lösungen, um die großen Herausforderungen unserer Zeit, wie 
soziale Ungleichheit, den Klimawandel, die Energiewende oder 
auch den demografischen Wandel, bewältigen zu können. Damit 
schaffen bzw. halten wir attraktive und zukunftsfähige Arbeits-
plätze in Europa. Es war unverantwortlich, dass konservative und 
sozialdemokratische Mehrheiten die notwendigen Investitionen 
in Forschung und Entwicklung im EU-Haushalt ihrem kurzsichti-
gen Sparkurs geopfert haben. Das gesetzte Ziel der EU-Mitglied-
staaten, 3 Prozent ihres Bruttoinlandsprodukts für Forschung und 
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Entwicklung auszugeben, wird damit nicht erreicht. Wir GRÜNE 
wollen nicht nur an diesem Ziel festhalten, sondern die Mittel 
für diesen Bereich weiter erhöhen – trotz und gerade wegen der 
Finanz- und Wirtschaftskrise. Forschungsstarke Mitgliedstaaten 
sollen ihre Mittel an die Ausgaben der globalen Spitzenreiter an-
passen und auf mindestens 3,5 Prozent des BIP erhöhen.

Zusätzlich wollen wir GRÜNE den Europäischen Forschungsrat, 
der grundlagenorientierte Forschung finanziert, weiter stärken. 
Außerdem wollen wir die europäische Projektforschung deutlicher 
an den großen gesellschaftlichen Herausforderungen ausrichten. 
Eine einseitige Fokussierung auf einzelne Wissenschaftsbereiche 
lehnen wir ab.

Innovation erfordert auch die Zusammenarbeit zwischen öffent-
lich finanzierten Forschungseinrichtungen, Hochschulen, kleinen 
und mittelständischen Unternehmen (KMU) und der Industrie. Auf 
Seiten der Wissenschaft wollen wir dabei europaweit Hochschulen 
in einem dynamischen Forschungsraum stärken.

Für eine nachhaltige und transparente EU-Forschungspolitik 

Der europäische Forschungsraum lebt auch vom Austausch und 
von der Mobilität seiner Forschenden. Zurzeit sind viele gut aus-
gebildete AkademikerInnen europaweit arbeitslos oder hangeln 
sich von einem befristeten Vertrag zum anderen. Um den wissen-
schaftlichen Nachwuchs zu stärken, müssen Initiativen gestartet 
werden, die dauerhafte Stellen in der Forschung schaffen, aber 
auch den Zugang zum privaten und öffentlichen Sektor erleich-
tern. Ferner soll Geschlechtergerechtigkeit bei EU-Forschungs-
vorhaben mithilfe von verbindlichen Zielvorgaben wie nach dem 
Kaskadenmodell erhöht werden, und die Portabilität von Versor-
gungsansprüchen sollte verbessert werden. 

Eine moderne Forschungspolitik ermöglicht Beteiligung. Grüne 
Forschungspolitik will einen transparenten und öffentlichen Pro-
zess für eine Debatte über Inhalte von Forschungsprogrammen, 
Forschungsschwerpunkte, Chancen, Risiken und ethische Grenzen 
von Forschung. Dazu gehört vor allem, Transparenz in Bezug auf 
Inhalte, Ziele, Beteiligte sowie Zusammensetzung und Höhe der 
Forschungsmittelverwendung herzustellen. Dies betrifft Mittel der 
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Institute, aber auch der Forschungsprojekte, an denen öffentliche 
Universitäten beteiligt sind, sowie die Auswirkungen der Drittmit-
telfinanzierungen auf andere Zuschüsse.

Der sogenannten Sicherheitsforschung stehen wir kritisch ge-
genüber. Dies gilt dort, wo mit europäischen Mitteln Forschung 
finanziert wird, die Überwachung und Ausspähung perfektionieren 
oder die „Festung Europa“ abschotten helfen soll. Dies gilt umso 
mehr für alle Versuche, militärische Forschung mit europäischen 
Mitteln zu finanzieren. Wir wollen Forschungsvorhaben nachhaltig 
fördern, die sich darauf richten, die informelle Selbstbestimmung 
und den Schutz der Privatsphäre im Internet zu stärken.

Das von der EU geförderte Forschungsprojekt um den Kernfu-
sions-Versuchsreaktor ITER ist ein Milliardengrab. Bis 2020 sollen 
weitere 2,7 Milliarden Euro für ITER ausgegeben werden. Geld, 
das im knappen EU-Haushalt für sinnvollere Investitionen fehlt. 
Deutschland sollte seine Beteiligung an ITER aufkündigen. Moder-
ne Energieforschung muss dafür da sein, Wege in eine klimaverträg-
liche und ressourcenschonende Energieversorgung aufzuzeigen.

Forschungsergebnisse, die durch öffentliche Förderung ent-
standen sind, müssen der Öffentlichkeit auch zur Verfügung 
stehen. Deshalb wollen wir freien Zugang zu Veröffentlichungen 
EU-geförderter Forschung gewährleisten und fordern eine Open-
Access-Pflicht für entsprechende Forschungsergebnisse.

Im Sinne der freien Verfügbar- und Nutzbarkeit, des sogenann-
ten Open-Data-Prinzips, wollen wir zudem leicht zugängliche In-
formationen über die EU-Forschungsförderung bereitstellen. Das 
Potenzial der Digitalisierung und des Internets muss für Forschung, 
Bildung und Wissens- und Technologietransfer noch besser nutzbar 
werden. Hierzu gehören der Ausbau digitaler Infrastrukturen, die 
Anpassung der Immaterialgüterrechte und der Transfer von For-
schungsergebnissen in die Aus- und Weiterbildung.

 Kleine und mittelständische Unternehmen und Handwerk stärker 
fördern 

Kleine und mittelständische Unternehmen (KMU) und Handwerk 
sichern Arbeit und Ausbildung. Sie bilden mit 99 Prozent aller 
Unternehmen das Rückgrat der europäischen Wirtschaft. Eine 
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große Vielfalt von KMU sichert regionale Stabilität auch in wirt-
schaftlich schwierigen Zeiten. Damit sich Erneuerbare Energien 
und Energieeffizienz in der breiten Fläche durchsetzen, bedarf es 
der Unternehmen und des Handwerks vor Ort. Dabei sind de-
ren Strukturen, etwa was die Anzahl der MitarbeiterInnen, die 
Rechtsform oder Zugangsvoraussetzungen betrifft, in den einzel-
nen EU-Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich. Dies muss bei den 
Werkzeugen zur Förderung und bei den rechtlichen Anforderun-
gen an KMU und Handwerk berücksichtigt werden, um diesen 
die Vorteile des Binnenmarktes zu erschließen und gleichzeitig 
ihre Vielfalt zu erhalten. Wir GRÜNE haben erfolgreich dafür 
geworben, im Rahmenprogramm für Forschung und Innovation 
„Horizont 2020“ ein speziell auf die Forschungs- und Entwick-
lungsbedürfnisse der KMU zugeschnittenes Förderinstrument 
neu einzuführen. Seine Bewährung vorausgesetzt, wollen wir 
diesen Ansatz weiterentwickeln, um die Beteiligung der KMU zu 
stärken. Zur Stärkung der Innovationskraft von KMU wollen wir 
in Horizont 2020 insgesamt neue und transparente Förderinst-
rumente ohne zu hohen administrativen Aufwand bereitstellen. 
Auch bei der Formulierung konkreter Programmlinien im Rahmen 
von Horizont 2020 müssen die Forschungs- und Entwicklungs-
bedürfnisse von KMU stärker berücksichtigt werden. Durch die 
Ausgestaltung der Finanzierungsregeln und Verwertungsrechte 
wollen wir künftig in öffentlich-privaten Partnerschaften Augen-
höhe sicherstellen.

Wir wollen die Bemühungen im Rahmen des Small Business 
Act (SBA) für Europa weiter intensivieren. Europäische Normen 
müssen in Bezug auf bürokratischen Aufwand und Umsetzung 
die Möglichkeiten von KMU stärker im Blick haben und das im 
SBA verankerte Prinzip „Vorfahrt für KMU“ berücksichtigen. Zur 
Förderung des gemeinsamen Binnenmarktes sind wie im SBA vor-
gesehen die umsatzsteuerlichen Regelungen und Anforderungen 
für Unternehmen zu entbürokratisieren und gleichzeitig betrugssi-
cher auszugestalten. Der bessere Zugang zu Finanzierungen, eine 
Stärkung von Unternehmensgründungen sowie Unterstützung für 
KMU bei ressourcenschonendem Wirtschaften sind weitere Ziele 
des SBA, die wir weiter intensiv verfolgen wollen. Zugleich sollten 
bestehende KMU-Finanzierungsprogramme aufgestockt werden, 
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auch um den infolge der Wirtschafts- und Finanzkrise erschwerten 
Kreditzugang aufzufangen. Die Interessen der KMU sollen besser 
bei der Entwicklung europäischer Industrienormen berücksichtigt 
werden. Zudem brauchen KMU, GründerInnen und Handwerk EU-
weit leichteren Zugang zu öffentlichen Aufträgen durch einfachere, 
transparentere und unbürokratische Vergabeverfahren, um ihnen 
neue Märkte zu erschließen.

4. GRENZENLOS MOBIL IN EUROPA 

Umweltfreundlich unterwegs 

Mobilität ist ein unverzichtbarer Bestandteil unseres Lebens, 
Voraussetzung für gesellschaftliche Teilhabe und Ausdruck von 
Freiheit und Selbstverwirklichung. Zugleich ist Mobilität ein wich-
tiger Baustein für das Zusammenwachsen Europas. Gerade für die 
junge Generation wird das Reisen und Leben jenseits nationaler 
Grenzen immer selbstverständlicher. Unser Ziel ist eine nachhal-
tige und barrierefreie Mobilität, die umwelt- und klimaverträg-
lich, sozial und wirtschaftlich effizient ist. Das gelingt durch ei-
nen Dreiklang aus Vermeidung, Verlagerung und Verbesserung 
von Verkehr. So können wir die steigenden Verkehrsemissionen, 
die knapp ein Viertel der gesamten EU-Treibhausgasemissionen 
ausmachen und seit 1990 um 29 Prozent zugenommen haben, 
wirksam senken.

Wir GRÜNE setzen Prioritäten zugunsten des barrierefreien 
öffentlichen Verkehrs und einer intelligenten Verknüpfung der 
Verkehrsträger. Das ist für die tägliche Mobilität der BürgerInnen 
wichtiger als teure Prestigeprojekte. Deshalb wollen wir den Um-
weltverbund von Bus, Bahn, Fähre, Fahrrad und Zufußgehen stär-
ken und um innovative Mobilitätsdienstleistungen wie Carsharing 
oder Bikesharing ergänzen. Wir unterstützen zudem die von allen 
Fraktionen im Europäischen Parlament getragene Empfehlung, 
den Städten und Kommunen die Einführung von Tempo 30 zu 
erleichtern. Europas Radinfrastruktur wollen wir weiter ausbau-
en und dafür die verfügbaren EU-Förderprogramme nutzen. Die 
Fahrradmitnahme in allen Zügen soll zudem EU-weit zur Selbst-
verständlichkeit werden.
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Das europäische Eisenbahnnetz ist ein Flickenteppich, dessen 
Lücken oft exakt an den Staatsgrenzen zu finden sind. Das wollen 
wir ändern und das Schienennetz ausbauen! Damit Europa auch auf 
der Schiene zusammenwächst, wollen wir der Wiederherstellung 
der durch Krieg und Nachkriegszeit zerstörten, grenzüberschreiten-
den und international bedeutenden Abschnitte Vorrang einräumen 
und die EU-Finanzmittel dort entsprechend konzentrieren. Dazu ist 
die Konzeption der transeuropäischen Verkehrsnetze konsequent 
weiterzuverfolgen. Es muss sichergestellt werden, dass Fördermit-
tel für derartige Projekte zu realen Verbesserungen führen und 
nicht vor allem bisher verantwortliche Ebenen stückweise aus der 
Finanzierungsverantwortung entlassen. Die europäischen Bahn-
verkehrsunternehmen sollen stärker kooperieren, so dass es etwa 
überall möglich ist, Fahrkarten für die ganze EU zu kaufen.

Nachhaltige Mobilität verlagert den Gütertransport von der 
Straße auf Schiene und Wasserwege. Das schont das Klima, senkt 
die Belastung durch Lärm und Schadstoffe. Wir wollen nicht län-
ger sinnlos Steuermilliarden verschwenden für den Bau und Erhalt 
unrentabler Kleinstflughäfen oder ökologisch und ökonomisch 
fragwürdiger Tunnelgroßprojekte wie der geplanten festen Feh-
marnbeltquerung. Überdimensionierte Wasserautobahnen für die 
Binnenschifffahrt und die damit verbundene Zerstörung von na-
türlichen Flusslandschaften wie im Falle der Elbe oder der Donau 
lehnen wir ebenfalls ab.

Mit einer ökologischen Verkehrspolitik ist insbesondere auch 
eine Lärmreduzierung verbunden. Dazu muss zum einen die EU-
Umgebungslärmrichtlinie fortentwickelt und die Umsetzung stär-
ker forciert werden. Wir fordern verbindliche und ambitionierte 
Lärmgrenzwerte für Straßen- und Schienenfahrzeuge, Schiffe und 
Flugzeuge. Weiter setzen wir uns auf europäischer Ebene für die 
Reduzierung von Fluglärm ein und wollen den Nationalstaaten 
ausdrücklich Betriebsbeschränkungen zur Durchsetzung von Lärm-
schutz einräumen, z. B. Nachtflugverbote. 

Mehr Klimaschutz und Innovation im Straßenverkehr 

Hauptverursacher für die hohen CO²-Emissionen des Verkehrs-
sektors ist mit mehr als 70 Prozent der Straßenverkehr. Deshalb 
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erfordert Klimaschutz im Verkehr neben neuen Mobilitätskon-
zepten auch einen Wandel in der Autoindustrie hin zu Elektro-
mobilität sowie ressourcenschonenden und schadstoffarmen 
Fahrzeugen.

Wir GRÜNE sehen ambitionierte CO²-Grenzwerte als Chance 
für Wirtschaft und Klima: Wir wollen in der Europäischen Union 
bis 2025 einen Grenzwert von 60 g CO² pro Kilometer für den 
Flottendurchschnitt von Neuwagen erreichen. Die Privilegien für 
große spritschluckende Dienstlimousinen wollen wir streichen und 
Anreize zur Nutzung besonders sparsamer Autos schaffen, wie z. B. 
durch die Einführung von kostenneutralen Bonus-Malus-Systemen 
abhängig vom CO²-Ausstoß bei der Erstzulassung von PKWs.

Hingegen setzen viele Autobauer noch immer vor allem auf 
große, sprithungrige Limousinen. Sie bekämpfen wirkungsvolle 
CO²-Grenzwerte, statt sie als Chance für technologische Innova-
tion und wettbewerbsfähige Produkte zu begreifen. Das ist ökolo-
gisch falsch und wirtschaftlich kurzsichtig. Mit ihrer Blockade von 
ehrgeizigen CO²-Grenzwerten hat sich Angela Merkel in Brüssel 
zum Sprachrohr dieser verfehlten Lobbypolitik gemacht. Gleich-
zeitig hat sich gezeigt, dass strengere Emissionsgrenzen trotz aller 
vorherigen Klagen nach Einführung umgesetzt wurden, ja teils 
sogar übertroffen werden.

Für faire Rahmenbedingungen 

Nachhaltige Mobilität braucht faire Wettbewerbsbedingungen. 
Wir dürfen nicht länger den Verkehr auf der Straße und in der 
Luft im Vergleich zur Schiene bevorteilen. Während Bahnfahren 
durch die Besteuerung der Kraftstoffe und die Mehrwertsteuer 
ständig teurer wird, wird der Luftverkehr in der EU mit Steuersub-
ventionen in Höhe von mehr als 30 Milliarden Euro pro Jahr ent-
lastet. Denn Fluggesellschaften sind von der Kerosinsteuer und 
auf Auslandsflügen auch von der Mehrwertsteuer befreit. Diese 
Bevorzugung des Luftverkehrs wollen wir beenden, um endlich 
fairen Wettbewerb herzustellen.

Fairness fordern wir auch bei den EU-PassagierInnenrechten, die 
für die Reisenden zu den spürbaren Erfolgen der EU-Verkehrspolitik 
zählen. Auch hier muss für alle Verkehrsmittel ein gleich hohes 
VerbraucherInnenschutzniveau gelten, und bestehende Rechts-
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lücken müssen geschlossen werden. Wir stellen uns gegen den 
Versuch der Kommission, die Rechte der BürgerInnen zugunsten 
der Fluggesellschaften aufzuweichen.

5. EUROPAS VERBRAUCHERINNEN STARK MACHEN 

VerbraucherInnenpolitik für das 21. Jahrhundert 

Wir GRÜNE wollen bessere VerbraucherInnenpolitik. Es geht da-
bei um mehr als nur den Schutz vor gesundheitlichen oder finan-
ziellen Schäden. Wir wollen den VerbraucherInnen eine Stimme 
geben und sie auf Augenhöhe mit den Unternehmen bringen. 
VerbraucherInnen benötigen gute und umfassende Informatio-
nen, um bewusste Kaufentscheidungen treffen zu können. Der 
EU kommt hierbei eine Schlüsselrolle zu. Was europäische Ver-
braucherInnenschutzpolitik erreichen kann, zeigen die drastisch 
gesenkten Roaming-Gebühren innerhalb der EU.

Wir wollen starke, unabhängige VerbraucherInnenorganisa-
tionen sowie bessere VerbraucherInnenrechte und neue Formen 
der Beteiligung und Mitbestimmung schaffen. Das Internet hat 
die Art und Weise, wie VerbraucherInnen auch grenzüberschrei-
tend kommunizieren, sich informieren und einkaufen, grundle-
gend verändert. Durch die globale Vernetzung und technologische 
Fortschritte z. B. im Energiebereich verschwimmen die Grenzen 
zwischen KonsumentInnen, ProduzentInnen und HändlerInnen 
zunehmend. Dem muss eine moderne europäische Verbrauche-
rInnenpolitik Rechnung tragen, die auch ein essenzieller Faktor für 
einen gut funktionierenden europäischen Binnenmarkt ist.

Gesunde Ernährung statt Etikettenschwindel 

Wir wollen eine Lebensmittelproduktion, die sich an der Quali-
tät und nicht nur am Preis ausrichtet. Aus Noroviren in Tiefkühl-
beeren und Pferdefleisch in der Lasagne müssen Konsequenzen 
gezogen und die Lebensmittelsicherheit EU-weit verbessert wer-
den. Dafür sind unabhängige und unangekündigte Lebensmit-
telkontrollen erforderlich, an denen die Unternehmen finanziell 
beteiligt werden sollen. Die Ergebnisse der Kontrollen wollen wir 
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veröffentlichen. Ebenso sollten auch die Ergebnisse von Hygiene-
kontrollen in Restaurants vor Ort veröffentlicht werden, wie das 
heute in Dänemark bereits der Fall ist.

Wir wollen Lebensmittel frei von Gentechnik und Antibiotika. 
Wir brauchen eine leicht verständliche Kennzeichnung. Deshalb 
fordern wir eine EU-weit verpflichtende Herkunftsangabe für 
Lebensmittel sowie eine Kennzeichnung der Tierhaltungsform. 
Die Kennzeichnungslücke für Lebensmittel, für deren Erzeugung 
Genfutter genutzt wurde, wollen wir schließen. Außerdem wollen 
wir klare Angaben zu tierischen Erzeugnissen in Lebensmitteln und 
ihrer Verwendung bei der Lebensmittelproduktion sowie eine klare 
Kennzeichnung vegetarischer beziehungsweise veganer Lebensmit-
tel. Täuschende Angaben und Etikettenschwindel bei Lebensmitteln 
wollen wir unterbinden. Wir werden uns weiter für eine verständli-
che Nährwertkennzeichnung (Ampelkennzeichnung) starkmachen.

 Nachhaltigen Konsum stärken und Produkte sicher machen 

Ausbeuterische, unwürdige oder gefährdende Produktions- und 
Herstellungsbedingungen sind nicht akzeptabel. Wir setzen uns 
deshalb für eine transparente Kennzeichnung und die Einhaltung 
ökologischer und sozialer Standards ein. Unternehmen sollen 
verpflichtet werden, ihre ökologischen und sozialen Produktions-
bedingungen einschließlich der Lieferketten zu dokumentieren 
und offenzulegen, um die Entscheidung für nachhaltige Produk-
te zu ermöglichen. Was es bei Lebensmitteln mit dem Biosiegel 
bereits gibt, brauchen wir auch in anderen Bereichen – wie bei 
Finanzprodukten (siehe Kapitel B.3.3).

Die Generalunternehmerhaftung, die in Deutschland im Bauge-
werbe die Verantwortlichkeit von Unternehmen für die Arbeitsbe-
dingungen ihrer Subunternehmen festschreibt, wollen wir EU-weit 
verankern und auf weitere Branchen ausdehnen. Damit wollen wir 
verhindern, dass sich Großauftragnehmer durch eine Auftragsver-
gabe an Subunternehmen ihrer sozialen Verantwortung entledigen 
und ArbeitnehmerInnenrechte unterlaufen.

Gegen den geplanten Verschleiß, bei dem Produkte so kons-
truiert werden, dass sie frühzeitig kaputtgehen oder sich kaum 
reparieren lassen, wollen wir vorgehen und erreichen, dass Geräte 
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langlebiger, besser reparierbar und recycelbar sind. Dafür müssen 
unter anderem die Ökodesign-Richtlinie und die europäischen 
Vorgaben zur Gewährleistung entsprechend überarbeitet werden, 
um den VerbraucherInnen die Freiheit wiederzugeben, selbst zu 
entscheiden, wann sie ihre Geräte ersetzen.

Um die Sicherheit von Produkten zu stärken, setzen wir uns für 
ein EU-Sicherheitssiegel sowie für strengere Grenzwerte bis hin 
zu Verboten für krebserregende oder erbgutschädigende Stoffe 
wie Weichmacher und Schwermetalle ein. Insbesondere in Kin-
derspielzeug haben Gifte nichts zu suchen! Wir setzen uns daher 
für eine verpflichtende Drittprüfung für Kinderspielzeug sowie 
eine Verbesserung der Marktüberwachung in der gesamten EU 
ein. Außerdem müssen hormonell wirksame Stoffe überall dort, 
wo es Alternativen gibt, gemäß REACH (Chemikalienverordnung 
der EU) ersetzt werden.

Auch bei der Entwicklung der Nanotechnologie muss das Vor-
sorgeprinzip gelten. Solange die Unbedenklichkeit von Nanopro-
dukten nicht eindeutig festgestellt ist, dürfen Lebensmittel oder 
Kosmetika mit Nanopartikeln nicht auf den Markt kommen. Durch 
die Einrichtung eines öffentlich zugänglichen Nanoproduktregis-
ters und eine Kennzeichnungspflicht wollen wir Transparenz für 
VerbraucherInnen schaffen.

Vor Abzocke schützen 

Kurzfristig vom Anbieter stornierte Urlaubsreisen oder hohe 
Handyrechnungen bei Reisen außerhalb der EU sind ein häufiges 
Ärgernis für VerbraucherInnen. Unternehmen mit unlauteren Ge-
schäftspraktiken müssen aber trotzdem selten rechtliche Schritte 
ihrer KundInnen fürchten, da Aufwand und Risiko für Verbrau-
cherInnen bei einer Klage unverhältnismäßig hoch sind. Wir 
wollen, dass die EU verbindliche Vorgaben zur Einführung einer 
Gruppenklage macht. So können sich Geschädigte vor Gericht zu-
sammenschließen und ihr Recht gemeinsam durchsetzen. Rück-
zahlungs- oder Entschädigungsforderungen können so mit einem 
geringeren individuellen Risiko für VerbraucherInnen vorgebracht 
werden. Wir wollen den EU-Binnenmarkt und den Schutz der 
VerbraucherInnen stärken. Dazu gehört auch, den Datenschutz 
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als grundlegendes VerbraucherInnenrecht zu verstehen und zu si-
chern. Wir wollen die unterschiedlichen Regelungen in der EU zur 
Gewährleistung überarbeiten und verbessern. Ein optionales Ge-
meinsames Europäisches Kaufrecht ist allerdings problematisch. 
Denn dadurch würden nebeneinanderstehende unterschiedliche 
europäische und nationale Rechtsvorschriften geschaffen, die zu 
Verwirrung und Unsicherheit führen würden. 

6. NATÜRLICHEN REICHTUM BEWAHREN 

Für eine bessere Landwirtschafts- und Lebensmittelpolitik

Wir GRÜNE streiten für gesunde Lebensmittel, eine regional ver-
ankerte Lebensmittelerzeugung, bäuerlich-nachhaltige Landwirt-
schaft und artgerechte Tierhaltung. Auf dem Weg dorthin haben 
wir gemeinsam mit VerbraucherInnen, engagierten Umwelt- 
und TierschützerInnen sowie den alternativen Bäuerinnen- und 
Bauern-Verbänden erste Erfolge erzielt. Dazu zählt, dass heute 
immer mehr Menschen davon überzeugt sind, dass Lebensmit-
telproduktion und der Schutz von Lebensgrundlagen wie Was-
ser, Klima, Böden keine Gegensätze sein dürfen. Der ökologische 
Landbau ist europaweit zu einem festen Bestandteil der Land-
wirtschaft geworden und für viele BäuerInnen zu einer echten 
wirtschaftlichen Alternative. Zusammen mit den NGOs ist es uns 
gelungen, dass in der EU derzeit mit wenigen Ausnahmen keine 
gentechnisch veränderten Pflanzen angebaut werden. Und auch 
in den vergangenen Agrarreformen konnten wir grüne Akzente 
setzen und erste Schritte zur Umsetzung des Prinzips „Öffentli-
ches Geld für öffentliche Güter“ erzwingen.

Aber das alles reicht für eine echte Agrarwende noch lange 
nicht aus. Die europäische Agrarpolitik ist noch weit entfernt 
von einem zukunftsfähigen Kurs. Nach wie vor fördert die EU 
mit einem Großteil der Agrarsubventionen die Industrialisierung 
der Landwirtschaft und eine Exportorientierung, die Schäden in 
vielen Regionen der Welt verursacht. Millionen von BäuerInnen 
können dem Wachstumsdruck nicht standhalten und müssen ihre 
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Höfe aufgeben. Agrarindustrie und Massentierhaltung bescheren 
uns Giftstoffe, die in unsere Umwelt und in unsere Lebensmittel 
gelangen. Diese Form der Landwirtschaft führt zu einer fatalen 
Klimabilanz und fördert die Erosion der Böden und einen drama-
tischen Verlust der Artenvielfalt. Und obwohl eine breite Mehrheit 
der europäischen VerbraucherInnen die Gentechnik entschieden 
ablehnt, droht schon 2014 die Zulassung neuer Genpflanzen für 
den Anbau in Europa. Es ist falsch, einzelne BäuerInnen für diese 
Fehlentwicklungen anzuklagen. Der Preisdruck durch die zuneh-
mende Marktmacht weniger internationaler Handelskonzerne, 
das Konsumverhalten und die politische Fördersystematik haben 
ein System entstehen lassen, das nach dem Prinzip „Wachse oder 
weiche“ arbeitet. Immer mehr BäuerInnen suchen selbst eine Al-
ternative dazu. Wir wollen sie ihnen bieten!

Europa muss im kommenden Jahrzehnt die Rahmenbedingun-
gen für den Umstieg auf eine regional verankerte, bäuerliche und 
ökologische Landwirtschaft schaffen. Direktzahlungen auf der 
Grundlage von Grundbesitz sind überholt. Stattdessen wollen wir 
alle Agrarzahlungen an die Erbringung ökologischer und sozialer 
Leistungen knüpfen wie Umwelt- und Tierschutz, Bodenfruchtbar-
keit, Schaffung und Erhalt von Arbeitsplätzen oder die Stärkung 
regionaler Wertschöpfung. Durch eine kontinuierliche Verringe-
rung des Einsatzes von Pestiziden und Mineraldünger sowie die 
Flächenbindung der Tierhaltung wollen wir die Überdüngung un-
serer Äcker und Gewässer beenden. Dies ist auch ein wichtiger 
Beitrag der Landwirtschaft zum Klimaschutz und zum Erhalt der 
biologischen Vielfalt. Dazu gehört für uns zudem ein europaweites 
Aktionsprogramm zum Schutz der Bienen und anderer Bestäube-
rInnen, denn ohne sie können 80 Prozent unserer Nutzpflanzen 
nicht gedeihen.

Wir setzen uns zudem für ein europäisches Saatgutrecht ein, 
das Erhaltungssorten oder die Züchtung für den Ökolandbau nicht 
nur als Nischen toleriert, sondern aktiv fördert. Dazu gehört auch 
die konsequente Kennzeichnung der Züchtungsmethoden, damit 
BäuerInnen, GärtnerInnen sowie Verbraucher Innen wissen, was 
sie kaufen. Höhere Auflagen und Kosten für Erhaltungs initiativen, 
ÖkozüchterInnen oder gar Hobby gärtnerInnen lehnen wir ent-
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schieden ab. Wir wollen eine Agrarpolitik, welche die Vielfalt 
von Nutzpflanzen und Nutztierrassen schützt und fördert. Daher 
lehnen wir Patente auf Leben, Saatgut, Pflanzen und Tiere ab 
und streben eine entsprechende Änderung der europäischen Bio-
patentrichtlinie an.

Gentechnisch veränderte Lebensmittel, Chlorhühner oder Hor-
monrindfleisch haben auf dem EU-Markt nichts verloren. 
Wir kämpfen gegen Versuche, durch exklusive Abkommen der 
EU mit den USA (TTIP), Kanada (CETA) oder anderen Staaten 
VerbraucherInnenschutz und Umweltstandards z. B. im Bereich 
der Agrogentechnik auszuhebeln und Regeln für Agrarhandel 
und Agrarinvestitionen ohne parlamentarische Mitwirkung und 
zivilgesellschaftliche Beteiligung zugunsten der Agroindustrie 
festzulegen.

Die Landwirtschaft wird grün

Die EU braucht eine Politik zur Entwicklung der ländlichen Räume, 
die den Rückgang der Bevölkerung in vielen ländlichen Regionen 
gestaltet und den ländlichen Raum für ExistenzgründerInnen aus 
dem landwirtschaftlichen und nichtlandwirtschaftlichen Bereich 
attraktiv macht. Die Entwicklung agrarökologischer  Systeme so-
wie die Kreislaufwirtschaft, dezentrale Energieversorgung und 
regionale und lokale Kooperationspartnerschaften sollen in den 
neuen EU-Programmen für Innovation, Forschung und Ausbil-
dung Eingang finden.

Wir GRÜNE werden den ökologischen Landbau als Leitbild für 
die Landwirtschaft der Zukunft weiterhin fördern und seine positi-
ven Impulse für die Entwicklung ländlicher Regionen stärken. Dazu 
sollen europäische Kampagnen zu den Vorteilen des Ökolandbaus 
finanziert und die Richtlinien für ökologische Betriebe weiterent-
wickelt werden. Wir sehen in der engeren Zusammenarbeit von 
ProduzentInnen und VerbraucherInnen z. B. in der solidarischen 
Landwirtschaft ein Modell, das Zukunft hat. Wichtig ist uns dabei 
nach wie vor, auf die weitreichenden Folgen hinzuweisen, die der 
enorm hohe Fleischkonsum mit seiner extensiven großindustriellen 
Produktionsform mit sich bringt, und hierbei eine Trendumkehr 
zu erreichen.
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Unser Ziel ist weiterhin, Land nicht zum Spekulationsobjekt 
werden zu lassen. Wir stehen an der Seite der BäuerInnen, wenn 
ihre Existenzgrundlage durch Landspekulationen bedroht wird. 
Auch Nahrungsmittelspekulationen, Energiepflanzenanbau und 
Lebensmittelverschwendung sind Herausforderungen, für die es 
einer europäischen Antwort bedarf. Wir wollen ein bewusstes 
Konsumverhalten fördern und der nachhaltigen Lebensmittelpro-
duktion Vorrang geben.

Als VerbraucherInnen können wir die Erzeugung gesunder Le-
bensmittel fördern – wenn wir uns bewusst für ökologische und 
regionale Produkte entscheiden. Wir wollen EU-weit Programme, 
die die Kooperation zwischen BäuerInnen, lokalen und regionalen 
VerarbeiterInnen und VerbraucherInnen – etwa im Bereich der 
Schul ernährung – fördern, statt den fatalen Verdrängungswett-
bewerb weiter zu verschärfen.

Keine Gentechnik in Europa 

Gentechnisch veränderte Pflanzen bedeuten unkalkulierbare Ri-
siken für Umwelt, Gesundheit und Gesellschaft. Wir setzen uns 
für eine konsequente Reform des europäischen Zulassungsver-
fahrens ein, damit diese Risiken endlich gründlich untersucht 
werden. Gleichzeitig wollen wir die unabhängige Risikoforschung 
stärken, damit die Studien für die Zulassung nicht länger nur von 
Agrochemiekonzernen erstellt werden. Die Mitgliedstaaten sol-
len die Möglichkeit erhalten, sich rechtssicher und dauerhaft ge-
gen den Gentechnikanbau zu entscheiden, um z. B. die gentech-
nikfreie und ökologische Produktion zu schützen. Den Vorschlag 
der Kommission, nationale Anbauverbote mit einer erleichterten 
und beschleunigten Zulassung von gentechnisch veränderten Or-
ganismen (GVO) zu verknüpfen, lehnen wir ab. Wir wollen das 
Saatgut von gentechnischen Verunreinigungen reinhalten; darum 
hat die Nulltoleranz gegenüber gentechnischen Verunreinigun-
gen für uns weiterhin höchste Priorität. Um die Abhängigkeit der 
europäischen Tierproduktion von gentechnisch verändertem Im-
portsoja zu verringern, wollen wir eine europäische Eiweißpflan-
zenstrategie auf den Weg bringen. Eine Kennzeichnungspflicht 
für tierische Produkte wie Milch, Fleisch und Eier, die mit Gen-
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technikfutter erzeugt wurden, soll den VerbraucherInnen zudem 
endlich die Möglichkeit geben, beim Einkauf überall in der EU 
eine informierte Kaufentscheidung zu treffen.

Den Tierschutz in Europa stärken 

2009 hat die EU den Tierschutz als Wert in den europäischen 
Verträgen verankert. Das ist ein Meilenstein für den Tierschutz; 
er muss sich aber auch in der Gesetzgebung der Union wieder-
finden.

Für alle Tiere in der Landwirtschaft muss es anspruchsvolle und 
verbindliche Haltungsvorschriften geben, die sich am Tierwohl 
orientieren und eine artgemäße Haltung sicherstellen. Wir wollen 
eine Anpassung der Ställe an die Bedürfnisse der Tiere und keine 
Anpassung der Tiere an den Stall. Wir wollen die Voraussetzun-
gen schaffen, dass Stallanlagen EU-weit nur noch mit wirksamer 
Abluftfilterung genehmigt werden. Käfighaltung und Qualzuchten 
müssen europaweit beendet werden. Das Klonen von Nutztieren 
lehnen wir aus ethischen und tierschutzrechtlichen Gründen ab, 
genauso wie den Import und die Vermarktung der Produkte dieser 
Tiere und ihrer Nachkommen.

Die Schlachtung muss schmerzfrei ausgeführt werden. In der 
EU-Schlachtverordnung ist festzulegen, dass betäubungslose 
Schlachtungen nur dann behördlich genehmigt werden dürfen, 
wenn nachgewiesen werden kann, dass den Tieren im Vergleich 
zu einem Schlachten mit vorheriger Betäubung keine unnötigen 
Schmerzen oder Leiden entstehen.

Tiertransporte sollen so kurz wie möglich sein. Wir setzen uns 
dafür ein, dass wieder ein Netz kleiner, regionaler Schlachtstätten 
entsteht, um unnötige Transportzeiten zu vermeiden und regionale 
Vermarktungsstrukturen zu stärken. Die Transportzeit für grenz-
überschreitende Transporte ist auf acht Stunden zu begrenzen. 
Wir GRÜNE wollen eine klare Kennzeichnung von Produkten mit 
tierischen Inhaltsstoffen, ihrer Herkunft und der Haltungsform, 
um bewusste Kaufentscheidungen zu ermöglichen.

Wir setzen uns europaweit für ein Ende der Tötung streunender 
Hunde und Katzen ein und fordern für die betroffenen Länder 
tierschutzgerechte Alternativen. Dazu wollen wir die öffentliche 
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und private Geburtenkontrolle ohne Tötung von Tieren stärken, 
Tiervermittlung fördern und die artgerechte Haltung von Hunden 
und Katzen erreichen, die in öffentlichen oder privaten Sammel-
einrichtungen verwahrt werden.

Wir wollen erreichen, dass Tierversuche durch tierversuchsfreie 
Methoden ersetzt werden. Deswegen müssen europäische Mittel 
für die Erforschung und Erprobung von Ersatz- und Ergänzungsme-
thoden bereitgestellt werden. Das 2013 in Kraft getretene Verbot 
von Tierversuchen für kosmetische Produkte muss konsequent 
umgesetzt werden und auf Versuche für Haushalts- und Reini-
gungsmittel ausgeweitet werden.

Die EU muss sich stärker für den internationalen Artenschutz 
engagieren. Daher wollen wir die Instrumente internationaler Ar-
tenschutzabkommen (z. B. CITES) stärken und zielgerichteter sowie 
schneller anwenden. Für Arten, die selbst in zoologischen Gärten 
nicht art- und anspruchsgemäß gehalten werden können, wollen 
wir den Import beenden.

Artenschutz sichern, Naturerbe bewahren 

Wir wollen auf europäischer Ebene für einen besseren Natur- und 
Landschaftsschutz sorgen und treten dafür ein, dass der Verlust 
an biologischer Vielfalt und die Verschlechterung der Ökosyste-
me in der EU bis 2020 gestoppt werden. Das hat sich die EU zum 
Ziel gesetzt und auf Ebene der Vereinten Nationen versprochen. 
Damit dieses Ziel erreicht werden kann, müssen wir dafür sorgen, 
dass die EU-Biodiversitätsstrategie mit einem konkreten Umset-
zungs- und Aktionsplan versehen wird und ressortübergreifend 
zum Tragen kommt. Das bedeutet nicht nur den Abbau schäd-
licher Subventionen, sondern auch eine Verankerung der Biodi-
versität in der Finanzplanung. Mittel aus der Regionalförderung 
müssen ökologische Mindestauflagen beinhalten. Für den Wirt-
schaftswald in Europa streben wir eine naturnahe Bewirtschaf-
tung – mindestens dem FSC-Standard entsprechend – an. Wie die 
Biodiversitätsstrategie vorsieht, sollen 5 Prozent des Waldes als 
ökologische Vorranggebiete dauerhaft nicht forstwirtschaftlich 
genutzt werden.
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Die EU hat mit Natura 2000 ein hervorragendes Schutzgebiets-
system geschaffen, das es zu erhalten und auszubauen gilt. Wir set-
zen uns dafür ein, dass ausgewiesene Natura-2000-Schutzgebiete 
ernsthaft geschützt und gepflegt werden. Dafür bedarf es einer 
ausreichenden Finanzierung. Allerdings sind noch große Umset-
zungsdefizite in den Mitgliedstaaten zu beheben.

Wir setzen uns in Europa für gemeinsame Regelungen zum 
Schutz der Böden ein. Europaweit müssen Böden gegen Erosion, 
Verschmutzung und massive Versiegelung geschützt werden. Der 
Verlust an Bodenfruchtbarkeit stellt eine immer größere Gefahr für 
die Ernährung und die biologische Vielfalt dar. Vorschläge der EU-
Kommission, die sich am deutschen Bodenschutzrecht orientieren 
und vom Europäischen Parlament gestützt werden, dürfen von der 
deutschen Bundesregierung nicht länger blockiert werden.
Und wir treten dafür ein, dass auf europäischer Ebene unser ge-
meinsames Naturerbe besser geschützt wird. Außerdem muss die 
EU ihren Beitrag leisten, die Biodiversität weltweit zu erhalten 
und ihr internationales Handeln danach auszurichten.

 Für besseren Gewässerschutz und nachhaltige Wasser wirtschaft 

Wasser ist die Grundlage allen Lebens. Wir wollen sauberes Was-
ser, doch unsere Gewässer sind in einem schlechten Zustand. In 
den Meeren schwimmen bald mehr Plastikabfälle als Fische, das 
Wasser versauert, wird überdüngt und falsch bewirtschaftet. Das 
muss sich ändern! Wir müssen Wasser als Ressource schützen. 
Dafür hat Europa sinnvolle Instrumente geschaffen: die Wasser-
rahmenrichtlinie, die Nitratrichtlinie und die Meeresstrategie-
Rahmenrichtlinie. Doch diese Regeln erfordern eine konsequente 
Umsetzung und dabei die angemessene Berücksichtigung von 
Naturschutzbelangen. Wir GRÜNE fordern eine schärfere Kont-
rolle und konsequente Vertragsverletzungsverfahren gegen Mit-
gliedstaaten, die diese europäischen Gesetze ignorieren.

Der gute ökologische und chemische Zustand für Gewässer und 
Grundwasser ist schnellstmöglich ohne weitere Fristverlängerungen 
herzustellen. Die aus Pestizideinsatz und Überdüngung resultieren-
den Emissionen und Belastungen des Trinkwassers müssen reduziert 
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werden. Der Wasserwirtschaft in der Landwirtschaft beispielsweise 
durch den intensiven Bewässerungsanbau in unter Wasserknapp-
heit leidenden Regionen muss dringend Einhalt geboten werden. 
Darüber hinaus wollen wir eine Ausweitung und Vernetzung von 
Meeresschutzgebieten in Europa und international. Internationale 
Konventionen und auch das europäische Schutzgebietsnetz Natura 
2000 sind eine gute Grundlage, dieses Anliegen voranzutreiben. 
Ob in der Arktis oder in der Ostsee: Meeresschutzgebiete und 
insbesondere fischereifreie Zonen erlauben Rückzugsgebiete für 
bedrohte Fischarten und Meerestiere.

Eine nachhaltige Nutzung von Wasser bedeutet auch, die Über-
fischung zu beenden. Die neu geschaffenen Verpflichtungen zum 
Schutz von Meer und Fischbestand – für die wir uns erfolgreich 
eingesetzt haben – muss die EU nun auch einhalten und transparent 
machen, damit sie überprüft werden können. Außerdem fordern 
wir GRÜNE, dass die EU sich auf eine nachhaltige Fischerei festlegt 
und selektive Fangmethoden fördert. Europäische Fangflotten 
dürfen nicht weiter die Fischgründe vor den Küsten Afrikas und im 
Pazifik ausplündern und damit lokalen FischerInnen die Lebens-
grundlage nehmen, was nach wie vor auch noch mit Steuergeldern 
kräftig unterstützt wird. Die EU muss sich zudem stärker gegen 
illegalen Fischfang engagieren.

Unsere großen Flüsse sind nicht nur wichtige Wasserwege. Sie 
sind, wie ihre Ufer und Auen, auch Erholungsräume für uns Men-
schen und wichtiger Lebensraum für bedrohte Tier- und Pflanzen-
arten. Deshalb wollen wir eine Schifffahrt, die nachhaltig ist, die 
Artenvielfalt ebenso wie unsere Trinkwasservorräte schützt und 
die Gebiete für den natürlichen Hochwasserschutz erhält. Jeder 
Mensch soll Zugang zu frischem und bezahlbarem Trinkwasser 
haben. Den Bestrebungen, öffentliche Wasserversorgung zu pri-
vatisieren, stellen wir uns entgegen.
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B. ZUSAMMEN AUS DER KRISE 

 
Die Krise in Europa ist immer noch akut. 2013 war jedeR vierte 
Jugendliche in der EU arbeitslos. Banken drohen pleitezugehen. 
Kleine und mittelständische Unternehmen in Spanien oder Grie-
chenland erhalten keine Kredite mehr und gehen bankrott, jeden 
Tag gehen Arbeitsplätze verloren. Viele notwendige Krisenmaß-
nahmen wurden umgesetzt, die bisherige Politik blieb jedoch weit 
hinter dem, was erforderlich ist, zurück und setzte oft auf falsche 
Lösungen.

Wir GRÜNE bieten Alternativen zum bisherigen europäischen 
Krisenmanagement. Mit unseren Ideen können wir zusammen die 
Krise überwinden und gleichzeitig Europa grün erneuern und so 
gerechter, nachhaltiger und zukunftsfähiger machen. Die Ursachen 
dieser Krise sind vielfältig. Daher wollen wir bei der Suche nach 
Lösungen nicht einseitig auf Spar- und Konsolidierungsmaßnah-
men setzen, sondern fordern eine umfassende Krisenpolitik, die 
alle Ursachen und Wirkungen der Krise adressiert und mitdenkt.
Wir wollen die gemeinsame Wirtschafts- und Finanzpolitik aus-
bauen, weil eine gemeinsame Währung mehr Zusammenarbeit 
erfordert, um krisenfest zu sein. Das darf aber nicht die Möglich-
keiten der demokratischen Kontrolle aushöhlen; die Parlamente 
müssen mitentscheiden können.

Wir GRÜNE wollen Europa mit dem Green New Deal erneuern. 
Der Green New Deal schafft durch Investitionen in die Energiewen-
de, in Klimaschutz und neue Infrastrukturen dringend benötigte 
Jobs und Zukunftsperspektiven. Er legt die Finanzmärkte an die 
Leine und sorgt für ein Europa ohne Steuerdumping und Steuerhin-
terziehung. Er ermöglicht einen neuen sozialen Ausgleich – denn 
in der Krise ist das soziale Gefüge vieler Länder aus der Balance 
geraten, weil die Kosten und Lasten der Krise einseitig auf die 
Schwächsten der Gesellschaft abgewälzt wurden. Wir GRÜNE 
setzen uns für ein Wirtschaften ein, das den Menschen in den 
Mittelpunkt stellt und die Grenzen der Natur einhält – statt nur 
einseitig auf das Wachstum des Bruttoinlandsprodukts zu setzen. 
Wir suchen nach Lösungen, die Wachstumsabhängigkeit unserer 
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Wirtschaft langfristig zu reduzieren, z. B. indem wir uns mit anderen 
Wirtschaftsformen auseinandersetzen.

Wir wollen Europa zusammenhalten und solidarisch handeln. 
Wir liefern einen umfassenden grünen Ansatz, wie die Überschul-
dung nachhaltig und unter Wahrung strenger Kontrollmechanis-
men abgebaut werden kann. Wir GRÜNE wollen die Wirtschafts-
union um eine soziale Dimension ergänzen. Denn unser Europa 
garantiert soziale Grundrechte und gleiche Teilhabechancen. Wir 
wollen ein Europa der Wissensgesellschaft, an der alle Menschen 
teilhaben können.

GRÜN macht den Unterschied: Erfolgreich haben wir für mehr 
Steuertransparenz bei den Banken gesorgt. Unsere Anträge haben 
die Mehrheit des Europäischen Parlaments hinter der Finanztrans-
aktionssteuer versammelt. Auch das Abkommen über die demo-
kratische Kontrolle der neuen, bei der Europäischen Zentralbank 
angesiedelten Bankenaufsicht ist auf eine grüne Initiative zurück-
zuführen. Wir GRÜNE waren es, die erstmals eine europäische 
Jugendgarantie gefordert und innerhalb der Kohäsionspolitik einen 
Mindestanteil für die Armutsbekämpfung festgelegt haben.

1. DIE KRISE IN DER EUROZONE ÜBERWINDEN 

 Die Ursachen erkennen 

Die EU steckt in einer fundamentalen Krise. Kern der Krise ist ein 
wirtschaftliches Entwicklungsmodell, das nicht nachhaltig ist. 
Der Zusammenbruch weitgehend unregulierter Finanzmärkte hat 
die Fehler und Schwachstellen dieses Wirtschaftsmodells – ge-
meinsame Währung ohne koordinierte Wirtschaftspolitik – scho-
nungslos offengelegt. 

Einige europäische Staaten haben über Jahre hinweg mehr 
importiert als exportiert. Aber den Außenhandelsdefiziten in Tei-
len Europas stehen auch massive Exportüberschüsse in anderen 
Ländern gegenüber. Beide Entwicklungen sind in einem Wäh-
rungsraum gefährlich und auf Dauer nicht tragbar. In den heuti-
gen Krisenländern haben ungewohnt niedrige Zinsen und rasant 
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 gestiegene Lohnstückkosten zu mangelnder Wettbewerbsfähigkeit 
und enormen Leistungsbilanzdefiziten geführt. Doch auch dauer-
haft hohe Leistungsbilanzüberschüsse bringen Probleme für eine 
Volkswirtschaft mit sich, weil damit ständig wachsende Kredite in 
andere Länder vergeben werden. Ob diese Kredite zurückgezahlt 
werden können, ist aber keineswegs sicher. Deutsche Überschüsse 
und Defizite in Staaten unter dem Euro-Rettungsschirm sind daher 
zwei Seiten einer Medaille. Die Regierungen in den Nationalstaaten 
haben grundlegend versäumt, diesen ökonomischen Fehlentwick-
lungen rechtzeitig entgegenzusteuern. Dieses Versagen ist eine der 
zentralen Ursachen der Krise. 

Mangelhafte staatliche Institutionen insbesondere im Bereich 
der Steuerverwaltung, mangelnde Haushaltsdisziplin in manchen 
Ländern – etwa Griechenland – sowie Korruption haben die Proble-
me massiv verschärft. Dennoch ist, anders als die Bundesregierung 
immer wieder behauptet, die Eurokrise nicht einfach eine Staats-
schuldenkrise. Länder wie Irland und Spanien etwa hatten deutlich 
niedrigere Schuldenquoten als Deutschland. Im Zuge der Finanz-
krise waren beide Länder gezwungen Schulden aufzunehmen, um 
ihre angeschlagenen Banken mit Milliardenhilfen zu retten. Erst 
die Angst vor einem Austritt Griechenlands und einem Auseinan-
derbrechen des Euro hat die Krise auf ganz Europa ausgeweitet. 

Die Politik der Bundesregierung hat maßgeblich zur Verschär-
fung der Krise beigetragen. Hochrangige VertreterInnen der Regie-
rungskoalition spekulierten über einen möglichen Austritt einzelner 
Staaten aus dem Euro. Damit wurde die Kapitalflucht befeuert 
und die Wirtschaft ausgebremst. Investitionen und langfristiger 
Konsum kamen zum Stillstand. So setzte die Bundesregierung das 
Vertrauen in Deutschland als starke Stütze für den Zusammenhalt 
in Europa aufs Spiel und befeuerte all jene, die einzelne Staaten 
aus der Eurozone treiben wollten. Auch die rezessive Wirkung der 
Ausgabenkürzungen wurde in vielen Staaten unterschätzt und zu 
viele Haushaltsvorgaben waren unrealistisch. Zu wenig wurde von 
der Bundesregierung – zum Teil auch gegen politische Widerstände 
vor Ort – getan, um die notwendigen Lasten sozial gerechter zu 
verteilen. Es fehlten stärkere Signale europäischer Solidarität.
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 Für einen stabilen Euro 

Wer den Euro-Austritt einzelner Länder herbeireden will, ver-
kennt die europapolitischen und die ökonomischen Realitäten.
Der Euro ist der sichtbarste Ausdruck für gelebte europäische In-
tegration. Der Euro trägt zur Zusammengehörigkeit in Europa bei. 
Von Spanien bis Finnland, von Frankreich bis Malta zahlen die 
Menschen mit derselben Währung.

Die Wirtschaft in Deutschland hat enorm vom Euro profitiert. 
Wenn Deutschland jemals aus dem Euro austreten würde, würde 
die D-Mark so dramatisch gegenüber allen anderen Währungen 
aufgewertet werden, dass deutsche Produkte international nicht 
mehr wettbewerbsfähig wären. Die Arbeitslosigkeit in Deutschland 
würde in die Höhe schnellen. Ein Zusammenbruch des Euro würde 
eine Wirtschafts- und Finanzkrise auslösen, die die Finanzkrise 
der letzten Jahre weit in den Schatten stellen würde. Würde ein 
Krisenstaat aus dem Euro ausscheiden, würde schlagartig jegliches 
Kapital von dort abgezogen. Die Wirtschaft dort und überall in 
Europa käme zum Stillstand. Deutschland müsste als Gläubiger 
wohl erhebliche Verluste auf die bisher gewährten Hilfskredite 
hinnehmen. Für uns ist deshalb der Zusammenhalt der Eurozone 
ein zentrales Ziel.

Wer den Euro nicht scheitern lassen und in der Folge massive so-
ziale und wirtschaftliche Verwerfungen riskieren wollte, musste den 
Rettungspaketen als kurzfristiger Krisenmaßnahme zustimmen. Wir 
haben das bei aller Kritik getan. Diesen Weg sind wir gegangen, 
um den von der Krise am stärksten betroffenen Ländern Zugang 
zu bezahlbaren Krediten zu ermöglichen und damit den Euro zu 
stabilisieren. Die EU verfügte zu Beginn der Krise über keinen 
Mechanismus zur Stabilisierung des Euro. Es war daher notwendig, 
Instrumente wie den Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) 
zu schaffen. Wir haben gleichzeitig dafür gekämpft – und tun es 
immer noch –, mit einer grundlegenden Reform der Finanzmärkte 
eine der zentralen Krisenursachen anzugehen. Gleiches gilt für 
unsere Kritik an den wirtschaftlichen Ungleichgewichten in der 
Eurozone.

Wir sehen den Bedarf für Reformen in den Empfängerländern, 
aber wir kritisieren unsoziale Konditionen von Rettungsmaß-
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nahmen und demokratische Defizite beim Krisenmanagement. Wir 
sagten nicht „Ja und Amen“, sondern wir sagten „Ja, wenigstens 
das“ und kämpfen weiterhin für unsere Forderungen nach einer 
sozial verträglichen und wirtschaftlich nachhaltigen Ausgestaltung 
der Konsolidierungsmaßnahmen, sowohl auf nationaler als auch 
auf europäischer Ebene.

Die kurzfristig dringendste Aufgabe ist es die Krise zu überwin-
den. Langfristig benötigen wir Rahmenbedingungen, die verhin-
dern, dass es wieder zu einer Krise dieses Ausmaßes kommen kann. 
Um die Teufelsspirale in den Staaten unter dem Euro-Rettungs-
schirm zu durchbrechen, muss zuerst die Unsicherheit über die 
Zukunft des Euro ein Ende haben. Das ist eine Grundvoraussetzung 
dafür, dass Menschen und Unternehmen dort wieder investieren. 
Gleichzeitig muss die Nachfrage in den Krisenländern wieder in 
Gang kommen, damit eine positive Spirale von Investitionen, sin-
kender Arbeitslosigkeit, steigenden Einkommen und Tragfähigkeit 
der Schuldenlast einsetzen kann.

 Mit dem Green New Deal aus der Krise 

Mit dem Green New Deal setzen wir an den Wurzeln der Krise 
an. Mit ihm wollen wir unser Wirtschaften insgesamt ökologi-
scher und nachhaltiger gestalten. Durch Investitionen in die Ener-
giewende, in Klimaschutz und neue Infrastrukturen schafft der 
Green New Deal in einem ersten Schritt dringend benötigte Jobs 
und Zukunftsperspektiven. Durch ein langfristiges und sozial-
ökologisch ausgestaltetes Programm im Rahmen des EU-Haus-
haltes überwinden wir die Rezession in den Krisenländern und 
legen das Fundament für ein nachhaltigeres Wirtschaftsmodell, 
das ohne Umweltzerstörung auskommt.

Investitionen schaffen Perspektiven für die wirtschaftliche Ent-
wicklung in den Staaten unter dem Euro-Rettungsschirm – denn 
mit Sparen allein kommen sie nicht aus der Krise. Der grüne Umbau 
der Wirtschaft, nachhaltiges Konsumieren und Produzieren können 
hier nachhaltige Impulse setzen. Ohne Wachstum werden die Kri-
senländer ihre Haushalte nicht in Ordnung bringen und haben dann 
auch keinen Spielraum für eine solide Sozialpolitik und notwendige 
Investitionen in die öffentliche Infrastruktur. Zukunftsinvestitio-
nen in nachhaltige Mobilität und Bildung sowie in Energie- und 
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Rohstoffeffizienz in den verschiedensten Branchen zahlen sich für 
die Gesellschaft aus und schaffen neue Jobs. Finanzieren wollen 
wir das u. a. aus einer europäischen Verwendung der Einnahmen 
aus der Finanztransaktionssteuer sowie den Mehreinnahmen aus 
dem Trockenlegen sämtlicher (auch europäischer) Steueroasen. So 
tragen diejenigen, die die Finanzkrise mit verantwortet haben, zu 
einem nachhaltigen Weg aus der Krise bei.

Die günstigen Bedingungen für Solar- und Windenergie in Süd-
europa kann man gut zur wirtschaftlichen Wiederbelebung der Kri-
senregionen nutzen. So gibt es insbesondere in Südeuropa günstige 
Voraussetzungen, um bei einem gleichzeitigen Aufbau sinnvoller 
Speichertechniken eine Vollversorgung mit Solar- und Windstrom 
zu erreichen. Wir wollen die Entwicklung der für Erneuerbare Ener-
gien notwendigen Industrien und Dienstleistungsstrukturen auch 
mittels Wissenstransfer durch Unternehmen und Universitäten in 
den betroffenen Regionen unterstützen.

Der Green New Deal bindet die Finanzmärkte in die Wirtschaft 
ein und sorgt für ein Europa ohne Steuerdumping und Steuerhin-
terziehung. Er ermöglicht einen neuen sozialen Ausgleich – denn 
in der Krise ist das soziale Gefüge vieler Länder aus der Balance 
geraten, weil die Kosten und Lasten der Krise einseitig auf die sozial 
Schwächsten der Gesellschaft abgewälzt wurden.

 Reformen mit sozialer Balance 

Es ist richtig, von den Ländern, die Kredithilfen bekommen, im 
Gegenzug Reformen einzufordern. Zu lasche Regulierungen 
des eigenen Bankensektors, schlechte und sozial unausgewoge-
ne Steuersysteme und – insbesondere in Griechenland – auch 
 Klientelwirtschaft haben die Krise mit verschärft. Eine nachhalti-
ge Gesundung der Staaten unter dem Euro-Rettungsschirm setzt 
deshalb gerade auch funktionierende staatliche Institutionen vo-
raus. Deswegen setzen wir uns für Strukturreformen ein, die den 
Menschen vor Ort zugutekommen, wie den Abbau von ineffi-
zienter Verwaltung oder schlechtem Justizwesen, ein effiziente-
res Steuersystem und Korruptionsbekämpfung oder die Senkung 
von Militärausgaben. Dennoch müssen viele Staaten z. B. auch 
Personalausgaben überprüfen. Um die Haushaltskonsolidierung 
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 gerecht auszugestalten, sollen aber die Bereiche geschont wer-
den, die für die Zukunft der jungen Generation entscheidend sind.

Zentral ist weiterhin für uns eine soziale Ausgestaltung der Kon-
solidierungsmaßnahmen und Rettungsbedingungen. Wir haben 
uns von Anfang an dagegen engagiert, dass die Anpassungslas-
ten vor allem auf die sozial Schwächsten abgewälzt werden und 
dass Reformpolitik gleichgesetzt wird mit dem Abbau von sozia-
len Rechten und Leistungen. Notwendig sind sozial ausgewogene 
Sparmaßnahmen, um ein erhöhtes Armutsrisiko zu vermeiden. 
Ebenso muss die Tarifautonomie gewahrt bleiben. Wir haben im-
mer deutlich gemacht, dass notwendige Strukturreformen nicht 
dadurch noch erschwert werden dürfen, dass die Länder durch 
einen zu harten Sparkurs weiter in die Krise getrieben werden. 
Hohe Vermögen und Einkommen, die es auch in den Krisenstaaten 
gibt, müssen stärker als bisher in die Pflicht genommen werden. 
Dazu wollen wir mit unserem Vorschlag eines europäischen Steuer-
pakts und den Maßnahmen gegen Steuerflucht die Möglichkeiten 
schaffen. Wir fordern eine umfassende Auswertung, wie sich die 
bisherigen Krisenmaßnahmen auf die Sozialsysteme ausgewirkt 
haben, und wollen Konsolidierungsmaßnahmen in Zukunft soziale 
Folgenabschätzungen voranstellen. Einseitig auf die Bekämpfung 
von Ungleichheiten in der Wettbewerbsfähigkeit zu setzen, greift 
zu kurz.

 2. ÜBERSCHULDUNG NACHHALTIG ABBAUEN 

 Für einen Altschuldentilgungspakt 

Die Eurokrise wird nur dann zu bewältigen sein, wenn es eine 
nachhaltige Lösung für das Überschuldungsproblem der Krisen-
länder und ihre horrenden Zinslasten gibt. Ein wichtiges Element 
der Krise sind die zu hohen Schulden von Privathaushalten, Ban-
ken und vielen Staaten. Solange die Unsicherheit über mögliche 
Staatsbankrotte, verbunden mit einem Zusammenbruch des Euro, 
anhält, wird niemand in den Krisenländern investieren. Gleichzei-
tig müssen die Banken in die Lage versetzt werden, wieder Kredi-
te zu vergeben; Haushalte und Unternehmen müssen sich so weit 
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entschulden, dass sie wieder konsumieren und investieren kön-
nen. Der Sachverständigenrat der Bundesregierung hat mit dem 
Schuldentilgungspakt den bislang überzeugendsten Vorschlag 
zur Überwindung der öffentlichen Überschuldung in Europa ge-
macht.

In einem Fonds werden die Altschulden, die 60 Prozent des 
Bruttoinlandprodukts überschreiten, zusammengeführt, während 
die Aufnahme neuer Schulden begrenzt wird. Um die Zinslast zu 
senken, haften für diesen Teil der Schulden alle Länder über einen 
strikt begrenzten Zeitraum gemeinsam, aber jedes Land bleibt für 
die Rückzahlung seiner Schulden selbst verantwortlich und muss 
dafür vorab Einnahmen benennen.

Mit dem Altschuldentilgungsfonds bekennen wir uns zur Stabi-
lität des Euro – und genau dessen bedarf es zur Überwindung der 
Krise. Sobald ein realistischer Abbaupfad der Schulden feststeht 
und damit die Gefahr eines Staatsbankrotts oder eines Austritts 
aus dem Euro gebannt ist, kann Vertrauen wachsen, die Wirtschaft 
wieder in Gang kommen und können neue Arbeitsplätze entstehen. 
Viele Menschen in Deutschland haben Angst vor einer Haftungs-
union, dabei hat uns die Politik der Bundesregierung längst in diese 
Situation gebracht. Durch ihre Verweigerungshaltung erzwang 
die Bundesregierung die unbegrenzte Aufkaufgarantie für Staats-
schulden durch die Europäische Zentralbank. Die EZB hat damit 
eine umfassende und wirksame Maßnahme zur Stabilisierung der 
Eurozone ergriffen. Diese Garantie kann nicht mehr sein als ein 
Feuerlöscher in akuten Notsituationen. Eine politische Lösung mit 
konkreten Abbaupfaden zur Schuldentilgung und mit starker Kon-
trolle durch die Parlamente ist notwendig und nicht nur der demo-
kratisch richtige Weg; er ist auch langfristig erfolgversprechender. 

Wir wollen die Tilgung der Altschulden gerecht finanzieren. So 
wollen wir auch, dass hohe Vermögen zu einer Vermögensabgabe 
herangezogen werden, um drohende Staatsbankrotte von Staaten 
unter dem Euro-Rettungsschirm abzuwenden, was auch inzwischen 
die Bundesbank vorgeschlagen hat.

Unser langfristiges Ziel bleibt neben einer politischen Union eine 
stabile Fiskalunion. Dazu können gemeinsame Anleihen für unsere 
gemeinsame Währung sinnvoll sein, damit die Finanzmärkte nicht 
mehr einzelne Länder gegeneinander ausspielen. Diese europäi-
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schen Anleihen, die an strenge Auflagen und eine klar definierte 
gemeinschaftliche Haftungszusage aller Mitgliedstaaten gebunden 
sein müssen, können dazu beitragen, die Eurozone auf ein dauer-
haft solides Fundament zu stellen.

 Für mehr Steuergerechtigkeit

Staaten brauchen Einnahmen, um die Gesamtheit der staatlichen 
Ausgaben zu finanzieren sowie Schulden abzubauen. Durch Steu-
erschlupflöcher, unlauteren Wettbewerb und Kriminalität gehen 
in der EU jährlich 1000 Milliarden Euro an Steuereinnahmen, also 
2000 Euro je EU-BürgerIn, verloren. Gerade die Kommunen, die 
regelmäßig bei der Gewerbesteuer das Nachsehen haben, brau-
chen ein starkes Europa, das entschieden gegen Steuerschlupf-
löcher und Steuerdumping vorgeht. Steueroasen innerhalb und 
außerhalb der EU können ganz legal genutzt werden, um keine 
oder nur sehr geringe Steuern zu zahlen. Dazu kommen Steu-
erbetrug und Steuerhinterziehung, die sich die Komplexität der 
internationalen Besteuerung sowie die fehlende Transparenz von 
Finanzgeschäften zu Nutze machen. Wir GRÜNE fordern ein um-
fassendes Programm zum Kampf gegen Steuerdumping sowie zur 
Steuergestaltung und zur Erhöhung der Transparenz. Um schäd-
lichen Steuerwettbewerb zwischen den Ländern zu verhindern, 
brauchen wir eine europäische Definition von Steuerdumping und 
eine Liste von Steuervergehen. 

In der geltenden EU-Unternehmenssteuergesetzgebung müssen 
die Schlupflöcher gestopft werden. Eine gemeinsame Bemessungs-
grundlage für die Körperschaftssteuer sowie ein Mindeststeuersatz 
müssen folgen, um zu verhindern, dass sich EU-Länder bei der 
Unternehmensbesteuerung immer weiter unterbieten. Briefkasten-
firmen, ob als Firma, Trust oder Stiftung verkleidet, sollten enttarnt 
werden. Transparenz hinsichtlich der eigentlichen EigentümerInnen 
ist eine Kernbedingung, die wir im EU-Recht verankern wollen. Mit 
länderbezogenen Berichterstattungspflichten für alle international 
tätigen Unternehmen wollen wir die Steuerzahlungen transparent 
machen und Steuergestaltungen offenlegen. Und mit einer Er-
weiterung der EU-Zinsrichtlinie auf alle Finanztransaktionen und 
ihrer Harmonisierung mit Ländern außerhalb der EU (insbesondere 
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Schweiz, USA, asiatische Finanzplätze) wollen wir der Steuerhinter-
ziehung wirksam einen Riegel vorschieben („Weißgeldstrategie“). 
Der datenschutzkonforme automatische Informationsaustausch 
über im Ausland erzielte Vermögenserträge muss Standard werden. 

Zur Verwirklichung all dieser Ziele brauchen wir eine gemeinsa-
me europäische Steuerpolitik auf der Basis von Mehrheitsentschei-
dungen in den europäischen Institutionen. Wir dürfen nicht länger 
zulassen, dass einzelne Staaten Fortschritte bei der Steuerharmoni-
sierung blockieren, um ihren eigenen Status als Steuerdumpingland 
zu schützen.

 Kampf gegen Wirtschaftskriminalität 

Geldwäsche, Zoll- und Mehrwertsteuerbetrug haben erhebliche 
Ausmaße in Europa angenommen – auch hier sind Einnahmever-
luste für Staaten die Folge. Während der Krisendiskussion stand 
deren Bekämpfung weit hintan. Wir GRÜNE wollen sicherstellen, 
dass die Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität wieder eine 
angemessen hohe Priorität in Europa erhält. Nur wenn Europa 
grenzüberschreitend zusammenarbeitet, können diese Probleme 
gelöst werden.

 3. FINANZMÄRKTE AN DIE LEINE NEHMEN 

 Für eine Europäische Bankenunion 

Wir GRÜNE fordern eine gemeinsame europäische Finanzpoli-
tik, die Schluss macht mit einer Politik der Alibiregulierung. Wir 
wollen, dass grenzüberschreitende Finanzdienstleister klaren 
Regeln unterstellt werden und sie sich wieder in den Dienst der 
Menschen und der Realwirtschaft stellen. Wir streiten für einen 
Finanzmarkt in der EU, der sicher, stabil und produktiv ist und 
seinen Teil zum Gemeinwesen beiträgt. Von einer europäischen 
Finanzarchitektur, die dem Menschen dient, sind wir derzeit weit 
entfernt.

Wir streiten für eine Europäische Bankenunion als notwendige 
Ergänzung zu einer gemeinsamen Währung, um endlich den Teu-
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felskreis von Banken- und Schuldenkrise zu durchbrechen und dafür 
zu sorgen, dass „kranke“ Banken identifiziert und abgewickelt 
werden. Die von der EU-Kommission vorgesehene Bankenunion 
sieht neben der gemeinsamen europäischen Bankenaufsicht auch 
einen europäischen Abwicklungsmechanismus für Pleitebanken 
vor und einen Abwicklungsfonds, den die Banken – und nicht die 
SteuerzahlerInnen – finanzieren. Bis eine angemessene Kapazität 
durch Bankenabgaben erreicht ist, könnte dieser Fonds rückzahl-
pflichtige Kredite beim Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) 
aufnehmen, damit Bankenkrisen nicht weiter nationalen Haushal-
ten zur Last fallen. Das ist richtig, denn die Banken müssen ihre 
Verluste selbst tragen. Dazu gehört auch, dass Aktionäre, Gläubiger 
und Einlagen über 100.000 Euro (in dieser Reihenfolge) als Erstes 
herangezogen werden.

Wir begrüßen die neue Bankenaufsicht, die bei der Europäischen 
Zentralbank angesiedelt ist, als ersten guten Schritt. Die Schaffung 
einer – unabhängigen – europäischen Abwicklungsbehörde und 
eines bankenfinanzierten Abwicklungsfonds für „kranke“ Banken 
ist zentral als zweiter Schritt. Nur so ist garantiert, dass Banken 
im Fall der Fälle abgewickelt werden. Doch leider hat die Große 
Koalition bisher beides verhindert. Schäuble & Co. wollen eine 
komplizierte Entscheidungsstruktur schaffen, bei der die Natio-
nalstaaten der betroffenen Banken das letzte Wort haben. Zudem 
sollen noch bis 2025 die SteuerzahlerInnen für abwicklungsreife 
Banken herangezogen werden können. Nun wird das Europäische 
Parlament versuchen zu retten, was noch zu retten ist. Ob es ei-
nen effektiven Bankenabwicklungsmechanismus geben wird, wird 
sich erst kurz vor den Europawahlen final entscheiden. Als dritten 
Schritt brauchen wir koordinierte Einlagensicherungssysteme, die 
Einlagen von SparerInnen bis 100.000 Euro absichern.

Banken sind für Menschen und die Wirtschaft da

Sogenannte systemrelevante Institute wie die Deutsche Bank er-
halten kostenlos indirekte Rettungsgarantien in Milliardenhöhe 
von den SteuerzahlerInnen. Besonders konservative und liberale 
PolitikerInnen stellen sich immer wieder hinter diese hoch sub-
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ventionierten Finanzmarktakteure. Das ist falsch: Banken  dürfen 
nicht so groß werden, dass ihre Insolvenz ganze Volkswirtschaf-
ten in den Abgrund reißt; sie müssen geordnet abgewickelt wer-
den können. Wie in der Realwirtschaft muss es auch auf den 
Finanzmärkten einen fairen Wettbewerb geben. Neben einer 
Schuldenbremse wollen wir auch eine Größenbremse für Banken. 
Für besonders große und systemrelevante Institute sollen ent-
sprechend eine strengere Schuldenbremse für Banken und daher 
höhere Eigenkapitalanforderungen gelten.

Wir fordern außerdem ein Trennbankensystem, das eine strik-
te Trennung von Geschäfts- und Investmentbanken sicherstellt. 
Geschäftsbanken sollen sich dabei um Zahlungsverkehrsdienst-
leistungen kümmern und PrivatkundInnen wie Unternehmen das 
Einlagen- und Kreditgeschäft anbieten. Riskantes Bankgeschäft 
ohne Bezug zur Realwirtschaft darf nicht mehr zu Lasten der Spa-
rerInnen oder der SteuerzahlerInnen gehen. Gerät eine Bank in 
finanzielle Probleme, muss das Investmentgeschäft in die Insolvenz 
gehen können, ohne das Einlagen- und Kreditgeschäft mit in den 
Abgrund zu ziehen. Denn mit dem Geld der SparerInnen zockt man 
nicht! Ein Trennbankensystem würde den Finanzsektor zugleich 
übersichtlicher machen und eine angemessene Regulierung und 
VerbraucherInnenschutz ermöglichen.

Wir wollen eine harte Schuldenbremse für Banken. Europas Ban-
ken haben viel zu wenig Eigenkapital und können sich immer noch 
übermäßig verschulden. Geraten die Banken dann in finanzielle 
Engpässe, müssen sie häufig mit vielen Milliarden durch die Steuer-
zahlerInnen gerettet werden, um nicht das gesamte Finanzsystem 
zum Zusammenbruch zu bringen. So werden Gewinne privatisiert, 
während Verluste von der Allgemeinheit getragen werden müssen. 
Um das zu beenden, fordern wir GRÜNE als einzige Fraktion im 
Europäischen Parlament mit Nachdruck eine einfache, aber harte 
Eigenkapitalquote, um das Bankgeschäft auf eine robuste Grund-
lage zu stellen. Wir orientieren uns dabei an den Vorschlägen des 
Wissenschaftlichen Beirats beim Bundeswirtschaftsministerium 
und wollen schrittweise 10 Prozent der risikoungewichteten Bi-
lanzsumme als langfristige Zielmarke erreichen. 
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Viele Bereiche des Finanzsektors sind derzeit unzureichend re-
guliert. Wenn langfristige Investitionen kurzfristig refinanziert 
werden, entstehen immer auch Zinsänderungsrisiken. Diese müssen 
wie bei Banken reguliert werden, damit keine neuen Regulierungs-
schlupflöcher entstehen. 

Für eine wirksame Regulierung der Finanzmärkte 

Echter VerbraucherInnenschutz im Finanzmarkt ist unser Ziel. An-
legerInnen zahlen viel zu hohe Prämien an die Finanzbranche. 
Daher brauchen wir ein Verbot bestimmter Finanzprodukte und 
strengere Regeln bei der Vergabe von Hypothekenkrediten sowie 
ein einfaches, kostengünstiges und sicheres Basisprodukt für die 
Altersvorsorge. Wir wollen für Geldanlagen und Altersvorsorge 
eine unabhängige Beratung sicherstellen, die von Provisionsinte-
ressen frei ist. Außerdem streiten wir GRÜNE dafür, dass alle EU-
BürgerInnen und AsylbewerberInnen in Europa, die einen Pass 
oder Passersatz besitzen, das Recht und die Möglichkeit haben, 
ein Girokonto zu eröffnen und zu führen. Wir setzen uns auf eu-
ropäischer Ebene für eine Regelung gegen Dispo-Wucherzinsen 
ein. 

In Berlin wie auch in Brüssel werden Gesetzestexte nicht selten 
auf intransparente Weise von externen AnwältInnenkanzleien oder 
gar unter Mitwirkung der Finanzindustrie verfasst. Hier fordern wir 
vollständige Transparenz über die Beteiligten; Interessenkonflikte 
müssen ausgeschlossen sein.

Ratingagenturen müssen transparenter handeln und sich auf 
einen neuen, ganzheitlichen Risikobegriff verpflichten, der auch 
Gefahren wie Nuklearrisiken oder Ölunfälle einschließt. Gleichzeitig 
müssen Finanzmärkte endlich unabhängiger von ihren Bewertun-
gen werden. AnbieterInnen von Produkten auf dem Finanzmarkt 
sollten für ihre Ratings nicht mehr selbst zahlen – denn derzeit 
bezahlen SchülerInnen (Unternehmen) ihre LehrerInnen (Rating-
agenturen) für ihre Noten, was bedeutet, dass Interessenkonflikte 
im System angelegt sind. Die Gründung einer unabhängigen (eu-
ropäischen) Rating-Stiftung ist ein erster richtiger Schritt, um den 
Wettbewerb zu verstärken.
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Auf den Finanzmärkten ist mit dem Hochfrequenzhandel ein 
absurder Wettkampf um das schnellste Handelssystem entstanden. 
Dieser Wettlauf erfüllt keine für die Realwirtschaft sinnvolle Funk-
tion und verdrängt die von uns gewünschten langfristigen Inves-
toren, die Unternehmen tatsächlich Kapital zur Verfügung stellen 
wollen. Wir wollen eine stärkere Belastung des Hochfrequenz-
handels zugunsten langfristiger InvestorInnen. Deshalb kämpfen 
wir für eine EU-weite Finanztransaktionsteuer, die alle Arten von 
Finanztransaktionen umfasst. Sie würde Spekulation eindämmen, 
stabilisierend auf die Finanzmärkte wirken und hohe Einnahmen 
schaffen. Diese Einnahmen sollten neben der Krisenbewältigung 
auch für die Finanzierung von globalen öffentlichen Gütern, vor 
allem Armutsbekämpfung und den Kampf gegen den Klimawandel, 
verwendet werden. Die von Finanzminister Wolfgang Schäuble und 
Bundeskanzlerin Angela Merkel geforderte Mini-Steuer entfaltet 
kaum Wirkung.

4. FÜR EINE WIRTSCHAFTS- UND FINANZUNION 

 Die gemeinsame Wirtschafts- und Finanzpolitik weiter entwickeln 
und demokratisieren 

Ohne eine abgestimmte Wirtschafts- und Haushaltspolitik bleibt 
der politische Rahmen der gemeinsamen Währung unvollendet. 
Eine gemeinsame Währung ist mit wirtschafts- und haushaltspo-
litischer Kleinstaaterei schwer zu vereinbaren.

Wir wollen, dass der Europäische Stabilitätsmechanismus (ESM) 
zu einer echten Gemeinschaftsinstitution innerhalb der EU-Verträ-
ge wird. Erst dann werden wichtige Entscheidungen vom Europä-
ischen Parlament getroffen werden können. Wir GRÜNE warten 
aber nicht, sondern setzen uns vehement ein für die Ausweitung 
der Kontrolle durch das Europäische Parlament innerhalb der be-
grenzten rechtlichen Möglichkeiten. Den ESM einzurichten war und 
bleibt richtig. Er leistet einen wichtigen Beitrag zur Stabilisierung 
der Eurozone.
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Die Troika aus EU-Kommission, Europäischer Zentralbank und 
Internationalem Währungsfonds muss gegenüber dem Europä-
ischen Parlament verstärkt und transparenter Rechenschaft ab-
legen.

Ein Parallel-Eurozonenparlament, das unweigerlich die Schwä-
chung parlamentarischer Kontrolle in Europa nach sich ziehen wür-
de, lehnen wir entschieden ab. Ebenso sprechen wir uns gegen 
einen Eurozonen-Haushalt aus. Alle zusätzlichen Finanzierungs-
maßnahmen für Staaten unter dem Euro-Rettungsschirm müssen in 
den EU-Haushalt eingestellt werden. Nur so ist die notwendige par-
lamentarische Kontrolle garantiert. Wir wehren uns gegen weitere 
unnötige Parallelstrukturen wie die von Angela Merkel vorgeschla-
genen Vertragspartnerschaften. Das Europäische Parlament wird 
dabei außen vor gelassen. Mehr Europa, mehr wirtschaftspolitische 
Koordinierung, mehr Verbindlichkeit für Reform kann es aus unse-
rer Sicht nur innerhalb gemeinschaftlicher europäischer Verfahren 
und Institutionen geben. Die nationalen Haushaltsprozesse müssen 
besser abgestimmt werden. Verbindliche Regeln für ökologische 
Nachhaltigkeit und soziale Kohäsion müssen Teil dieses Prozesses 
werden. Dazu gehören verbindliche Beschäftigungsziele und die 
(Weiter-)Entwicklung entsprechender Indikatoren.

Wirtschaftliche Ungleichgewichte abbauen 

Die ökonomischen Ungleichgewichte in der EU haben ihre Ursa-
che sowohl in den Defizit- als auch in den Überschussländern wie 
Deutschland. Wir wollen diese Ungleichgewichte abbauen, da sie 
sonst immer wieder in die Krise führen. Beide Seiten profitieren 
von eher ausgeglichenen Bilanzen. Deutschland musste bereits 
400 Milliarden Euro Vermögen im Ausland abschreiben. Mittel, 
die viel besser in Investitionen im Inland angelegt wären. Die öf-
fentliche Infrastruktur muss wieder ausgebaut, die ökologische 
Modernisierung der Wirtschaft vorangetrieben und die Rahmen-
bedingungen für private Investitionen verbessert werden. Zudem 
muss die Binnenkonjunktur in den Überschussländern, z. B. durch 
Mindestlöhne und Maßnahmen gegen Tarifflucht, gestärkt wer-
den. Außerdem sollte sich die Entwicklung der Reallöhne stärker 
am Produktivitätsfortschritt orientieren. Investitionen in die Ener-
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giewende und den ökologischen Umbau sowie höhere Löhne für 
GeringverdienerInnen in Deutschland sind gut für unser Land und 
stabilisieren den Euro. 

Wir wollen das Verfahren des makroökonomischen Dialogs in 
der EU weiterentwickeln. In diesem Rahmen wollen wir ein Aus-
gleichsinstrument prüfen, um den wirtschaftlichen Abschwung 
in einem Mitgliedstaat abzufedern und zu verhindern, dass eine 
lokale Krise die gesamte Eurozone mitzieht.

Während in der EU der Binnenmarkt für Güter bereits vollendet 
ist, gibt es im Binnenmarkt für Dienstleistungen noch wesentliche 
Hemmnisse. Selbstverständlich müssen ausländische Dienstleister 
die jeweiligen nationalen Umwelt- oder Sozialstandards einhalten; 
darüber hinaus gibt es jedoch weitere Schranken, die es abzubauen 
gilt.

Für einen zukunftsfähigen und starken EU-Haushalt 

Mit ihren Fördertöpfen und Programmen stellt die EU die Wei-
chen für die Zukunft und ermöglicht Investitionen, die die EU als 
Ganzes voranbringen. Mit europäischem Geld werden auch in 
Deutschland viele große und kleine Maßnahmen und Projekte vor 
Ort gefördert. Wir GRÜNE stehen für einen gestärkten EU-Haus-
halt, der den wachsenden Aufgaben der Union Rechnung trägt.

Wir wollen in die Zukunft investieren und mit europäischen 
Geldern für ein nachhaltiges und gerechtes Europa sorgen. Wir 
wollen Schluss machen mit der falschen Prioritätensetzung, die 
konservative und liberale Mehrheiten seit Jahren betreiben. Auch 
die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) als einer der größten Ausgabe-
posten im EU-Haushalt muss neu ausgerichtet werden und darf von 
ihrem Beitrag zur Finanzierung der prioritären Zukunftsausgaben 
der EU nicht ausgenommen werden. Weder Tabakanbau noch 
landwirtschaftliche Großbetriebe oder der Kernfusionsreaktor ITER 
haben Förderung nötig oder verdient.

Wir GRÜNE sind für einen größeren Eigenmittelanteil des 
EU-Haushaltes, so wie es die Europäischen Verträge vorschrei-
ben und wie es das Europäische Parlament seit Jahren fordert. 
Als neue Eigenmittel könnten sowohl die Finanztransaktions-
steuer als auch eine Abgabe auf Kerosin oder Einnahmen aus dem 
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 CO²-Emissionshandel dienen. Dies würde nicht nur den EU-Haus-
halt stärken, sondern auch wichtige Lenkungseffekte erzielen.

Derzeit können bereitgestellte Mittel oft nicht genutzt werden, 
da die Vorgaben für ihre Verwendung und Abrufung zu starr sind. 
Ein grüner EU-Haushalt lässt mehr haushaltspolitische Flexibilität 
zu. Nicht ausgegebene Mittel sollen sowohl in folgende Haus-
haltsjahre als auch in andere Haushaltsrubriken überführt werden 
können. Gleichzeitig sollen erfolgreiche Investitionsprogramme 
weitergeführt werden. Wir fordern eine Überprüfung des Mehr-
jährigen Finanzrahmens nach der Europawahl.

In den letzten Jahren drohten der EU mehrmals dramatische 
Zahlungsausfälle. Ausgelöst wurde dies durch die Weigerung 
nationaler Regierungen, ihre zugesagten Beiträge an die EU zu 
überweisen. Dieses Verhalten ist unverantwortlich. Es kann nicht 
sein, dass die EU am Ende vor unbeglichenen Rechnungen steht 
und laufenden Programmen mitten in der Förderperiode das Geld 
ausgeht. Wir setzen uns zudem für ein Ende der intransparenten 
und unfairen Rabattregelungen ein. 

Um Chancengleichheit für alle unabhängig vom Geschlecht 
herzustellen, wollen wir im EU-Haushalt das Modell des Gender-
Budgeting anwenden.

Europäische Kohäsionspolitik grün erneuern 

Die Fördermittel aus den Struktur- und Kohäsionsfonds machen 
rund ein Drittel des Haushalts der EU aus. Sie sind der manifeste 
Ausdruck europäischer Solidarität innerhalb der EU. Das Haupt-
ziel der Kohäsionspolitik ist die Stärkung des wirtschaftlichen, 
sozialen und territorialen Zusammenhalts in Europa. Mit ihrer 
Hilfe sollen regionale Unterschiede abgebaut und das erhebliche 
Wohlstandsgefälle innerhalb der EU gemindert werden.

In der Vergangenheit lieferte so manche Investitionsruine aus 
Beton oder Asphalt Anschauungsmaterial für den verfehlten Einsatz 
der EU-Strukturfonds. Europa braucht keine überdimensionierten 
Infrastrukturprojekte, die Natur und Landschaft zerstören und 
Immobilienblasen anheizen. Wir GRÜNE haben deshalb die Reform 
unterstützt, welche die Kohäsionspolitik auf die großen Zukunfts-
themen der Strategie Europa 2020 ausgerichtet hat: die Förderung 
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von Beschäftigung und Innovation, Klimaschutz, ressourceneffi-
zientes Wirtschaften, Armutsbekämpfung, Antidiskriminierung 
und soziale Inklusion. Im Zusammenspiel mit zukunftsweisenden 
gemeinschaftlichen Politiken kann so ein hoher europäischer 
Mehrwert erzielt werden. Wir wollen, dass die Initiativen sowie 
AkteurInnen vor Ort von den Strukturfonds profitieren, nicht nur 
im ländlichen Raum, sondern auch bei sozialen Projekten in den 
Stadtvierteln. 

Es kommt jetzt darauf an, dass die Mitgliedstaaten und in 
Deutschland vor allem die Bundesländer die Neuausrichtung der 
Kohäsionspolitik nutzen und in ihren Programmen einen Ansatz 
nachhaltiger und klimaschutzfördernder Investitionspolitik wählen.
Als Instrument zur Bewältigung der Krise spielen die neuen Zie-
le der Kohäsionspolitik eine wichtige Rolle, da so durch direkte 
Investition in krisengeschüttelten Regionen nachhaltige Entwick-
lung unterstützt werden kann.

5. EIN EUROPA FÜR ALLE – SOZIAL UND GERECHT 

Soziale Grundrechte in Europa stärken 

Wir GRÜNE wollen Europa voranbringen – wir wollen ein sozi-
ales und gerechtes Europa. Wir wollen Europa als einen Raum 
der Teilhabe, der sozialen Rechte und Sozialstandards für alle 
ausbauen. Dazu gehören auch Barrierefreiheit und eine inklusive 
Gesellschaft.

Seit Beginn des europäischen Projekts hinkt die soziale Integra-
tion dem Binnenmarkt hinterher. Die Grenzen wurden für Waren, 
Kapital, Dienstleistungen und ArbeitnehmerInnen geöffnet. Doch 
die Sozialpolitik und die sozialen Sicherungssysteme blieben unter 
Obhut der Nationalstaaten, weil diese sich sträubten, Kompetenzen 
an die europäische Ebene abzugeben und sich über gemeinsame 
Ziele der Sozialpolitik europäisch zu verständigen. Seit Gründung 
gibt es deshalb in der EU eine Schieflage zwischen wirtschaftlichen 
Freiheiten und sozialen Rechten.

Für uns gilt: Arbeits- und Sozialstandards müssen in der EU 
gestärkt werden. Insbesondere wollen wir Mindeststandards in 
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Bezug auf Armutsbekämpfung und die Beseitigung von Benachteili-
gungen in den Bereichen Bildung, Ausbildung und soziale Inklusion. 
Wir fordern eine soziale Fortschrittsklausel im EU-Recht. Es wäre 
dann nicht mehr möglich, dass der Europäische Gerichtshof wie 
in der Vergangenheit im Namen der Freizügigkeit das nationale 
Streikrecht oder Tarifverträge einschränkt. Die Grundfreiheiten des 
Binnenmarkts dürfen nicht so ausgelegt werden, dass sie soziale 
Rechte unterwandern. Soziale und arbeitsrechtliche Standards in 
der öffentlichen Daseinsvorsorge, einschließlich der sozialen, bil-
dungs- und arbeitsmarktpolitischen und gesundheitlichen Dienst-
leistungen, sowie bei der Wohnraumversorgung sollen Priorität 
gegenüber dem europäischen Wettbewerbsrecht haben – daran 
wollen wir weiter arbeiten.

Wenn in Zukunft die europäische Ebene stärker bei der Haus-
halts- und Wirtschaftspolitik mitspricht und wir bei steuerpoli-
tischen Fragen enger zusammenarbeiten wollen, dann müssen 
auch grundlegende soziale Fragen europäisch diskutiert werden 
– ohne alles zu vereinheitlichen. Neben den in diesem Programm 
beschriebenen Zielen brauchen wir eine breite Diskussion darü-
ber, welche gemeinsamen Ziele wir für die soziale Absicherung 
in Europa sehen und wie die Zukunft der Sozialsysteme in einem 
zusammenwachsenden Europa aussehen soll. Solidarität und Zu-
sammenhalt müssen in einer sich vertiefenden Europäischen Union 
neu gedacht werden; es geht nicht mehr nur um Solidarität mit 
den Benachteiligten der „eigenen“ Gesellschaft, sondern um ge-
genseitige Verantwortung für die Schwächsten überall in Europa. 
Wir müssen füreinander eintreten über nationale Grenzen hinaus. 
Diese Fragen zur Zukunft eines sozialen Europa sollen bei dem 
Europäischen Konvent öffentlich diskutiert werden.

Grenzüberschreitend sozial 

Als Folge der harten Sparmaßnahmen haben in vielen Ländern 
die Sozialausgaben und die Qualität der sozialen Sicherungssys-
teme abgenommen; die Zahl der Bedürftigen ist hingegen ge-
stiegen. Die von der Troika vorangebrachte Kürzungspolitik wird 
oftmals für die Schleifung des Streikrechts und der Tarifverträge 
missbraucht. Dies schädigt das Vertrauen in die EU und die De-
mokratie.
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Armutsbekämpfung, Chancengleichheit bei Bildung und Aus-
bildung sowie soziale Inklusion sind uns wichtig. Wir wollen diese 
EU-2020-Ziele für die Mitgliedstaaten verbindlich machen.

Bei der Erarbeitung der länderspezifischen Empfehlungen des 
Europäischen Semesters sollten die Sozialpartner angehört werden; 
soziale und Beschäftigungsindikatoren müssen in der wirtschaftli-
chen Steuerung und damit in der Überprüfungsprozedur für mak-
roökonomische Ungleichgewichte verankert werden.

Die Kluft zwischen Arm und Reich wollen wir wieder abbauen 
und Reiche stärker an der Finanzierung von öffentlichen Leistungen 
und den Altlasten der Krise beteiligen. Unser europäischer Steuer-
pakt liefert gute Vorschläge für eine faire Erhöhung der staatlichen 
Einnahmen zur Finanzierung der sozialen Grundaufgaben.

Wir GRÜNE setzen uns dafür ein, dass mobile ArbeitnehmerIn-
nen über ihre sozialen Rechte umfassend informiert und bei der 
Durchsetzung dieser Rechte unterstützt werden. Dazu fordern wir 
den Ausbau der EU-Beratungsstellen. Erworbene Ansprüche – in 
Bezug auf Gesundheit, Altersversorgung, Erwerbslosigkeit, Fami-
lienleistungen sowie Arbeitsassistenzen und andere Teilhabeins-
trumente für behinderte Menschen – sollen so überall in der EU 
leichter zugänglich gemacht werden; administrative Hürden, wenn 
einE ArbeitnehmerIn den nächsten Job in einem anderen EU-Staat 
annimmt, sollen abgebaut werden.

Für in der EU mobile ArbeitnehmerInnen müssen zudem bessere 
Lösungen für die Wahrung aller sozialen Rechte, insbesondere 
aktuell für die Mitnahme von Zusatzrentenansprüchen, gefunden 
werden. Wir begrüßen die Schritte zu einer vereinfachten Anerken-
nung von Bildungs- und Berufsabschlüssen – sie ist eine zentrale 
Voraussetzung für die Mobilität von ArbeitnehmerInnen in Europa. 
Diesen Weg wollen wir weitergehen.

Ein soziales Europa heißt für uns auch, dass alle Menschen in 
Würde leben können. Eine Grundsicherung gewährleistet die so-
ziokulturelle Teilhabe an der Gesellschaft. Unser Ziel ist es, dass alle 
Menschen Anspruch auf eine soziale Grundsicherung erhalten. Die 
Höhe soll angelehnt sein an die wirtschaftliche und soziale Situa-
tion im jeweiligen Land und sich insbesondere an der EU-Armuts-
definition orientieren. Wir setzen uns deshalb für eine europäische 
Rahmenrichtlinie für eine Grundsicherung ein, die grundlegende 
Prinzipien europäisch festschreibt.
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 Gute Gesundheits- und Pflegeversorgung für alle Menschen in der EU 

Die europäische Grundrechtecharta fordert zu Recht einen allge-
meinen Zugang aller Menschen zu einer hochwertigen Gesund-
heitsversorgung. Auch in diesem Bereich dürfen die Anstren-
gungen zur Bewältigung der Finanzkrise in den Mitgliedstaaten 
nicht dazu führen, dass insbesondere für Menschen mit geringem 
Einkommen der Zugang zu einer guten Gesundheitsversorgung 
eingeschränkt oder gar verwehrt wird. Deshalb wollen wir die 
gesundheitliche Daseinsvorsorge in allen Mitgliedstaaten stär-
ken. Dazu gehören auch Vereinbarungen zu mehr Transparenz 
und PatientInnensicherheit, die die Versorgungsqualität in allen 
nationalen Gesundheitssystemen, aber insbesondere auch bei 
grenzüberschreitenden Versorgungswegen, weiter vorantreiben. 

Es darf nicht dazu kommen, dass in einzelnen Mitgliedstaaten 
mit Verweis auf grenzüberschreitende Angebote die nationalen 
Versorgungssysteme rückgebaut bzw. nicht angemessen aufgebaut 
werden. GRÜNE streiten dafür, dass nationale Gesundheitssysteme 
als Teil der sozialen Daseinsvorsorge auch hinsichtlich der wohnort-
nahen Versorgung nicht durch die Hintertür über das europäische 
Wettbewerbsrecht ausgehöhlt werden.

Nicht zuletzt der Skandal um fehlerhafte Brustimplantate hat 
nochmals deutlich gemacht, dass der Schutz der PatientInnen 
beim Marktzugang von Medizinprodukten massiv gestärkt wer-
den muss. Arzneimittel- und Medizinproduktstudien müssen den 
anerkannten Schutzstandards der Forschung am Menschen ge-
nügen, geschlechtsspezifische Unterschiede berücksichtigen und 
einer Veröffentlichungspflicht unterliegen. Wir streben strengere 
Regelungen gegen die Einflussnahme der Pharma- und Hilfsmit-
telindustrie im Gesundheitswesen an. Wir setzen uns für eine 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit ein, um dem ausufernden 
Einsatz von Antibiotika bei Mensch und Tier entgegenzuwirken. 
Den weltweiten Zugang zu lebenswichtigen Medikamenten wollen 
wir entschieden verbessern.

Die Bewältigung des demografischen Wandels ist eine der 
großen gesamteuropäischen Aufgaben. So können wir davon 
ausgehen, dass der Anteil der über 65-Jährigen in Europa in den 
nächsten 30 Jahren von heute 16 auf 28 Prozent ansteigen wird. 
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Wir wollen deshalb zusammen mit unseren EU-Partnern die Po-
tenziale des Alters nutzen – im Arbeitsleben, in der Wirtschaft und 
im sozialen Miteinander. Es wird in den nächsten Jahrzehnten aber 
auch mehr pflegebedürftige und an Demenz erkrankte Menschen 
geben. Unser Ziel ist es, diesen Menschen ein selbstbestimmtes 
und aktives Leben zu ermöglichen. Dafür benötigen wir in Europa 
mehr Austausch zur Pflegepolitik, bei dem auch Themen wie neue 
Wohn- und Pflegeformen, Vereinbarkeit von Pflege und Beruf, 
Entlastung der familiären Pflege sowie Fachkräftebedarf in den 
Mittelpunkt gerückt werden. 

Für starke ArbeitnehmerInnenrechte EU-weit 

Für alle ArbeitnehmerInnen muss gelten: gleicher Lohn für glei-
che und gleichwertige Arbeit am gleichen Ort. Das gilt auch 
für ArbeitnehmerInnen, die in einem anderen Mitgliedstaat als 
Entsendete oder LeiharbeiterInnen arbeiten. Versuchen, den Ar-
beits- und Gesundheitsschutz abzubauen, stellen wir uns entge-
gen. Eine wirkungsvolle Umsetzung der Entsenderichtlinie und 
die Personenfreizügigkeit können eine Umgehung der Arbeitneh-
merInnenrechte durch Scheinselbständigkeit vermindern.

Wir GRÜNE begrüßen, dass die Europäische Kommission unsere 
langjährige Forderung nach Mindestlöhnen in jedem EU-Mitglied-
staat nun aufgreift. Das bedeutet keinen einheitlichen Mindestlohn 
in der ganzen EU, aber einen garantierten Mindestlohn in allen 
EU-Staaten anhand von Kriterien, auf die sich innerhalb der EU 
verständigt werden muss. Wir unterstützen eine stärkere EU-weite 
Koordinierung von Tarifverhandlungen. Gleichzeitig setzen wir uns 
für eine Stärkung der Europäischen Betriebsräte ein. Außerdem 
wollen wir die Frage der Arbeitszeit, dabei besonders auch der 
Überstunden, auf die politische Agenda setzen und gesamteu-
ropäisch mit Gewerkschaften, ArbeitgeberInnen und der Zivilge-
sellschaft diskutieren. Im Rahmen einer Reform der europäischen 
Arbeitszeitrichtlinie wollen wir die Schlupflöcher schließen und 
eine Reduzierung der Höchstarbeitszeit von momentan 48 Stunden 
pro Woche prüfen. Bereitschaftsdienste müssen vollständig als 
Arbeitszeit anerkannt werden. 
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Wir GRÜNE konnten den schwachen Kommissionsvorschlag 
für eine Richtlinie zur ArbeitnehmerInnenentsendung in wich-
tigen Punkten verbessern: Umfassende Kontrollen und stärkere 
Sanktionen sollen helfen, die Rechte der entsandten Beschäftig-
ten tatsächlich umzusetzen. Wir fordern außerdem eine bessere 
Koordinierung von Entsende- und Empfängerland und eine EU-
weite Subunternehmerhaftung, wie sie in Deutschland seit Jahren 
erfolgreich praktiziert wird.

Vom Sozialabbau in Europa sind besonders Frauen strukturell 
betroffen. Auch wenn die Erwerbstätigenquote von Frauen in Eu-
ropa in den letzten Jahren gestiegen ist, werden sie immer noch 
schlechter bezahlt, arbeiten sie immer noch zu einem sehr viel 
höheren Prozentsatz in prekären und Teilzeitarbeitsverhältnissen 
sowie in unterbezahlten Berufen. Wir fordern einen verpflichten-
den EU-Rahmen, mit dem gleiche Entlohnung für gleiche und 
gleichwertige Arbeit unabhängig vom Geschlecht sichergestellt 
wird. Es sind nach wie vor überwiegend Frauen, die Fürsorge- und 
Pflegearbeit übernehmen. Rigide Sparmaßnahmen, die den Abbau 
staatlicher Infrastruktur bewirken, treffen Frauen daher wesent-
lich stärker. Gerade im Bereich der sozialen Dienstleistungen, wie 
dem Pflegesektor, darf die Dienstleistungsfreiheit deshalb nicht 
dazu missbraucht werden, soziale Rechte oder arbeitsrechtliche 
Standards zu unterlaufen; deren Einhaltung muss nachhaltiger 
gewährleistet werden.

Diskriminierung beenden

Die europäischen Antidiskriminierungsrichtlinien brachten  große 
Fortschritte in Richtung einer inklusiven Gesellschaft, die alle 
Menschen als individuell, besonders und gleichberechtigt sieht 
und ihre Verschiedenheit als Selbstverständlichkeit betrachtet. 
Durch Druck aus Brüssel ist die Gleichstellung der Geschlechter 
inzwischen in allen Mitgliedstaaten festgeschrieben. Bei der Be-
kämpfung von Diskriminierung aufgrund von Geschlecht, sexu-
eller Identität, ethnischer Herkunft, Religion, Alter und Behinde-
rung sind Fortschritte erzielt worden; es bleibt aber noch einiges 
zu tun. Entscheidend ist nun die fünfte Antidiskriminierungsricht-
linie, denn sie würde eine Lücke im europäischen Antidiskrimi-
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nierungsrecht schließen. International anerkannte Menschen-
rechte würden in der EU eine Rechtsgrundlage erhalten, und die 
VN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderung 
würde auf europäischer Ebene rechtlich umgesetzt, wie z. B. das 
Recht auf Zugang zu allen Bildungseinrichtungen und das Recht 
auf selbstbestimmtes Wohnen. Doch seit Jahren wird ihre Ver-
abschiedung durch die deutsche Bundesregierung blockiert. Wir 
GRÜNE kämpfen weiter gegen die Blockade und für den effek-
tiven Schutz gegen Diskriminierung auch außerhalb des Arbeits-
marktes. Beschäftigte in kirchlichen Einrichtungen unterliegen 
gegenwärtig den Besonderheiten des kirchlichen Arbeitsrechts. 
Wir wollen demgegenüber, dass die kirchlichen MitarbeiterIn-
nen außerhalb der Verkündigungsbereiche die gleichen Rechte 
bekommen wie andere ArbeitnehmerInnen auch. Dazu müssen 
auch die Ausnahmevorschriften für den Schutz vor Diskriminie-
rung überprüft werden.

6. JUGENDLICHEN PERSPEKTIVEN BIETEN 

Jugendarbeitslosigkeit bekämpfen 

Junge Menschen sind besonders stark von der Krise in Europa be-
troffen. Die Arbeitslosenrate unter Jugendlichen ist in den letzten 
Jahren in die Höhe geschossen. Unter Mangel an bezahlbarem 
Wohnraum und fehlenden Teilhabemöglichkeiten leiden sie be-
sonders. Durch falsche Finanzpolitik, Sparmaßnahmen und Kri-
senpolitik droht die EU eine Generation zu verlieren, die in einem 
vereinten Europa aufgewachsen und mehrheitlich von der euro-
päischen Idee überzeugt ist.

Lange Zeiten der Arbeitslosigkeit oder in prekären Arbeits-
verhältnissen und die damit einhergehende Armut berauben 
Jugendliche ihrer Autonomie, ihrer Entwicklungspotenziale und 
ihrer Teilhabemöglichkeiten. Jugendarbeitslosigkeit ist oftmals ein 
strukturelles Problem, das in vielen EU-Staaten bereits länger auf 
eine Lösung wartet. Das kann sich Europa aus gesellschaftlichen 
und ökonomischen Gründen nicht leisten. 
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Bei unseren Grünen Konzepten zur Überwindung der Krise ha-
ben wir die Situation der Jugendlichen besonders im Blick. Unsere 
Vorschläge für eine Finanzmarktregulierung und Steuerpolitik, 
für die sozial-ökologische Modernisierung der Wirtschaft sowie 
für einen Sozialpakt können strukturelle Probleme abbauen und 
neue Arbeitsplätze insbesondere für junge Menschen schaffen.

Auf dem Weg dahin brauchen wir Sofortmaßnahmen. Mit der 
von uns GRÜNEN auf den Weg gebrachten Jugendgarantie haben 
sich die Mitgliedstaaten verpflichtet, Jugendlichen spätestens nach 
vier Monaten Arbeitslosigkeit eine Arbeitsstelle oder einen Ausbil-
dungsplatz anzubieten. Die Altersgrenze der Jugendgarantie haben 
wir auf 30 Jahre angehoben, um der höheren Arbeitslosenquote 
in dieser Altersgruppe Rechnung zu tragen. Ein deutlich besser 
ausgestatteter Sozialfonds soll Mitgliedstaaten mit hoher Jugend-
arbeitslosigkeit mehr Mittel für deren Bekämpfung zur Verfügung 
stellen. Investitionen in Maßnahmen gegen die Jugendarbeitslosig-
keit sind Zukunftsinvestitionen, die nicht dem Rotstift zum Opfer 
fallen dürfen. Für Regionen mit einer Jugendarbeitslosigkeit über 
25 Prozent hat die EU zusätzlich die Jugendbeschäftigungsinitiative 
beschlossen. Dafür stehen derzeit pro jugendlichem Arbeitslosen 
nur 137 Euro zur Verfügung. Dies genügt bei weitem nicht. Die 
wenigen Milliarden, die die siebenjährige Förderperiode bislang 
vorsieht, sind ein Tropfen auf den heißen Stein und im Vergleich zu 
den Milliardensummen zur Subventionierung großer industrieller 
Agrarbetriebe unverhältnismäßig klein. Die Jugendbeschäftigungs-
initiative muss finanziell aufgestockt werden.

Hochwertige Arbeitsplätze und Qualifizierungsangebote sollen 
Vorrang vor Praktika haben. Falls ein Praktikum trotzdem sinnvoll 
sein sollte, muss es den Anforderungen der vom Europäischen 
Jugendforum entwickelten Qualitätscharta entsprechen.

Immer mehr junge Menschen aus den Krisenstaaten verlassen 
zur Arbeitssuche ihre Heimatländer. Sie müssen fair behandelt wer-
den und brauchen eine ausreichende Unterstützung bei der Einglie-
derung in ihre neuen Arbeitsmärkte und ihr neues Lebensumfeld.
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Austausch, Bildung, Partizipation 

Der europaweite Austausch ist ein erfolgreiches Instrument ge-
gen Intoleranz, nationale Stereotype und Rassismus. Wir fordern 
eine angemessene finanzielle Ausstattung für Jugendaustausch-
programme durch einen Jugendfonds als Teil des EU-Haushalts, 
der existierende Jugendprogramme umfasst und ausweitet. Der 
Fonds soll „JugendunternehmerInnentum“, Austauschinstru-
mente, Training zu sozialen und demokratischen Rechten sowie 
europäische Freiwilligen- und zivilgesellschaftliche Aktivitäten 
finanzieren. Ein Freiwilliges Europäisches Jahr (FEJ) für alle kann 
den europäischen Zusammenhalt, Demokratie und Selbstbestim-
mung von jungen Menschen fördern. Angehörige bildungsferner 
und sozial schwacher Schichten müssen als Zielgruppe stärker in 
den Fokus rücken – europäische Erfahrung sollte für alle erlebbar 
sein. Europäische Austauschprogramme sollten auch auf andere 
Altersgruppen ausgeweitet werden.

Investitionen in Bildung und Wissensaustausch dürfen weder 
dem Sparzwang in den Mitgliedstaaten noch einer falschen Pri-
oritätensetzung beim EU-Haushalt zum Opfer fallen. Das Aus-
tauschprogramm Erasmus – um nur ein Beispiel zu nennen – ist 
eine Erfolgsgeschichte. Es stärkt nicht nur die europäische Zusam-
mengehörigkeit, sondern hilft jungen Menschen, den gestiegenen 
Anforderungen an sie als junge ArbeitnehmerInnen gerecht zu 
werden, beispielsweise bei Sprachkenntnissen. Daher wollen wir 
Austauschprogramme stärken und ausbauen, auch für nichtaka-
demische Bildungszweige und für Auszubildende. EU-Programme 
zur Förderung der Medienkompetenz sollen fortgeführt und wei-
terentwickelt werden, um Aufklärungsarbeit im Umgang mit neuen 
Medien zu leisten und allen Menschen in der EU Teilhabe an der 
digitalen Gesellschaft zu ermöglichen.

Junge Menschen gehören auf allen Entscheidungsebenen 
stärker beteiligt, vom sozialen Dialog bis hin zur strukturierten 
Einbindung von Jugendorganisationen im europäischen Politikpro-
zess. Wir fordern einen Jugendkonvent, bei dem junge Menschen 
Vorschläge über die Zukunft Europas erarbeiten, die in den Euro-
päischen Konvent einfließen, sowie eine angemessene Teilnahme 
von jungen Menschen am Konvent selbst.
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C.  MEHR EUROPA BRAUCHT MEHR 

DEMOKRATIE

 
Lebendige Demokratie wächst von unten. Wir wollen Kommunen 
und Regionen stärken, damit sie ihre Interessen selbstbewusst in 
der EU vertreten, gerade auch bei öffentlichen Dienstleistungen zur 
Daseinsvorsorge. Wir wollen die Freiheit und Selbstbestimmung 
der Menschen in der EU schützen vor Ausspähung, Diskriminierung 
und der Verletzung ihrer Menschen-, Grund- und Minderheiten-
rechte. Freiheit in den Lebensentwürfen, geschlechtergerechtes 
und gleichberechtigtes Leben, Lieben und Arbeiten – das ist unser 
Europa. Offene Grenzen und die Reisefreiheit verteidigen wir als 
wichtige Errungenschaft für die EU-BürgerInnen gegen die natio-
nale Wiedereinführung von Grenzkontrollen.

Der Vertrag von Lissabon hat die Grundlagen der europäischen 
Demokratie spürbar verbessert: Es gibt seither eine verbindliche 
Grundrechtecharta, gestärkte Parlamente und erste Schritte zu di-
rekter BürgerInnenbeteiligung. Dennoch wurde im Krisenmanage  -
ment am Europäischen Parlament vorbeiregiert; die Schieflage 
zwischen gemeinschaftlichen Institutionen und nationalen Regie-
rungen war unübersehbar. Statt im Parlament die demokratische 
Auseinandersetzung über die Krisenpolitik, ihre weitreichenden 
Konsequenzen und tiefen sozialen Einschnitte zu führen, muteten 
die Regierungen den BürgerInnen undurchsichtige Entscheidun-
gen der Staats- und RegierungschefInnen zu. Das befeuert anti-
europäischen Populismus und EU-kritische Bewegungen. Die Krise 
der Europäischen Union ist daher auch eine Krise der Demokratien 
ihrer Mitgliedstaaten. Gegen eine entmündigende Politik setzen wir 
GRÜNE den Dialog über unsere gemeinsame Zukunft in Europa und 
fordern einen demokratisch legitimierten Europäischen Konvent.

Wir treten ein für eine demokratische Erneuerung der Europäi-
schen Union, in der BürgerInnen mitentscheiden können. Manche 
unserer Reformvorschläge sind nur langfristig realisierbar, da sie 
Änderungen der Europäischen Verträge voraussetzen. Es gibt aber 
auch substanzielle Verbesserungen, die sofort umsetzbar wären. 
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Gegen die Übermacht der Regierungen in der Europäischen Union 
setzen wir die Stärkung der Parlamente auf allen Ebenen und ihre 
enge Zusammenarbeit in einer „Allianz der Parlamente“. Wir wol-
len mehr Transparenz und Lobbykontrolle durchsetzen. 

Für uns GRÜNE ist Datenschutz ein elementares, modernes 
Grundrecht. Deshalb wollen wir ihn erneuern, denn in vielen 
Mitgliedstaaten und der EU hinkt er den Anforderungen des 21. 
Jahrhunderts hinterher. Nur mit einem einheitlichen starken EU-
Datenschutz können wir die Rechte der Menschen auf informatio-
nelle Selbstbestimmung effektiv schützen und hohe internationale 
Standards durchsetzen. Im digitalen Zeitalter lebt die Demokratie 
auch davon, dass die Menschen selbstbestimmt über den Umgang 
mit ihren Daten entscheiden, dass es Raum für Privatheit gibt und 
gleichberechtigten Zugang zum Internet. 

Voraussetzung für eine verbesserte gesellschaftliche Partizipa-
tion ist für uns eine EU, die die nötigen Bedingungen schafft, unter 
denen alle gleichberechtigt und selbstbestimmt teilhaben können – 
unabhängig von Geschlecht, Religion, ethnischer Zugehörigkeit, 
Behinderung, sexueller und geschlechtlicher Identität.

Wir wollen die Europäische Union in einen einheitlichen Schutz-
raum für Flüchtlinge verwandeln. Wir kämpfen für gemeinsame 
und faire Standards bei Asylverfahren und eine menschenwürdige 
Aufnahme von Flüchtlingen in ganz Europa. Wir wollen zusam-
menhalten und nicht länger hinnehmen, dass sich die Europäische 
Union als Wertegemeinschaft bezeichnet, aber nicht ausreichend 
gegen Menschenrechtsverletzungen sowie den Abbau von De-
mokratie und Rechtsstaatlichkeit in ihren Mitgliedstaaten vorgeht.

GRÜN macht den Unterschied: Bei der Ausgestaltung der Eu-
ropäischen Bürgerinitiative haben Grüne Abgeordnete für mehr 
Mitwirkungsrechte der BürgerInnen in der EU gestritten und wich-
tige Fortschritte erreicht. Beim Datenschutz haben wir maßgeb-
lich und gegen den hinhaltenden Widerstand der schwarz-gelben 
Bundesregierung darauf hingearbeitet, das Grundrecht der Bür-
gerInnen durch eine wirksame EU-Datenschutzgrundverordnung 
zu schützen. GRÜNE haben erfolgreich für die Einrichtung eines 
EU-Programms zur Aufnahme besonders schutzbedürftiger Flücht-
linge gekämpft und erreicht, dass zusätzliche Mittel für humani-
täre Notfallmaßnahmen, wie z. B. für syrische Flüchtlingslager, 
bereitgestellt wurden.
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1. DIE EUROPÄISCHE UNION DEMOKRATISCH ERNEUERN 

Beteiligungs- und Mitwirkungsrechte stärken 

Je stärker die Europäische Union den Alltag ihrer BürgerInnen 
prägt, desto mehr müssen diese Einfluss auf Entscheidungen 
nehmen und die EU mitgestalten können. Ein wichtiger erster 
Schritt zu mehr direkter Demokratie wurde mit dem Vertrag von 
Lissabon gemacht: die Europäische Bürgerinitiative. Wir GRÜNE 
wollen sie zu einem wirksamen Instrument ausbauen, das euro-
päische Fragen auch den BürgerInnen der EU zur Diskussion und 
Abstimmung vorlegt. Wir stehen für eine lebendige europäische 
Öffentlichkeit! Deshalb fördern wir mehr BürgerInnenbeteili-
gung und die freie Verfügbarkeit und Nutzung öffentlicher Daten 
(Open Data). Ein weiterer Beitrag zur Stärkung der europäischen 
Medienöffentlichkeit wäre ein Beitritt von ARD und ZDF zum 
paneuropäischen Sendernetzwerk Euronews. Ein demokratische-
res Europa braucht mehr grenzübergreifenden politischen Diskurs 
und lebendige europäische Parteien. Für die Wahlen zum Europä-
ischen Parlament streben wir die schrittweise Einführung europa-
weiter Listen an, damit die WählerInnen die Möglichkeit haben, 
für die KandidatInnen zu stimmen, die verstärkt gesamteuropäi-
sche Interessen vertreten.

Das Wahlrecht ist der Inbegriff politischer Mitbestimmung in 
demokratischen Staaten. Deswegen wollen wir die Ausübung des 
Wahlrechts für EU-BürgerInnen erleichtern und auf eine neue Stufe 
heben: Wir treten dafür ein, dass UnionsbürgerInnen an ihrem stän-
digen Wohnsitz überall in der EU mitwählen dürfen, wenn sie seit 
fünf Jahren dort leben – und nicht nur für Kommunalparlamente 
und das Europäische Parlament, sondern auch bei regionalen und 
nationalen Wahlen. 

Mehr Transparenz und Lobbykontrolle in EU-Institutionen 

Unser Ziel ist ein offenes und transparentes Regieren – von der 
lokalen bis zur europäischen Ebene. Mehr Transparenz in den Be-
ratungs- und Entscheidungsverfahren macht Politik nachvollzieh-
bar und ermutigt BürgerInnen sich einzumischen. Transparenz 
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hilft den Einfluss von LobbyistInnen zu beschränken und ist das 
beste Mittel gegen Korruption. Auch die Europäische Union muss 
transparenter werden, um bestehendes Misstrauen abzubauen. 
Sie sollte Vorreiterin sein und Informationen und Daten gemäß 
den Prinzipien von Open Government und Open Data freigeben 
und lizenzieren. Wir wollen die Arbeitsweise des Europäischen 
Rats und des Ministerrats transparent gestalten, indem die Sit-
zungen grundsätzlich öffentlich stattfinden. Der Europäische Rat 
soll sich wieder auf die Rolle als Impulsgeber beschränken und 
nicht Gesetzgeber spielen. Das Europäische Parlament soll einen 
festen Platz bei Ratssitzungen erhalten und die Sitzungen durch 
eigene Debatten vorbereiten. Darüber hinaus wollen wir durch 
ein Bündel von Maßnahmen für mehr Transparenz und weniger 
Lobbyeinfluss sorgen: Wir brauchen u. a. endlich ein verbindliches 
Transparenzregister auf europäischer Ebene, eine Begrenzung 
von Partei- und Wahlkampfspenden und verbesserte Veröffent-
lichungspflichten. Wir fordern bei einem Wechsel von wichtigen 
EntscheidungsträgerInnen der Exekutive in die Privatwirtschaft 
eine Prüfung von Interessenkonflikten und für den Fall, dass diese 
gegeben sind, eine Karenzzeit (Übergangsfrist) von drei Jahren. 
Darüber hinaus brauchen die EU und ihre Mitgliedstaaten eine 
umfassende Strategie, um Korruption in der Politik vorzubeugen 
und an der Wurzel zu bekämpfen. Transparenz bedeutet für uns 
auch, dass die Verteilung und Verwendung staatlicher Mittel in 
der EU nachvollziehbar und überprüfbar ist. Eine Aufgabenausla-
gerung darf die Transparenz und bestehende Standards, z. B. bei 
der Tariftreue, nicht unterminieren. Zwischenstaatliche Verträge 
sollen ins Gemeinschaftsrecht integriert werden, damit die Kont-
rolle durch das Europäische Parlament gesichert ist.

Mehr Rechte für das Europäische Parlament 

Das Europäische Parlament ist die europäische Institution mit der 
größten demokratischen Legitimation, da es als einzige direkt 
gewählt wird. Es ist gleichberechtigter Gesetzgeber in fast allen 
Politikbereichen, es muss internationalen Abkommen zustimmen 
und hat ein begrenztes Initiativrecht. Dennoch fehlen ihm wei-
terhin entscheidende parlamentarische Rechte. Es sind vielmehr 
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die nationalen Regierungen, die im Zuge der zwischenstaatlichen 
Krisenpolitik ihre Machtstellung ausgebaut haben. Das wollen 
wir ändern. Das Europäische Parlament soll der Ort der maß-
geblichen Debatten und europäischen Entscheidungen sein. Wir 
wollen ein Europäisches Parlament, das sich auf Augenhöhe mit 
Rat und Kommission befindet: durch ein eigenes Initiativrecht für 
Gesetze, durch die volle Beteiligung an der Gesetzgebung in allen 
Politikbereichen und durch das Recht, selbst über den Sitzungs-
ort und -kalender zu entscheiden. Auch bei internationalen Ver-
trägen wollen wir die Mitwirkungsmöglichkeiten des Parlaments 
stärken. Diese Reformen benötigen Vertragsänderungen. Es gibt 
aber auch substanzielle Verbesserungen, die sofort in Angriff ge-
nommen werden können: das Recht einer Minderheit, einen Un-
tersuchungsausschuss einzusetzen, die Möglichkeit namentlicher 
Abstimmungen in den Ausschüssen und die individuelle Wahl und 
Abwahl des/der KommissionspräsidentIn durch das Parlament.

Wir wollen daran festhalten, die Kommission zu verkleinern, wie 
im Lissabon-Vertrag vorgesehen. Die Forderung, dass jeder Mit-
gliedstaat eine/-n KommissarIn benennt, widerspricht dem Cha-
rakter der Kommission als Gemeinschaftsinstitution. Wir  GRÜNE 
begrüßen, dass die Europawahl europäischer wird: Zum ersten Mal 
haben die größten europäischen Parteienfamilien jeweils gemein-
same SpitzenkandidatInnen nominiert.

Außerdem fordern wir die deutliche Stärkung des wissenschaft-
lichen Dienstes für das Europäische Parlament. Nur so können wir 
gewährleisten, dass Lobbygruppen nicht die Informationshoheit ge-
winnen, sondern alle Abgeordneten neutral und gut informiert sind. 

Mehr Demokratie durch eine Allianz der Parlamente 

Mehr Demokratie in der EU gibt es nur, wenn sie überall gestärkt 
wird – auch in den Mitgliedstaaten. Starke Parlamente auf allen 
Ebenen, die gut miteinander zusammenarbeiten, sind der richtige 
Weg dorthin. Durch eine Klage vor dem Bundesverfassungsge-
richt haben wir GRÜNE wichtige Mitwirkungsrechte des Deut-
schen Bundestages in der Europapolitik erstritten. Wir setzen uns 
dafür ein, dass sich die Abgeordneten der unterschiedlichen Par-
lamente – Europäisches Parlament, Bundestag und Landtage – 
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besser vernetzen und sich regelmäßig austauschen, z. B. durch 
eine engere Vernetzung der Ausschüsse oder ein Rederecht für 
Europaabgeordnete in Landtagen. Wir fordern eine stärkere Mit-
sprache des Bundestags bei den Beratungen zur wirtschaftspoli-
tischen Koordinierung im Rahmen des „Europäischen Semesters“ 
sowie des Bundesrats.

Für einen Europäischen Konvent

Die Krise hat fundamentale Schwächen der europäischen Archi-
tektur offengelegt. Entscheidungen werden wieder von Staats- 
und RegierungschefInnen hinter verschlossenen Türen getroffen. 
Das schwächt das Europäische Parlament und die Europäische 
Kommission und stärkt das „Europa der nationalen Regierungen“ 
und hat damit das Thema Vertragsreform erneut auf die Agenda 
gebracht.

Gegen diese entmündigende Politik setzen wir GRÜNE den 
Dialog über unsere gemeinsame Zukunft in Europa und fordern 
einen demokratisch legitimierten Europäischen Konvent. Dieser soll 
vom Europäischen Parlament geleitet werden, Zivilgesellschaft und 
Sozialpartner breit einbeziehen, öffentlich tagen und demokratisch 
entscheiden. Der Konvent soll die Überarbeitung der Europäischen 
Verträge vorbereiten und diskutieren, wie die Vertragsänderungs-
verfahren vereinfacht werden könnten. Die Weiterentwicklung der 
europäischen Demokratie, wie auch der Wirtschafts-, Finanz- und 
Sozialpolitik, muss ins Zentrum gerückt werden. Über die Ergebnis-
se dieses Konvents sollen die BürgerInnen in einem europaweiten 
Referendum abstimmen können.

 Gegen die Verletzung von Menschen-, Grund- und Minderheiten-
rechten 

Alle EU-Mitgliedstaaten haben sich vertraglich verpflichtet, die 
Grundwerte zu schützen, die in Artikel 2 des EU-Vertrags nieder-
gelegt sind. Dies sind die Achtung der Menschenwürde, Freiheit, 
Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung 
der Menschenrechte einschließlich der Rechte der Personen, die 
Minderheiten angehören. Gegen schwerwiegende Verletzung 
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dieser Grundwerte in einem Mitgliedstaat kann bislang nur das 
sogenannte Artikel-7-Verfahren genutzt werden. Die dafür not-
wendigen großen Mehrheiten in Rat und Parlament sind jedoch 
fast unüberwindliche Hürden. Die EU kann bisher keine effekti-
ven Maßnahmen ergreifen, wenn in Mitgliedstaaten Grundrechte 
massiv verletzt werden und die zuständigen Instanzen dem nicht 
wirksam entgegentreten.

Wir GRÜNE fordern deswegen neue Mechanismen und Instru-
mente, z. B. ein stärkeres Monitoring in allen Mitgliedstaaten, ein 
Frühwarnsystem für Grundrechtsverletzungen sowie einen Ausbau 
der Sanktionsmöglichkeiten. In diesem Zusammenhang wollen wir 
die Rolle des Europäischen Parlaments stärken und zudem prüfen, 
ob darüber hinaus ein eigenständiges Klagerecht des Europäischen 
Parlaments bei Verletzungen der Grundwerte und Ziele vor dem 
Europäischen Gerichtshof zweckmäßig ist. 

Unser besonderes Augenmerk gilt der weitverbreiteten Diskri-
minierung von Roma in der EU und in Staaten, die der EU beitreten 
wollen. Die Europäische Kommission muss populistischen Forde-
rungen, die Freizügigkeit für Roma in der EU einzuschränken, stand-
halten. Die dahingehende Rhetorik der deutschen Bundesregierung 
ist beschämend. Wir fordern eine klare Linie gegen antiziganistische 
Parolen und die umfassende Umsetzung der EU-Roma-Strategie in 
allen Mitgliedstaaten der EU. Dabei sind die Zivilgesellschaft und 
Roma-Organisationen einzubeziehen. Beim Abruf der EU-Gelder 
für die Integration von Roma müssen die Mitgliedstaaten unter-
stützt, der Austausch zwischen ihnen über erfolgreiche Konzepte 
zur Integration intensiviert und die zweckgemäße Verwendung 
der Mittel effektiv kontrolliert werden.

Wir verteidigen die Religionsfreiheit und die Freiheit, unter dem 
Dach der nationalen und europäischen Grundrechtsordnung die 
eigene Kultur zu leben, gegen die ProtagonistInnen einer „Leit-
kultur“, die das kulturelle Leben in Deutschland und in Europa 
vereinheitlichen möchten. Wir bekennen uns zur Religions- und 
Glaubensfreiheit als dem Menschenrecht, sich für oder gegen eine 
Religion zu entscheiden und diese religiöse oder weltanschauli-
che Überzeugung auch öffentlich bekunden oder widerrufen zu 
können. Gleichzeitig darf der Staat niemanden aufgrund eines 
religiösen oder weltanschaulichen Bekenntnisses bevorzugen oder 
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benachteiligen. Die Religions- und Glaubensfreiheit findet ihre 
Schranken dort, wo im Namen der Religion die Menschenrechte 
anderer verletzt werden. Wir werden deshalb im Europäischen 
Parlament die Initiative für den Schutz und die Hilfe für die Opfer 
religiös motivierter Gewalt und die aktive Aufnahme für religiös 
Verfolgte ergreifen.

2. EUROPA WÄCHST VON UNTEN 

Europa vor Ort 

Um Europa zu erleben und zu verstehen, sind persönliche Begeg-
nungen und der direkte Austausch über nationale Grenzen hin-
weg auf allen Ebenen elementar. Aktive Städtepartnerschaften, 
in denen sich die Zivilgesellschaft engagiert, Jugendaustausch, 
kommunale bzw. regionale Netzwerke und grenzüberschreitende 
Europaregionen bilden den Humus, auf dem eine aktive europä-
ische BürgerInnenschaft entstehen und sich vernetzen kann. Wir 
wollen das EU-Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ 
ausbauen, das all diese Aktivitäten fördert. Durch ein „Europäi-
sches Jahr für alle“ wollen wir die Zivilgesellschaft in der EU zu-
sätzlich stärken. Es soll für Freiwillige jeden Alters offen sein, von 
zivilgesellschaftlichen Organisationen getragen und mit öffentli-
chen Mitteln grundfinanziert werden.

Auch dem in einigen Mitgliedstaaten beängstigend starken 
Rechtsextremismus wollen wir durch Unterstützung der Zivilge-
sellschaft begegnen. Mehr als das Verbot einer Partei bewirkt die 
Förderung von Projekten, die durch Aufklärung Präventionsarbeit 
leisten oder AussteigerInnen eine Chance zur Wiedereingliederung 
bieten. Dafür müssen auch zukünftig ausreichend Fördermittel zur 
Verfügung stehen. Wir GRÜNE fordern eine fraktionsübergrei-
fende Arbeitsgruppe im Europäischen Parlament, um sich über 
Erkenntnisse und Bedrohungslagen bezüglich rechter Gruppie-
rungen auszutauschen.

Wir GRÜNE setzen uns auf allen Ebenen für eine Kultur der 
Kooperation zwischen Gebietskörperschaften ein. Der Blick über 
den kommunalen, regionalen oder nationalen Tellerrand hinaus 
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muss in Europa zur Normalität werden. Innovative Ideen und der 
Austausch von „Best Practice“-Beispielen stärken die Politik vor 
Ort und helfen, regionale Potenziale zu entwickeln. Gleichzeitig 
schärfen sie den Blick für gemeinsame Interessen. Der europäische 
Mehrwert ist offensichtlich, wenn Grenzregionen ihre Strukturpro-
bleme durch grenzüberschreitende Infrastruktur, Bildungsangebote 
oder Erleichterungen für GrenzpendlerInnen anpacken. Auch beim 
Ausbau der sozialen Infrastruktur kann das sinnvoll sein, und das 
nicht nur in dünn besiedelten Gebieten. Wir unterstützen daher 
die Europäische Territoriale Zusammenarbeit als eigenständiges 
Ziel der Kohäsionspolitik.

Auch geografisch voneinander weit entfernte Städte und Re-
gionen haben gemeinsame Interessen und Ziele: GRÜNE haben 
den „Konvent der Bürgermeister“ mit ins Leben gerufen, in dem 
sich fast 5.000 europäische Kommunen zur Erreichung ambitio-
nierter Klimaziele verpflichtet haben. Wir wollen viel mehr solcher 
Initiativen fördern.

Entscheidungen dort treffen, wo sie hingehören 

„Mehr Europa“, das heißt für uns, die EU stärker machen, wo 
gemeinsames Handeln notwendig und sinnvoll ist. Es bedeutet 
nicht, dass wir möglichst viele Entscheidungen auf die europäi-
sche Ebene verlagern wollen. Eine zentralistische EU, die bis ins 
Kleinste vorschreibt, was andere tun oder lassen sollen, unter-
gräbt die Entscheidungsspielräume der demokratisch legitimier-
ten Räte und Parlamente.

Vieles kann besser vor Ort, näher an den BürgerInnen ent-
schieden werden. Nichts anderes besagt das Prinzip der Subsi-
diarität, dem auch die EU verpflichtet ist. Wir wollen in einem 
offenen politischen Prozess unter Einbeziehung aller Parlamente 
diskutieren, welche Bereiche besser dezentral geregelt werden 
könnten – ohne dabei außer Acht zu lassen, dass überall dort, wo 
grenzüberschreitende Probleme existieren, z. B. im Zusammenhang 
mit dem Klimawandel oder dem Umweltschutz, auch grenzüber-
schreitende Lösungen gefunden werden müssen. Ebenso wollen wir 
das bestehende europäische Instrument der Subsidiaritätskontrolle 
auf allen Ebenen ausbauen: Wir setzen uns dafür ein, dass kom-
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munale und regionale Parlamente bzw. Gebietskörperschaften ein 
Recht auf Anhörung und Einflussnahme auf alle übergeordneten 
Ebenen bis zum Europäischen Parlament haben, ohne dass Län-
der oder Nationalstaaten dies mit Verweis auf ihre Landeshoheit 
blockieren können.

Wir machen uns für den Ausbau direktdemokratischer Ent-
scheidungsmöglichkeiten auf allen, insbesondere auch auf der 
europäischen Ebene stark. Bezüglich der Stärkung von Beteiligung 
auf lokaler und regionaler Ebene kann die europäische Ebene eine 
koordinierende Funktion übernehmen. Zudem ist uns wichtig, auch 
ganz praktische Fragen, wie z. B. die Zeitumstellung, auf die eu-
ropäische Ebene zu heben, wenn das von BürgerInnen in Europa 
eingebracht wird.

Öffentliche Daseinsvorsorge vor Ort gestalten 

Wir GRÜNE wehren uns entschieden dagegen, dass eine Aus-
dehnung der Binnenmarktregeln die Handlungsspielräume der 
Regionen und Kommunen im Bereich der Daseinsvorsorge weiter 
einschränkt. Die Lebensqualität hängt maßgeblich davon ab, dass 
qualitativ hochwertige und bezahlbare öffentliche Dienstleistun-
gen zur Verfügung stehen: z. B. eine gute Wasserversorgung, Ab-
fallentsorgung, ein leistungsfähiger Personennahverkehr, soziale 
oder kulturelle, Gesundheits- oder Erziehungsdienstleistungen. 
Um dies gewährleisten zu können, brauchen insbesondere die 
Kommunen Gestaltungs- und Organisationsspielraum, den das 
Grundgesetz garantiert und dessen Achtung im Vertrag von Lis-
sabon verankert ist. Der soziale Wohnungsbau und die sozialen 
Wohnraumförderungen müssen weiterhin in der Gesetzgebungs-
hoheit der Mitgliedstaaten und ihrer Gebietskörperschaften lie-
gen. Nur sie können auf die vielfältigen Herausforderungen und 
Bedingungen der jeweiligen Wohnungsmärkte eingehen und 
passgenaue Angebote liefern. Die Vergabe öffentlicher Aufträ-
ge oder die interkommunale Zusammenarbeit darf nicht durch 
EU-Wettbewerbsrecht zur Privatisierungsfalle werden. Aus-
drücklich muss der öffentlichen Hand die Möglichkeit gegeben 
sein, öffentliche Grundstücke auch unter Berücksichtigung von 
Zielen der Daseinsvorsorge und weiterer kommunalpolitischer 
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Entwicklungsziele zu vergeben; das EU-Wettbewerbsrecht darf 
dem nicht entgegenstehen. Auch die Besteuerung interkommu-
naler Zusammenarbeit lehnen wir ab; diese Zusammenarbeit ist 
eine rein organisatorische Angelegenheit der beteiligten Kommu-
nen. Gegen den drohenden Privatisierungsdruck im Wasserbe-
reich stand ein breites Bündnis aus Kommunen im engen Schul-
terschluss mit grünen Abgeordneten aus Landtagen, Bundestag 
und Europäischem Parlament. Unterstützt von der erfolgreichen 
Europäischen Bürgerinitiative „Wasser ist ein Menschenrecht“ 
ist es schließlich gelungen, den Rat – einschließlich der schwarz-
gelben Bundesregierung – und die Kommission zum Einlenken zu 
bewegen. Dieser Erfolg darf nicht durch die Verhandlungen über 
das Transatlantische Freihandelsabkommen mit den USA (TTIP) 
gefährdet werden.

In Europa zu Hause – Kunst und Kultur 

Kunst und Kultur sind ein starkes verbindendes Element in Europa. 
Das kulturelle Zusammenwachsen ist eine große europäische Auf-
gabe – gemessen daran ist das Budget der EU für interkulturellen 
Austausch und transnationale künstlerische Kooperation zu ge-
ring. Der Kulturetat muss weiter steigen. Film leistet einen wichti-
gen Beitrag für die kulturelle Vielfalt Europas. Wir wollen den eu-
ropäischen Film, vor allem regionale Produktionen, stärken, durch 
Filmförderung künstlerische Qualität befördern und den Vertrieb 
europäischer Filme und die Entwicklung qualitativ hochwertiger 
Computerspiele stärker unterstützen. Das Informationssystem 
für EU-Fördermittel muss verbessert und die Antragsbürokratie 
verringert werden. Der internationale Kulturaustausch darf nicht 
an Visabestimmungen oder bürokratischen Fallstricken scheitern. 
Mindesthonorare und -sozialstandards für KünstlerInnen sollten 
bei EU-geförderten Programmen eine Selbstverständlichkeit sein. 
Kunst und Kultur sind mehr als ein Wirtschaftsfaktor. Der Dop-
pelcharakter als Kultur- und Wirtschaftsgut wurde von der EU 
durch die Unterzeichnung der UNESCO-Konvention anerkannt. 
Sie verpflichtet die EU zum Schutz und zur Förderung der kultu-
rellen Vielfalt. Sie ist eine entscheidende Ressource für Europas 
Zukunft. Statt sie reinen Marktinteressen zu unterwerfen, wollen 
wir die kulturelle Vielfalt Europas erhalten und ausbauen.
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Medien- und Pressefreiheit verteidigen

Wir wollen Vielfalt und Qualität der Medien als Grundlage ei-
ner lebendigen Demokratie garantieren und ihre Unabhängigkeit 
für die BürgerInnen Europas sicherstellen. Eine größtmögliche 
Staatsferne muss gewährleistet werden. In vielen europäischen 
Ländern drohen die freie und unabhängige Presse und der Rund-
funk durch nationale Gesetze oder politisches Handeln immer 
wieder eingeschränkt zu werden. Die Europäische Union sollte 
von den Mitgliedstaaten die Einhaltung der Grundrechtecharta 
stärker einfordern.

3. BÜRGERINNENRECHTE STÄRKEN 

Rechtsstaatlichkeit voranbringen 

Mit dem Vertrag von Lissabon ist die polizeiliche und justizielle 
Kooperation in der EU zur Gemeinschaftsangelegenheit gewor-
den. Zudem wurden zwei wichtige grüne Forderungen Realität: 
Die EU-Grundrechtecharta ist nun verbindliches Recht und in der 
EU-Kommission gibt es eine eigene Generaldirektion für den Be-
reich Grundrechte und Justiz. Den Weg hin zu einheitlichen Min-
deststandards im Strafverfahren, den das Europäische Parlament 
während der letzten Legislaturperiode in diesem neuen Rechts-
rahmen beschritten hat, wollen wir GRÜNE fortführen. Insbeson-
dere im Bereich der Gerichtskostenhilfe und der Untersuchungs-
haft bedarf es gemeinsamer europäischer Standards. Für uns ist 
das Grundvoraussetzung für eine verstärkte Zusammenarbeit von 
Polizei und Justiz in der EU.

Anlässe für polizeiliche Kooperation in der EU nehmen zu. Die 
grenzübergreifende Kooperation von Polizei- und Justizbehörden 
in Praxis und Ausbildung ist daher dringend nötig. Für uns ist dabei 
eine dezentrale Kooperation wichtig, die durch die Agenturen Eu-
ropol und Eurojust koordiniert und kofinanziert werden soll. Diese 
Agenturen und ihre Arbeit müssen aber in Zukunft besser durch 
das Europäische Parlament kontrolliert werden.
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Gerade bei grenzübergreifenden Ermittlungen und Polizeimaß-
nahmen, etwa im Rahmen des Europäischen Haftbefehls, müssen 
Verfahrensregeln, Beschuldigtenrechte und rechtsstaatliche Prin-
zipien wie die Verhältnismäßigkeit klar verankert werden. Wir 
GRÜNE setzen uns grundsätzlich für einen restriktiven Einsatz 
des Strafrechts ein; daher sehen wir EU-Regeln zum materiellen 
Strafrecht nur als Ultima Ratio. Der gerichtliche Grund- und Men-
schenrechtsschutz in Europa muss lückenlos gewährleistet werden 
und auch einen effektiven Individualrechtsschutz vorsehen.

Gleichberechtigung schaffen 

Für ein geschlechtergerechtes Europa kann und muss auch die EU 
in ihrem Einflussbereich mehr tun. Das fängt beim Geld an: Wir 
wollen erreichen, dass Frauen mindestens zu gleichen Teilen von 
europäischen Geldern profitieren. Dafür wollen wir ein Gender-
Budgeting der jährlichen EU-Haushalte. Das Europäische Institut 
für Gleichstellungsfragen muss die nötigen Ressourcen bekom-
men, um verlässliche und EU-weit vergleichbare wissenschaftli-
che Grundlagen zu Antidiskriminierungspolitik und geschlechter-
spezifischen Fragen in allen Politikfeldern zu liefern. Maßnahmen 
zum Gender-Mainstreaming sollen Männer und Frauen als Ak-
teurInnen von Gleichberechtigung einschließen.

Gleicher Lohn für gleiche und gleichwertige Arbeit – da muss 
die EU dem europäischen Schlusslicht Deutschland endlich Beine 
machen! Die Richtlinie zur Entgeltgleichheit muss wirksame Maß-
nahmen zu Transparenz und mehr Lohngerechtigkeit enthalten und 
endlich effektiv umgesetzt werden. Das beugt auch der Altersar-
mut von Frauen vor.

Die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen in Entscheidungsposi-
tionen ist überfällig. Voraussetzung dafür ist neben einer finanziellen 
Gleichstellung auch eine deutliche Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Außerdem unterstützen wir den Vorschlag der 
EU für eine verbindliche Frauenquote in Aufsichtsräten großer Fir-
men. Aber auch für die Führungsgremien der EU-Institutionen – wie 
z. B. der Europäischen Zentralbank – muss eine paritätische Besetzung 
verpflichtend werden. Parteien und nationale Regierungen sollen 
Maßnahmen für die gleichberechtigte Beteiligung von Männern und 
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Frauen ergreifen, wie z. B. die Einführung paritätischer Wahllisten 
für die Europawahl.

Wir setzen uns für die reproduktiven und sexuellen Rechte von 
Frauen in allen Ländern ein. Daher unterstützen wir auf europäi-
scher Ebene die Forderung, dass allen Frauen der Zugang zu einer 
medizinisch sicheren Abtreibung und zu Verhütungsmitteln ermög-
licht wird. Wir wollen, dass endlich die Mutterschutz-Richtlinie im 
Ministerrat verabschiedet wird. Wir unterstützen die Forderung 
nach 20 Wochen Mutterschutz und EU-weit zwei Wochen Vater-
schaftsurlaub bei voller Bezahlung. Dies wäre für viele europäische 
Länder ein Riesenfortschritt und entspricht auch den Empfehlungen 
der Weltgesundheitsorganisation. Wir setzen uns auf europäischer 
Ebene für das individuelle Recht auf gute Kinderbetreuung ein. Es 
ist unser Ziel, dass Männer und Frauen nach einer Unterbrechung 
der Erwerbstätigkeit wegen Familienzeiten problemlos wieder ins 
Berufsleben zurückkehren können.

Gewalt gegen Frauen und Mädchen gehört immer noch zum 
europäischen Alltag. Wir brauchen in allen Mitgliedstaaten Min-
deststandards für die Anzahl und Qualität von – auch barrierefrei-
en – Frauenhäusern, konsequente Strafverfolgung sowie gezielte 
Schulungen von Polizei, Justiz und Krankenhauspersonal. Bei den 
jährlichen Haushaltsverhandlungen des Europäischen Parlaments 
werden wir dafür streiten, dass genügend Mittel für erfolgreiche 
Programme zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und zur 
Unterstützung von Hilfsorganisationen bereitgestellt werden.

Wir GRÜNE stellen uns grundsätzlich gegen jede Art von Sexis-
mus. Auch gegen sexistische Werbung, weil sie Frauen aufgrund 
des Geschlechts abwertet und diskriminiert. Wir wollen, dass EU-
weite Kriterien erarbeitet werden, die definieren, was sexistische 
Werbung ist. Als Vorbild könnten die vom österreichischen Wer-
berat definierten Kriterien dienen.

 Gleiche Rechte für Lesben, Schwule, Bisexuelle, Trans sexuelle, 
Transgender und Intersexuelle (LSBTTI) 

Wir kämpfen europaweit gegen jede Art von Diskriminierung 
aufgrund sexueller und geschlechtlicher Identität und wollen die 
vollständige Gleichstellung von LSBTTI nicht nur auf dem Papier, 
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sondern in allen gesellschaftlichen Bereichen auch in der Praxis 
durchsetzen. Auch in Deutschland werden Lesben und Schwule 
beim Adoptionsrecht weiterhin benachteiligt, Transsexuelle wer-
den pathologisiert. Es gibt immer noch Mitgliedstaaten, die eine 
Ehe oder registrierte Partnerschaft für gleichgeschlechtliche Paa-
re nicht anerkennen. LebenspartnerInnen werden z. B. in Polen als 
Ledige behandelt, und in vielen EU-Ländern können lesbischen 
und schwulen Adoptiveltern ihre Rechte streitig gemacht werden. 
Das schränkt faktisch das Recht auf Freizügigkeit und die Nieder-
lassungsfreiheit ein. Wir fordern deshalb die EU-weite Anerken-
nung eingetragener Partnerschaften und gleichgeschlechtlicher 
Ehen. Darüber hinaus setzen wir uns für den Schutz von Regen-
bogenfamilien, den Zugang zur Reproduktionsmedizin für Frauen 
und den Zugang zu medizinischer Versorgung für Transsexuelle in 
Hinblick auf die gewünschte Angleichung an das Zielgeschlecht in 
allen Ländern der EU ein. 

Gewalt aufgrund von Homophobie und Transphobie ist in der 
EU noch immer an der Tagesordnung. Um Vorurteilen aufgrund 
sexueller und geschlechtlicher Identität entgegenzutreten, wollen 
wir EU-Programme zur Förderung der Vielfalt auflegen. Außerdem 
möchten wir LSBTTI-Politik als Querschnittsaufgabe in bestehende 
EU-Programme, wie z. B. Jugendbegegnungen, integrieren.

Selbstbestimmt leben in Europa

Menschen mit Behinderungen haben das Recht auf Selbstbe-
stimmung in ganz Europa, genau wie nichtbehinderte Menschen. 
Egal ob bei der Arbeit, auf Reisen oder im Rahmen der Ausbil-
dung: Viel zu oft wird ihre Teilhabe durch Barrieren verhindert. 
Wir möchten das auf europäischer Ebene ändern und das Recht 
auf selbstbestimmte Teilhabe in einer Sozialcharta verankern, die 
für alle Mitgliedstaaten verbindlich ist. (Menschen-)Rechte und 
Ansprüche möchten wir über die Europäische Strategie für behin-
derte Menschen europaweit harmonisieren. Wir werden uns ge-
gen die Blockade der fünften Antidiskriminierungsrichtlinie durch 
die deutsche Bundesregierung starkmachen. Sozialrechtliche An-
sprüche zum Nachteilsausgleich möchten wir in allen Mitglied-
staaten frei von der Anrechnung von Einkommen und Vermögen 
gestalten.
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Drogenpolitik: Regulieren statt kriminalisieren 

Der globale Krieg gegen Drogen ist gescheitert. Er fördert or-
ganisierte Kriminalität, verletzt Menschenrechte und trägt zur 
Destabilisierung von Staaten bei. Wir wollen deshalb, dass sich 
die Europäische Union auf internationaler Ebene für ein Ende des 
Drogenkriegs einsetzt. Nationale Schritte für eine Reform der 
Drogenpolitik sollten unterstützt und nicht behindert werden. 
Die Europäische Union sollte überdies eine Reform der Drogen-
politik in ihren Mitgliedstaaten fördern, die auf Prävention, Scha-
densminderung, Entkriminalisierung, Hilfe und Regulierung setzt 
– und nicht auf Repression. Wer abhängig ist, braucht Hilfe und 
keine Strafverfolgung. Anstelle der gescheiterten Verbotspolitik 
fordern wir langfristig eine an den tatsächlichen gesundheitlichen 
Risiken orientierte Regulierung aller – auch bislang illegaler – Dro-
gen. Wir sprechen uns auch weiterhin dafür aus, dass Drogen wie 
Cannabis legal an Erwachsene abgegeben werden können. Pau-
schale Verbote neuer psychoaktiver Substanzen lehnen wir ab. 
Stattdessen wollen wir Zulassungsverfahren auf der Grundlage 
von Risikobewertungen ermöglichen, wie es sie bereits in anderen 
Ländern gibt. Die Kriminalisierung von DrogenkonsumentInnen 
muss beendet werden. Die Europäische Union soll dazu beitra-
gen, dass Instrumente wie Inhaltsstoffanalysen illegaler Drogen 
(Drugchecking), Substitutionsprogramme, Spritzentauschpro-
gramme, Konsumräume und Programme zur Originalstoffabga-
be in den EU-Mitgliedsländern verfügbar gemacht werden. Die 
nach Einflussnahme durch die Tabaklobby abgemilderte Regelung 
für die Gestaltung von Zigarettenschachteln wollen wir nochmals 
überprüfen und gegebenenfalls überarbeiten. Gesundheitsge-
fährdende Marketingstrategien der Alkohol- und Tabakindustrie 
wollen wir in Europa konsequent zurückdrängen.
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4. GRUNDRECHTE VERTEIDIGEN IM DIGITALEN ZEITALTER 

Moderner Datenschutz für alle

Die schockierenden Erkenntnisse über das massenhafte Ausspä-
hen unserer Kommunikation durch Geheimdienste sind noch sehr 
frisch. Zur Aufklärung dieser Ausspähpraktiken wollen wir einen 
Untersuchungsausschuss im Europäischen Parlament einsetzen. 
Edward Snowden hat durch seine Enthüllungen die notwendi-
ge Debatte über die Arbeit von Geheimdiensten angestoßen. 
Wir treten für einen sicheren Aufenthalt von Edward Snowden 
in Deutschland oder einem anderen europäischen Land ein. Um 
europäische Rechtsstaatlichkeitsgrundsätze zu gewährleisten, 
wollen wir bestehende Datenaustauschabkommen, z. B. zu Flug-
gast- und Bankdaten (PNR und SWIFT), aussetzen und gemäß 
strengsten Datenschutzstandards neu verhandeln. Die geheim-
dienstliche Ausspähung von EU-Institutionen, auch durch EU-
Mitgliedstaaten, verurteilen wir. Wir fordern eine grundsätzliche 
Neuaufstellung der Geheimdienstarbeit von allen Mitgliedstaa-
ten und Verpflichtungen, um gegenseitige Spionageaktionen zu 
beenden.

Wir GRÜNE treten für einen modernen und starken Datenschutz 
in Europa ein. Nur durch ein gemeinsames Vorgehen der EU können 
wir international hohe Standards durchsetzen. Die zukünftige Da-
tenschutzpolitik in Europa muss auf der wissentlichen und expliziten 
Zustimmung zur Datenverarbeitung sowie umfassenden Informa-
tions- und Löschungsansprüchen gegenüber allen Datenverarbei-
terInnen basieren. Nur wenn VerbraucherInnen aktiv einwilligen, 
dürfen ihre persönlichen Daten über die eigentlichen Vertrags-
zwecke hinaus erhoben, verwendet und weitergegeben werden. 
Außerdem müssen datenschutzfreundliche Technik und ebensolche 
Voreinstellungen zum EU-Standard werden. Auch das immer weiter 
verbreitete Einkaufen mit dem Handy muss höchsten Sicherheits-
standards entsprechen. Zudem müssen die Darstellungsmöglich-
keiten von Vertragsbedingungen verbessert werden. Unternehmen 
muss es verboten sein, Daten von EuropäerInnen an Drittstaaten 
weiterzugeben, wenn es dafür keine Grundlage im europäischen 
Recht gibt. Wir wollen das Safe-Harbor-Abkommen (Vereinbarung 
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zwischen der EU und den USA, wonach US-Unternehmen die 
Daten von EU-BürgerInnen unter bestimmten Voraussetzungen 
in den USA verarbeiten dürfen) aufkündigen und neu verhandeln, 
um den europäischen Datenschutz im transatlantischen Austausch 
zu gewährleisten. Gleiches gilt auch für die Fluggast- und Bankda-
tenabkommen, die anlasslose Datensammlung ermöglichen und 
somit nicht mit den Grundrechten der EU-BürgerInnen vereinbar 
sind. Wir treten für eine Stärkung der Datenschutzbeauftragten 
ein, deren Unabhängigkeit EU-vertraglich festgelegt ist. Wir wollen 
BürgerInnenrechte europaweit stärken und kämpfen daher für das 
Ende der Vorratsdatenspeicherung in ganz Europa.

Zur Abwehr von Spionage gegenüber Staat, Wirtschaft und EU-
BürgerInnen sind verbindliche europäische Regelungen auf Grund-
lage der EU-Grundrechtecharta nötig. Es ist nicht hinnehmbar, dass 
einzelne EU-Staaten andere EU-Staaten und EU-BürgerInnen aus-
spionieren. Geheimdienstkontrolle und Spionageabwehr müssen 
auch auf europäischer Ebene stattfinden, um unsere gemeinsame 
Infrastruktur zu schützen. Forschungsprojekte zur unverhältnismä-
ßigen Ausweitung staatlicher Überwachung unter dem Programm 
INDECT dürfen nicht länger gefördert werden. Für die Zulassung 
von zivilen Drohnen in Europa bedarf es klarer grundrechtsschüt-
zender Bedingungen.

Digitaler Aufbruch

Im Februar 2012 sind hunderttausende Menschen in ganz Europa 
auf die Straße gegangen. Sie demonstrierten gegen das ACTA-
Abkommen und die Überwachung des Internets bei der Verfol-
gung von Urheberrechtsverletzungen. Dies zeigt: Es gibt längst 
eine „europäische Öffentlichkeit“ in der Netzpolitik. Zukunftsfä-
hige Breitbandinfrastruktur als Fundament des digitalen Wandels 
ist noch immer ungleich in Europa vorhanden. Deutschland ist al-
lenfalls Mittelmaß. Andere Länder setzen auf Glasfaserinfrastruk-
tur als unumgängliche Zukunftsinvestition. Die EU-Fördermittel 
für den Breitbandausbau wollen wir deshalb stärker an Kriterien 
des gleichberechtigten Zugangs zu den Netzen koppeln und auf 
den flächendeckenden Glasfaserausbau fokussieren. Breitbandin-
ternetzugang ist Teil der Daseinsvorsorge. Die Kommunen sollen 
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hierbei finanziell unterstützt bzw. entlastet werden, ohne jedoch 
eine Zersiedelung zu befördern. Zudem wollen wir EU-weite 
Standards für die Klassifizierung von Breitbandgeschwindigkeiten 
wie auch der Netzneutralität festlegen. Die Netzneutralität, d. h. 
die gleichberechtigte Übertragung von Daten im Internet ohne 
Diskriminierung, gehört europarechtlich verankert. Bestehende 
Hürden bei Frequenzen, wie auch Rechtsunsicherheiten und Haf-
tungsrisiken im Zusammenhang mit offenen Funknetzwerken, 
wollen wir beenden. Hierzu suchen wir pragmatische Wege, wie 
private und gewerbliche AnschlussinhaberInnen Dritten den frei-
en Internetzugang ermöglichen können, ohne für missbräuchli-
che Nutzung in die Mithaftung (StörerInnenhaftung) genommen 
zu werden.

Um Europa als Standort besonders für Start-ups attraktiver 
zu machen, wollen wir den digitalen Binnenmarkt ausbauen und 
neue Businessmodelle besser unterstützen. Hierfür unterstützen 
wir offene Standards (bei staatlichen Aufträgen verpflichtend) und 
lehnen Softwarepatente auch weiterhin ab. Außerdem fördern wir 
freie und offene Software (FOSS).

Unser Ziel ist es, Monopole aufzubrechen und eine faire und 
wirksame Regulierung für Internetfirmen zu finden, z. B. bei Fragen 
des Datenschutzes, des Wettbewerbs und der Besteuerung. Bei 
der anstehenden Überarbeitung des UrheberInnenrechts in der EU 
wollen wir die notwendigen Reformen anstoßen, um einen fairen 
Interessenausgleich zwischen allen Beteiligten zu erreichen. Bei den 
Verwertungsgesellschaften wollen wir europaweit transparentere 
und demokratischere Strukturen durchsetzen. Werbeschaltungen 
auf Internetseiten mit verbotenem Inhalt wollen wir bekämpfen, 
Gewinnerzielung durch Rechtsverletzungen wollen wir stoppen. 
Die transformatorische Nutzung von urheberInnenrechtlich ge-
schützten Werken im definierten nichtkommerziellen Umfang 
wollen wir durch eine neue Ausnahmeregelung (UrheberInnen-
rechtsschranke) im UrheberInnenrecht absichern. Wo der Bereich 
des Nichtkommerziellen verlassen wird und eine kommerzielle 
Nutzung vorliegt, sind die UrheberInnen stets angemessen zu 
vergüten. UrheberInnenpersönlichkeitsrechte sind immer, auch bei 
der Transformation von Werken, zu wahren. Eine weitere Urhebe-
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rInnenrechtsschranke soll die nichtkommerzielle Vervielfältigung 
(offline wie online) gegen angemessene Vergütung ermöglichen. 
Angemessene Kompensationsmöglichkeiten hierfür müssen aus-
gearbeitet werden. Kommerzielle Plattformbetreiber, die von den 
Angeboten urheberInnenrechtlich geschützter Werke profitieren, 
müssen in die angemessene Vergütung mit einbezogen werden. 
Wir unterscheiden „nichtkommerziell“ von „kommerziell“ wie 
folgt: Wird urheberInnenrechtlich geschütztes Material auf einer 
Internetseite oder Plattform direkt angeboten, die in nicht gering-
fügigem Maße Einnahmen durch Spenden, Beiträge von Mitglie-
dern sowie von KäuferInnen oder durch Werbung oder Verlinkung 
hat, so ist dies ein kommerzielles Ausmaß. Neue legale Angebote 
müssen unterstützt und weiter ausgebaut werden. Zudem bedarf 
es sowohl einer Verbesserung des Status für verwaiste Werke als 
auch einer umfassenden Schrankenregelung im Zusammenhang 
von Werken für Blinde wie auch zu Bildungszwecken.

Für die Offenheit und Freiheit des Internets tragen wir auch 
eine globale Verantwortung. Im Einsatz für die Menschenrechte 
sind wir gegen den Export von Überwachungstechnik und -soft-
ware in autoritäre und diktatorische Staaten. Beim Dialog über 
Internet-Governance wollen wir verbindliche Beteiligungsverfahren 
für die Akteure aus Wissenschaft, Wirtschaft, Zivilgesellschaft und 
Verwaltung einführen.
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5.  OFFENHEIT IN EUROPA UND EINE SOLIDARISCHE ASYL-
POLITIK 

Für mehr Reisefreiheit 

Die Personenfreizügigkeit ist eine der größten Errungenschaften 
der EU, die nicht in Frage gestellt werden darf. Die Reise- wie 
auch die Visumfreiheit sind unverzichtbar für Europas BürgerIn-
nen. Sie wirken integrativ und tragen zur Identifikation mit Eu-
ropa bei. Wir lehnen eine Schleifung des Grundrechts auf Frei-
zügigkeit daher entschieden ab. Forderungen nach Ausweisung 
und Wiedereinreisesperren für UnionsbürgerInnen wegen des 
rechtswidrigen Bezugs von Sozialleistungen sind ebenso popu-
listisch wie europarechtswidrig. Soziale Grundrechte müssen 
für alle europäische BürgerInnen in allen Ländern gewährleistet 
werden. Kommunen, die besonders von der Zuwanderung durch 
Niedrigqualifizierte betroffen sind, benötigen Hilfen vom Bund, 
um die neuen ZuwanderInnen menschenwürdig aufnehmen und 
erfolgreich integrieren zu können.

Die innerhalb des Europäischen Sozialfonds speziell ausgewie-
senen Mittel zur Armutsbekämpfung müssen außerdem konse-
quent abgerufen werden, beispielsweise für Sprachförderung und 
für die notwendigen schulischen und anderen Bildungsangebote. 
Den Kommunen soll ein einfacher und zielgerichteter Zugang zu 
diesen Fördermitteln offenstehen. Darüber hinaus setzen wir uns 
für den problemlosen Übergang zwischen den Krankenversiche-
rungssystemen der EU-Staaten ein, ohne dass dieser zu Lasten 
der Kommunen geht.

Die Zuwanderung von Menschen innerhalb der EU sehen wir 
auch als Chance, um die weitere Integration der EU zu fördern. 
Dazu wollen wir eine stärkere Vernetzung zwischen Kommunen 
und Regionen, in denen sich EU-BinnenmigrantInnen ansiedeln, 
und den Kommunen und Regionen, die die Menschen verlassen, 
aktiv fördern und vorantreiben. Wir werden uns für die notwendige 
finanzielle Ausstattung eines solchen Netzwerkes stark machen 
und den Austausch von Erfahrungen, Wissen und Ideen fördern. 
Dabei sollten auch hochqualifizierte EinwanderInnen selbst eine 
wichtige Rolle spielen.
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EU-Länder dürfen künftig an den innereuropäischen Grenzen 
kontrollieren, wenn sie die massenhafte Ankunft von Flüchtlingen 
befürchten. Damit können Mitgliedstaaten, die ihre Grenzen nicht 
komplett gegen Flüchtlinge abdichten, künftig für ihre humanitäre 
Politik bestraft werden. Das hat das Europäische Parlament im 
Sommer 2013 gegen die Stimmen von uns GRÜNEN beschlossen. 
Das Reisen ohne Passkontrollen innerhalb der EU ist aber keine 
nationale Angelegenheit, sondern Sache aller in der EU. Nationale 
Alleingänge bei der Wiedereinführung von Grenzkontrollen leisten 
Populismus Vorschub. Deshalb haben wir GRÜNE immer gefordert, 
dass Grenzkontrollen im Schengen-Raum nur wiedereingeführt 
werden dürfen, wenn es aus gesamteuropäischer und nicht nur 
aus einzelstaatlicher Sicht gute Gründe dafür gibt.

Auch an den Außengrenzen wollen wir keine Systeme wie 
„Smart Borders“, durch die alle Angehörigen von Drittstaaten 
künftig mit Fingerabdrücken bei der Einreise in die EU kontrolliert 
werden sollen – enormen Kosten und schwerwiegenden Eingriffen 
in die Datenschutzrechte von Reisenden zum Trotz. Wir wollen 
einen Neuanfang in der europäischen Grenzpolitik. Anstelle von 
mehr Überwachung und Abschottung wollen wir eine Politik, die 
die Offenheit Europas in den Mittelpunkt stellt. Diese soll gewähr-
leisten, dass Angehörige von Drittstaaten ohne unverhältnismä-
ßige Visarestriktionen, lange Warteschlangen und erniedrigende 
Prozeduren in die EU reisen können.

Wir wollen die europäischen Botschaften zu zentralen Stellen 
für Konsularangelegenheiten für alle EU-BürgerInnen machen. So 
verbessern wir den Service, sparen unnötige Strukturen ein und 
erhöhen die Sichtbarkeit der EU im Ausland.

Einwanderung gerecht und menschenwürdig gestalten 

Europa ist ein Einwanderungskontinent. Auch deswegen ist die 
Migrationspolitik der Europäischen Union dringend reformbe-
dürftig. Wir wollen eine liberale und humane Migrationspolitik in 
Europa, die an den Rechten und Bedürfnissen der MigrantInnen 
ausgerichtet ist und gleichzeitig auf die Interessen der EU- und 
der Herkunftsstaaten eingeht. Um dies zu gewährleisten, muss 
die EU neue Wege für eine legale und dauerhafte Einwanderung 
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schaffen, nicht nur für Hochqualifizierte. Wir wollen eine strategi-
sche Neuausrichtung hin zu einer gemeinschaftlichen und kohä-
renten Migrationspolitik, die an den Rechten von MigrantInnen 
orientiert ist. Wir wollen die Rechte von MigrantInnen stärken 
und ihre Möglichkeiten zur Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
in der EU ausweiten.

Dazu gehört, dass wir den Zugang zum Wahlrecht durch eine 
Einbürgerungsoffensive erleichtern wollen. Wir streben die demo-
kratische Teilhabe aller Menschen an, die längerfristig hier leben. 
Als nächsten Schritt wollen wir das kommunale Wahlrecht auch 
Menschen ohne deutschen Pass oder UnionsbürgerInnenschaft 
eröffnen.

Wir setzen uns dafür ein, dass Menschen auch ohne Aufent-
haltsrecht in allen EU-Mitgliedstaaten Zugang zu einer medizini-
schen Grund- bzw. Notfallversorgung erhalten und dass ihre Kinder 
Schulen und Kitas besuchen können, ohne durch Meldepflichten 
bei Ausländerbehörden abgehalten zu werden.

 Die EU in einen einheitlichen Schutzraum für Flüchtlinge verwandeln 

Unzählige Flüchtlinge sterben an den EU-Außengrenzen. Wer es 
bis in die EU schafft, muss selbst dort befürchten, inhaftiert zu 
werden bzw. in unzumutbare Lebensumstände zu geraten. Wer 
nach einem oft langen, beschwerlichen und gefährlichen Weg 
tatsächlich die Möglichkeit bekommt, einen Asylantrag in der EU 
zu stellen, muss sich bereits glücklich schätzen. Die Chancen, als 
Flüchtling letztlich anerkannt zu werden und ein Aufenthaltsrecht 
zu bekommen, klaffen zwischen den verschiedenen EU-Ländern 
weit auseinander. Die Zustände für Flüchtlinge wurden 2011 so-
gar vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in einem 
EU-Mitgliedstaat als menschenrechtswidrig eingestuft.

Statt die „Festung Europa“ auszubauen, wollen wir einen ein-
heitlichen Schutz für Flüchtlinge. Wir setzen uns für gemeinsame 
und faire Praktiken bei Asylverfahren und eine menschenwürdige 
Aufnahme von Flüchtlingen in ganz Europa ein. Das Europäische 
Asylunterstützungsbüro (EASO) wollen wir mit mehr Kompeten-
zen und Ressourcen ausstatten. Dabei soll das EASO nicht nur 
einen reibungslosen Ablauf der Asylverfahren in und zwischen 

Für ein besseres europa

europawahlprogramm 2014
bünDnis 90/Die Grünen92

M
EH

R
 E

U
R

O
PA

 B
R

A
U

C
H

T 
M

EH
R

 D
EM

O
K

R
A

TI
E

den EU-Staaten gewährleisten, sondern auch für eine zügige und 
faire Bearbeitung sorgen. Es ist ein Unding, dass nur Ablehnun-
gen von Asylanträgen europaweit harmonisiert wurden, positive 
Bescheide mit der Verleihung des Flüchtlingsschutzes aber nicht. 
Dieses Ungleichgewicht im EU-Flüchtlingsrecht wollen wir behe-
ben. Ergänzend zu einem regulären Asylsystem setzen wir GRÜNE 
uns dafür ein, dass eine festgelegte Zahl besonders schutzbe-
dürftiger Flüchtlinge in allen Mitgliedstaaten aufgenommen wird 
(„Resettlement“). Hier muss die EU-Kommission eine stärkere 
Koordinierungsrolle übernehmen, und die Mitgliedstaaten müssen 
mehr Schutzbedürftige aufnehmen. Wir haben erfolgreich für die 
Einrichtung eines Joint EU Resettlement Programme gekämpft und 
erreicht, dass zusätzliche Mittel für humanitäre Notfallmaßnah-
men, wie z. B. für syrische Flüchtlingslager, bereitgestellt wurden.

Im Kapitel „Verantwortung für eine solidarische Welt“ machen 
wir Vorschläge zu einer fairen Grenzpolitik.

Für eine humane Asylpolitik 

Flüchtlinge können zurzeit nur dort einen Antrag auf Asyl stel-
len, wo sie zum ersten Mal europäischen Boden betreten haben 
(Dublin-III-Abkommen). Dies führt dazu, dass EU-Länder, insbe-
sondere an den Außengrenzen, vor allem auf Flüchtlingsabwehr 
anstatt auf Flüchtlingsschutz setzen. Sie werden mit der Verant-
wortung für Schutzsuchende alleingelassen. Auch die jüngste 
Reform der Dublin-Verordnung hält an diesem System fest. Die 
Bedürfnisse der Flüchtlinge und Verbindungen zu Angehörigen 
in anderen Mitgliedstaaten bleiben zudem unberücksichtigt. 
Wir wollen daher die Dublin-III-Verordnung abschaffen und er-
setzen durch ein faires System für Schutzsuchende. Wir wollen, 
dass Flüchtlinge in dem Land Asyl beantragen können, in dem 
sie Anknüpfungspunkte wie familiäre Bindungen oder besondere 
Sprachkenntnisse haben. Alle Mitgliedstaaten müssen gemeinsa-
me Verantwortung für die Aufnahme von Flüchtlingen überneh-
men. Auf EU-Ebene müssen wirksame Solidarmaßnahmen für die 
Mitgliedstaaten etabliert werden, die besonders viele Flüchtlinge 
aufnehmen. Unser Ziel ist die Verwirklichung eines europäischen 
Flüchtlingsschutzraums mit EU-weit einheitlichen und hohen 
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Standards für die Unterbringung und den Schutz von Flüchtlin-
gen. Die EU-Kommission muss endlich konsequent ihre Möglich-
keiten nutzen, um die gemeinsamen Standards in allen Mitglied-
staaten durchzusetzen. Schlupflöcher und Ausnahmeregelungen, 
die Asylschnellverfahren oder die systematische Inhaftierung von 
Schutzsuchenden erlauben, wollen wir abschaffen.

Als Sofortmaßnahme fordern wir, dass keine Flüchtlinge mehr 
in Mitgliedstaaten zurückgeschickt werden, die aufgrund ihrer 
geografischen Lage oder strukturellen Defizite im Asylsystem über-
fordert sind. Kein Flüchtling darf in eine so katastrophale Situation 
geraten wie derzeit die Lampedusa-Flüchtlinge, die weitgehend 
rechtlos durch Europa ziehen und einen Ort zum Leben suchen.

In der Eurodac-Datenbank sind die Fingerabdrücke aller Asyl-
suchenden in der EU gespeichert. Sie ist der Schandfleck des neu-
en europäischen Asylsystems. Sie stellt Asylsuchende künftig in 
eine Ecke mit Kriminellen. Bisher dürfen darauf nur Asylbehörden 
zugreifen, um Flüchtlinge eindeutig zu identifizieren. In Zukunft 
bekommt auch die Polizei Zugriff auf die Datenbank – aber für 
einen ganz anderen Zweck: zur Verbrechensbekämpfung, um 
Fingerabdruckspuren von Tatorten mit den Fingerabdrücken von 
Asylsuchenden abzugleichen. Wir GRÜNE lehnen Eurodac nach 
wie vor ab. Der Polizeizugriff auf die Datenbank stellt einen wei-
teren, inakzeptablen Missbrauch von Eurodac dar, dem wir uns 
entschieden entgegenstellen.

Für ein besseres europa

europawahlprogramm 2014
bünDnis 90/Die Grünen94

 
V

ER
A

N
TW

O
R

TU
N

G
 F

Ü
R

 E
IN

E 
SO

LI
D

A
R

IS
C

H
E 

W
EL

T

D.  VERANTWORTUNG FÜR EINE 

SOLIDARISCHE WELT

 
Wir wollen eine Europäische Union, die sich weltweit für Frie-
den, globale Gerechtigkeit und Klimaschutz einsetzt. Mit verein-
ten Kräften kann es gelingen, unsere Lebensweise nachhaltiger 
zu gestalten, Abrüstung voranzubringen, die Menschenrechte 
zu stärken und Hunger und Armut zu bekämpfen. Die EU wird 
in einer durch neue Herausforderungen und neue Kraftzentren 
geprägten Welt besser gehört, wenn sie gemeinsam handelt und 
auf andere Staaten zugeht.

Die EU bekennt sich in ihren Verträgen zu einer wertegebun-
denen internationalen Politik. Doch der Unterschied zwischen An-
spruch und Wirklichkeit ist eklatant. Die EU will Frieden fördern 
und gehört doch zu den größten Waffenlieferanten. Ihre Entwick-
lungszusammenarbeit bekämpft Hunger und Armut, doch zugleich 
zerstört ihre Agrarpolitik die Lebensgrundlage vieler Menschen 
außerhalb der EU. Europa bekennt sich zu den Menschenrechten, 
doch an den Außengrenzen sterben unzählige Flüchtlinge. Die 
Mitgliedstaaten der EU sind bei vielen außen- und sicherheitspoliti-
schen Themen gespalten und finden zu keiner gemeinsamen Politik. 
Wir möchten dazu beitragen, diese Widersprüche zu überwinden.

Wir wollen die EU als Zivilmacht, die sich für Abrüstung einsetzt 
und deren Mitgliedstaaten keine Waffen an Diktaturen und in 
Krisengebiete liefern. Wir treten ein für das Gewaltmonopol der 
Vereinten Nationen (VN). Unsere friedenspolitischen Grundüber-
zeugungen gründen sich auf der Stärkung des Rechts statt auf dem 
Recht der Stärkeren. Unser Kompass sind Frieden, Demokratie und 
die Menschenrechte. Diesen Zielen zu folgen, bedeutet der europä-
ischen Verantwortung für eine solidarische Welt gerecht zu werden.

Die Klima-, Hunger- und Finanzkrise machen deutlich, welche 
fatalen Auswirkungen Märkte ohne Leitplanken und ein allein am 
Profit ausgerichtetes Wirtschaftssystem haben. Wir brauchen Re-
geln für die Wirtschaft und eine EU, die sich für eine Stärkung der 
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 Menschenrechte und eine ambitionierte Entwicklungszusammenar-
beit einsetzt. Es ist eine Frage von Solidarität und Gerechtigkeit, in-
ternational für Klima- und Umweltschutz zu streiten. Die Verschmut-
zung und Zerstörung unserer Umwelt bedeutet die Vernichtung von 
Lebensgrundlagen und Gesundheit. Dies trifft arme Menschen und 
Länder am härtesten. Wir wollen die EU erneuern, um diesen Fehl-
entwicklungen entgegenzutreten. Die EU ist unsere Antwort auf die 
Frage nach einer gerechten Gestaltung der Globalisierung.

Die Europäische Union war und ist als Friedensprojekt nach 
innen erfolgreich. Nach den blutigen Kriegen im ehemaligen Ju-
goslawien bietet sie heute den Menschen dort eine Perspektive, 
in Frieden und Freiheit zu leben. Daher ist die EU gefordert, an 
einer Erweiterungsperspektive für weitere Staaten, einschließlich 
der Länder der Östlichen Partnerschaft, festzuhalten, wenn sie 
die Entwicklung von Demokratie, Menschenrechten und guten 
ökologischen und sozialen Standards in ihrer Nachbarschaft vor-
anbringen möchte. Die Erweiterung ist ein Beitrag dazu, Europa 
zusammenzuhalten.

Entscheidungen in der Handelspolitik haben weitreichende Aus-
wirkungen in Europa und in der Welt. Wir wollen die Handelspolitik 
aus ihrem Hinterzimmer holen, damit die Parlamente und die Bür-
gerInnen mitentscheiden können, ob Genfood oder Chlorhühner 
wirklich ohne Einschränkungen importiert werden sollen.

Wir sind in Europa zu Hause, und wir wollen gute Nachbarn 
sein. Das betrifft sowohl die Länder im Osten Europas als auch 
die Staaten des südlichen Mittelmeeres. Doch gegenüber vielen 
Menschen tritt die EU nicht als gute Nachbarin, sondern als schwer-
bewaffnete Grenzpolizistin auf. Die Leidtragenden sind Menschen, 
die Schutz vor Verfolgung suchen. Es bedarf gefahrenfreier und 
legaler Einreisemöglichkeiten, damit Menschen nicht auf lebens-
gefährliche Fluchtwege gedrängt werden. Ebenso wollen wir die 
Situation der Menschen vor Ort verbessern und so Ursachen für 
Flucht bekämpfen.

GRÜN macht den Unterschied: Wir haben in der Handels- und 
Entwicklungspolitik wichtige Erfolge erreicht. Das Europäische 
Parlament fordert auf unsere Initiative hin endlich verbindliche 
Sozial- und Mindeststandards in Handelsabkommen sowie über-
prüfbare Menschenrechtsklauseln. Im Europäischen Auswärtigen 
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Dienst haben wir eine Menschenrechtsbeauftragte durchgesetzt 
und die zivile Konfliktbearbeitung gestärkt.

1. GEMEINSAM FÜR GLOBALE GERECHTIGKEIT 

Europäische Entwicklungszusammenarbeit voranbringen 

Die grüne Zielsetzung ist klar: Wir kämpfen gegen Strukturen, 
die zu globaler Ungleichheit, Diskriminierung, Hunger, Armut und 
verantwortungsloser Umweltzerstörung führen. Auf dem Weg 
dahin brauchen wir eine bessere Entwicklungszusammenarbeit.

Gegenwärtige Weichenstellungen in der europäischen Agrar-, 
Handels-, Migrations- und Ressourcenpolitik laufen den Zielen 
einer globalen nachhaltigen Entwicklung zuwider. Um zu verhin-
dern, dass europäisches Milchpulver die Produktion von Milchpro-
dukten auf Jamaika zerstört und Gensojaanbau für europäische 
Massentierhaltung KleinbäuerInnen in Südamerika von ihrem 
Land vertreibt, brauchen wir ein kohärentes Handeln der EU. Wir 
fordern dazu verbindliche sozial-ökologische und menschenrecht-
liche Folgenabschätzungen. Wir streben außerdem an, eine EU-
Beschwerdestelle einzurichten, die auch Menschen außerhalb der 
EU anrufen können, wenn europäische Politiken und in Europa 
ansässige Unternehmen sowie deren Tochterunternehmen und 
Zulieferer bei ihnen Schaden anrichten. Eine gerechtere Welt erfor-
dert auch durchgreifende Reformen vor Ort. Viele dieser Reformen 
müssen diese Länder selbst angehen, aber sie dürfen nicht durch 
eine fehlgeleitete deutsche oder europäische Politik unterminiert 
werden. Zum Beispiel hat auch die internationale Drogenpolitik 
nicht nur eine sicherheits- und gesundheitspolitische Dimension, sie 
hat auch Auswirkungen auf Entwicklungs- und Friedenspolitik. Eine 
allein auf Repression setzende Verbotspolitik konterkariert auch 
die Bemühungen der europäischen Entwicklungszusammenarbeit.

Wir wollen die europäische Entwicklungszusammenarbeit zu ei-
nem Kooperationsinstrument für die Verbesserung der sozialen und 
ökologischen Lebensbedingungen entwickeln. Verantwortliches 
Handeln innerhalb der EU muss einhergehen mit einem nachhal-
tigen Entwicklungspfad für alle Länder. Nur so erreichen wir eine 

Für ein besseres europa

europawahlprogramm 2014
bünDnis 90/Die Grünen 97

 
V

ER
A

N
TW

O
R

TU
N

G
 F

Ü
R

 E
IN

E 
SO

LI
D

A
R

IS
C

H
E 

W
EL

T

weltweite angemessene Angleichung von Lebensstandards und 
Ressourcenverbrauch. Die EU muss sich dafür einsetzen, dass Nach-
haltigkeit im Zentrum der zukünftigen Entwicklungsziele der VN 
steht. Erfolgreiche Entwicklungszusammenarbeit verlangt stärkere 
Mitbestimmung und Kooperation. Die sogenannten neuen Geber 
sollten nicht als Konkurrenten, sondern als Partner für die globale 
Entwicklung wahrgenommen werden. Entwicklungszusammen-
arbeit gelingt nur, wenn auch die Frauen aktiv in die Entwicklung 
und Gestaltung des Landes einbezogen werden. Das setzt die 
Durchsetzung von Frauenrechten und das aktive Empowerment 
von Frauen voraus. Projekte der Entwicklungszusammenarbeit 
müssen nach den Prinzipien des Gender-Mainstreaming entwickelt 
und realisiert werden.

Wir begrüßen den großen Anteil von Budgethilfe an der EU-
Entwicklungszusammenarbeit; sie muss aber mit einer Stärkung 
der Rechnungshöfe und Parlamente in den Empfängerländern 
einhergehen. In den meisten Ländern der Welt klafft die Sche-
re zwischen Arm und Reich immer stärker auseinander. Die ver-
gangenen Jahrzehnte haben gezeigt, dass Wirtschaftswachstum 
nicht per se nachhaltig ist und auch nicht zu sozialer Gerechtigkeit 
führt. Darum setzen wir verstärkt auf den Aufbau von sozialen 
Sicherungssystemen und auf die Etablierung von funktionieren-
den Steuersystemen, um die Länder mehr und mehr in die Lage 
zu versetzen, öffentliche Güter aus eigener Kraft zur Verfügung 
zu stellen. Die EU-Mitgliedstaaten haben sich zu einer Erhöhung 
der Entwicklungsfinanzierung auf 0,7 Prozent des Bruttonatio-
nalprodukts bis 2015 verpflichtet. Doch die Umsetzung hinkt den 
Versprechen weit hinterher. Einzelne Mitgliedstaaten kürzen sogar 
die Gelder, und im Finanzplan der EU bis 2020 ist keine Erhöhung 
vorgesehen. Statt beschönigender Worte brauchen wir verbindliche 
überprüfbare Zwischenschritte, um das 0,7-Prozent-Ziel in der EU 
schnellstmöglich zu erreichen. Die wirtschaftlich starken Länder 
der EU stehen hier besonders in der Pflicht und müssen gemeinsam 
vorangehen. Internationale Zusagen müssen eingehalten werden.

Wir unterstützen die Ziele der Entwicklungszusammenarbeit der 
EU, die Erfahrungen der Mitgliedstaaten zu bündeln, die Abstim-
mung untereinander zu erhöhen und Dopplungen zu verhindern. 

Für ein besseres europa

europawahlprogramm 2014
bünDnis 90/Die Grünen98

 
V

ER
A

N
TW

O
R

TU
N

G
 F

Ü
R

 E
IN

E 
SO

LI
D

A
R

IS
C

H
E 

W
EL

T

Hier ist aber noch viel Raum für Verbesserung. Die EU muss viel 
stärker koordinieren. Eine Chance bietet die gemeinschaftliche 
Gestaltung einer neuen Agenda für global nachhaltige Entwick-
lung, die nach 2015 die Millenniumsentwicklungsziele und Ziele 
für nachhaltige Entwicklung in einem kohärenten Politikrahmen 
zusammenführen soll. Mittelfristig wollen wir eine Vergemein-
schaftung der Entwicklungszusammenarbeit.

Schon seit Jahrzehnten leiden etliche Länder des globalen Sü-
dens unter einer nicht tragfähigen Schuldenlast, die durch die 
globale Finanzkrise noch verschärft wurde. Trotz zahlreicher Ent-
schuldungsinitiativen sind viele dieser Länder nach wie vor von 
Schuldenkrisen bedroht. Dabei spielen auch neue staatliche und 
private GläubigerInnen eine zunehmende Rolle. Wir fordern Schul-
denschnitte für die ärmsten Staaten, damit diese ihre Verschuldung 
schnell auf ein nachhaltiges Maß reduzieren können. Außerdem 
wollen wir Steuerbehörden vor Ort stärken, einen globalen Fi-
nanzausgleich diskutieren und einen Insolvenzmechanismus für 
Staaten entwickeln.

Wir setzen uns in der EU und über sie hinaus dafür ein, dass 
bei der humanitären Hilfe die Prinzipien Menschlichkeit, Unpar-
teilichkeit, Unabhängigkeit und Neutralität auch in der Zukunft 
handlungsleitend bleiben. Wir bekennen uns klar zum „Europä-
ischen Konsens zur humanitären Hilfe“ und fordern, dass dieser 
durch die Mitgliedstaaten besser umgesetzt wird. Im Hinblick auf 
die Folgen des Klimawandels setzen wir uns dafür ein, dass die 
Katastrophenvorsorge gestärkt und enger mit der Entwicklungs-
zusammenarbeit verzahnt wird.

Menschenrecht auf Ernährung garantieren 

Jeder siebte Mensch hungert, und das, obwohl weltweit ausrei-
chend Nahrung vorhanden ist. Wir haben die Verantwortung, 
den Hunger auf der Welt zu bekämpfen und das Menschenrecht 
auf Ernährung zu garantieren. Wir setzen uns dafür ein, dass das 
Menschenrecht auf Wasser für alle Menschen umgesetzt wird.

Landwirtschaft muss in der Entwicklungszusammenarbeit eine 
größere Rolle spielen. Viele Länder wurden zur Liberalisierung ihrer 
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Agrarpolitik gezwungen, mit verheerenden Folgen. BäuerInnen 
finden kein Auskommen mehr. Sie können nicht mit den Welt-
marktpreisen konkurrieren, und die Länder bleiben von Nahrungs-
mittelimporten abhängig. Die EU-Politik zementiert Strukturen, die 
unsere Agrarmärkte vor Konkurrenz abschotten und gleichzeitig 
europäische, hoch subventionierte Überschüsse auf den Weltmarkt 
werfen. Wir GRÜNE setzen uns für eine Agrarpolitik ein, die auch 
unsere Partnerländer im Blick hat. Konkret bedeutet das z. B., die 
EU-Exportsubventionen abzuschaffen und die EU-Agrarpolitik so 
zu gestalten, dass nicht durch Dumpingpreise bei Lebensmitteln 
die Märkte in Entwicklungsländern ruiniert werden. Für den Export 
bestimmte Lebensmittel dürfen nicht unterhalb des Weltmarkt-
preises verkauft werden. Subventionen, die zu einem Absinken 
der Weltmarktpreise unter die Produktionskosten führen, gehören 
abgeschafft. Bei Handelsabkommen muss es für Entwicklungslän-
der Schutzklauseln für Agrarprodukte geben; das Menschenrecht 
auf Ernährung muss ein Grundsatz in Handelsabkommen sein. Es 
geht nicht darum, dass die EU die Welt ernährt, sondern dass sich 
die Bevölkerung in armen Staaten selbst ernähren kann. Agrosprit 
verdrängt die Produktion von Nahrungsmitteln, etabliert Mono-
kulturen und beschleunigt die Abholzung von Regenwald. Die EU 
muss ihre Agrospritziele abbauen. In Ländern wie Kambodscha ist 
bereits die Hälfte des fruchtbaren Landes an ausländische Investo-
ren vergeben. Dieser Ausverkauf (Landgrabbing) geht einher mit 
einer Vertreibung der Bevölkerung. Wir wollen die sofortige und 
vollständige Umsetzung der „Freiwilligen Leitlinien zum verant-
wortungsvollen Umgang mit Boden- und Landnutzungsrechten, 
Fischgründen und Wäldern“ der Vereinten Nationen: Europäische 
Unternehmen müssen daran gehindert werden, in anderen Ländern 
Menschenrechte wie das Recht auf Nahrung zu verletzen. Der 
Spekulation mit Nahrungsmitteln wollen wir mit strengen Regeln 
entgegentreten. Europäische Entwicklungszusammenarbeit darf 
Gentechnik weder direkt noch indirekt unterstützen, da diese oft 
die BäuerInnen in die Abhängigkeit von Saatgutkonzernen bringt 
und kein wirksames Mittel gegen den Hunger ist. Stattdessen 
müssen ökologische Anbaumethoden stärker gefördert werden. 
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85 Prozent der weltweiten Fischbestände sind überfischt, dabei 
trägt Fisch in vielen Ländern in hohem Maß zur Ernährungssi-
cherheit bei. Mithilfe der EU-Fischereiabkommen haben europä-
ische Fangschiffe Zugang zu Fischgründen in anderen Ländern. 
Die Achtung der Menschenrechte sowie ökologischer Kriterien 
muss in den Abkommen verankert werden. Vor Abschluss eines 
Abkommens muss nachgewiesen werden, dass keine Überfischung 
verursacht wird.

Mit Energie für Klima- und Umweltschutz 

Wir wollen eine Welt mit sauberen Flüssen und Meeren und ge-
sunden Wäldern. Wir wollen eine Zukunft, in der die Klimaka-
tastrophe ausbleibt. Wir wollen eine Welt, in der kein Mensch 
Angst haben muss vor Atomunfällen oder Kohlestaub, der die 
Gesundheit ruiniert. Dies ist auch eine Frage von Solidarität und 
Gerechtigkeit, denn die Umweltzerstörung trifft arme Menschen 
und Länder am stärksten.

Die Energieversorgung der Zukunft baut auf Sonne, Wind und 
Wasserkraft, auf Effizienz sowie auf eine Einsparung des Energie-
verbrauchs. Hierfür muss sich die EU international starkmachen 
und als Vorreiterin zum Mitmachen bewegen.

Aber nur wer glaubwürdig handelt, kann überzeugen. Deshalb 
muss die EU selbst mit dem Klimaschutz Ernst machen und alle Zu-
sagen aus den internationalen Klimaverhandlungen erfüllen. Umso 
wirkungsvoller kann die EU dann 2015 auf ein verbindliches und 
gerechtes VN-Klimaschutzabkommen drängen. Wir wollen Klima-
Clubs mit Pionieren, die durch ambitionierte Ziele und Politiken 
aufzeigen, wie man klimafreundlich wirtschaftet. So können wir 
neue Dynamik in die internationalen Klimaverhandlungen bringen. 
Wir kämpfen dafür, die globale Erwärmung auf unter zwei Grad 
Celsius zu begrenzen. Zudem bedarf es einer rechtlichen Veran-
kerung des Schutzes von Umwelt- und Klimaflüchtlingen in der 
EU und weltweit.

Wir streben global eine gerechtere Verteilung von Klima-
schutzaufgaben und langfristig gleiche Emissionsrechte pro Kopf 
an. Finanzzusagen der EU-Mitgliedstaaten sind im Interesse der 
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gesamteuropäischen Glaubwürdigkeit transparent und ohne Hin-
tertür-Rechentricks zu erfüllen. Die Europäische Union muss zur 
Vorreiterin werden und für einen verbindlichen Steigerungsplan 
für die internationale Klimafinanzierung bis 2020 eintreten. Die 
ab 2020 jährlich zugesagten 100 Milliarden Euro für Klimaanpas-
sungen müssen bereitgestellt werden. Entsprechend setzen wir uns 
dafür ein, den Green Climate Fund mit den notwendigen Mitteln 
auszustatten. Wir wollen, dass Europa seine Zusagen einhält und 
seinen Beitrag zu den weltweit notwendigen 100 Milliarden Dollar 
leistet.

Erneuerbare Energien sind auf der Erfolgsstraße. Denn sie sind 
sicher, sauber und fördern den Frieden. Wir wollen sie global 
ausbauen und fördern. Alle Menschen sollen Zugang zu Energie-
versorgung haben. Umweltschädliche Subventionen stellen die 
tatsächlichen Kosten der Energieversorgung verzerrt dar. Daher 
sind sie in der EU und global schrittweise abzubauen. Durch Ab-
bau dieser Subventionen würden die realen Kosten der klima-
schädlichen CO²-intensiven Energieträger wie Kohle, Öl und Gas 
in den Preisen widergespiegelt. Dadurch könnten fast 6 Prozent 
der globalen CO²-Emissionen eingespart werden. Auch mit ei-
nem verstärkten Engagement bei der Internationalen Agentur für 
Erneuerbare Energien kann die EU einen sinnvollen Beitrag zum 
globalen Klimaschutz leisten. Bei der Energieversorgung steht für 
uns die Sicherheit für Menschen und Umwelt an erster Stelle. Kata-
strophen wie Tschernobyl und Fukushima haben gezeigt, dass die 
Gefahren der Atomenergie grenzüberschreitend sind und darauf 
hingewirkt werden muss, aus dieser Technologie zügig weltweit 
auszusteigen. Wir treten ebenso ein gegen die Förderung fossiler 
Energieträger durch das umstrittene Fracking, das weltweit die 
Lebensgrundlagen vieler Menschen und künftiger Generationen 
bedroht und mit den wichtigen Zielen des Klimaschutzes und der 
Energiewende nicht vereinbar ist.

Wir fordern ein weltweites Netzwerk von Meeresschutzgebie-
ten, um die biologische Vielfalt der Ozeane und die Schätze der 
Tiefsee zu schützen. Wir unterstützen das Ziel, im Rahmen des 
Übereinkommens über die biologische Vielfalt bis 2020 mindestens 
10 Prozent der Ozeane als Meeresschutzgebiete auszuweisen. Wir 
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setzen uns gegen den hemmungslosen Abbau von Rohstoffen 
in der Tiefsee, in der Arktis und an Land ein, um einmalige und 
weitgehend unberührte Lebensräume zu erhalten.

Der Plünderung von Urwäldern und Wildtierbeständen muss 
Einhalt geboten werden. Wälder, insbesondere Regenwälder, 
müssen geschützt werden. Sie sind Lebensraum für Menschen, 
einzigartige Tiere und Pflanzen und entscheidend für den Klima-
schutz. Schwellen- und Entwicklungsländer müssen wir hierbei 
besser unterstützen. Internationale Finanzierungsmechanismen 
benötigen starke ökologische und soziale Leitplanken, auch um 
die Menschenrechte und die Rechte indigener Völker zu stärken.

Wegen der Bedeutung und der mangelnden Umsetzung des 
globalen Umweltschutzes muss das Umweltprogramm der Verein-
ten Nationen zu einer eigenständigen Organisation fortentwickelt 
werden.

Für eine gerechte Weltwirtschaftsordnung 

Wir setzen uns für eine Weltwirtschaftsordnung ein, die ökologi-
sche und soziale Notwendigkeiten nicht länger ignoriert, sondern 
in die Lenkung von wirtschaftlichem Handeln mit einbezieht. 
Ohne eine Stärkung der VN sind die globalen Herausforderun-
gen nicht zu bewältigen. Bestrebungen durch Staatenclubs wie 
die G20, die Weltgemeinschaft zu umgehen, erteilen wir eine 
Absage. Entscheidungen von globaler Tragweite gehören unter 
das Dach der VN. In einer echten globalen Partnerschaft sollten 
nicht nur die wirtschaftlich stärksten Staaten entscheiden. Die 
Mehrheit der Weltbevölkerung muss auch in der Weltbank und 
im Internationalen Währungsfonds angemessen vertreten sein.

Die Welthandelsorganisation (WTO) ist blockiert. Die EU-
Kommission treibt jedoch ihre Liberalisierungsagenda außerhalb 
internationaler Foren voran. Bilaterale Freihandelsabkommen sprie-
ßen wie Wildwuchs aus dem Boden. Diese Entwicklung schwächt 
die Verhandlungsposition der ärmeren Länder und läuft einer 
gerechten Weltwirtschaftsordnung zuwider. Wir stehen für eine 
weitreichende Reform der WTO und der internationalen Welt-
handelsordnung. Das beinhaltet eine konsequente Ausrichtung an 
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Menschenrechten, Umweltschutz und nachhaltiger Entwicklung 
sowie mehr Transparenz und Beteiligung von Parlamenten und der 
Zivilgesellschaft bei den Verhandlungen. Es muss ein Moratorium 
für neue Themen geben, die auf die Liberalisierungsagenda der 
WTO gesetzt werden; das betrifft z. B. öffentliche Beschaffung und 
öffentliche Dienstleistungen. Wirtschaftspartnerschaftsabkommen 
mit den Staaten Afrikas, der Karibik und des Pazifiks dürfen nicht 
durch falsche Liberalisierungsvorstellungen der EU geprägt wer-
den. Durch den Abbau von Zöllen und anderen Importschranken 
werden die ohnehin geringen Staatseinnahmen der AKP-Staaten 
erheblich reduziert und die heimischen Industrien, das Handwerk 
und die Märkte mit Billigimporten aus der EU noch stärker belas-
tet als bisher. Die EU will Zölle auf die Importe aus AKP-Staaten 
anheben, wenn sie die Handelsabkommen nicht unterzeichnen. 
Diese Erpressung lehnen wir ab. 

Die EU-Handelspolitik wird geleitet von einem überholten 
Wachstumsbegriff und kurzsichtigen Wirtschaftsinteressen. Wir 
fordern verbindliche Nachhaltigkeitsklauseln in den Abkommen, 
sozial-ökologische und menschenrechtliche Folgenabschätzung 
vor Aufnahme von Verhandlungen sowie nach deren Abschluss 
periodische Überprüfungen ihrer Konsequenzen. Faire Abkommen 
wahren die Menschenrechte und fördern nachhaltige Entwicklung, 
nehmen Ländern des globalen Südens nicht die Macht zur Regu-
lierung und erkennen legitime Schutzinteressen an.

Wir GRÜNE fordern mehr Transparenz und mehr parlamenta-
rische Mitbestimmung in der EU-Handelspolitik, die bisher unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit stattfindet und bei der die Parlamente 
nur Zaungäste sind.

Freihandelsabkommen bergen die Gefahr der Ausweitung 
von Investor-Staat-Klagen. Diese ermächtigen Unternehmen, auf 
schwammigen Rechtsgrundlagen und unter Umgehung der natio-
nalen Rechtssysteme Staaten auf hohe Entschädigungssummen zu 
verklagen, wenn diese demokratisch legitimierte Entscheidungen 
treffen. So wurde Argentinien von einem Unternehmen verklagt, 
weil der Staat nach der Krise die Preise für Wasser senkte, oder 
Deutschland von Vattenfall, weil es den Atomausstieg beschlos-
sen hat. Die Verfahren finden vor intransparenten internationalen 
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Schiedsgerichten statt, die in der Regel zugunsten der Investoren 
entscheiden. Schon die Androhung eines solchen Verfahrens sorgt 
deshalb häufig dafür, dass Staaten Gesetze nicht oder nur aufge-
weicht erlassen. Wir sprechen uns deshalb gegen die Aufnahme 
solcher Investor-Staat-Klagen in Handelsabkommen aus. 

Der laufende Verhandlungsprozess zum Handelsabkommen 
zwischen der EU und den USA (TTIP) ist völlig intransparent. Die 
Verhandlungen werden derzeit unter Ausschluss der Öffentlich-
keit geführt, die nationalen Parlamente sowie insbesondere das 
Europäische Parlament sind nicht ausreichend eingebunden. Bei 
einem Abkommen, das so weitreichende Folgen hat, ist das nicht 
hinnehmbar. 

Freihandel kann die friedliche Zusammenarbeit und Wohlstand 
befördern, wenn er in starke ökologische und soziale Leitplanken 
eingebettet ist. So birgt das geplante Abkommen – ebenso wie 
das zwischen der EU und Kanada (CETA) – sehr große Risiken. 
Wichtige Standards, für die auf der Straße und in den Parlamenten 
lange gekämpft wurde, könnten durch ein solches Abkommen 
ausgehebelt werden – vom europäischen VerbraucherInnen- und 
Umweltschutz bis hin zur Finanzmarktregulierung in den USA. 

Zusammen mit VerbraucherInnenschutzorganisationen und 
NGOs auf beiden Seiten des Atlantiks warnen wir deshalb vor der 
Verschlechterung von Sozial-, Umwelt-, Lebensmittel-, Gesund-
heits- und Datenschutzstandards sowie der VerbraucherInnen-
rechte. Wir haben bereits im Sommer 2013 klare Kriterien und 
Mindestanforderungen an das Verhandlungsmandat der Europä-
ischen Kommission formuliert: Chlorhühner, Hormonfleisch und 
Gentechnik im Essen haben auf dem EU-Markt nichts verloren. Das 
Chemikalienrecht darf nicht durch die Anerkennung schwächerer 
US-Regelungen unterwandert werden. Das Vorsorgeprinzip hat 
für uns Vorrang vor den Interessen von Investoren. Auch darf 
ein solches Abkommen nicht dazu führen, Fracking in Europa zu 
ermöglichen. Wir wollen nicht, dass sich durch das Abkommen der 
Zugang zu Gesundheitsleistungen und die  PatientInnensicherheit 
verschlechtern. Datenschutzstandards wollen wir aus- statt abbau-
en, Finanzdienstleistungen dürfen nicht dereguliert werden. Biopa-
tente oder eine Monopolisierung von Rechten geistigen  Eigentums 
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wollen wir nicht, ebenso wenig eine Aushöhlung der demokrati-
schen Entscheidungsprozesse durch Investor-Staat-Klagen. Die 
öffentlichen Dienstleistungen, insbesondere die Wasserversorgung, 
sollen ebenso ausgenommen werden wie der Agrar- und Lebens-
mittelsektor sowie der Bereich audiovisuelle Medien und Kultur. 

Das Verhandlungsmandat der EU-Kommission beachtet diese 
Bedenken nicht. Wir GRÜNE haben deshalb im Europäisches Par-
lament gegen die Parlamentsresolution zum Verhandlungsmandat 
gestimmt. Wir mobilisieren gegen die jetzige Agenda von TTIP, 
die unsere Prinzipien missachtet. Wir fordern die Aussetzung der 
Verhandlungen und einen kompletten Neustart, auf Basis eines 
transparenten Verfahrens und eines neuen Verhandlungsman-
dates. Wir GRÜNE werden keinem Abkommen zustimmen, das 
europäische Standards und Gesetze untergräbt.

Zu oft verletzen international tätige Unternehmen Menschen-
rechte und halten sich nicht an Arbeits- und Sozialstandards. Sie 
haben in vielen Ländern einen größeren Einfluss auf die Men-
schenrechtslage als staatliche Außen- oder Entwicklungspolitik. 
Menschenrechtsverletzungen, die von Unternehmen begangen 
werden – etwa durch ausbeuterische Arbeitsverhältnisse, massive 
Umweltzerstörungen oder Zusammenarbeit mit menschenrechts-
verletzenden Regimen, haben oft keine rechtlichen Konsequenzen. 
Die EU-Kommission setzt allein auf freiwillige Selbst- oder Schein-
verpflichtungen; das reicht nicht. So werden auch die Wettbe-
werbsbedingungen zum Nachteil fairer Unternehmen verzerrt. 
Notwendig sind daher verbindliche Standards, neue Haftungs-
regelungen und bessere Klagemöglichkeiten in der EU, auch für 
Opfer schwerer Menschenrechtsverletzungen, die von europäi-
schen Unternehmen verursacht wurden. Hierfür wollen wir das 
europäische Zivil(verfahrens)recht überarbeiten, um Entschädigun-
gen für Menschenrechtsverletzungen einklagbar zu machen. Wir 
wollen Unternehmen gesetzlich verpflichten, Transparenz in Bezug 
auf ihre Lieferketten zu schaffen, und unterstützen die jüngsten 
Bemühungen auf EU-Ebene, insbesondere des Europäischen Par-
laments, die sozialen, ökologischen sowie ihre ArbeitnehmerInnen 
betreffenden Offenlegungspflichten für international tätige Groß-
unternehmen zu verschärfen. Zudem wollen wir den Zugang von 
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Fair-Trade-Produkten zum EU-Markt fördern und einer fairen und 
ökologischen Beschaffung den Vorrang geben.

Die bisherige EU-Rohstoffstrategie setzt vor allem auf billigen 
Rohstoffimport. Rohstoffabbau geht oft mit Konflikten, Men-
schenrechtsverletzungen und Umweltzerstörung einher. Wir treten 
ein für faire Rohstoffpartnerschaften und eine deutliche Einsparung 
des Rohstoffverbrauchs sowie für eine effiziente und nachhaltige 
Nutzung bei uns in Europa. Darüber hinaus setzen wir uns für ver-
bindliche soziale, ökologische und menschenrechtliche Standards 
bei Abbau, Weiterverarbeitung und Handel von Rohstoffen ein und 
fordern transparente Verfahren, die auch gegen Korruption und 
Steuerflucht wirken. Die in der EU maßgeblich von uns GRÜNEN 
auf den Weg gebrachten Offenlegungspflichten für Unternehmen 
im Rohstoffbereich müssen auf alle Geschäftsbereiche ausgedehnt 
und um Kriterien für den Nachweis von Konfliktmineralien er-
gänzt werden. Wir wollen die EU zur Vorreiterin für nachhaltiges 
Ressourcenmanagement auf internationaler Ebene machen. Statt 
Entwicklungsländer als billige Rohstofflieferanten zu betrachten, 
gilt es, sie bei der schonenden Nutzung ihres Rohstoffreichtums 
zu unterstützen.
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2. EINE UNION FÜR FRIEDEN UND MENSCHENRECHTE 

EU-Erweiterungspolitik fortentwickeln 

Der zehnte Jahrestag der Osterweiterung ist ein Grund zu fei-
ern und erinnert an eine Erfolgsgeschichte des europäischen 
Friedensprojekts. Doch die Erweiterung ist nicht abgeschlossen. 
Wir GRÜNE stehen zur Erweiterungsagenda, die die Zukunft des 
Westbalkans eindeutig in der EU verortet. Mit den Staaten Mon-
tenegro, Serbien, Mazedonien, Albanien, Kosovo und Bosnien-
Herzegowina steht die EU gemeinsam vor der Herausforderung, 
auf dem Balkan Frieden, Demokratie und wirtschaftliche Ent-
wicklung zu fördern. Dafür ist der Fortgang des Erweiterungspro-
zesses entscheidend. Gleichzeitig hat die EU aus den vergangenen 
Erweiterungen gelernt, in denen Länder zu schnell aufgenommen 
wurden. Die noch immer bestehenden Probleme in Rumänien 
und Bulgarien dienen hierfür als warnendes Beispiel.

Das Beispiel Kroatien zeigt: Nie zuvor lag die Messlatte für den 
Beitritt zur EU so hoch. Es ist richtig, dass die EU Fortschritte bei 
wirtschaftlichen Reformen, der Einhaltung rechtsstaatlicher Prin-
zipien und dem Schutz der Menschenrechte sowie alle weiteren 
Kopenhagener Kriterien vor Beitritt genau prüft. Alle Länder des 
westlichen Balkans sollen die Möglichkeit haben, Mitglied zu wer-
den; dies muss aber nicht gleichzeitig geschehen. Ein Schwerpunkt 
auf dem Balkan sollte die regionale Kooperation und Aussöhnung 
sowie die Lösung aller offenen Grenzfragen sein. Die EU muss 
besonders Bosnien-Herzegowina sowie dem Kosovo, die noch 
einen längeren Weg bis zum Beitritt vor sich haben, zugewandt 
sein und diese Staaten gezielt unterstützen. Dies gilt auch für den 
Beitritt der Türkei. Wir GRÜNE sprechen uns für faire und trans-
parente Beitrittsverhandlungen mit der Türkei mit dem Ziel eines 
Beitritts aus. Derzeit erfüllt die Türkei die Voraussetzungen für 
einen Beitritt nicht, wie die unangemessene Polizeigewalt gegen 
die DemonstrantInnen im Istanbuler Gezi-Park und anderen Teilen 
des Landes, die Einschränkungen der Meinungs- und Pressefreiheit 
und auch der Umgang der Regierung mit dem Korruptionsskandal 
deutlich machten.
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Doch eine glaubwürdige Beitrittsperspektive kann Dynamik in 
die demokratischen und rechtsstaatlichen Veränderungen bringen 
und die Reformkräfte im Land stärken. Rechte, die türkischen 
Staatsangehörigen nach dem Assoziierungsabkommen zustehen, 
wie Visafreiheit und Aufenthaltsrecht in der EU, wollen wir end-
lich umsetzen. Analog soll auch die Ukraine, wo hunderttausende 
Menschen für die Europäisierung des Landes und die Annäherung 
an Europa auf die Straße gingen, eine klare Beitrittsperspektive 
erhalten.

Die EU muss auch anderen potenziellen Beitrittskandidaten auf 
Grundlage überprüfbarer Fortschritte enge, über die bisherigen 
Assoziierungsabkommen hinausgehende Kooperation anbieten.

Die Europäische Union als gute Nachbarin

Für eine gute Nachbarschaftspolitik brauchen wir einen anderen 
Kurs. Oftmals wurden wirtschaftliche Interessen und vermeint-
liche Stabilität vor die Förderung von Demokratie und Men-
schenrechten gestellt. Das war insbesondere bei dem Konzept 
der Mittelmeerunion der Fall. Die EU braucht einen grundsätzli-
chen Neuansatz für den gesamten Mittelmeerraum. Die EU sollte 
Anreize für demokratische Reformen setzen, die einen Mehr-
wert bieten, und nicht bevormunden. Daher setzen wir uns für 
großzügige finanzielle Hilfen, Erleichterungen bei der Visaverga-
be, Marktzugang und Arbeitsmigration ein. Dazu gehört auch, 
Kulturaustausch zu fördern und jungen Menschen umfassende 
Möglichkeiten zu Ausbildung und Studium in der EU zu bieten. 
Diese Angebote brauchen klare Kriterien und Mechanismen der 
Überprüfung, damit nicht erneut autoritäre Regierungen gestützt 
werden. Wir unterstützen demokratische Reformbemühungen in 
Nordafrika und der arabischen Welt. Das Beispiel Ägypten, wo 
sich nach einem hoffnungsvollen Start wieder eine Militärherr-
schaft zu verfestigen droht, zeigt aber auch, dass Demokratisie-
rung ein langer und mit Rückschlägen verbundener Prozess sein 
kann.

Die Östliche Partnerschaft mit den Ländern Moldawien, Ukra-
ine, Belarus, Georgien, Armenien und Aserbaidschan ist einer der 
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Schwerpunkte europäischer Außen- und Nachbarschaftspolitik. 
Die Europäische Union sollte diese Länder und Russland in den 
Bereichen Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte, grenzüber-
schreitende Kooperation, wirtschaftliche Modernisierung, gemein-
same europäische Sicherheit und Reisefreiheit unterstützen. Daher 
fordern wir die Aufhebung der Visumpflicht für die Länder der 
Östlichen Partnerschaft und Russland. Wir wollen die vielfältigen 
Beziehungen zwischen der EU und Russland für die Unterstützung 
von Modernisierung und Demokratisierung nutzen. Mit der Euro-
päischen Nachbarschaftspolitik möchten wir in ganz Osteuropa 
erreichen, dass Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit gestärkt werden und die ehemaligen Sowjetrepubliken 
eigenständig und selbstbestimmt ihre Zukunft gestalten können. 
Im Rahmen eines ökologischen Umbaus der Wirtschaft wollen wir 
zu einer unabhängigen Energieversorgung der osteuropäischen 
Staaten beitragen. Wir stellen uns gegen autoritäre und men-
schenfeindliche Tendenzen, wie sie beispielsweise auch in Russland 
zunehmen. Dazu gehört, eine offene Zivilgesellschaft zu stärken 
und darauf zu drängen, dass diskriminierende Gesetzgebungen 
wie das „Gesetz gegen Propaganda nicht traditioneller sexueller 
Beziehungen“ zurückgenommen werden.

Die EU soll eine aktive, unterstützende Rolle für eine Friedenslö-
sung im Nahostkonflikt einnehmen. Dabei sind die Rechte und die 
Sicherheit Israels und Palästinas gleichermaßen zu berücksichtigen. 
Die unverrückbare und dauerhafte Unterstützung für die Existenz 
und die Sicherheit Israels und seiner BürgerInnen ist Eckpfeiler 
europäischer und deutscher Außenpolitik. Wir sind für die demo-
kratische Stärkung des palästinensischen Staates, die Anerkennung 
durch Europa und die Aufnahme in die VN. Dauerhaften Frieden 
wird es erst durch eine Zwei-Staaten-Regelung auf Grundlage der 
Grenzen von 1967 und ein Ende der Besatzung geben. Vor diesem 
Hintergrund unterstützen wir die fortlaufenden Friedensverhand-
lungen; die EU sollte zu deren erfolgreichem Abschluss beitragen, 
indem sie auf die Interessenlagen beider Seiten einwirkt. 

Europa sollte sich mit mehr Engagement um gute und verläss-
liche Beziehungen zu den Staaten Afrikas bemühen. Die Staaten 
beider Kontinente haben 2007 mit der EU-Afrika-Strategie den 
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Aufbau einer Partnerschaft vereinbart. Von Partnerschaft reden 
reicht nicht. Europa sollte sich stärker bemühen, positive Entwick-
lungen auf seinem südlichen Nachbarkontinent zu unterstützen 
und sicherheitspolitischen Risiken entgegenzuwirken.

China, Indien und Brasilien sind zu neuen Schwergewichten in 
der multipolaren Welt geworden. Die EU betrachtet sie neben den 
USA, Russland und anderen als „strategische Partner“. Ausdruck 
dieser Partnerschaft sollte ein ebenso kooperativer wie kritischer 
Umgang sein, der es erlaubt, gemeinsame Ziele zu erreichen und 
gleichzeitig Differenzen z. B. in Sachen Menschenrechten in einem 
offenen Dialog auf Augenhöhe auszutragen.

Flüchtlinge schützen – Menschenrechte verteidigen 

Zu den größten europäischen Fehlentwicklungen gehört die 
Grenzpolitik der EU. Durch die bisherige Politik sterben jedes Jahr 
tausende Flüchtlinge. Das Menschenrecht auf Asyl fällt vermeint-
lichen Sicherheitsinteressen und populistischer Stimmungsmache 
zum Opfer. Die Militarisierung der Grenzen wird durch Program-
me wie das europäische Grenzüberwachungssystem Eurosur vo-
rangetrieben.

Wir wollen einen Neuanfang in der europäischen Grenzpolitik. 
Anstelle von mehr Überwachung und Abschottung wollen wir 
ein faires Asylsystem schaffen und legale Zuwanderung ermög-
lichen. Statt der einseitig auf Flüchtlingsabwehr ausgerichteten 
EU-Politik und der darauf spezialisierten EU-Grenzschutzagentur 
Frontex wollen wir eine neue europäische Gesamtstrategie für eine 
liberale und menschenrechtsbasierte Grenzpolitik. Der Grenzver-
kehr an den europäischen Außengrenzen muss fair, sicher und 
menschenrechtskonform geregelt werden. Wir sind bestürzt über 
einen Bericht von Pro Asyl, nach dem Schutzbedürftige an der grie-
chischen Grenze mit Gewalt zurückgeschickt wurden. Flüchtlinge 
müssen die Möglichkeit haben, in der EU Asyl zu beantragen. Es ist 
höchste Zeit, die Forderung des Flüchtlingshilfswerks der Vereinten 
Nationen umzusetzen und syrische Flüchtlinge nicht mehr an den 
EU-Grenzen abzuweisen. Die Mitgliedstaaten müssen außerdem 
deutlich mehr Flüchtlinge über das Resettlement-Programm des 
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VN-Flüchtlingshilfswerks aufnehmen. Wir brauchen eine starke 
europäische Kooperation bei der Rettung von Schiffbrüchigen. Die 
Mitgliedstaaten müssen ihrer internationalen Pflicht zur Seenotret-
tung endlich lückenlos nachkommen. Auf dem Meer aufgegriffene 
Flüchtlinge haben das Recht auf Schutz vor Zurückweisung und 
ein faires Asylverfahren an Land. Das muss überall ohne Abstriche 
gelten. Wir sind dagegen, dass Flüchtlingsboote abgedrängt und 
zur Umkehr gezwungen werden.

Auch die zunehmende Zusammenarbeit von EU-Staaten und 
von Frontex mit Drittstaaten beim europäischen Grenzschutz darf 
den Flüchtlingsschutz nicht unterlaufen. Wenn die EU ihre Außen-
grenze in die Nachbarländer verlagert und Flüchtlingsboote von 
Drittstaaten schon beim Ablegen abfangen lässt, betreibt sie eine 
menschenverachtende Abschottungspolitik, die darauf ausgerichtet 
ist, Flüchtlingen um jeden Preis den Zugang zum europäischen 
Schutzraum zu verwehren. Genauso falsch ist es, wenn die EU 
Abkommen zur Rückübernahme von Flüchtlingen mit Ländern 
schließt, die kein funktionierendes Asylsystem haben und in denen 
Flüchtlinge oft nur unter unhaltbaren Zuständen geduldet werden. 
Wir setzen uns für ein sofortiges Ende solcher menschenrechts-
widrigen Praktiken ein.

Stattdessen müssen wir legale Zugangsmöglichkeiten für Asyl-
suchende öffnen, z. B. durch ein humanitäres Visum, das eine 
sichere Einreise in die EU erlaubt, um hier einen Asylantrag zu 
stellen. Es ist eine Schande, dass Menschen erst die gefährliche 
Überfahrt über das Mittelmeer wagen müssen, bevor sie Schutz 
suchen können.

Gegenüber anderen Ländern erwarten wir von der EU einen 
konsequenten Einsatz gegen Todesstrafe und Folter. Wir setzen 
uns ein für Menschen, die wegen ihrer sexuellen Identität, ihres 
Geschlechts, ihrer Religion, Ethnie oder ihrer politischen Ansichten 
diskriminiert und verfolgt werden. Die EU muss den Druck auf 
Staaten erhöhen, die den Einsatz von KindersoldatInnen, Sklaverei 
und Gewalt gegen Frauen sowie LSBTTI nicht ächten. Wir fordern 
die Kommission auf, besonders auf die Anerkennung der Verfol-
gung aufgrund sexueller und geschlechtlicher Identität zu drängen.
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Wir wollen die Bekämpfung des Menschenhandels zur sexuellen 
Ausbeutung und zur Arbeitsausbeutung gleichermaßen vorantrei-
ben. Dies kann gelingen, wenn auch auf internationaler Ebene in 
den Bereichen Strafverfolgung und Opferschutz eng zusammen-
gearbeitet wird. Hilfsstrukturen müssen europaweit vernetzt und 
auf die Unterschiedlichkeit der Opfergruppen, die Identität der 
Opfer und die Art der Delikte zugeschnitten werden. Wir un-
terstützen die EU-Richtlinie zur Verhütung und Bekämpfung des 
Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer; sie muss endlich 
in allen Ländern umgesetzt werden. Neben präventiven Schutz-
maßnahmen ist auch ein uneingeschränkter Zugang der Opfer zu 
Unterstützung und Betreuung sicherzustellen; dazu gehören eine 
sichere Unterkunft, materielle Unterstützung, medizinische Ver-
sorgung, psychosoziale Betreuung und eine Aufenthaltserlaubnis 
insbesondere, aber nicht nur während laufender Gerichtsverfahren. 
Ein dauerhaftes Bleiberecht würde die Aussagebereitschaft der 
Opfer erhöhen und die Strafverfolgung der TäterInnen erleichtern. 
Menschenhandelsopfer, die als ZeugInnen auftreten, brauchen 
ein umfassendes ZeugInnenschutzprogramm. Unterstützung und 
Schutz der Opfer dürfen aber nicht von einer Aussagebereitschaft 
abhängig gemacht werden. Opfer von Menschenhandel dürfen 
auch nicht dafür missbraucht werden, Migration zu begrenzen 
oder selbst gewählte Sexarbeit zu unterbinden. Im Gegensatz zu 
dieser ist Menschenhandel zur sexuellen Ausbeutung eine eklatante 
Menschenrechtsverletzung und eine extrem schwere Straftat. Wir 
werden uns für einen europäischen Fachaustausch zu Zwangs-
prostitution und Menschenhandel einsetzen, der die Entwicklung 
gemeinsamer Strategien voranbringt.

Wir haben uns erfolgreich für eine EU-Menschenrechtsstrategie 
und eineN MenschenrechtsbeauftragteN starkgemacht. Den Men-
schenrechtsschutz wollen wir auch durch eine verstärkte Unterstüt-
zung des Internationalen Strafgerichtshofs und des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte voranbringen.

Für ein besseres europa

europawahlprogramm 2014
bünDnis 90/Die Grünen 113

 
V

ER
A

N
TW

O
R

TU
N

G
 F

Ü
R

 E
IN

E 
SO

LI
D

A
R

IS
C

H
E 

W
EL

T

Vereinte Nationen stärken 

Die EU soll ihren Einfluss in den Dienst der VN stellen. Kein Ak-
teur besitzt mehr Legitimation als die VN, doch sie sind immer 
nur so stark, wie ihre 193 Mitgliedstaaten sie machen. Die VN 
müssen reformiert werden. Deutschland kann dabei vorangehen 
und, statt auf einem deutschen Sitz im Sicherheitsrat zu behar-
ren, unter Einbeziehung Frankreichs und Großbritanniens auf eine 
permanente EU-Vertretung und langfristig auf einen gemeinsa-
men permanenten EU-Sitz drängen. Zugleich kann so ein Zeichen 
für eine umfassende Sicherheitsratsreform gesetzt werden. Die-
se sollte durch mehr Beteiligung von Ländern aus dem globalen 
Süden zu einer ausgewogeneren Zusammensetzung führen. Die 
Vetomöglichkeit im Sicherheitsrat wollen wir langfristig abschaf-
fen und kurzfristig mit einem Begründungszwang belegen. Die 
Generalversammlung wollen wir aufwerten.

Die Fähigkeiten zur zivilen Krisenprävention in den VN, in der EU 
und in der OSZE wollen wir stärken. Die EU hat hier ein besonderes 
Potenzial, das wir verwirklichen wollen. Daher setzen wir uns für 
ein Europäisches Friedensinstitut ein.

Die EU sollte sich engagiert an der Vorbeugung humanitärer 
Krisen und der Friedensförderung beteiligen. Von besonderer 
Bedeutung ist dabei das internationale Konzept der Schutzver-
antwortung, der „Responsibility to Protect“. Sie hat als wichtige 
Säulen die Krisenvorbeugung, die zivile Unterstützung bei Krisen, 
die Reaktion und die nachsorgende Verantwortung für die Frie-
denskonsolidierung. Es geht dabei auch darum, konfliktfördernde 
Maßnahmen zu unterlassen, wie z. B. Waffenexporte in Konfliktre-
gionen. Von besonderer Wichtigkeit für eine wirksame Umset-
zung der Schutzverantwortung ist es, die Beteiligung von Frauen 
zu stärken. Generell muss das Handeln der EU die Stärkung von 
Frauenrechten und die aktive Verhinderung von Gewalt an Frauen 
zum Ziel haben. Wir wollen, dass die EU aktiv zur Umsetzung der 
VN-Sicherheitsratsresolutionen 1325 und 1820 beiträgt, die unter 
anderem die Rechte von Frauen in Konflikten und ihre Beteiligung 
bei der Konfliktbewältigung stärken sowie Vergewaltigungen als 
Kriegsverbrechen anerkennen.
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Sanktionen können ein zielführendes Instrument sein, um gegen 
Verletzungen des Völkerrechts vorzugehen und massive Men-
schenrechtsverletzungen zu stoppen. Mit der Einrichtung eines 
VN-Sanktionshilfefonds wollen wir die Wirksamkeit solcher Sank-
tionen erhöhen. Der Fonds soll die negativen Auswirkungen auf 
Drittstaaten minimieren und die Folgen von Sanktionen humanitär 
verträglich machen. Die Ausgestaltung von VN-Sanktionen muss 
sich zudem streng an menschenrechtlichen Standards orientieren. 
Wir fordern, dass die EU darauf noch entschiedener drängt und 
keine weiteren Namen für die Antiterrorlisten der VN weiterleitet, 
solange sie diesen Standards nicht genügen.

Der Einsatz militärischer Gewalt ist immer ein großes Übel. Es 
kann aber Situationen geben, in denen Militär Frieden absichern 
kann oder ein militärisches Eingreifen notwendig ist, um schwerste 
Menschenrechtsverletzungen oder gar Völkermord zu verhindern 
oder zu stoppen und so der internationalen Schutzverantwortung 
gerecht zu werden. Jedes gewaltsame militärische Eingreifen muss 
an ein Mandat der VN gebunden sein. Es kann nur eine Ultima 
Ratio sein, wenn alle anderen Mittel allein keine Aussicht auf Er-
folg haben, und es muss in einen aussichtsreichen politischen Ge-
samtansatz eingebunden sein. Die Risiken müssen verantwortbar 
sein, und das Handeln der SoldatInnen ist ausnahmslos an das 
Grundgesetz und die Menschenrechte gebunden.

Rüstungsexporte begrenzen

Unternehmen aus EU-Mitgliedstaaten verkaufen nach US-ameri-
kanischen Firmen die zweitmeisten Rüstungsgüter. Deutschland 
hat daran den größten Anteil. Viele dieser Waffen gehen in Kri-
sengebiete, an autoritäre Regierungen, insbesondere die Golfmo-
narchien, und werden zur Unterdrückung von Oppositionellen 
eingesetzt. Vor allem Kleinwaffen landen häufig in den Händen 
von Warlords, Terrorgruppen oder der Mafia. Die EU muss Ein-
fluss dahingehend ausüben, Waffenexporte global deutlich zu 
reduzieren. Die Rüstungsexportpolitik darf nicht an partikularen 
politischen und wirtschaftlichen Interessen ausgerichtet werden. 
Waffenlieferungen in Krisengebiete und an Regime, die schwere 
Menschenrechtsverletzungen begehen, müssen beendet werden.
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Durch den Rückgang von militärischer Beschaffung und sta-
gnierende Ausgaben für Verteidigungshaushalte befinden sich 
große Teile der europäischen Rüstungsindustrie in einer Krise und 
drängen verstärkt auf Export. Letzteres ist für uns nicht akzepta-
bel. Wir wollen die ökonomischen Probleme durch Konversion zu 
ziviler Produktion und nicht durch Export lösen. Es ist notwendig, 
die europäischen Rüstungsindustrien zu verkleinern – insbeson-
dere durch bessere Kooperation zwischen den Mitgliedstaaten. 
Leider hat sich eine Mehrheit im Europäischen Parlament gegen 
unsere Vorschläge zur stärkeren Kontrolle von Rüstungsexporten 
gewandt. Wir werden hierfür in der nächsten Legislaturperiode 
einen neuen Anlauf unternehmen.

Europäische Rüstungsexporte müssen für die Öffentlichkeit und 
das Europäische Parlament transparent und überprüfbar gemacht 
werden. Nur so lässt sich feststellen, ob die Mitgliedstaaten sich 
an die Bestimmungen der EU und des Global Arms Trade Treaty 
halten. Bisher haben Konservative und Liberale restriktive Regeln 
für Güter mit doppeltem Verwendungszweck im Europäischen 
Parlament verhindert. Wir werden uns weiter dafür einsetzen, 
dass Überwachungstechnologie nicht mehr an undemokratische 
Staaten exportiert wird.

 Abrüstungspolitik und Sicherheitskooperation voranbringen 

Unser Ziel ist eine Welt mit immer weniger Waffen. Dagegen ent-
stehen durch Aufrüstung, die Entwicklung neuer Waffentechno-
logien und die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen neue 
Gefahren; sie machen die Welt nicht sicherer.

Die diversen Giftgaseinsätze in Syrien zeigen, dass existierende 
Massenvernichtungswaffen auch eingesetzt werden. Wir begrü-
ßen, dass Syrien jetzt der Chemiewaffenkonvention beigetreten 
ist und die Bestände vernichtet werden.

Aber auch bei den anderen, noch gefährlicheren Massenver-
nichtungswaffen, den Atomwaffen, müssen Abrüstungstaten her. 
Wir setzen uns ein für ein atomwaffenfreies Europa. Dafür müssen 
auch die europäischen Atommächte Frankreich und Großbritannien 
ihren Beitrag leisten und ihre Atomwaffenarsenale abrüsten. Auch 
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die EU als Zivilmacht und Friedensnobelpreisträgerin darf nicht 
selbst zur Atommacht werden. Wir wollen nicht bis zur Überprü-
fungskonferenz des Atomwaffensperrvertrags 2015 die Hände in 
den Schoß legen. Einzelne EU-Staaten können vorangehen: Mit 
einer Strategie kalkulierter einseitiger Vorleistungsschritte können 
einzelne EU-Staaten Impulse für ein atomwaffenfreies Europa und 
für Fortschritte bei der Überprüfungskonferenz geben.

Wir unterstützen die von den Mitgliedstaaten des Atomwaf-
fensperrvertrags anvisierte Konferenz zu einem Nahen Osten frei 
von Massenvernichtungswaffen. Die EU soll in den Verhandlungen 
mit dem Iran weiter eine aktive und konstruktive Rolle einnehmen 
und so zu einer friedlichen Lösung des Konflikts um das iranische 
Atomprogramm beitragen.

Auch gilt es sogenannte „inhumane Waffen“ wie weißen Phos-
phor und Uranmunition endlich zu ächten. Im Europäischen Par-
lament haben wir hierfür eine Mehrheit finden können, doch die 
Mitgliedstaaten verweigern sich. Wir werden uns weiterhin für die 
Umsetzung der Parlamentsresolution starkmachen, die auf dem 
Weg zur Ächtung ein Moratorium der EU- und NATO-Mitglieder 
für Uranmunition sowie die Unterstützung von Opfern und De-
kontaminationsmaßnahmen fordert.

Auch im Bereich der konventionellen Abrüstung stagnieren die 
Prozesse. Es ist überfällig, den Vertrag über Konventionelle Streit-
kräfte in Europa (KSE-Vertrag) wiederzubeleben, der Russland und 
die NATO-Staaten zu Einschnitten in der konventionellen Rüstung 
zwingen würde.

Verantwortlich für die Entwicklung und Herstellung von Waffen 
sind nicht nur die Rüstungsunternehmen selbst. Auch Rentenfonds 
und Versicherungsprodukte spielen eine einflussreiche Rolle im 
Rüstungsmarkt. Durch Banken und Versicherungen bekommen 
Rüstungshersteller finanzielle Mittel, um international geächtete 
Waffen wie Streumunition oder Landminen herzustellen. Deswe-
gen ist auf europäischer Ebene eine Gesetzgebung notwendig, die 
den Unternehmen diese Mittel entzieht.

Wir erleben zurzeit einen Rüstungswettlauf im Bereich von 
Drohnen, deren Einsatz oft mit völkerrechtlichen Verstößen einher-
geht. Wir verstehen den Einsatz von Drohnen für gezielte Tötungen 
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außerhalb bewaffneter Konflikte als eine illegale außergerichtliche 
Tötung. Wir wollen sicherstellen, dass die EU-Mitgliedstaaten ge-
mäß ihren rechtlichen Verpflichtungen keine Informationen weiter-
geben, die dazu genutzt werden können, unrechtmäßige gezielte 
Tötungen durchzuführen. Im Europäischen Parlament werden wir 
uns für ein internationales Verbot von vollständig autonomen Waf-
fen einsetzen.

Auch Cyber-Sicherheit und Weltraumpolitik spielen auf euro-
päischer Ebene eine immer größere Rolle. Grüne Politik will durch 
völkerrechtliche Verträge die zunehmende Militarisierung des 
Weltraums und des Internets zunächst begrenzen und langfris-
tig abbauen. Wir wenden uns gegen Pläne, Mittel aus dem EU-
Forschungshaushalt für militärische Forschung auszugeben. Wie 
die Rüstungsproduktion beginnt auch die Rüstungsbegrenzung 
bei der Forschung.

Auch die NATO wollen wir so reformieren, dass sie in eine 
multilaterale Sicherheitsarchitektur integriert werden kann. Mit-
entscheidend für die Zukunft der NATO wird sein, dass sich die 
europäischen NATO-Partner und die USA darin auf Augenhöhe 
begegnen. Grüne Friedenspolitik zielt auch auf eine Stärkung der 
OSZE, denn eine Politik für Frieden in Europa darf sich nicht allein 
auf die EU beschränken. Die OSZE ist die einzige multilaterale 
Sicherheitsorganisation, die den gesamten euroasiatischen Raum 
sowie die USA und Kanada abdeckt.

Nicht zuletzt vor dem Hintergrund des US-amerikanischen 
Lausch- und Spähangriffs auf europäische Institutionen bedarf es 
in der EU einer ernsthaften Debatte über die Gestaltung des trans-
atlantischen Verhältnisses. Bestehende Kooperationsmechanismen 
wollen wir überprüfen und erneuern, z. B. indem wir bestehende 
Datenaustauschabkommen wie PNR und SWIFT aussetzen und 
gemäß strengsten Datenschutzstandards neu verhandeln.

Europäische Friedenspolitik stärken 

Heute ist die Außen- und Sicherheitspolitik der EU durch ein cha-
otisches Nebeneinander von nationalem und zeitlich verspätetem 
europäischem Agieren dominiert. Wir wollen, dass die Außen-
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politik der EU stärker in der Welt gemeinsam agiert, auch weil 
viele unserer Ziele ohne das Instrument einer echten EU-Außen-
politik nur schwer oder gar nicht zu erreichen sind. Eine neu zu 
formulierende gemeinsame außenpolitische Strategie sollte die 
bestehende Europäische Sicherheitsstrategie ablösen und auf 
den Prinzipien der Multilateralität, der Internationalität, der par-
lamentarischen Kontrolle und des Primats des Zivilen basieren. 
Damit sich die Außen- und Sicherheitspolitik der EU nicht nur am 
kleinsten gemeinsamen Nenner orientiert, setzen wir uns auch in 
diesem Bereich für das Prinzip von Mehrheitsentscheidungen im 
Rat ein.

Die EU kann ihre Rolle in der Welt als eine Zivilmacht ausfül-
len, die sich besonders für die Stärkung der Vereinten Nationen 
engagiert. Wir begrüßen, dass die EU zunehmend Aufgaben über-
nimmt und vorrangig zivile VN-Friedensmissionen unterstützt. 
Für uns haben direkt geführte VN-Missionen Vorrang vor EU- 
oder NATO-geführten Einsätzen unter VN-Mandat. Daher sollte 
die EU ihre Fähigkeiten und Möglichkeiten direkt im Rahmen der 
Friedens sicherung der VN einbringen. Wir halten am langfristigen 
Ziel fest, den VN eigene ständige Truppen zu unterstellen, anstatt 
nationale Militärkontingente abzuordnen. Die konstitutive Parla-
mentsbeteiligung bei Auslandseinsätzen der Bundeswehr hat sich 
bewährt und darf nicht geschwächt werden. Auf europäischer 
Ebene setzen wir uns zudem für eine Parlamentsbeteiligung des 
Europäischen Parlaments für militärische Einsätze der EU ein. Wir 
wollen, dass nationale Streitkräfte in der EU weitgehend aufeinan-
der abgestimmt werden. Denn eine möglichst weitgehende Spezia-
lisierung der nationalen Streitkräfte und gemeinsame Beschaffung 
und Nutzung schaffen Synergien und können gesamteuropäisch 
militärische Ausgaben senken. Wir wollen außerdem die Gemein-
same Sicherheits- und Verteidigungspolitik weiterentwickeln und 
die Streitkräfte in Europa integrieren und reduzieren.
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Liebe Bürgerinnen und Bürger der Europäischen Union,

wir laden Sie herzlich dazu ein, an den Europawahlen am 25. Mai 
2014 teilzunehmen. Und wir wollen, dass Sie GRÜN wählen.

Vor 100 Jahren begann der Erste Weltkrieg, und vor 57 Jah-
ren wurde durch die Unterzeichnung der Römischen Verträge der 
Grundstein für die heutige Europäische Union gelegt. Die europäi-
sche Einigung hat den Kontinent von Jahrhunderten Antagonismus 
und Krieg befreit. Sie hat die Menschen zum Sturz von Diktaturen 
und autoritären Regimen ermutigt. Sie hat den wirtschaftlichen 
Umbau in den Mitgliedstaaten im Geiste sozialer Gerechtigkeit 
ermöglicht und uns zu VorreiterInnen für ökologische Nachhal-
tigkeit gemacht. Jede Erweiterung der Union hat unsere Kulturen 
bereichert und gegenseitige Anerkennung ermöglicht. Wir sind alle 
zu einem Teil desselben herausfordernden Projektes geworden. Die 
Entstehungsgeschichte der Europäischen Union ist somit zweifellos 
ein historischer Erfolg. 

Europa steht am Scheideweg

Wir GRÜNE glauben, dass Europa unsere gemeinsame Heimat 
und unsere gemeinsame Zukunft ist. Doch diese Zukunft ist in 
Gefahr. Wenn wir die Errungenschaften der EU erhalten und 
ausbauen wollen, müssen wir jetzt eine grundlegende politische 
Neuorientierung und eine demokratische Erneuerung der EU ein-
leiten. Um unsere gemeinsame Zukunft zu sichern und Europa zu 
stärken, wollen wir es verändern. Deshalb streiten wir für mehr 
Solidarität, Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit. Wenn wir Populis-
mus, Nationalismus oder wirtschaftlichem Chauvinismus Raum 
geben, wird keine Region, kein Land, kein Teil von Europa allein 
Wohlstand erreichen oder sichern können. In einer globalisierten 
Welt haben wir nur durch gemeinsames Handeln eine Chance, die 
vor uns liegenden schwierigen sozial-, umwelt-, wirtschafts- und 
sicherheitspolitischen Herausforderungen zu meistern. Wir brau-
chen faire wirtschaftliche Zusammenarbeit, die unserer Verant-
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wortung gegenüber der Umwelt Rechnung trägt. Wir brauchen 
mehr Solidarität innerhalb unserer und zwischen unseren Nati-
onen. Wir brauchen eine starke Demokratie. Wir müssen unsere 
Werte leben und Freiheiten verteidigen, lokal und international. 

Die Krise verursacht Verunsicherung und Wut – wir wollen Hoffnung 
und Sicherheit schaffen

Neoliberale Deregulierung hat Finanzmärkte hervorgebracht, die 
nur noch von der Gier nach kurzfristigen Profiten getrieben wer-
den und uns in die anhaltende Finanzkrise gestürzt haben. Die 
Krise hat viele soziale, demokratische und wirtschaftliche Errun-
genschaften bedroht oder zunichtegemacht. Als Folge dieser Ent-
wicklung wird die Idee der Europäischen Union durch wachsende 
Frustration, Verunsicherung und auch Wut in Frage gestellt. Die 
Arznei der Austeritätspolitik, die den von der Krise betroffenen 
Ländern seit einigen Jahren verschrieben wurde, hat die soziale 
Spaltung und Ungerechtigkeit befördert und gefährdet das Wohl-
ergehen vieler unserer MitbürgerInnen; sie untergräbt die Mög-
lichkeiten unserer Gesellschaften, sich zu entfalten, und hat die 
Demokratie entscheidend geschwächt. 

Heute sind 25 Prozent aller Menschen in der EU von Armut 
und sozialer Ausgrenzung bedroht. 27 Millionen Menschen sind 
arbeitslos, darunter fast jeder fünfte junge Mensch in der EU. Die 
Verletzlichsten der Gesellschaft zahlen den höchsten Preis für die 
Krise. Es kann nicht überraschen, dass diese Ungerechtigkeit Angst 
und Wut überall auf unserem Kontinent hervorruft. Wir teilen die 
Wut, aber wir wollen sie in Hoffnung verwandeln.

Unser Wirtschaftsmodell ist nicht nachhaltig. Die ökologische 
Krise dauert an. Das andauernde Unvermögen, auf den Klimakon-
ferenzen zu einem globalen Abkommen zu kommen, zeigt, wie 
weit wir davon entfernt sind, einen katastrophalen Klimawandel 
zu verhindern. Kurzfristiges Denken und engstirnige Lobbyinter-
essen geben weiterhin den Ton an. Europa ist unentbehrlich, um 
die nachhaltigere, demokratischere und gerechtere Gesellschaft zu 
schaffen, für die wir uns einsetzen. Man denke nur an Aufgaben 
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wie die Bändigung der Finanzmärkte und globaler Unternehmen, 
die effektive Bekämpfung von Steuerbetrug und Steuerflucht 
oder die europäische Energiewende, um den galoppierenden Kli-
mawandel aufzuhalten. Dies alles sind Beispiele für dringlichen 
Handlungsbedarf, der selbst den größten unserer Mitgliedstaaten 
überfordern würde. Wir brauchen Zusammenarbeit in der EU, um 
für diese Probleme Lösungen zu finden.

Der Umbau, für den wir uns einsetzen, muss mit einer demokra-
tischen Neufindung einhergehen. Wir wollen eine EU als Vorreiterin 
für mehr direkte Demokratie und Beteiligung. Exekutivorgane wie die 
Kommission und die Europäische Zentralbank (EZB) müssen über ihre 
Entscheidungen Rechenschaft ablegen. Die EU muss eine effektive 
Mehr-Ebenen-Demokratie werden, die das Prinzip der Subsidiarität 
achtet und die Diversität zu einem ihrer größten Trümpfe macht.

Ihre Stimme zählt – lassen Sie uns zusammen für eine europäische 
Alternative kämpfen!

Wir wollen Sie bei unserem Kampf für einen wirtschaftlichen, 
politischen und sozialen Umbau, der unseren zukünftigen Wohl-
stand auf nachhaltiger Entwicklung und einer grünen industriel-
len Revolution aufbaut, dabeihaben. Mit kohärenter und nach-
haltiger Politik können neue Investitionen und viele grüne Jobs 
geschaffen werden, die zu guter und fairer Arbeit, gleichem 
Lohn, ArbeitnehmerInnenrechten, steigender beruflicher Mobili-
tät, regionaler Entwicklung und besseren Chancen für kleine und 
mittlere Unternehmen oder soziale Unternehmen beitragen. Wir 
bestehen auf einer europäischen Energiepolitik, die den Klima-
wandel entschärft: „Ja“ zu Erneuerbaren und Energieeffizienz, 
„Ja“ zum Ausstieg aus Atom und Kohle und „Nein“ zu Schiefer-
gas. All das ist Teil unseres Green New Deals.

Wir GRÜNE bleiben verlässliche VerfechterInnen des Umwelt-
schutzes. Helfen Sie uns, gegen die zu streiten, ob rechts oder 
links oder von den Lobbys, die Fortschritte blockieren wollen. 
Wir fordern eine nachhaltigere Landwirtschaftspolitik und haben 
schon bei der Reform der Fischereipolitik der EU eine starke Rolle 
gespielt. Wir sprechen uns für mehr Transparenz und Unterneh-
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mensverantwortung aus. Wir haben uns beständig für Verbrau-
cherInnen- und BürgerInnenrechte eingesetzt. Umweltschutz ist 
auch eine soziale Verantwortung. Wenn die Umwelt zerstört wird, 
dann wird auch die Grundlage für unsere Wirtschaft und unser 
Wohlergehen zerstört.

Wir GRÜNE mobilisieren unter dem Banner der sozialen Gerech-
tigkeit gegen soziale Ausgrenzung und unter dem der Nachhaltigkeit 
gegen Austerität. Wir wollen, dass Sicherheit und Aufstiegschancen 
für die Menschen nicht Sagen aus vergangenen Zeiten werden. Hier 
muss die EU ohne Zweifel die Richtung ändern! Wir wollen Jugend-
arbeitslosigkeit, Obdachlosigkeit, Armut und Hoffnungslosigkeit 
bekämpfen. Wo Mitgliedstaaten sich verweigern oder scheitern, 
können wir gemeinsam als BürgerInnen der Union dies überwinden. 
Lassen Sie uns gemeinsam das soziale Europa aufbauen.

Grundwerte wie Emanzipation, Freiheit und BürgerInnenrechte 
für alle sind in akuter Gefahr. Private und staatliche Massenüberwa-
chung und die Missachtung von Menschenrechten von Minderheiten 
wie MigrantInnen, LGBT+ oder Roma zeichnen ein klares Bild. Wir 
dürfen Diskriminierung aufgrund von Geschlecht, Rasse, Hautfar-
be, ethnischer oder sozialer Herkunft, genetischer Merkmale, von 
Sprache, Religion oder Glaube, einer politischen oder anderweitigen 
Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, von 
Eigentumsverhältnissen, Geburt, Behinderung, Alter, sexueller Ori-
entierung, geschlechtlicher Identität oder irgendeinem anderen Vor-
wand nicht tolerieren. Geschlechtergerechtigkeit ist ein Grundprinzip 
der Europäischen Union. Allerdings gibt es eine beträchtliche Kluft 
zwischen der Anerkennung eines Rechts, dem erreichten rechtlichen 
Fortschritt und seiner Umsetzung. Wir GRÜNE unterstützen einen 
zweigleisigen Ansatz, um Geschlechtergerechtigkeit und Empower-
ment von Frauen zu fördern: Gender-Mainstreaming sowie klare und 
verbindliche Ziele, um auf allen Ebenen Geschlechtergerechtigkeit 
zu erreichen.

Wir brauchen eine Charta für digitale Grundrechte, um unsere 
überlieferten Freiheiten auch im digitalen Zeitalter bewahren zu 
können. Wir haben das Anti-Piraterie-Abkommen (ACTA) mit zu 
Fall gebracht, das unsere Freiheit gefährdete. Wir haben das Recht 
auf Wasser gegen Privatisierungsdruck verteidigt. Solche Kämpfe 
betreffen die Grundwerte Europas.
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Wir GRÜNE wollen die europäische Demokratie neu beleben, die 
durch die Stärke von Lobbys, durch die engstirnige Verteidigung ei-
gener Interessen durch nationale Regierungen, durch ohne demokra-
tische Kontrolle an TechnokratInnen übertragene Macht und durch 
die simplistische Sündenbocksuche von PopulistInnen geschwächt 
worden ist. Das Europäische Parlament muss gestärkt werden und 
Kompetenzen zur Kontrolle der Politik von der Europäischen Kom-
mission, dem Internationalen Währungsfonds (IWF) und der Eu-
ropäischen Zentralbank (EZB) in der sogenannten Troika erhalten. 
BürgerInnenbelange müssen ernst genommen und Möglichkeiten zur 
aktiven Beteiligung durch direkte Demokratie geschaffen werden. Die 
EU muss handeln, wenn es einer gemeinsamen Stimme bedarf, ohne 
dabei die Entscheidungen weiter von den BürgerInnen zu entfernen. 
Das bedeutet auch, exzessives Lobbying zurückzudrängen. Wir wol-
len auch mehr Geschlechterdemokratie: mehr Frauen in europäischen 
Institutionen und in Aufsichtsräten von EU-Unternehmen.

Wir sollten keine Angst haben, unsere Souveränität zu teilen, 
wenn es der einzige Weg ist, sie zu behaupten. Das ist der Fall bei 
der Bankenunion, der Finanztransaktionssteuer und dem Kampf 
für Steuergerechtigkeit und gegen Steuerflucht und Steueroasen. 
Die EU sollte eine Politik der guten Nachbarschaft verfolgen, an 
unseren Grenzen und darüber hinaus. Das beinhaltet Kulturaus-
tausch, gemeinsame Bildungsprojekte und eine offene Tür für neue 
Beitrittskandidaten. Wir bringen globale Gerechtigkeit, fairen Han-
del, den Schutz der Menschenrechte, zivile Konfliktprävention und 
multilaterale Konfliktlösungen voran. Europa muss ein Schutzraum 
für Flüchtlinge sein, keine „Festung Europa“. Ein Europa der globalen 
Verantwortung kommt uns und der Welt zugute. 
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Sie haben die Wahl!

Als das direkt gewählte Sprachrohr der Bürgerinnen und Bürger 
der Europäischen Union verabschiedet das Europäische Parlament 
zusammen mit den nationalen Regierungen Gesetze über Dinge, 
die Ihr tägliches Leben beeinflussen: von Sicherheit am Arbeits-
platz bis zu Innovation und neuen Jobs, vom VerbraucherInnen-
schutz bis zum Umweltschutz, von Nahrungsmittelsicherheit und 
Tierschutz bis zu Datenschutz und Geschlechtergerechtigkeit. Es 
trägt auch zur Finanzierung lokaler und regionaler Projekte für 
nachhaltige Entwicklung und soziale Inklusion bei. GRÜNE ma-
chen einen Unterschied im Europäischen Parlament. Wir wollen 
daran mit noch größerer Kraft weiterarbeiten. Dafür brauchen wir 
Ihre Unterstützung, Ihre Stimme.

Helfen Sie mit Europa zu verändern, wählen Sie GRÜN!
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Stichwortregister

A
Abrüstung 95, 116 f.
ACTA (Anti-Piraterie-Abkommen) siehe Datenschutz
Afrika 43, 104, 109 f.
Agrarpolitik 13, 36 f., 59, 95, 100
Agrosprit 100
Altschuldentilgungspakt 50 f.
Antidiskriminierung 61, 66 f., 82, 84
ArbeitnehmerInnenfreizügigkeit siehe Freizügigkeit
ArbeitnehmerInnenrechte 25, 34, 63, 65 f., 124
Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik 6, 58, 61 f., 67 f.
Armutsbekämpfung 45, 57, 61 f., 90
Artenschutz/-vielfalt 37, 41 f., 43
Artikel-7-Verfahren 76
Asylpolitik siehe Flüchtlingspolitik
Atomausstieg/-energie 9, 21 f., 102, 105
Atommacht 117
Außenpolitik 12, 110, 118 f.
Austeritätspolitik siehe Wirtschaftspolitik

B
Bankenunion, Europäische siehe Finanzpolitik
barrierefreies Europa 30, 61
Beteiligung 27 f., 33, 38, 70, 72 f., 82, 89, 104, 114, 119 
Bildung/Bildungspolitik 7, 16, 25, 28, 48, 62 f., 67 f., 69, 78, 89, 90, 109
Binnenmarkt siehe Wirtschaftspolitik
Biodiversität siehe Artenschutz/-vielfalt
Bisexualität 83 f.
Bürgerinitiative, Europäische siehe Beteiligung
BürgerInnenrechte 6, 81 f., 87, 125
BürgerInnennähe 22, 78
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D
Daseinsvorsorge 62, 64, 70, 79, 87
Datenschutz 13, 35, 71, 86
Demokratie 11 f., 62, 69, 70 f., 72 f., 81, 95 f., 108 f.
digitale Gesellschaft 69, 86 f.
direkte Demokratie siehe Beteiligung
Drogenpolitik 85, 97
Dublin-III-Abkommen siehe Flüchtlingspoilitik

E
EASO (Europäisches Asylunterstützungsbüro) 92
Ehe für gleichgeschlechtliche Paare 84
Einwanderung 12, 91 f.
Emissionshandel siehe Klimaschutz/-politik
Energieeffizienz 17 f., 20 f., 25, 29, 124
Energiewende/Energiepolitik 9 f., 15, 16 f., 22 f., 44, 48, 58, 102, 124
Entwicklungszusammenarbeit 95 f.
ERENE (Europäische Gemeinschaft für Erneuerbare Energien) 22
Erneuerbare Energien 9, 16 f., 22, 25, 29, 49, 102
ESM (Europäischer Stabilisierungsmechanismus) 47, 54, 57
EU-Erweiterungspolitik 108 f.
Euratom-Vertrag 21
Euro 9, 45 f., 47 f., 50 f.
Eurodac 94
Eurojust 81
europäische Öffentlichkeit 72, 87
Europäischer Konvent 12, 62, 69 f., 75
Europäisches Parlament 74
Europol 81
Euro-Rettungspolitik siehe Finanzpolitik
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F
Finanzkrise siehe Finanzpolitik
Finanzpolitik 8, 11, 44, 53, 57, 67
Finanztransaktionssteuer 57, 59, 126
Fischereipolitik 124
Flüchtlingspolitik 92 f.
Fluggastabkommen 86 f., 118
Forschungspolitik 27
Fracking 9, 16, 18, 102, 105
Frauenpolitik 66, 82 f., 98, 114, 125
Freihandelsabkommen der EU mit den USA siehe TTIP
Freizügigkeit 62, 76, 84, 90
Friedenspolitik 97, 118 f.
Frontex 111 f.

G
Gender-Mainstreaming 98, 125
Gender-Budgeting 60, 82
Gentechnik 34, 37, 39 f., 100, 105
gentechnisch veränderte Lebensmittel siehe Gentechnik
Geschlechtergerechtigkeit siehe Frauenpolitik
Gesundheitspolitik 64 f.
Gleichberechtigung/-stellung 82 f.
Green New Deal 10, 44, 48 f., 124
Grundrechte/Grundrechtecharta 45, 61 f., 64 f., 70, 76, 81, 86 f., 90, 125

H
Handelspolitik 96, 104
Haushalt der EU 25 f., 48, 57 f., 69, 82
Homosexualität siehe Lesben und Schwule

I
Infrastruktur siehe Regionalentwicklung/-politik
Inklusion siehe barrierefreies Europa
Internetfreiheit siehe Netzpolitik
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Investitionsprogramm siehe Green New Deal
ITER (International Thermonuclear Experimental Reactor) 28, 59

J
Jugendarbeitslosigkeit 67 f., 125

K
Klimaschutz/Klimapolitik 15 f., 19 f., 24, 31 f., 37, 61, 95, 101 f.
Kohäsionspolitik siehe Regionalentwicklung/-politik
Kohlekraft 9, 16 f., 102, 124
Kommunalpolitik siehe Regionalentwicklung/-politik
Konvent der Bürgermeister 23, 78
Krisenpolitik/Krise 11, 44 f., 67, 70
Kulturpolitik 80
Kunst siehe Kulturpolitik

L
ländlicher Raum siehe Regionalentwicklung/-politik
Landwirtschaft siehe Agrarpolitik
Lebensmittelkennzeichnung 34, 39 f.
Lesben und Schwule 83 f.
Lobbykontrolle siehe Transparenz

M
Massentierhaltung siehe Tierschutz 
Massenvernichtungswaffen 116 f.
Medienpolitik 72, 81
Menschenhandel 113
Menschenrechte 6, 12 f., 67, 75 f., 85, 89, 92, 95 f., 100 f., 108 f., 125 f.
Migration siehe Einwanderung
Minderheitenrechte siehe Grundrechte
Mitbestimmung siehe Beteiligung
Mobilität siehe Verkehrspolitik
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N
nachhaltiges Wirtschaften siehe ökologische Modernisierung
Nachbarschaftspolitik 109 f.
Naher Osten 117
NATO (Atlantisches Bündnis) siehe Sicherheitspolitik
Naturschutz siehe Umweltschutz
Netzpolitik 86 f.

O
Ökologie siehe Umweltschutz
ökologische Modernisierung 10, 15, 58, 68
Open-Data-Prinzip 73
Östliche Partnerschaft siehe Nachbarschaftspolitik
OSZE  (Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit  

in Europa) siehe Sicherheitspolitik

P
Partizipation siehe Beteiligung
Pflegepolitik siehe Gesundheitspolitik
Pressefreiheit siehe Medienpolitik
Produktsicherheit 16, 34 f.

Q
Quotenregelung siehe Frauenpolitik

R
Ratingagenturen 56
Rechtsextremismus 77
Rechtsstaatlichkeit 75, 81, 86, 110
Regionalentwicklung/-politik 23, 77 f.
Regulierung der Finanzmärkte siehe Finanzpolitik
Reisefreiheit 70, 90, 110
Religionsfreiheit 76
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Ressourceneffizienz 24
Rettungspaket/EU-Rettungsschirm siehe Finanzpolitik
Russland 17, 110 f., 117
Rüstungsexporte 115 f.

S
Schengener Abkommen siehe Reisefreiheit
Schuldenabbau/Staatsverschuldung/Schuldenbremse 9 f., 50 f., 54 f. 
Schwule siehe Lesben und Schwule
Sicherheitspolitik 118 f.
Solidarität 46, 60, 62, 96, 101, 122 f.
Sozialpolitik 11 f., 48, 61 f., 75
Steuergerechtigkeit 52 f., 126
Subsidiarität 12, 78, 124
Subventionsabbau siehe ökologische Modernisierung
Suchtpolitik siehe Drogenpolitik
SWIFT-Abkommen siehe Fluggastabkommen
Syrien 116

T
Tierschutz 37, 40 f., 127
Transgender siehe Lesben und Schwule
Transparenz 12, 24, 27, 35, 52, 56, 64, 71, 72 f., 82, 104, 106, 124
TTIP (Transatlantisches Freihandelsabkommen) 38, 80, 105 f.
Türkei siehe EU-Erweiterungspolitik

U
Überwachung siehe Datenschutz
Ukraine siehe EU-Erweiterungspolitik
Umweltschutz/-politik 78, 96, 101 f., 124 f.
UN/UNO siehe Vereinte Nationen
Urheberrecht 87
USA 12, 38, 53, 80, 87, 105, 111, 118
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V
Verbraucherschutz/-rechte 16, 33 f., 55 f., 105, 125
Vereinte Nationen 114 f.
Verkehrspolitik 13, 31 f.
Vorratsdatenspeicherung siehe Datenschutz

W
Waffenexporte siehe Rüstungsexporte
Wahlrecht 72, 92
Währungsunion siehe Euro
Wasserwirtschaft/Wasserschutz 42 f.
Wirtschaftskriminalität 53
Wirtschaftspolitik 44 f., 57 f.
WTO (Welthandelsorganisation) siehe Handelspolitik

Z
zivile Krisenprävention 114, 126
Zivilmacht 95, 117, 119
Zuwanderung siehe Einwanderung
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Dieses Europawahlprogramm wurde auf der 
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